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Editorial

Die Sozialpolitik scheint allenthalben an einem Wendepunkt angelangt. 
Die traditionellen Modelle des Wohlfahrtsstaats, ob sozialdemokratisch 
oder konservativ, leiden unter Verknöcherung, die demographische Ent­
wicklung und neuerdings die »Globalisierung« machen ihnen zu schaffen. 
Quer durch die Parteien in den westlichen Gesellschaften herrscht Einig­
keit, daß der Sozialstaat in einer Krise ist und daß Reformbedarf besteht. 
Im Osten ist mit dem ändert regime auch das alte Wohlfahrtssystem 
zusammengebrochen, der Aufbau eines neuen kann aber -  anders als bei 
Demokratisierung und Privatisierung -  nicht mehr schlicht auf westliche 
Modelle zurückgreifen und unterliegt zudem extrem restriktiven ökono­
mischen Bedingungen. Neue Ideen werden gebraucht, auf beiden Seiten.

In der aktuellen Debatte über die Zukunft des Wohlfahrtsstaats geht es 
um mehr als die klassischen Widersprüche zwischen gesellschaftlichen 
Interessen; auch nicht nur darum, Fehlentwicklungen zu korrigieren. Es 
sind die Voraussetzungen des Wohlfahrtsstaats, die sich grundlegend geän­
dert haben. Zu ihnen gehören vor allem Wirtschaftswachstum und Vollbe­
schäftigung, durch die sich die westlichen Nachkriegsgesellschaften gera­
dezu definierten. Heute haben diese Merkmale ihre Selbstverständlichkeit 
verloren, die Konstanten der nachindustriellen Gesellschaft scheinen Sta­
gnation und Dauerarbeitslosigkeit zu heißen.

Ist damit der Wohlfahrtsstaat obsolet geworden? Ja, sagen die einen, die 
lange auf diesen Moment gewartet haben, um endlich tabula rasa zu 
machen. Sie berufen sich auf ökonomische Sachzwänge: Zuviel Staat und 
zuviel Sicherheit belasten den Standort und lähmen Markt, Initiative und 
Innovation. Nein, entgegnen die anderen, vielleicht müssen wir den Sozial­
staat völlig neu denken und umkrempeln, aber zur Disposition stellen 
dürfen wir ihn nicht: Er sorgt für gesellschaftlichen Zusammenhalt, und die 
in ihm verkörperte soziale Gerechtigkeit ist ein unveräußerlicher Bestand­
teil der europäischen Demokratien geworden; von der Zukunft des Wohl­
fahrtsstaats hängt die Zukunft unserer Demokratie ab.

Jene, die für Demontage plädieren und deren Stimmen nach dem Ende 
des Kalten Krieges besonders laut geworden sind, scheinen vergessen zu 
haben, daß der Westen seinen Sieg über den realen Sozialismus nicht 
zuletzt einer Form von Marktwirtschaft verdankt, die es erlaubt, mehr 
W ohlstand mit mehr Verteilungsgerechtigkeit zu verbinden. Die Vertei-
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diger dieses -  hart erkämpften -  sozialen Fortschritts sehen sich heute 
allerdings mit einer ganzen Reihe von Fragen konfrontiert.

Die Beiträge im vorliegenden Heft stellen solche Fragen, oder stellen 
sich ihnen; und sie versuchen, Antworten zu formulieren -  aus ganz 
verschiedenen Blickwinkeln. Den Hintergrund des Heftes bildet die inten­
sive Diskussion, die sich im Kontext eines 1992 initiierten Forschungsvor­
habens über die sozialen Kosten des Übergangs zur Marktwirtschaft in den 
neuen Demokratien ' entwickelt hat. Es war die Dynamik der jüngsten 
Geschichte und des Gegenstandes selbst, die dieses Vorhaben, an dem 
Wissenschaftler und Politiker aus ganz Europa und den USA beteiligt sind, 
rasch auch auf grundsätzlichere,Ost und West gleichermaßen betreffende 
Probleme der Sozialpolitik stoßen ließ. Das Projekt ist so auch zu einem 
O rt gemeinsamer Neubestim mung des W ohlfahrtsstaats am vielleicht 
kritischsten Punkt seiner Geschichte geworden.

Wien, im Oktober 1996

SOCO -  Social Costs of Economic Transformation in Central Europe, Forschungsprojekt 
des Instituts für die Wissenschaften vom Menschen (IWM), Wien. Wir danken Helen Addison, 
der Projektkoordinatorin, für ihren Rat und ihre Unterstützung.
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R alf Dahrendorf
DIE QUADRATUR DES KREISES 
Freiheit, Solidarität und Wohlstand

I. Zar Verteidigung der Ersten Welt

In ihren besseren Zeiten war die Erste Welt kein schlechter O rt zum Leben. 
Wurde sie jemals als die Erste Welt bezeichnet? Oder diente diese Katego- 
risierung immer nur der Abgrenzung zur inzwischen fast verschwundenen 
Zweiten Welt kommunistischer Unterdrückung und zur Dritten (und 
später auch noch Vierten) Welt der Armut, N ot und Verzweiflung? Wie 
immer es zu dieser Zählung kam, wir sollten die Erste Welt nicht voreilig 
abschreiben. Zu ihrer Blütezeit vereinigte sie drei soziale Tugenden:

-  Volkswirtschaften mit steten Wachstumsraten, die einem großen Teil 
der Bevölkerung ein gutes Auskommen boten, aber auch für jene Chancen 
offenhielten, die noch nicht im Wohlstand lebten;

-  Gesellschaften, die den Übergang vom Status- zum Vertragsdenken, 
von unhinterfragter Abhängigkeit zu einem kritischen Individualismus 
vollzogen hatten, ohne daß dadurch die Gemeinschaften zerstört wurden, 
in denen die Menschen lebten;

-  politische Gemeinwesen, die die Anerkennung der Rechtsstaatlich­
keit mit jenen Möglichkeiten politischer Partizipation verbanden, die wir 
heute als Demokratie bezeichnen, insbesondere mit dem Recht, Regierun­
gen zu wählen und abzulösen.

Man kann mit Recht fragen, wann und wo es solche wohlhabenden, 
zivilisierten und aufgeklärten Länder gegeben hat. Die Versuchung ist 
groß, sich hinter Abkürzungen zu verstecken und auf die oft zitierten 
OECD-Länder zu verweisen, auf die Mitgliedstaaten der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Ich will dieser Versu­
chung widerstehen und Namen nennen. Die Vereinigten Staaten in der Zeit 
von Roosevelt bis Kennedy, und in gewissem Maße auch vorher und 
nachher, sind ein Beispiel. Dutzende von Millionen Menschen auf aller 
Welt träumten davon, in Amerika zu leben, und Millionen nahmen große 
Strapazen auf sich, um den Traum zu realisieren. Die Anziehungskraft, die 
ein Land auf Einwanderer ausübt, ist nicht der schlechteste Index für sein 
soziales Wohlbefinden. Das trifft auch auf andere Länder zu. Großbritan­
nien hatte lange Zeit eine ausgeglichenere Wanderungsbilanz als die Verei­
nigten Staaten -  wenn man von den Iren, den verfolgten Juden und später
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Einwanderern aus den ärmeren Kolonien absieht. Über weite Strecken 
dieses Jahrhunderts gehörte es aber sicherlich zur Ersten Welt, wie wir sie 
hier definiert haben. Das Gleiche gilt für Teile des ehemaligen britischen 
Empires, wie etwa Australien, Neuseeland, Kanada und ein paar kleinere 
über die Welt verstreute Gebiete. Darüber hinaus sind einige europäische 
Kleinstaaten zu nennen: die Schweiz; Schweden und auch die anderen 
skandinavischen Staaten. In den 50er Jahren, als die OEEC, die Organisa­
tion für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit (was in erster Linie 
Wiederaufbau bedeutete), in die O ECD  umgewandelt wurde, gehörte der 
größte Teil Westeuropas bereits zu den »happy few«.

Diese Länder zeichneten sich also, um es nochmals zu sagen, durch hohe 
wirtschaftliche Chancengleichheit, eine Bürgergesellschaft und politische 
Freiheit aus. Um überhaupt ernstzunehmend argumentieren zu können, 
müssen wir allerdings drei große Einschränkungen vornehmen. Allen drei­
en könnte man eine eigene Untersuchung widmen.

Auch in ihren besten Zeiten war die Erste Welt nicht vollkommen. 
Überall wurden Teile der Bevölkerung von ihren Errungenschaften und 
Chancen ausgeschlossen. Die Geschichte der Vereinigten Staaten ist eine 
lange Abfolge von Kämpfen gegen Ausgrenzung -  vom Bürgerkrieg über 
die Bürgerrechtsbewegungen bis zu den sozial Benachteiligten von heute. 
Immerhin war es möglich, die Konflikte weitgehend innerhalb der Institu­
tionen des Landes auszutragen. Und sie wurden nicht nur von den Ausge­
schlossenen selbst ausgefochten; diese hatten Verbündete, etwa im O ber­
sten Gerichtshof. Dennoch war die amerikanische Gesellschaft zu keiner 
Zeit auch nur annähernd vollkommen, was wirtschaftliche Chancen, sozia­
le Gleichberechtigung oder politische Partizipation angeht. Bis heute wird 
(um nur eines von zahlreichen erschreckenden Beispielen zu nennen) der 
amerikanische Präsident von wahrscheinlich nicht mehr als 15 Prozent der 
dem Gesetz nach wahlberechtigten Bevölkerung gewählt.

Die Schwächen der Vereinigten Staaten sind augenfällig; Großbritan­
nien, Australien, die Schweiz oder Schweden sind aber um nichts vollkom­
mener. Ungleichheit in ökonomischer Hinsicht bedeutete, daß für viele 
Menschen der versprochene Bürgerstatus ein unerreichbares Ziel blieb. 
Die sozialen Konflikte waren enorm. Es bedurfte jahrzehntelanger in­
nerer Kämpfe -  Klassenkämpfe, wie man sie damals richtig nannte - , 
um die grundsätzliche Gleichheit aller Menschen in der Gesellschaft 
festzuschreiben. U nd es bedurfte außerdem zweier moderner Kriege, 
denn es gibt, so schrecklich das auch klingt, keine größere soziale Aus­
gleichskraft als einen modernen Krieg, an dem ganze Bevölkerungen teil­
nehmen. Nicht zufällig wurde der Zweite Weltkrieg auch als »totaler 
Krieg« bezeichnet.

Diese Kriege wurden nicht unter den großen Demokratien ausgetragen.
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Einander gegenüber standen zivilisierte und weniger zivilisierte Länder: 
Länder, denen es gelungen war, Chancen in Anrechte für alle umzuwan­
deln, und Länder, die noch nicht so weit waren. Ich hebe diesen Punkt mit 
Absicht besonders hervor und möchte ihn um eine allgemeine These ergän­
zen: Die größte Gefahr für den Frieden geht von Ländern aus, die gerade den 
Übergang vollziehen vom alten Kreislauf aus Armut, Abhängigkeit und 
Unfreiheit zu jenen Lebenschancen, die wir hier der Ersten Welt zuge­
schrieben haben. Wenn Menschen Chancen in Aussicht gestellt werden, 
die sich außer Reichweite befinden, wenn sich die wirtschaftliche Entwick­
lung beschleunigt, die soziale und politische Entwicklung aber nachhinkt, 
entsteht eine Mischung aus Frustration und Unverantwortlichkeit, die 
einen Nährboden für Gewalt darstellt. Diese Gewalt kann individuell und 
ungerichtet sein, sie kann aber auch in kollektive Gewalt gegen die schein­
bar glücklicheren Nachbarn oder die erfolgreicheren Fremden, oder gegen 
beide, Umschlagen. Wirtschaftliche Entwicklung gekoppelt mit politischer 
Demokratie und einer Bürgergesellschaft führt zwar mit großer Wahr­
scheinlichkeit sowohl zu mehr Toleranz innerhalb eines Landes als auch zu 
friedlichen internationalen Beziehungen, doch ist der Weg dorthin voller 
Fallgruben und Versuchungen. Das kaiserliche Deutschland und die indu­
strielle Revolution (um den Titel eines Buches von Thorstein Veblen aus 
dem Jahre 1915 zu zitieren) ist nur ein Beispiel. Wann immer ein vormals 
traditionales Land sich auf diesen Weg begibt, haben die übrigen ebensoviel 
Grund zur Sorge wie zur Hoffnung.

Das bedeutet indes nicht, daß alle anderen zur Armut verdammt wären: 
im Gegenteil. Die zweite Einschränkung meiner Ausgangsthese über die 
Erste Welt ist, daß die Bürgergesellschaft -  der Bürgerstatus -  unverein­
bar ist mit Privilegien. Das gilt sowohl im einzelnen Land -  insofern, als 
Privilegierung immer bedeutet, den Bürgerstatus anderer nicht anzuerken­
nen -  als auch auf internationaler Ebene. Solange ein Teil der Menschheit 
arm ist, und diese Menschen darüber hinaus dazu verurteilt sind, arm zu 
bleiben, weil sie außerhalb des Weltmarktes leben, bleibt Wohlstand über­
all sonst ein ungerechter Vorteil. Solange ein Teil der Menschheit nicht das 
Recht auf soziale und politische Partizipation hat, können die Rechte der 
anderen nicht als legitim angesehen werden. Systematische Ungleichheit -  
im Gegensatz zu vergleichsweise zufälliger Ungleichheit in einem Univer­
sum ohne Barrieren -- ist mit dem zivilisatorischen Anspruch der Ersten 
Welt nicht vereinbar.

Das ist eine moralische Feststellung, aber nicht nur das. Nehmen wir als 
Beispiel die Einwanderungsproblematik. Eine Beschränkung des freien 
Personenverkehrs ist für freie Länder grundsätzlich nicht akzeptabel. 
Trotzdem läßt man gelten, daß etwa die Schweiz die Lebensqualität ihrer 
Bürger gefährden würde, ließe sie es zu, daß sich alle, die es wollen, zu
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denselben Bedingungen in der Schweiz niederlassen können. Was macht 
man also? Man läßt einige ins Land, die einen nützlichen Beitrag leisten 
können, etwa indem sie Arbeiten verrichten, die die Einheimischen ver­
schmähen; doch werden sie damit zu Bürgern zweiter Klasse, die nicht 
wählen dürfen und kurzfristig »nach Hause« geschickt werden können. 
Die meisten werden allerdings erst gar nicht ins Land gelassen; wobei zur 
Umsetzung dieser Politik eine aufwendige Überwachungsmaschinerie ein­
gerichtet werden muß, nicht nur an den Grenzen, sondern auch im Lan­
desinneren. Die demütigenden Erfahrungen, die Asylbewerber in vielen 
Ländern der Ersten Welt machen, blamieren deren zivilisatorischen An­
spruch, und doch gibt es keine einfache Lösung.

Vielmehr gibt es nur eine einzige Lösung, und die ist alles andere als 
einfach: Universalisierung. Die Errungenschaften der Ersten Welt müssen 
auf den Rest der Welt ausgedehnt werden -  ein Prozeß, der gemeinhin als 
Entwicklung bezeichnet wird. Andere sind eher als ich dazu berufen, zu 
diesem umfangreichen Fragenkomplex Stellung zu nehmen. Spätestens 
heute wissen wir mit Sicherheit, daß die wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung gleichermaßen von den Bemühungen des einzelnen Landes ab­
hängt wie von äußerer Hilfe. Wir wissen auch, daß große Länder, vor allem 
in Asien, aber auch in Lateinamerika, sich so erfolgreich auf den Weg der 
wirtschaftlichen Entwicklung begeben haben, daß die Erste Welt beginnt, 
in ihnen eine Bedrohung zu sehen. Wenn man heute von der Dritten Welt 
spricht, meint man zumeist Afrika; und mit Afrika meint man nicht Tune­
sien oder das befreite Südafrika. Entwicklung ist also möglich, und sie 
findet auch statt.

Allerdings ist dieser Prozeß nicht nur voller Risiken, sondern auch 
langwierig, und er beschert der Menschheit wohl die bedrohlichste Phase 
ihrer Geschichte. Die sogenannte Bevölkerungsexplosion; die Gefahren 
militärischer Aggression, potenziert durch die weite Verbreitung hochent­
wickelter Waffen; militanter integrisme (der französische Terminus ist dem 
Begriff »Fundamentalismus« vorzuziehen, weil er die Nicht-Differenzie­
rung zwischen religiösen und weltlichen Belangen unterstreicht); Protek­
tionismus in bezug auf Waren, aber auch auf Menschen -  diese Übel sind 
nur einige der möglichen, und nur allzu oft auch realen, Nebenprodukte 
der frühen Phasen der Entwicklung, und sie werden noch über Generatio­
nen fortbestehen. Über zwei Generationen? Drei Generationen? Auf jeden 
Fall noch sehr lange Zeit. Und dennoch ist dieser Prozeß notwendig, nicht 
weil die Geschichte hier ihre verborgene Hand im Spiel hätte -  ein derar­
tiger Hegelianismus liegt meiner Popperschen Denkweise fern - , sondern 
weil die Werte einer aufgeklärten und zivilisierten Gesellschaft es verlan­
gen, daß Privilegien durch Anrechte für alle ersetzt werden. Und wenn dies 
nicht kraft Zugehörigkeit zu einer Weltbürgergesellschaft geschieht, dann
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zumindest kraft Ausdehnung der Bürgerrechte auf alle Menschen dieser 
Welt.

Fügt man diesen beiden Einschränkungen noch eine dritte hinzu, gestal­
tet sich das scheinbar so strahlende Bild, mit dem ich begonnen habe, noch 
um einiges düsterer. Diese dritte Einschränkung hat nun sehr viel mit Karl 
Popper zu tun, oder auch mit Heraklit lange vor ihm: panta rei -  alles 
fließt, nichts ist von Dauer, nicht einmal die Segnungen des Wohlstands, 
der Bürgergesellschaft und der Demokratie. Aus gutem Grund sprach ich 
von den Errungenschaften der Vereinigten Staaten, Großbritanniens, 
Schwedens und sogar der Schweiz hier öfter in der Vergangenheit. Man hat 
manchmal das Gefühl, daß das goldene Zeitalter vorbei ist; bedroht ist es 
auf jeden Fall. Nachdem ich nun den weiteren Rahmen abgesteckt habe, 
möchte ich mich im Hauptteil meines Beitrags mit diesen Bedrohungen der 
Ersten Welt beschäftigen und daran ein paar bescheidene Vorschläge zur 
Bekämpfung ihrer Auswirkungen -  und vielleicht sogar ihrer Ursachen 
-  anschließen.

Die OECD-Staaten haben, um es ohne jede Beschönigung zu sagen, 
einen Punkt erreicht, an dem die wirtschaftlichen Möglichkeiten ihrer 
Bürger zu perversen Alternativen führen. Um auf den immer größer wer­
denden Weltmärkten wettbewerbsfähig zu bleiben, müssen sie Schritte tun, 
die dem Zusammenhalt der Bürgergesellschaften einen irreparablen Scha­
den zufügen. Sind sie dazu nicht bereit, bleibt ihnen keine andere Wahl, als 
Bürgerfreiheiten und politische Partizipation einzuschränken, was auf 
nichts Geringeres als einen neuen Autoritarismus hinausläuft. Die dring­
lichste Aufgabe der Ersten Welt im kommenden Jahrzehnt wird deshalb 
die Quadratur des Kreises aus Wohlstand, sozialem Zusammenhalt und 
politischer Freiheit sein. Die Quadratur des Kreises ist nun etwas Unmög­
liches; aber man kann sich ihr nähern, und mehr kann ein realistisches 
Projekt für soziales Wohlbefinden (»social well-being«) wahrscheinlich 
auch nicht zu erreichen hoffen.

Vielleicht werden Länder, die nicht zum Kreis der Auserwählten gehö­
ren, als erste einen Ausweg aus diesem Labyrinth finden, obwohl nicht viele 
dafür in Frage kommen. Mexiko oder andere lateinamerikanische Erfolgssto­
ries? Mit großer Wahrscheinlichkeit werden auch sie vom Unbehagen Euro­
pas und Nordamerikas erfaßt werden. Die postkommunistischen Länder 
der ehemaligen Zweiten Welt? Sie haben sichtlich mit allen drei Aufgaben 
zugleich zu kämpfen. Die asiatischen Tiger und Drachen? China? Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt ignorieren sie fast alle die hier formulierte Pro­
blematik, indem sie nach raschem Wirtschaftswachstum in Verbindung mit 
einem starken sozialen Zusammenhalt streben, ohne sich dabei über Ge­
bühr für die Entwicklung von Rechtsstaatlichkeit und politischer Demo­
kratie zu engagieren. Damit sind wir also wieder bei den OECD-Staaten
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-  auch so weit entfernt gelegenen wie Japan wenn wir uns denn mit 
dem hier vorgestellten Projekt grundsätzlich einverstanden erklären.

II. Die Globalisierung -  Zwänge und Alternativen

Man könnte sehr wohl Wirtschaft, Gesellschaft und politisches System 
unabhängig voneinander betrachten, wie es in der Praxis auch oft ge­
schieht. In den OECD-Staaten steht für die Regierungen das Wirtschafts­
wachstum ganz oben auf der Tagesordnung, und ihre jeweiligen Berater -  
Beamte wie Wissenschaftler -  tragen das Ihre dazu dabei, daß andere 
Gesichtspunkte erst gar nicht ins Spiel kommen. Ist Deregulierung die 
Lösung? Ist die Inflation vielleicht doch ein geeignetes Schmiermittel? Wie 
ist die Besteuerung am besten zu handhaben, um das Wachstum zu stimu­
lieren und nicht zu hemmen? Radikale Befürworter des »Ökonomismus« 
-  Wirtschaft als politische Ideologie -  negieren nicht nur soziale Fakto­
ren, sondern diskreditieren sie geradezu. Stammt nicht von einer Premier­
ministerin die Feststellung, daß »es so etwas wie Gesellschaft nicht gibt«, 
weil sie die Menschen dazu bringen wollte, für sich selbst zu sorgen? Doch 
selbst heute, da man Soziologen -  wegen 1968 und allem, was damit 
zusammenhängt -  mit besonderem Argwohn betrachtet, fehlt es der Ge­
sellschaft nicht an Fürsprechern. Wie auch immer, die Auflösung, der 
Zerfall moderner Gesellschaften ist seit nunmehr hundert Jahren ein The­
ma: Anomie, Selbstmorde, Kriminalität; der Zusammenbruch der Familie, 
der Verlust der Religion -  das waren schon Themen, lange bevor »Ge­
meinschaft« wieder ein akzeptabler Begriff wurde. Und was das politische 
System angeht, so befindet sich die Demokratie in einer Krise, seit es so 
etwas wie Politikwissenschaft gibt. »Regierbarkeit« wurde in den 70er 
Jahren ein Thema; aber schon lange vorher zerbrachen sich Wissenschaftler 
und Politiker den Kopf, weshalb sich Menschen, sobald sie arbeitslos 
werden und der Aktienmarkt zusammenbricht, von der Demokratie ab­
wenden.

Diese Überlegungen helfen vielleicht, den Trugschluß zu vermeiden, daß 
alles in der Geschichte einmalig ist. Allerdings ist der entgegengesetzte 
Schluß, nämlich daß die Geschichte sich stets nur wiederholt, nicht weni­
ger gefährlich. In den OECD-Ländern sind wirtschaftlicher, sozialer und 
politischer Wohlstand auf neuartige und beunruhigende Weise miteinander 
verflochten. Der Grund dafür dürfte, mit einem Wort, in der Globalisie­
rung zu suchen sein. Es ist schwierig, und für die meisten sogar unmöglich 
geworden, sich in dieser Welt zu verstecken. Alle Volkswirtschaften sind 
auf einem einzigen riesigen, auf Wettbewerb abgestellten Markt miteinan­
der verflochten, und in allen Ländern ist die gesamte Wirtschaft an den 
grausamen Spielen beteiligt, die auf dieser Bühne aufgeführt werden. Nie-
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mand kann sich dem entziehen, und die Auswirkungen der Globalisierung 
machen sich in allen Bereichen des sozialen Lebens bemerkbar.

Skeptiker werden an dieser Stelle sicherlich die Stirn runzeln und heute, 
in der Mitte der 1990er Jahre, auch weitgehend recht behalten: Noch ist die 
Globalisierung keineswegs total. Ganze Volkswirtschaften, auch etwa die 
chinesische, sind weniger global als national (wenn auch ihr nationaler 
Erfolg zum Teil auf ihre globale Vernetzung zurückzuführen ist). W irt­
schaftsregionen bilden sich heraus, um gemeinsame Märkte oder Freihan­
delszonen zu errichten (wenn das auch eher eine Reaktion auf die neuen 
Kräfte der Globalisierung ist, als daß es sie widerlegte). In den einzelnen 
Ländern scheinen wichtige Bereiche wie Gesundheitswesen oder Schulen, 
wenn nicht der gesamte Bildungsbereich, vom globalen Wettbewerb aus­
genommen zu sein (wenn es auch nicht nur Zufall sein kann, daß die Werte 
einer zunehmend globalen Wirtschaft auch in diese Bereiche Eingang 
gefunden haben). Man könnte sicherlich genügend Argumente finden, um 
zu beweisen, wie unvollkommen die Globalisierung zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt ist, doch ob sie deshalb weniger stark ist, bleibt dahingestellt.

Wie ist es überhaupt zu dieser Globalisierung gekommen, und warum 
gerade jetzt? Die naheliegendsten Erklärungen sind meistens die besten. 
Darüber, ob das Ende des Kalten Krieges Ursache oder Folge der Globali­
sierung war, könnte man vielleicht streiten; die Länder des ehemaligen 
Ostblocks waren wirtschaftlich sicherlich nicht mehr lebensfähig. Ein 
Grund war mit Sicherheit, daß das Konzept der Nation stark an wirtschaft­
licher Bedeutung verloren hat. Dafür sind wiederum die neu entstandenen 
transnationalen Unternehmen verantwortlich, für die es überraschend 
leicht war, sich bis zu einem gewissen Grad auf lokale Bedürfnisse einzu­
stellen, und dies mit einer zunehmend weltweit agierenden strategischen 
Planung und Profitmaximierung zu verbinden. Bezieht man nun noch die 
zwei (zusammenhängenden) »Revolutionen« im Bereich der Informations­
technologie und der Finanzmärkte ein, bietet sich ein wirtschaftliches 
Szenarium, wie es die Welt bisher auch nicht ansatzweise gesehen hat. 
N icht nur in bezug auf Geldbewegungen, sondern ebenso, was Dienstlei­
stungen (zum Beispiel die Buchung von Flügen) und letzten Endes auch 
die Produktion anlangt, verlieren die herkömmlichen physischen Grenzen 
nach und nach ihre Bedeutung. Durch das Zusammenwirken von Politik 
und Technologie, von Marktzwängen und innovativen Organisationsfor­
men entsteht in wichtigen Bereichen des wirtschaftlichen Lebens ein völlig 
neuer Raum, den niemand -  kein Unternehmen, keine Nation -  straflos 
ignorieren kann.

Was bedeutet nun diese Globalisierung? Am wichtigsten ist die Antwort 
auf die Frage, die meist nicht gestellt wird: was bedeutet sie nicht? Zu 
keiner Zeit hat es -  wie Michel Albert uns in seinem Buch Capitalism
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against Capitalism vorführt -  nur eine einzige ökonomische Kultur gege­
ben, nicht einmal innerhalb der Marktwirtschaften. Wir spüren schon 
lange, daß Japan anders ist als Amerika, Deutschland anders als Großbri­
tannien. Und die Unterschiede reichen tief, auch wenn sie schwer greifbar 
sind. Die ganze Welt setzt Japan unter Druck, seine Märkte zu öffnen, 
dabei sind sie nicht zuletzt deshalb so schwer zugänglich, weil es große und 
tief verwurzelte Geschmacksunterschiede gibt und, seien wir ehrlich, die 
japanische Sprache eine Barriere darstellt. Deutschland und Großbritan­
nien sprechen praktisch dieselbe wirtschaftspolitische Sprache, und doch 
entspringen dem britischen Lehrbuch-Kapitalismus und dem deutschen 
Lehrbuch-Korporatismus ganz unterschiedliche Haltungen, vor allem 
auch deshalb, weil es sich im ersten Fall um ein volkswirtschaftliches 
Lehrbuch handelt, und im zweiten Fall um ein politikwissenschaftliches.

Solche kulturellen Unterschiede werden nicht verschwinden. In wel­
chem Maße sie in Zukunft länderspezifisch sein werden, ist vielleicht noch 
die Frage. Immerhin eignet den Regionen, die sich gegenwärtig herauszu­
bilden beginnen, nämlich Europa, N ord- und Südamerika sowie Ost- und 
Südostasien, als Kulturräumen eine gewisse Plausibilität. (Dabei ist auch 
deutlich, daß bestimmte Länder ganz offensichtlich nicht dazugehören, 
wie zum Beispiel Großbritannien nicht zu Europa und Japan vielleicht 
immer weniger zu Asien gehört.) Wie immer die Strukturen aussehen 
werden, die sich in einer noch nicht auskristallisierten, sondern sich kalei­
doskopartig verändernden Welt entwickeln, fest steht, daß die Antworten 
auf die Globalisierung unterschiedlich ausfallen werden, auch wenn der 
globale Markt einige Dinge allen gleichermaßen abfordern wird. Gäbe es 
diese Unterschiede nicht, hätten die Fragen, um die es in diesem Beitrag 
geht, keine Relevanz. Die Quadratur des Kreises aus Wirtschaftswachs­
tum, Bürgergesellschaft und politischer Freiheit ist eine universelle Aufga­
be, aber es wäre leichtsinnig anzunehmen, daß alle sich ihr stellen oder das 
auch nur versuchen. Für die, die es tun, dürfte die Annäherung an die 
Quadratur des Kreises indes möglich sein, ohne daß sie deshalb auf dem 
internationalen M arkt unterliegen müssen.

Welche neuen und unausweichlichen Bedingungen bringt die Globali­
sierung nun aber mit sich? Oder, anders gesagt, was müssen Unternehmen, 
Länder oder Regionen tun, um nicht der Rückständigkeit und Armut 
anheimzufallen? Mehr als alles andere müssen Akteure in der Wirtschaft, 
um dieses M odewort zu verwenden, flexibel sein. Der Begriff der Flexibi­
lität sollte eigentlich etwas Erstrebenswertes bezeichnen, doch steht er für 
viele nur für den Preis, den sie zu bezahlen haben. Der Begriff hat außer­
dem so viele Konnotationen, daß er sich nur schwer auf eine Bedeutung 
festlegen läßt. Dennoch können Unternehmen auf dem Weltmarkt ohne 
ein beträchtliches Maß an Flexibilität nicht bestehen.
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Flexibilität bedeutet in erster Linie die Beseitigung starrer Strukturen. 
Deregulierung und weniger Einmischung seitens der Regierung tragen im 
allgemeinen zu größerer Flexibilität bei; viele würden auch geringere Steu­
erbelastungen für Unternehmen und Einzelpersonen nennen. Zunehmend 
versteht man unter Flexibilität die Lockerung von Beschränkungen des 
Arbeitsmarktes. Arbeitskräfte können leichter eingestellt und entlassen 
werden; die Löhne können sinken oder auch steigen; es gibt immer mehr 
Teilzeitarbeitsplätze und befristete Arbeitsverträge; von den Arbeitneh­
mern wird erwartet, daß sie bereitwillig den Beruf wechseln, den Arbeit­
geber, den Arbeitsort. Auch sie müssen flexibel sein. Ebenso wie natürlich 
die Unternehmer; die idealisierte Figur des Unternehmers mit der Fähig­
keit zur »schöpferischen Zerstörung«, wie Schumpeter sie entworfen hat, 
kommt einem in den Sinn. Flexibilität bedeutet darüber hinaus auch die 
Bereitschaft, technologische Veränderungen anzunehmen und schnell dar­
auf zu reagieren. Im Marketing versteht man unter Flexibilität die Fähig­
keit, sich dort zu engagieren, wo sich eine Chance auftut, sich aber gegebe­
nenfalls auch rasch wieder zurückzuziehen. Das klingt alles sehr vertraut, 
ebenso wie die Schlagwörter, die in diesem Zusammenhang fallen, nämlich 
Strukturanpassung, Effizienzsteigerung, Wettbewerbsfähigkeit und schein­
bar unbegrenzte Produktivitätssteigerung.

Dennoch gibt es weiterhin Alternativen, zwischen denen man sich ent­
scheiden kann. Zumindest gibt es sie theoretisch; in der Praxis ist die 
Wahrscheinlichkeit genauso groß, daß Entscheidungen durch die Umstän­
de, durch Traditionen oder Zwänge herbeigeführt werden. Ich möchte nur 
zwei Beispiele erwähnen, die in diesem Zusammenhang relevant sind. Da 
gibt es einmal die Entscheidung zwischen einer Niedriglohnwirtschaft und 
einer Wirtschaft, die auf qualifizierte Arbeitskräfte setzt. In der Praxis 
werden die meisten Länder einen Mittelweg gehen, doch gibt es wichtige 
Unterschiede in der Akzentsetzung. Niedriglohnwirtschaften sichern sich 
ihren Platz auf dem Weltmarkt, indem sie Mitbewerber unterbieten. Ihre 
Produkte sind billiger, allerdings sind auch ihre Beschäftigten ärmer. Viel­
fach wird dies als der einzige Weg zum Erfolg propagiert; doch spricht alles 
dafür, daß ein derart radikaler Ökonomismus schlichtweg ein Irrtum  ist. 
Hochqualifizierte Arbeitskräfte können ebenso einen Wettbewerbsvorteil 
darstellen. N icht nur, weil dank ihrer hohen Qualifizierung, und nur durch 
sie, technologische Fortschritte erzielt werden, sondern auch, weil trotz 
aller Computerisierung bestimmte Qualitätsprodukte und bestimmte Pro­
duktmerkmale spezialisierte Fähigkeiten und Kenntnisse erfordern. Ab 
einem gewissen Punkt kommt eine hochqualifizierte Arbeitskraft sogar 
billiger als fünf Arbeitskräfte mit niedrigerem Lohn, die man braucht, um 
dasselbe Ergebnis zu erzielen. Was nun die Alternativen angeht, so scheint 
es, daß sich z.B. die Vereinigten Staaten und Großbritannien in Richtung
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Niedriglohn bewegen, während Japan und Deutschland sich für die hohe 
Qualifizierung der Arbeitnehmer entschieden haben.

Eine zweite Alternative ist von der eben genannten nicht ganz unabhän­
gig und noch schwerer zu fassen. Gemeint ist die Entscheidung entweder 
für niedrige Steuern und sonstige Abgaben und entsprechend hohen Ge­
winn auf der einen Seite, oder für hohe Steuern und Abgaben verbunden 
mit niedrigeren Gewinnen auf der anderen Seite. Der Unterschied kann 
insofern investitionsneutral sein, als die fraglichen Mittel sich unterschied­
lich auf, sagen wir, Aktionäre und Arbeitnehmer verteilen, die Investitio­
nen aber konstant bleiben. In der Praxis scheint es so zu sein, daß die 
Variante der niedrigeren Gewinne eher zu langfristigen Investitionen führt 
als die der niedrigen Steuerbelastung. Der Modus der Investitionstätigung 
wird allerdings nicht derselbe sein; bei der Variante der niedrigeren Gewin­
ne werden Banken eher eine größere und der Aktienmarkt eine geringere 
Rolle spielen und umgekehrt. Es wäre interessant, sich auch andere mögli­
che Folgen der beiden Optionen zu überlegen, zum Beispiel hinsichtlich 
der privaten oder öffentlichen Finanzierung von Sozialleistungen. In je­
dem Fall sind hier wichtige Weichenstellungen möglich; und wieder sehen 
wir, daß sich in der Praxis die angloamerikanischen Volkswirtschaften (und 
jene, die ihrem Beispiel -  oder vielleicht auch nur den Empfehlungen in 
ihren Lehrbüchern -  gefolgt sind) für die eine Alternative entschieden 
haben, nämlich niedrige Steuerbelastungen zugunsten höherer Gewinne, 
während Japan und Kontinentaleuropa den entgegengesetzten Weg gehen.

Auch wenn hier von Entscheidungsmöglichkeiten die Rede ist, dürfen 
wir das Wesentliche nicht aus dem Auge verlieren. Die angedeuteten Alter­
nativen sind nur kleinere Variationen des großen Themas der Globalisie­
rung. Die Kräfte der Globalisierung machen sich überall bemerkbar. Der 
Flexibilitätsdruck nimmt ständig zu, mit allen genannten Implikationen. 
Die Entscheidung eines Unternehmens -  oder auch eines Landes, denn 
viele dieser Entscheidungen sind Regierungssache -  für die eine oder 
andere O ption kann bestimmte Folgewirkungen entschärfen und andere 
verstärken; eines kann man aber nicht: sich vom globalen Markt verab­
schieden. Auch der Versuch, um der politischen Ziele eines Diktators 
willen in einem älteren sozioökonomischen Zeitalter zu verharren, muß 
auf die Dauer fehlschlagen, wie sich an Burma oder an Kuba zeigt, und bald 
wahrscheinlich auch an der Nordkorea.

III. Bürgergesellschaft unter Druck

Was bedeutet die Globalisierung für die Bürgergesellschaft? In vielerlei 
Hinsicht stellt sie eine ernstzunehmende Bedrohung dar. Der Begriff »Bür­
gergesellschaft« ist weniger präzis als ein Hinweis etwa darauf, daß die
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Menschen in dieser Gesellschaft zivilisiert miteinander umgehen oder daß 
ihre Mitglieder den Status von Bürgern haben. Die Kernbedeutung des 
Begriffs ist indes sehr präzis. »Bürgergesellschaft« beschreibt die Assozia­
tionen, in denen wir leben und die aus unseren Bedürfnissen heraus und 
auf unsere Initiative hin entstanden sind, und nicht von Staates wegen. 
Manche dieser Assoziationen sind kurzlebig, wie Sportclubs oder politi­
sche Parteien. Andere haben dagegen weit zurückreichende historische 
Wurzeln und bestehen über lange Zeit, etwa Kirchen oder Universitäten. 
Wieder andere sind die Umgebung, in der wir arbeiten und leben -  U n­
ternehmen, lokale Gemeinschaften. Die Familie ist ebenfalls ein Element 
der Bürgergesellschaft. Das Netzwerk dieser Assoziationen -  ihr schöp­
ferisches Chaos, ist man fast versucht zu sagen -  macht die Bürgergesell­
schaft aus. Selbst das Resultat eines langen Zivilisationsprozesses und weit 
davon entfernt, universal zu sein, ist die Bürgergesellschaft etwas sehr 
Kostbares; aber sie ist vielen Bedrohungen ausgesetzt, autoritären Regimen 
oder auch den Kräften der Globalisierung.

Die sozialen Auswirkungen der Globalisierung sind heute Gegenstand 
öffentlicher wie wissenschaftlicher Diskussionen, vor allem in den Verei­
nigten Staaten. Das ist kein Zufall. Nordamerika ist die Wiege der moder­
nen Bürgergesellschaft, und jede Bedrohung wird dort am stärksten wahr­
genommen. Plötzlich beginnt Tocquevilles Welt, oder eigentlich die Welt 
der Autoren der Federalist Papers, zu zerbröckeln, The Disuniting o f  
America (Arthur M. Schlesinger) ist das neue Thema, begleitet von Angst, 
Gewalt und Fundamentalismus in den verschiedensten Ausprägungen. 
Daß Amerika in dieser Situation nicht allein ist, macht die Sache kaum 
besser. Die im folgenden angeführten Pressionen, denen die Bürgerge­
sellschaft ausgesetzt ist, treffen auf europäische Verhältnisse ebenso zu 
wie auf amerikanische, und zumindest teilweise auch auf andere OECD - 
Staaten.

Die Globalisierung der Wirtschaft scheint Hand in Hand mit neuen 
Formen des sozialen Ausschlusses zu gehen. Zum einen haben die Ein­
kommensunterschiede zugenommen. Manche halten jede Form von U n­
gleichheit für unvereinbar mit einer echten Bürgergesellschaft; ich bin 
anderer Meinung. Ungleichheit kann auch eine Quelle der Hoffnung und 
des Fortschritts sein, sofern eine Gesellschaft offen genug ist, um es Men­
schen zu erlauben, ihre Lebenschancen aus eigener Kraft zu verbessern. Bei 
der neuen Ungleichheit handelt es sich um eine andere Form der Ungleich­
heit: Man könnte sie vielleicht besser als Ungleichmachung beschreiben: 
für die einen wird der Weg an die Spitze geebnet und für die anderen 
werden Fallgruben ausgehoben, Kluften und Spaltungen werden geschaf­
fen. Das Einkommen der oberen 10 oder sogar 20 Prozent steigt laufend, 
während die unteren 20, ja sogar 40 Prozent immer weniger verdienen. Die
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Lösungsvorschläge Robert Reichs und einiger anderer basieren auf dieser 
Erkenntnis, doch war bisher nicht einmal der Arbeitsminister des US- 
Präsidenten in der Lage, diesen Trend umzukehren. Daß die Lebenschan­
cen großer sozialer Gruppen systematisch immer weiter auseinanderklaf­
fen, ist mit einer Bürgergesellschaft nun tatsächlich nicht vereinbar.

Diese Entwicklung wird dadurch noch verschärft, daß eine kleine, aber 
nicht unbedeutende Gruppe ganz durch das Netz der Bürgergesellschaft 
gefallen zu sein scheint. »Unterklasse« ist ein viel diskutierter Begriff, der 
nicht von allen akzeptiert wird und auch tatsächlich irreführend ist, wenn 
man ihn im Kontext der Klassentheorie versteht. Die sozial Ausgeschlos­
senen sind keine Klasse; bestenfalls sind sie eine Kategorie von Menschen 
mit unterschiedlichen Schicksalen. Wenn es auch manchen gelingt, sich aus 
ihrer N ot zu befreien, so haben viele jeglichen Kontakt zur »offiziellen« 
Welt verloren, zum Arbeitsmarkt, zum politischen Umfeld, zum Rest der 
Gesellschaft. Fünf Prozent? Zehn Prozent? Es werden die unterschiedlich­
sten Zahlen genannt, aber in den meisten OECD-Ländern gibt es heute 
Menschen, die William Julius Wilson als »die wahrhaft Benachteiligten« 
bezeichnet -  scheinbare Bürger, die Nicht-Bürger sind, eine Anklage ge­
gen alle anderen.

Viele der wahrhaft Benachteiligten sind nicht nur in ökonomischer 
Hinsicht ausgegrenzt; sie werden ausgeschlossen als »Fremde«; aufgrund 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit, Nationalität, Religion oder was sonst als 
Entschuldigung für Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und oft auch 
Gewalt vorgebracht wird. Sozial immer schwächer werdende Gruppen, 
wie die 40 Prozent, deren Realeinkommen seit 10 Jahren oder noch länger 
stetig sinkt, sind der Nährboden für solche Emotionen. Grenzen, auch 
soziale Grenzen, sind immer für jene am spürbarsten, die ihnen am näch­
sten leben. Wellen der »ethnischen Säuberung« sind nicht auf Kriegsgebiete 
wie Bosnien und Herzegowina beschränkt, sondern drohen, über uns allen 
zusammenzuschlagen.

Was hat das mit der Globalisierung zu tun? Was die neue Ungleichheit 
angeht -  die wachsende Kluft zwischen denen ganz oben und denen ganz 
unten - , sind wir damit wieder bei der Alternative niedriger Lohn oder 
hohe Qualifizierung. Arbeitnehmer, deren Qualifikationen gebraucht wer­
den, verdienen gut, aber viele, die einst ein annehmbares Einkommen 
hatten, sind inzwischen auf ein klägliches und oft unregelmäßiges Realein­
kommen abgesunken. Und es scheint für diese Menschen keinen Weg mehr 
zurück nach oben zu geben. Es ist schlicht so, daß manche -  so schreck­
lich es auch ist, das auszusprechen -  einfach nicht gebraucht werden. Die 
Wirtschaft kann ohne ihren Beitrag wachsen. Unter welchem Gesichts­
punkt auch immer betrachtet, für die anderen sind sie in jedem Fall ein 
Kostenfaktor und kein Gewinn.
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In abgeschwächter Form, aber nicht weniger schmerzhaft, macht nun in 
zunehmendem Maße auch die Mittelschicht diese Erfahrung. Mit der 
letzten Effizienzsteigerungswelle wurden, vor allem in großen Unterneh­
men, Bürokräfte abgebaut, bis hinauf zu den ehemals vielgepriesenen 
Rängen des mittleren Managements. Solche Trends weisen auf tiefgreifen­
de Umwälzungen in der Arbeitswelt hin. Niemand wird behaupten, daß es 
nicht genug Arbeit gäbe, doch wird es immer schwieriger, Arbeit zu finden, 
die auch anständig bezahlt wird. Sie ist nicht länger ein realistisches Ziel für 
alle. Nach der Landwirtschaft sind nun auch die industrielle Produktion 
und viele Dienstleistungen in eine Produktivitätsstratosphäre vorgedrun­
gen, in der die Hälfte oder noch weniger an Arbeitskräften im Verlgeich zu 
früher doppelt soviel oder noch mehr produzieren können. Was bleibt, ist 
eine neuartige Palette schlecht bezahlter Jobs im Bereich der persönlichen 
Dienstleistungen, viele Formen versteckter Arbeitslosigkeit -  manche 
unter der Bezeichnung »Aus- oder Weiterbildung«, andere unter der Be­
zeichnung »Selbständigkeit« - , wobei in Europa zumindest fünf, und in 
nicht ferner Zukunft wahrscheinlich sogar 10 Prozent der Bevölkerung im 
arbeitsfähigen Alter Langzeitarbeitslose sein werden.

Ich bin hier nicht weiter darauf eingegangen, unter welchen Bedingun­
gen sich Bürgergesellschaften am besten entwickeln. Durch Armut und 
Arbeitslosigkeit werden sie jedoch in ihrer Substanz bedroht. Wesentlich 
für die Bürgergesellschaft sind Teilnahmechancen, für die Arbeit und ein 
annehmbarer Mindestlebensstandard in den OECD-Staaten (wenn nicht 
überall) die Voraussetzungen bieten. Fallen für immer mehr Menschen 
diese Voraussetzungen weg, so verschwindet damit auch die Bürgergesell­
schaft.

Es war bereits von der Ambivalenz die Rede, die in der Flexibilität steckt. 
Flexibilität mag vielleicht das Gegenteil von Rigidität sein, sie ist aber auch 
das Gegenteil von Stabilität und Sicherheit. Welches Maß an Stabilität und 
Sicherheit Voraussetzung für die Bürgergesellschaft ist, darüber könnte 
man natürlich diskutieren. In den 60er und 70er Jahren ist man in manchen 
Teilen Europas möglicherweise zu weit gegangen, was die geographische 
Immobilität und die wohlfahrtsstaatliche Sicherheit angeht. Die frühere 
Erfahrung Amerikas zeigt, daß Gemeinwesen trotz hoher Mobilität und 
niedriger Sozialleistungen erfolgreich sein können. Doch richten sich die 
ökonomischen Reaktionen auf die Globalisierung unmittelbar gegen die 
Stabilität und die Sicherheit. Die Entwurzelung der Menschen wird zur 
Voraussetzung für Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit; zugleich steht al­
lenthalben der Abbau des Wohlfahrtsstaats auf der Tagesordnung.

Diese Entwicklungen sind vielleicht nicht in jeder Hinsicht schlecht; bis 
zu einem gewissen Grad sind sie unvermeidbar. Aber das Pendel schlägt 
allzu weit in die Gegenrichtung aus. Wichtige Aspekte des Gemeinschafts-
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lebens werden zerstört, und gleichzeitig leben immer mehr Menschen mit 
einem Gefühl persönlicher Unsicherheit. Die Zentren der Großstädte 
sprechen für sich, und dieser Trend wird noch dadurch verschärft, daß statt 
Einkaufsstraßen und Marktplätzen Shoppingcenters auf der grünen Wiese 
errichtet werden. Verträge auf Zeit -  oder auch Teilzeitarbeit -  sind eine 
Zeitlang akzeptabel, vor allem für junge, gesunde Menschen; aber auch sie 
werden älter, und mit 55 oder noch früher feststellen zu müssen, daß man 
nicht mehr gebraucht wird, läßt viele zu »grauen Panthern« werden.

Hält nun unter dem Globalisierungsdruck auch der Sozialdarwinismus 
wieder Einzug, so wird das Gemisch tödlich. In mancher Hinsicht scheint, 
zumindest in Europa, das ausgehende zwanzigste Jahrhundert frappieren­
de Ähnlichkeiten mit dem späten neunzehnten zu haben. Damals wie heute 
hatte man eine von extremem Individualismus geprägte Zeit hinter sich -  
damals das Manchestertum, heute den Thatcherismus. Die Menschen stan­
den einander in hartem Wettbewerb gegenüber, und die Stärksten gingen 
als Sieger hervor, oder besser: die Sieger wurden als die Stärksten bezeich­
net, welchen Eigenschaften auch immer sie ihren Erfolg verdankten. Das 
löste, wie auch heute wieder, eine Gegenbewegung aus. Um 1900 bezeich­
nete man sie als Kollektivismus. Das ist inzwischen ein verpöntes Wort. 
Allerdings verfolgt die neue Strömung heute unter der Bezeichnung Kom- 
munitarismus ein ähnliches Ziel.

Die vielleicht schwerwiegendste Folge der mit Flexibilität, Effizienz, 
Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit und Rentabilität einhergehenden 
Werte ist die Zerstörung der öffentlichen Dienste. Der Begriff sollte eigent­
lich differenziert werden: Gemeint ist die Zerstörung öffentlicher Räume 
und der damit einhergehende Niedergang der entsprechenden Werte. Dem 
herrschenden Grundsatz von Zuckerbrot und Peitsche folgend hat man 
jene Motive zuerst ignoriert und dann attackiert, die Menschen veranlas­
sen, Dinge zu tun, weil sie richtig sind, oder auch weil sie ein Pflichtgefühl 
besitzen, oder Engagement. Die Einführung pseudoökonomischer Motive 
und Kriterien in den öffentlichen Bereich beraubt diesen seiner wesentli­
chen Merkmale. Das staatliche Gesundheitssystem, das Recht auf Bildung, 
das garantierte Mindesteinkommen werden im Namen eines Amok laufen­
den Ökonomismus geopfert.

Dieses düstere Bild zeigt natürlich nicht alles. Vielen Menschen geht es 
besser als je zuvor. Es stehen ihnen sehr viel mehr Möglichkeiten offen, 
nicht nur bei der Wahl des Geschirrspülmittels und des Fernsehpro­
gramms, sondern auch, was Ausbildung und Freizeit betrifft. Sie leben 
länger. Sie beklagen sich, aber das tun Menschen wohl immer, und vielleicht 
hilft es ihnen, die Dinge zu ändern, die ihnen mißfallen. (Wer Albert 
Hirschman gelesen hat, wird in diesen Ausführungen einiges aus Exit, 
Voice and Loyalty wiedererkannt haben.) Doch kann kein Zweifel daran
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bestehen, daß die ökonomischen Herausforderungen des globalen 
Marktes der Bürgergesellschaft nicht förderlich sind. Eine Anmerkung 
soll dieser Behauptung Substanz geben und zugleich die Brücke zu den 
Fragen der politischen Freiheit schlagen, denen wir uns darauf zuwen­
den müssen.

Ich habe von der Unterklasse gesprochen, von grauen Panthern und von 
Menschen, die ihren Sorgen Ausdruck verleihen. Warum gibt es keine 
breite Bewegung zur Verteidigung der Bürgergesellschaft? Wo ist heute das 
Äquivalent zur Arbeiterbewegung des ausgehenden neunzehnten Jahr­
hunderts? Es existiert nicht, und wird auch in Zukunft nicht existieren. 
Aus Gründen, die weiter zurückliegen als die Herausforderungen durch 
die Globalisierung, hat der Prozeß der Individualisierung nicht nur die 
Bürgergesellschaft verändert, sondern auch die Beschaffenheit sozialer 
Konflikte. Viele Menschen teilen vielleicht dasselbe Schicksal, aber es gibt 
für ihr Leiden keine einheitliche und Einheit stiftende Erklärung, keinen 
gemeinsamen Feind, den man bekämpfen könnte. Hinzu kommt, und das 
ist noch verhängnisvoller, daß die wahrhaft Benachteiligten und jene, die 
befürchten müssen, in dieselbe Situation abzurutschen, keine neue Pro­
duktivkraft darstellen, ja nicht einmal irgendeine Kraft, mit der man gegen­
wärtig rechnen müßte. Die Reichen können ohne sie reicher werden, 
Regierungen können ohne ihre Stimmen wiedergewählt werden, und das 
Bruttosozialprodukt kann ohne sie weiter steigen.

Es ist keineswegs leichter, mit individualisierten Konflikten umzugehen 
-  sie zu regulieren -  als mit organisierten Klassenkämpfen oder anderen 
organisierten Konflikten; ganz im Gegenteil. Wenn Menschen kein Zuge­
hörigkeitsgefühl haben, sich keiner Sache verpflichtet fühlen, sehen sie 
auch keinen Grund, die hinter solchen Bindungen stehenden Werte zu 
respektieren. Die Forderung nach »Recht und Ordnung« bezieht sich auf 
eine Vielzahl von Vergehen und läßt sich nicht immer leicht objektivieren. 
Daß mit der sozialen Desintegration ein gewisses Maß an aktiver U nord­
nung einhergeht, läßt sich indes nur schwer abstreiten. Junge Männer und 
zunehmend auch junge Frauen und viele, die nicht mehr so jung sind, sehen 
keinen Grund mehr, die herrschenden Regeln zu beachten, die in ihren 
Augen die Regeln der anderen sind. Sie verabschieden sich aus einer 
Gesellschaft, die sie bereits an den Rand gedrängt hat. Sie werden zu einer 
Bedrohung. Wer es sich leisten kann, bezahlt für seinen Schutz. Kein 
Berufszweig wächst zur Zeit so schnell wie die privaten Sicherheitsdienste. 
Wer sich diesen Schutz nicht leisten kann, wird zum Opfer. Das Gefühl, 
daß etwas gravierend schiefgelaufen ist, breitet sich aus, ein Gefühl der 
Anomie (wie man es mit Dürkheim  nennen könnte) und tiefgehender 
Unsicherheit.
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Internationaler Wettbewerbsdruck verbunden mit sozialer Desintegration 
sind keine günstigen Bedingungen für Freiheit. Zur Freiheit gehört Ver­
trauen -  Selbstvertrauen, Vertrauen in die Chancen, die einem die U m ­
welt bietet, und das Vertrauen, daß das Gemeinwesen, in dem man lebt, in 
der Lage ist, gewisse Grundregeln zu garantieren, Vertrauen in die Rechts­
staatlichkeit also. Wenn dieses Vertrauen zu schwinden beginnt, wird aus 
der Freiheit rasch der Urzustand des Kampfes aller gegen alle. Wer gedeiht 
in einem Zustand der Anarchie? Der Kriegsherr, der Betrüger, der Speku­
lant, der Hofnarr, wenn er das Glück hat, einen Gönner zu finden -  aber 
nicht der Bürger, weil es ihn nicht mehr gibt. Alle außer den Gewinnlern 
werden zu Opfern. Diese Perspektive behagt niemandem, schon gar nicht 
Menschen, die einmal Bürger waren. Wenn Freiheit zu Anomie führt, 
beginnen sie, an der Weisheit der Väter ihrer Verfassungen zu zweifeln. Sie 
suchen nach einem Ausweg: nach Autorität.

Dramatische Warnungen wie diese bedürfen präziser Analyse. Ein 
Aspekt der Globalisierung ist, daß die OECD-Staaten ganz offensichtlich 
nicht mehr allein auf der Welt sind. Internationaler Wettbewerb bedeutet 
nicht mehr, daß Europa und Nordamerika mit Japan mithalten müssen, 
ihrem Partner in der OECD . Es gibt immer neue, ernstzunehmende inter­
nationale Akteure, die noch nicht zur O ECD  gehören und ihr wahrschein­
lich auch in Zukunft nicht beitreten werden, vor allem in Asien. Diese 
Entwicklung begann mit der chinesischen Diaspora, allerdings machten 
neben Hongkong, Taiwan und den anderen Ländern mit einer chinesischen 
Unternehmerschicht bald auch die Republik Korea und Thailand von sich 
reden. Dann stieg auch China selbst ein. Nachdem noch 1980 kaum mehr 
als 5 Prozent der weltweiten Exporte aus dieser Region kamen, entfielen 
1994 fast 15 Prozent auf die asiatischen Tiger und Drachen sowie auf 
China; seit Mitte der 80er Jahre wächst das Bruttosozialprodukt dieser 
Länder fast dreimal so schnell wie das der OECD-Staaten.

Dabei lassen die neuen asiatischen Volkswirtschaften, oder zumindest 
ihre politischen Sprecher, keine Anzeichen dafür erkennen, daß sie euro­
päische Lösungen übernehmen wollen. In seinem Buch The Asia That Can 
Say No  entwirft der malaysische Premierminister Dr. Mahathir Moham­
med eine »Politik zur Bekämpfung Europas und Amerikas«. (Der Titel 
folgt dem japanischen Bestseller von Shintaro Ishihara The Japan That 
Can Say Nof) Mahathirs These ist einfach; auch der ehemalige Premiermi­
nister Singapurs, Lee Kwan Yew, und andere Sprecher der Regierung 
Singapurs haben sie wiederholt verkündet. Sie lautet, daß Asien gegen 
jeden Konkurrenten auf dem Weltmarkt bestehen kann, ohne seine Werte 
aufgeben zu müssen. Keine zubetonierten Großstädte, keine Unterklasse,

IV. Die Versuchungen des Autoritarismus
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keine Drogen und keine Kriminalität in Asien! Der soziale Zusammenhalt 
-  manche nennen ihn Konfuzianismus -  wird weiterhin die moralische 
Grundlage bilden, und er wird nicht mit dem Wachstum der Wirtschaft 
kollidieren, im Gegenteil, er kann es fördern.

Und wie glaubt man, sich gegen die gefürchteten westlichen Werte 
abschirmen zu können? Durch eine starke Regierung, lautet die Antwort. 
Autoritarismus ist nicht Totalitarismus. Ein autoritäres Regime wird zwar 
keine aktive Opposition dulden, aber die Bevölkerung hat ihre Ruhe, 
solange sie sich nicht gegen die jeweiligen Machthaber auflehnt. Gesetzes­
treue Bürger, die sich nur um ihre eigenen Angelegenheiten kümmern und 
ansonsten ein unauffälliges Leben führen, brauchen den Zorn ihrer Führer 
nicht zu fürchten. Die ununterbrochene und totale Mobilisierung aller 
durch den Staat, wie sie in totalitären Regimen die Regel ist, gibt es hier 
nicht. Das wäre, unter anderem, mit einer erfolgreichen modernen W irt­
schaft auch gar nicht vereinbar. Aber wer die Regierung für ihre angemaßte 
Macht kritisiert, wer sich seiner Redefreiheit bedient, um Vetternwirt­
schaft aufzudecken, wer es wagt, bei Wahlen alternative Kandidaten aufzu­
stellen, muß mit Schwierigkeiten rechnen. Die Grenzen der bürgerlichen 
Freiheit sind eng gezogen.

Ist das also die Alternative, der sich moderne Gesellschaften gegenüber­
sehen: entweder Wirtschaftswachstum und politische Freiheit ohne sozia­
len Zusammenhalt -  oder Wirtschaftswachstum und sozialer Zusam­
menhalt ohne politische Freiheit? Gibt es doch eine Alternative zum 
westlichen Modell, die ebenso tragfähig und für einige sogar attraktiver ist, 
wenngleich andere sie für nicht annehmbar halten? In den OECD-Staaten 
gewinnt diese Ansicht immer mehr an Boden. Vielen Unternehmern sagt 
das asiatische Modell zu, und konservative Politiker von Margaret That­
cher bis Silvio Berlusconi schließen sich ihnen an. Die asiatischen Werte 
sind zur neuen Versuchung geworden, und mit ihnen auch der politische 
Autoritarismus. Geben wir das amerikanische Modell auf, lautet die neue 
Devise, und suchen wir in Asien ein neues Modell, das wirtschaftlichen 
Fortschritt mit sozialer Stabilität und konservativen Werten verbindet.

Die Sache ist nicht so neu, wie sie klingt. Unter den verschiedensten 
Bezeichnungen begleitet sie seit über einem Jahrhundert die moderne 
Wirtschaftsentwicklung. H at nicht das kaiserliche Deutschland die Indu­
strielle Revolution mit einem autoritären Regime verbunden? Und hat 
Deutschland sich nicht von diesem Trugschluß befreit? Für Länder, die sich 
moderner Wirtschaftsmethoden bedienen, ohne daß ihre Gesellschaft 
schon zivil und ihr Gemeinwesen schon demokratisch wären, stellt der 
Autoritarismus in der Tat eine große Versuchung dar. (Dasselbe gilt übri­
gens für Länder, die den Übergang von der Gewaltherrschaft eines Macht­
habers oder einer Partei zur offenen Gesellschaft auf wirtschaftlicher und
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politischer Ebene gleichzeitig vollziehen wollen.) Am Anfang verlangt die 
Errichtung einer Marktwirtschaft von den Betroffenen unweigerlich O p ­
fer. Sie müssen sich sozusagen mit aufgeschobener Belohnung abfinden, 
oder, wirtschaftlich ausgedrückt, mit einer Zeit des Sparens -  das heißt, es 
muß investiert werden bevor man konsumieren kann. Die Bevölkerung 
dieser Länder muß für niedrige Löhne schwer arbeiten und elende Arbeits­
und Lebensbedingungen hinnehmen, bevor sie den Anschluß an die ent­
wickelte Welt schaffen. Solche Opfer bringt man selten, wenn überhaupt, 
freiwillig. Auch Max Webers These von der Nützlichkeit des Calvinismus 
-  eine frühe Parallele zum heutigen Konfuzianismus -  für den kapitali­
stischen Fortschritt wirft die Frage auf, ob es der religiöse Glaube war oder 
eher autoritäre Regierungen, die die Menschen dazu brachten, auf die 
Früchte ihrer Arbeit zu verzichten. Man wird kaum Fälle finden, in denen 
sich asketische Werte durchsetzen konnten, ohne daß eine starke weltliche 
Macht nachgeholfen hätte.

In den meisten Fällen hat diese Verbindung allerdings nicht lange gehal­
ten. Der Kapitalismus selbst hat sich verändert, vom Sparen zum Ausgeben 
und weiter zum Borgen. Gleichzeitig haben sich aber auch die Gesellschaft 
und die Politik gewandelt. In immer größerem Maße (so möchte der 
Westen gerne glauben) verlangen die Menschen einen Anteil am Wohl­
stand, den sie produzieren; und sie wollen selbst über ihr Leben bestim­
men. Sie wollen reisen und fernsehen und sich ihre Nachbarn aussuchen. 
Sie wollen bei Dingen mitreden, die sie betreffen, sie wollen wählen, sie 
wollen das Recht, sich zusammenzuschließen, und die Möglichkeit, eine 
Regierung abzulösen. Bürgergesellschaft und politische Freiheit sind die 
Folgen ökonomischer Entwicklung, wenn sie ihr nicht vorausgehen. Aber 
ist das wahr?

Die Geschichte liefert selten eindeutige Beweise für große Theorien. Die 
eben genannte wird allerdings in Asien tagtäglich auf die Probe gestellt, vor 
allem in Japan. Vieles deutet darauf hin, daß Japan dem Westen mutatis 
mutandis auf seinem Weg folgen wird, ein Grund, weshalb asiatische 
Politiker Japan fast genauso scharf kritisieren wie die Vereinigten Staaten. 
Aber Theorien können falsch sein; der Gang der Geschichte ist eben nicht 
zwingend. Es ist möglich, daß eine neue asiatische -  im wesentlichen 
chinesische -  Balance gefunden wird, die internationale Wettbewerbsfä­
higkeit mit einem eher traditionellen als bürgergesellschaftlichen sozialen 
Zusammenhalt und einem autoritären politischen Regime verbindet. Es ist 
auch gut möglich, daß die politischen Entscheidungsträger in Europa und 
mit ihnen die europäischen Wähler unter dem Eindruck des asiatischen 
Modells zunehmend einen ähnlichen Weg einschlagen wollen, auf die 
Gefahr hin, einige der liebgewonnenen Rechte und Freiheiten der europäi­
schen und nordamerikanischen Tradition aufgeben zu müssen. Die Versu-
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chungen eines solchen Autoritarismus sind groß, und viele Bereiche der 
Politik werden sich ihnen wohl ausgesetzt sehen. Um nur einige wenige 
Beispiele zu nennen: Die Integrierung der Jungen in die Gesellschaft wird 
zunehmend schwieriger. Wo die Familie versagt, kann auch die Schule 
nichts ausrichten. Der Arbeitsmarkt wartet nicht gerade auf Neueinsteiger. 
Viele junge Menschen verlieren allen Halt und nehmen ein unsoziales 
Verhalten an. Der Ruf nach Ordnung wird laut. Eine Art nationaler Dienst 
wäre nur ein Anfang. Jemand, so wird es heißen, müßte ihnen sagen, was 
sie zu tun haben, und sie bestrafen, wenn sie nicht gehorchen.

Bestrafung ist auch die Hauptforderung derer, die unablässig von Recht 
und Ordnung sprechen. Die Prügelstrafe für einen amerikanischen Ju­
gendlichen in Singapur (der Autos mutwillig beschädigt hatte) hat zwar 
offizielle Proteste aus gelöst, wurde von vielen im Westen aber auch mit 
heimlicher Genugtuung quittiert. Der Rohrstock -  so bekommt man an 
den Stammtischen ganz Europas zu hören -  muß wieder in Schule und 
Haus. Die Polizei braucht mehr Befugnisse. Das Leben im Gefängnis sollte 
wirklich hart sein und die Todesstrafe wieder eingeführt werden.

Der Wohlfahrstsstaat muß reformiert werden. Das läßt sich natürlich 
nicht ohne Härten machen, aber davon sollten, finden viele, zuerst die 
Schmarotzer betroffen sein, die vom Geld anderer Leute leben, ohne selbst 
einen Beitrag zu leisten. Wenn jemand nicht arbeiten will, muß man ihn 
dazu zwingen, oder er bekommt eben nichts. Eltern, die sich nicht um ihre 
Kinder kümmern, müssen notfalls dazu gezwungen werden.

Und dann die Invasion der Ausländer. Das kann so nicht weitergehen. 
In öffentlichen Schulen sind die inländischen Kinder bereits in der Minder­
heit, und die Lehrer bieten das Schulgebet nach verschiedenen Religionen 
an. Irgend etwas muß geschehen, damit England wieder den Engländern, 
Deutschland den Deutschen, Frankreich den Franzosen usw. gehört.

Es wäre nur allzu leicht, so fortzufahren. Dabei sind das noch nicht 
einmal die radikalsten Rufe nach Veränderung, und es ließe sich wahr­
scheinlich für jede dieser Forderungen ein namhafter Wissenschaftler fin­
den, der sie hinreichend begründen würde. Sie alle laufen auf den Ruf nach 
einem weniger toleranten Regime hinaus, das -  selbst auf die Gefahr hin, 
Bürgerrechte, wie wir sie kennen, zu verletzen -  bestimmte Werte diktie­
ren würde und das nicht einfach abgewählt werden könnte. In den Augen 
derer, die, ohne Namen zu nennen, zitiert wurden, wäre es dann ein 
angenehmer Nebeneffekt, daß eine solide Regierung die Wettbewerbsfä­
higkeit des Landes sichern könnte, ohne auf verstimmte Gewerkschaften 
hören zu müssen, oder auf Interessengruppen von Greenpeace über Tier­
schützer und lokale Umweltschutzgruppen bis hin zu politischen Parteien, 
die unpopulär sind, egal wofür sie stehen.

Es ist nicht leicht einzuschätzen, wie stark autoritäre Tendenzen dieser
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Art in der OECD-W elt sind. Nicht alles, was ein Geschäftsmann oder ein 
Taxifahrer in einem .Moment der Verzweiflung sagt, heißt gleich, daß er ein 
anderes Regime will. Einige der skizzierten Lösungen, darauf deutet man­
ches hin, werden durch ganz gesetzeskonforme, demokratische Kräfte 
vorangetrieben werden. Viele rechnen damit, daß law and order die Politik 
soweit dominieren werden, daß mit Gesetzesbrechern in Zukunft härter 
verfahren werden wird (was immer das im einzelnen heißen mag). Es wäre 
kaum verwunderlich, würde die Todesstrafe in Ländern wieder eingeführt, 
die sie aus gutem Grund abgeschafft haben. Die Anpassungszeit, deren es 
zur Sicherung globaler Wettbewerbsfähigkeit bedarf, ist mit wirtschaftli­
chen Einbußen für einen großen Teil der Bevölkerung, mit sozialer Desin­
tegration samt all ihren unangenehmen Begleiterscheinungen und Härten 
sowie mit schwindendem Vertrauen in die traditionellen politischen Par­
teien und Entscheidungsträger verbunden und stellt die Fähigkeit von 
Demokratien, gewaltfrei und ohne Verletzung der Rechtsstaatlichkeit Ver­
änderungen herbeizuführen, auf eine harte Probe. Man fragt sich, wer wohl 
als erster Politiker eines OECD-Staates sagen wird: »Gebt mir zehn Jahre, 
und ich verspreche, die Züge werden wieder pünktlich fahren.«

V Einige bescheidene Vorschläge

Wir sollten aber nicht nur von den Gefahren sprechen, sondern auch über 
Lösungen nachdenken. Es dürfte inzwischen klar sein, worum es geht. Wir 
wollen Wohlstand für alle, und das bedeutet, daß wir die Erfordernisse des 
globalen Wettbewerbs akzeptieren müssen. Wir wollen Bürgergesellschaf­
ten mit sozialem Zusammenhalt, die allen Bürgern ein aktives und zivili­
siertes Leben ermöglichen. Wir wollen Rechtsstaatlichkeit und politische 
Institutionen, die für Veränderungen ebenso offen sind wie für den kriti­
schen Diskurs und die Erkundung neuer Horizonte. Diese drei Wunsch­
vorstellungen sind aber nicht von Haus aus miteinander vereinbar. Die 
notwendigen Antworten auf die Globalisierung stellen eine Bedrohung für 
die Bürgergesellschaft dar. Die ersten Anzeichen von Anomie lassen die 
autoritäre Versuchung Wiedererstehen, die durch das asiatische Modell 
noch verstärkt wird. Was kann man also tun, um ein ausgewogenes Ver­
hältnis von Wohlstand, sozialem Zusammenhalt und politischer Freiheit 
zu erhalten?

Der Poppersche Ansatz zeichnet sich unter anderem dadurch aus, daß 
er auf umfassende Lösungen verzichtet. Wer behauptet, die Antwort auf 
alle Fragen zu haben, beantwortet keine. Totallösungen verschlimmern die 
Sache meist eher, anstatt sie zu verbessern. Andererseits müssen brauchba­
re Antworten angesichts der Dimension der Problematik mehr als unge­
nügend erscheinen. Die sechs Vorschläge, mit denen ich meine Analyse im
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folgenden etwas konkretisieren möchte, fallen alle in diese Kategorie. Sie 
sind nicht mehr als ein Anfang.

Erstens müssen wir die Sprache der wirtschaftlichen Diskussion ändern. 
Es ist verblüffend, wie bedenkenlos wir alle die Begriffe des »Ökonomis­
mus« in der öffentlichen Auseinandersetzung übernommen haben, ob­
wohl die führenden Wirtschaftswissenschaftler selbst diese nicht mehr 
verwenden. Für Regierungen, ganz zu schweigen von internationalen O r­
ganisationen, ist das Wachstum des Bruttosozialprodukts immer noch der 
Fetisch. Entsprechend verwundert sind sie dann, wenn mit dem W irt­
schaftswachstum nicht automatisch auch die Zahl der Arbeitsplätze steigt 
und die Wählergunst zunimmt: Selbst ein Wachstum von drei Prozent läßt 
nur wenige neue Arbeitsplätze entstehen und ändert nichts an den schlech­
ten Ergebnissen der Meinungsumfragen über die Regierung. Etwas fehlt; 
einige nennen es den »feel-good-factor«. Dabei war Wohlfahrt lange Zeit 
ein gängiger Begriff in der Ökonomie. Die Erfinder der BSP-Berechnung, 
große Wissenschaftler wie Samuelson und Arrow, sprechen ebenso von 
den Grenzen dieses Maßstabes wie von seinem Nutzen. In einem kürzlich 
erschienenen Buch stellt Partha Dasgupta Armut (sein Hauptthema) und 
»well-being«, Wohlbefinden, gegenüber, ja er spricht von »social well- 
being«. Wie Amartya Sen vor ihm und Meghnad Desai nach ihm versucht 
Dasgupta, zusätzliche Parameter für Aspekte des Wohlstands einzuführen, 
die das BSP nicht erfaßt, zum Beispiel das Maß, in dem Menschenrechte 
Geltung erlangt haben oder Demokratie herrscht. Wohlstand -  dauern­
der Wohlstand - , das scheint klar, ist mehr als nur das Pro Kopf-BSP. Ob 
wir viel Zeit und Energie darauf verwenden sollten, ein kompliziertes 
Meßverfahren für Wohlbefinden zu entwickeln, ist fraglich. Wahrschein­
lich nicht. Aber Regierungen und internationale Organisationen sollten bei 
der Veröffentlichung von BSP-Zahlen in Zukunft auch noch andere Fak­
toren berücksichtigen, etwa Trends in der Ungleichheit und in den w irt­
schaftlichen Chancen sowie Menschenrechte und Freiheiten. Statt einer 
einzelnen, oft irreführenden Zahl brauchen wir eine differenzierte Wohl­
standsbilanz.

Zweitens wandelt sich das Wesen der Arbeit. Berufliche Karrieren im 
klassischen Sinn werden bald die Ausnahme sein. Die Menschen werden 
im Lauf ihres Lebens einmal einen Arbeitsplatz haben, dann wieder nicht, 
werden Vollzeit- oder Teilzeitbeschäftigungen nachgehen, Ausbildungs­
und Umschulungsprogramme absolvieren. In mancherlei Hinsicht werden 
Erfahrungen, wie Frauen sie heute machen, die N orm  werden, zum Miß­
fallen vieler junger Männer. Solche Veränderungen haben viele Auswir­
kungen, zum Beispiel was die Kopplung von sozialen Anrechten und 
Beschäftigung angeht; soziale Rechte dürfen nicht an bestimmte Arbeits­
plätze gebunden sein. Gelingen kann dieser Transformationsprozeß nur,
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wenn alle schon zu einem frühen Zeitpunkt im Leben Erfahrungen am 
Arbeitsmarkt sammeln. In dieser neuen Arbeitswelt ist es von höchster 
Wichtigkeit, daß junge Menschen eine Phase beruflicher Bildung durchlau­
fen, die auf den realen Arbeitsmarkt zugeschnitten ist und in eine reguläre 
Anstellung mündet. Ausbildung ist nicht alles; die Menschen fragen sich 
mit Recht, was sie davon haben. Die Kombination von Ausbildung und 
Berufstätigkeit in einem kritischen Alter -  zwischen 16 und 19 Jahren 
etwa -  stattet die jungen Menschen dagegen mit einer Erfahrungs- und 
Motivationsbasis aus, die sie im späteren Leben mit Veränderungen zu­
rechtkommen läßt.

Drittens stellen die wahrhaft Benachteiligten -  die Unterklasse -  ein 
fast unlösbares Problem dar. Menschen, die durch das Netz gefallen sind, 
einfach nur Chancen anzubieten, ist zu wenig. Sie werden diese Chancen 
ohne zusätzliche Anreize nicht wahrnehmen. Vielen der wahrhaft Benach­
teiligten fehlt die Motivation, wieder in den Arbeitsmarkt und damit in die 
Gesellschaft einzusteigen, auch wenn man das nicht gerne hört; viele 
werden gleichgültig und gewöhnen sich an das Leben am Rand der Gesell­
schaft. Alles Mögliche muß getan werden, um die Ausgeschlossenen wie­
der zurückzuholen. Noch wichtiger ist allerdings etwas anderes. Es müs­
sen, wie der britische Abgeordnete und Reformer Frank Field es aus­
drückt, die Nachschubwege zur Unterklasse von morgen abgeschnitten 
werden. Für die bereits Ausgeschlossenen können wir vielleicht nicht mehr 
genug tun, aber wir müssen in jedem Fall verhindern, daß noch eine Genera­
tion dieselbe verheerende Erfahrung macht. Wenn alle über eine Berufsaus­
bildung verfügen, ist das bereits ein Schritt in diese Richtung. Eine Art 
Sozialdienst für alle könnte unter Umständen dazu beitragen, allen die 
Werte einer im Umbruch befindlichen Gesellschaft nahezubringen. Die 
Entwicklung lokaler Gemeinschaften durch Maßnahmen im Wohnungs­
bau und die Schaffung öffentlicher Räume ist eine weitere Möglichkeit.

Viertens bedeutet Globalisierung auch Zentralisierung. Neben einem 
Individualisierungsprozeß setzt sie auch einen Zentralisierungsprozeß in 
Gang. Intermediäre Institutionen und Instanzen -  auch die Bürgergesell­
schaft selbst -  stehen der Globalisierung bis zu einem gewissen Grad im 
Wege. Der globale Wettbewerb kann also zur Zerstörung von Gemeinwe­
sen beitragen, er muß es aber nicht. Dem doppelten Individualisierungs­
und Zentralisierungsdruck könnte man durch die Stärkung lokaler Kom­
petenzen entgegenwirken. Das Wort »lokal« habe ich hier bewußt gewählt. 
Nationen innerhalb von Nationen -  wie etwa Wales, Quebec oder Kata­
lonien -  haben nicht dieselbe Wirkung. Auch wenn sie vielleicht ganz 
allgemein das Zugehörigkeitsgefühl stärken, führen sie als soziales und 
politisches Organisationsprinzip nur zu Spaltungen und wenig hilfreichen 
Reibungen. (Das sogenannte Europa der Regionen ist so gesehen besten­
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falls irrelevant und schlimmstenfalls ein Fehler.) Lokale Gemeinschaften 
bieten auf der anderen Seite eine praktische Basis für die Berufsausbildung, 
für Kleinunternehmen und mittelgroße Betriebe, für persönliches Engage­
ment und für Partizipation, für die Stärkung des öffentlichen Bereichs -  
kurz für die Bürgergesellschaft - ,  ohne deshalb ökonomische Imperative 
zu vernachlässigen. Einige Länder wie die Schweiz und auch Teile 
Deutschlands verfügen in dieser Hinsicht über viel Erfahrung; Frankreich 
und Großbritannien hingegen haben schon die Folgen der Mißachtung des 
Potentials lokaler Strukturen zu spüren bekommen. Natürlich gibt es auch 
für die Entwicklung solcher Gemeinwesen keine Patentlösung, aber jede 
Form politischer Identität, vom Recht der Steuererhebung bis zur Wahl 
von Bürgermeistern, trägt dazu bei.

Fünftens sind lokale Kompetenzen nur ein Faktor im Kontext des 
Ausbaus von Beteiligungsformen in der Wirtschaft im Sinne einer Teilha­
ber-Wirtschaft (»stakeholder economy«). Viele Ökonomen, vor allem in 
den Vereinigten Staaten, lehnen dieses Konzept ab; für sie sind die Aktio­
näre (»shareholders«) die einzigen Teilhaber, die über den rechten Weg der 
Unternehmen wachen. Sehen wir von grundsätzlichen kulturellen Unter­
schieden -  und der Tatsache, daß die meisten Aktionäre heute Institutio­
nen sind -  einmal ab, so unterscheiden sich Teilhaber von Aktionären 
insofern, als sie ihre Beteiligung an Unternehmen nicht einfach verkaufen 
können. Die Beschäftigten, die Gemeinden, aber auch Banken und sogar 
Lieferanten und Kunden können dem Unternehmen, mit dem sie auf die 
eine oder andere Weise verbunden sind, nicht einfach den Rücken kehren. 
Und darin wird man auch keinen Mangel an Flexibilität sehen -  außer in 
einer unmenschlichen Welt, in der es gleichgültig ist, ob Firmen gekauft 
oder verkauft werden, übernommen, fusioniert, erweitert, verkleinert oder 
aufgelöst, solange nur die Aktionäre maximale Renditen bekommen; man­
gelndes Engagement ist hier die Folge, und das ist der Wettbewerbsfähig­
keit nicht förderlich, vor allem, wenn Unternehmen auf die Qualifikatio­
nen ihrer Mitarbeiter setzen und weniger auf niedrigen Lohn. Verläßlich­
keit und Berechenbarkeit haben in Geschäftsbeziehungen auf der ganzen 
Welt ihren Wert. Die Anerkennung und Einbindung von Teilhabern ist die 
praktische Antwort darauf: von der Schaffung von Betriebsräten bis zur 
Einbeziehung von Banken in Investitionsentscheidungen, von Wirt­
schaftsvertretern in Schulausschüssen bis zu Aktivitäten lokaler Handels­
kammern. Solche organisierten Teilhaber-Beziehungen sind indes nur ein 
Teil des Ganzen; worauf es ankommt, ist die Grundhaltung, das Verständ­
nis für die Zusammenhänge und letztlich der Einsatz für Dinge, von denen 
die meisten Menschen am meisten haben.

Sechstens war bisher kaum von der Rolle des Staates die Rede. Weil die 
Akteure auf dem globalen Markt transnationale Konzerne sind und auf­
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grund der Vorliebe für das kreative Chaos der Bürgergesellschaft, scheint 
der Staat hier keinen Platz zu finden. Dabei spielt er natürlich sehr wohl 
eine Rolle. Der Staat ist auch nicht nur der Schiedsrichter, der darüber 
wacht, daß die Spielregeln eingehalten werden, wie einige liberale Theore­
tiker es gerne sähen. Zumindest geben der Staat bzw. die jeweiligen Regie­
rungen die Leitlinien für Wirtschaft und Gesellschaft vor.

Zudem ist der Staat in besonderer Weise für den öffentlichen Bereich 
verantwortlich. Öffentliche Dienste verlangen per definitionem die Betei­
ligung des Staates hinsichtlich Finanzierung und Verwaltung. Viel hängt 
davon ab, wie diese Beteiligung sich äußert, sowohl in bezug darauf, 
welcher Wert dem Dienst für die Öffentlichkeit als menschlicher Tätigkeit 
zuerkannt wird als auch hinsichtlich der Organisation der öffentlichen 
Dienste. Es kann sein, daß einige OECD-Länder das Modell der öffentli­
chen Dienste weiter entwickelt haben, als sie es sich leisten können oder als 
für die Qualität der Dienstleistungen gut ist. Es kann aber auch sein, daß, 
in Reaktion auf diese Erfahrung, durch die allzu eifrige Einführung soge­
nannter unternehmerischer Werte in den öffentlichen Bereich sowohl die 
Dienstleistungen als auch die allgemeine Einsatzbereitschaft gelitten ha­
ben. Es gilt, eine neue Balance zu finden. Dabei wird der Gesundheitsbe­
reich wahrscheinlich an vorderster Stelle stehen, aufgrund seiner großen 
Bedeutung für die Menschen, seiner Kosten und der Tatsache, daß er sich 
an der Schnittstelle von globalen Zwängen und vielfältigen lokalen oder 
selbst nationalen Möglichkeiten befindet.

Viele Dinge, die noch zu berücksichtigen wären, wurden hier nicht 
angesprochen. Allen voran die heikle Frage der institutioneilen -  man 
möchte fast sagen, der geopolitischen -  Antwort auf die Herausforde­
rungen der Globalisierung. Es ist gut möglich, daß die Welt auf regionale 
Blockbildungen zusteuert. Die kulturelle Debatte, die den Hintergrund 
des Projektes bildet, dem dieser Beitrag gewidmet ist, zeigt die mögliche 
Bedeutung solcher Blockbildungen klar auf -  asiatische Werte, europäi­
sche Werte und alles, was damit verbunden ist. Indes ist es ein wesentlicher 
Teil europäischer Wertvorstellungen -  oder vielleicht jener der OECD - 
Welt - ,  den wahrhaft internationalen, das heißt den universalen Charakter 
des Projekts im kommenden Jahrzehnt nicht aus dem Auge zu verlieren. 
Denn wir sprechen vom Wohlstand für alle, von der Bürgergesellschaft in 
allen Ländern und von politischer Freiheit überall dort, wo Menschen 
leben. Deshalb geht es uns letztlich auch nicht um privilegierte Regionen, 
sondern um die eine Welt und ihre Institutionen.

Aus dem Englischen von Waltraud Kolb
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Janos Kornai 
BÜRGER UND STAAT 

Die Reform des Wohlfahrtssystems1

Im folgenden möchte ich ein Thema behandeln, das sich nicht nur mit Blick 
auf mein eigenes Land Ungarn und andere Länder des Postsozialismus, 
sondern auch für die Länder Westeuropas förmlich aufdrängt. Ich will 
jedoch schon vorweg darauf hinweisen, daß die Erörterung der ungari­
schen Reform als anschauliches Beispiel für eine Aussage gelten kann, die 
von allgemeinerem Belang ist.

Der Wert der Sicherheit: Was wird vom Staat erwartet?

Lassen Sie mich mit einer Polemik gegen den Aufsatz »Freiheit und Sicher­
heit« der ungarischen Soziologin Zsuzsa Ferge beginnen, die jahrzehnte­
lang für die Entwicklung der Wohlfahrtseinrichtungen in Ungarn ge­
kämpft hat.2 Darin stützt sie sich auf eine Meinungsumfrage, die klären 
sollte, welche Bedeutung die ungarische Öffentlichkeit einer Reihe von 
sozialen Phänomenen beimißt. Ziel der Befragung war es, die Wertpräfe­
renzen der Bürger herauszufinden. Mit am höchsten bewertet wurden von 
den Ungarn, wie sich ergab, finanzielle Sicherheit, Arbeitsplatzsicherung 
und gesicherte medizinische Versorgung; alle drei rangieren auffallend 
höher als die Freiheitsrechte.

In einer anderen Meinungsumfrage wurde einer Liste von Feststellun­
gen jeweils der bezeichnende Satz vorangestellt: »Pflicht des Staates ist 
e s ,...«, und dann folgten die verschiedenen Aufgaben, die er erfüllen sollte. 
Etwa 94 bis 98% der Befragten fanden, die Hauptaufgabe des Staates 
bestehe in der Beschaffung von Arbeitsplätzen und der Gesundheitsver­
sorgung.3

Mehrere andere Erhebungen haben Ähnliches zutage gefördert. Ihnen 
allen scheint Hobbes Pate gestanden zu haben. Wir wollen deshalb bei 
seinen Überlegungen ansetzen. Hobbes zufolge wird das Individuum von 
seinen Ängsten dazu getrieben, einen über ihm stehenden »Souverän« 
einzusetzen, den Staat, der ihm Sicherheit garantiert. Den staatlichen Levi­
athan, dieses wohltätige und unentbehrliche Ungeheuer, nimmt der einzel­
ne nicht nur hin, er fordert ihn.

Hobbes lieferte allerdings eine enge, scharf umrissene Definition von 
Sicherheit. Geschützt werden müssen sowohl das bloße Überleben als



30 janos Komai

auch das Eigentum des einzelnen, und zwar vor anderen Individuen, die 
ihn bestehlen oder umbringen oder die Gesellschaft in den Bürgerkrieg 
stürzen könnten.4 In diesem Denken wird die klassische Rolle des Staates 
mit dem vernünftigen Eigeninteresse des Individuums begründet.

Die Definition von Sicherheit, wie sie in den oben genannten For­
schungsarbeiten zum Ausdruck kommt, geht weit über diese engen Gren­
zen hinaus. Sicherheit schließt heute auch Schutz vor Unsicherheitsfakto­
ren ein wie etwa den finanziellen Belastungen durch Arbeitslosigkeit, 
Krankheit oder Alter. Welche Rolle also sieht die Öffentlichkeit in dieser 
Sphäre tatsächlich für den Staat vor?

Die Wahrheit ist, daß in den genannten Erhebungen nie gefragt wurde, 
wieviel Steuern die Befragten eigentlich dafür zu zahlen bereit wären, daß 
der Staat solche Sicherungsaufgaben übernimmt. In der großen Mehrheit 
sind die Menschen sogar unfähig, die Beziehung zwischen beidem zu 
erkennen. Sie denken, der Staat zahlt -  und Punkt. Alles übrige kümmert 
sie nicht. Was bei den Ungarn fast völlig fehlt, ist ein Steuerbewußtsein. 
Diese in den Wirtschaftswissenschaften unter dem Namen »fiskale Illu­
sion« bekannte Überzeugung der Steuerzahler, daß weniger Steuern von 
ihnen erhoben werden, als es de facto der Fall ist, hat in Ungarn und 
anderen postsozialistischen Ländern extreme Ausmaße erreicht.5

Um den wirklichen Umfang der Steuern herauszufinden, wollen wir am 
Beispiel eines ungarischen Durchschnittsbeschäftigten, der nach den 
1995 geltenden Gesetzen besteuert wird, ein Rechenexempel machen.6 
Unser Ausgangspunkt ist die gesamte Lohnsumme für einen Arbeitneh­
mer. Enthalten sind darin, wie wir gleich sehen werden, die diversen 
Steuern und die Sozialversicherungsbeiträge, die Arbeitgeber wie Arbeit­
nehmer in die zentralen Sozialkassen einzahlen müssen. Diese wollen wir 
nacheinander von einem fiktiven Gesamtlohn von 100 Ft (ungarische 
Forint) abrechnen.

Erster Abzug. Pflichtbeitrag des Arbeitgebers zur Sozialversicherung 
sowie Pflichtleistungen zum Solidaritäts-, Lohnsicherungs- und Berufsbil­
dungsfonds.

Restbetrag nach dem ersten Abzug: Ft 66,70.
Zweiter Abzug. Pflichtbeiträge des Arbeitnehmers zur Sozialversiche­

rung und zum Solidaritätsfonds.
Restbetrag nach dem zweiten Abzug: Ft 59,00.
Dritter Abzug. Der Arbeitnehmer zahlt individuelle Lohn- bzw. Ein­

kommenssteuern, die hier in ihrer voraussichtlichen Durchschnittshöhe 
berücksichtigt sind.

Restbetrag nach dem dritten Abzug: Ft 44,40.
Vierter Abzug. Einen Teil seines Einkommens spart der Arbeitnehmer
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und gibt den Rest für Konsumgüter aus.7 Bei deren Kauf wiederum fallen 
diverse Steuern und steuerähnliche Abgaben an den Staat an, die im Preis 
enthalten sind. Den Hauptanteil daran macht die Umsatz- oder M ehrwert­
steuer aus, hinzu kommen Verbrauchssteuern und bei bestimmten Kon­
sumgütern Einfuhrzölle. Von der Gesamtsumme dieser Abgaben müssen 
die Beträge abgezogen werden, die der Staat in Form von Zuschüssen etwa 
zu Medikamenten, ärztlicher Versorgung und öffentlichen Verkehrsmit­
teln in den Konsum fließen läßt.8 Wir haben Plus und Minus gegeneinander 
aufgerechnet und geschätzt, wieviel Steuern man zahlen müßte, wenn man 
ein verfügbares Einkommen in Höhe von 44,40 Ft auf den Konsum ver­
wenden würde.

Restbetrag nach dem vierten Abzug: Ft 38,50.

Dies also ist der Nettolohn, der nach Abzug aller anteiligen Steuern auf 
Einkommen und Konsum übrigbleibt. Die reale »Kaufkraft« eines Ge­
samtarbeitsentgelts von 100 Ft beträgt 38,50 Ft.

Dieser Steueranteil gehört zu den höchsten der Welt, vielleicht ist er 
sogar der höchste überhaupt. Er liegt höher als in Schweden, dem Inbegriff 
des Wohlfahrtsstaats, und höher als in irgendeinem anderen postsozialisti­
schen Fand.

Die öffentlichen Ausgaben lassen sich theoretisch in zwei Bereiche 
teilen. Der eine deckt die klassischen Aufgaben des Staates ab: Verwaltung, 
Militär, Polizei, Rechtswesen und Außenpolitik. Der andere ist für die 
»sozialen« Funktionen des Staates da. Faßt man sie im weitesten Sinne, so 
gehören dazu Dinge wie Bildungs- und Gesundheitswesen, Altersversor­
gung sowie alle möglichen Feistungen und Zuschüsse zu diversen Zwek- 
ken, sofern sie aus Staatsmitteln oder den verschiedenen Zentralkassen 
bestritten werden. Für unsere Zwecke wollen wir annehmen, Steuern und 
sonstige wie Steuern erhobene Abgaben würden zu gleichen Teilen für 
beide Aufgabengebiete bereitgestellt.

Und nun ein Gedankenexperiment. Wir setzen den Fall, daß die Hälfte 
des Steueraufkommens zur Finanzierung der klassischen Staatsaufgaben 
einbehalten wird, während die andere Hälfte an die Beschäftigten zurück­
fließt. Statt nur 38,50 Ft hätte jeder eine unmittelbare Kaufkraft von 69,25 
Ft, der Einfachheit halber sagen wir von 70 Ft. Auf einen Schlag hat sich 
das Realeinkommen des Arbeitnehmers um etwa 80% erhöht! Dafür aber 
sind er und die übrigen Mitglieder der Gesellschaft nun sich selbst überlas­
sen. Der Staat sorgt nicht mehr für sie. Jeder muß sich seine eigenen 
Gedanken machen. Wer wird sich um ihn und andere Bürger in Zeiten der 
Krankheit oder Arbeitslosigkeit, während der Kindererziehung oder im 
Alter kümmern? In der Staatskasse ist für derlei Zwecke nicht ein einziger 
Filler. Das ganze Geld befindet sich in der eigenen Tasche und der aller
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übrigen Arbeitnehmer. Jetzt, da er selbst zu entscheiden hat, wofür das 
Geld in seiner Tasche ausgegeben werden soll, kann man ihm die entspre­
chenden Fragen stellen:

a. Wieviel von deinem verfügbaren Einkommen willst du verbrauchen, 
und wieviel willst du beiseitelegen, um für schwierige Zeiten zu sparen?

b. Schau dir die Unsicherheitsfaktoren des Lebens an: Krankheit, A r­
beitslosigkeit, Alter und so fort. Du mußt eine Sicherheitsreserve anlegen. 
Wie willst du sie aufteilen?

-  Wieviel willst du selbst beiseitelegen (als Bargeld, auf Bankkonten, in 
Wertpapieren oder anderen Formen des Sparens)?

-  Wieviel willst du für die eine oder andere Versicherung ausgeben, 
vorausgesetzt es gibt vertrauenswürdige Gesellschaften, die eine Kranken-, 
Renten- oder Arbeitslosenversicherung zu gesetzlich geregelten Konditio­
nen anbieten?9

-  Wieviel Steuern sollte der Staat von dir erhalten, um solche Versiche­
rungsaufgaben für dich zu übernehmen?

c. Wieviel willst du den Bedürftigen geben? Du hast folgende Möglich­
keiten:

-  Du kannst selbst entscheiden, wen du für bedürftig hältst und wem 
du helfen möchtest. Die Unterstützung zahlst du persönlich.

-  Du suchst dir Wohlfahrtseinrichtungen aus und gibst ihnen das Geld, 
mit dem sie den Bedürftigen helfen.

-  Das Geld für die Unterstützung der Bedürftigen zieht der Staat als 
Steuer ein und verwendet es entsprechend.

Die Liste der Fragen ist damit keineswegs zuende. Doch schon das 
Bisherige kann vielleicht deutlich machen, was zu einer steuerbewußten 
Erhebung gehört. Jeder von uns muß sich vorbehaltlos der Frage stellen: 
Wem sollte ich mein Geld anvertrauen? Dem Staat, der es mir aus der 
Tasche zieht, der es kraft seiner Autorität einkassiert und nach seinen 
Regeln verwendet?

Vor nicht langer Zeit habe ich zusammen mit mehreren Kollegen eine 
breit angelegte Meinungsumfrage durchgeführt. Wir wollten herausfinden, 
wie steuerbewußt die ungarische Gesellschaft ist und welche Präferenzen 
in puncto Sozialreform sie an den Tag legt, wenn man ihr die nötigen Infor­
mationen über den Zusammenhang von Steuern und Sozialleistungen zur 
Verfügung stellt. Ich beschränke mich hier auf eine einzige Beobachtung.10

Zu den Fragen, die in einer repräsentativen Auswahl etwa tausend 
Personen in Ungarn vorgelegt wurden, gehörte auch die folgende: Welche 
Belastungen entstehen für den durchschnittlichen Steuerzahler durch ko­
stenlose höhere Bildung, kostenlose Klinikbehandlung, durch hohe Staat-
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liehe Bezuschussung von Medikamenten und durch die Kosten der derzei­
tigen Altersversorgung? Als ungefähr zutreffende Antwort (mit viel Spiel­
raum) wollen wir dabei gelten lassen, daß jemand bei diesen vier Punkten 
bis zu 25% plus oder minus von der korrekten Zahl abweicht. Unter 
anderem stellte sich heraus, daß nur ein Fünftel der Befragten die Steuer­
belastung für kostenlose Klinikbehandlung zutreffend angeben konnte. 
Die meisten trauten sich überhaupt keine Antwort zu oder unterschätzten 
die Belastung erheblich, während eine starke Minderheit sie bei weitem 
überschätzte.

Nachdem den Befragten die korrekten Zahlen der Steuerlast mitgeteilt 
worden war, wollte nur ein Drittel von ihnen das gegenwärtige zentralisier­
te und bürokratische System der staatlichen Gesundheitsfürsorge beibe­
halten. Die übrigen votierten statt dessen für diverse Mischformen aus 
Staat und Markt.

Auf diese Umfrage werde ich in meinem Beitrag noch ein paar Mal 
verweisen. Sie ist natürlich nur ein bescheidener erster Schritt auf dem 
Wege zur Erforschung von Steuerbewußtsein und -präferenzen. Was die 
ungarische Gesellschaft über dieses Thema denkt, ist bislang nur wenig 
bekannt, aber schon die erste genauere Erhebung zeigt, daß ein erheblicher 
Teil der Ungarn den gegenwärtigen Status quo im Sozialbereich nicht 
beibehalten möchte. Vor allem aus diesem Grund ist eine Reform des 
Sozialsystems erforderlich.

Leitsätze der Sozialreform

Ich bin Wirtschaftswissenschaftler. Dennoch gehe ich bei meinen Überle­
gungen zu den Prinzipien einer Sozialreform nicht von ökonomischen 
Grundsätzen, sondern von einer Kritik der Rolle des Staates aus. Als 
Bezugspunkt dienen mir weder die erwünschte oder noch die hinzuneh­
mende Höhe des Haushaltsdefizits noch gar die Erfordernisse einer um ­
fassenden gesamtwirtschaftlichen Stabilisierung. Geklärt werden muß viel­
mehr, wie die Entscheidungsbefugnisse zwischen dem Staat und seinen 
Bürgern am sinnvollsten aufgeteilt werden können. Als Anregung dazu 
war unser Gedankenexperiment im vorangehenden Abschnitt gedacht. 
Was soll dem einzelnen als sein ureigener Entscheidungsspielraum zuste­
hen? Wie weit muß dieser Spielraum zugunsten anderer begrenzt werden?

Ich will ein paar Leitsätze aufstellen. Es sind dies keine Ableitungen aus 
empirischen Beobachtungen, sondern Postulate oder Desiderate, die an 
dieser Stelle nur möglichst genau meine eigenen Werturteile widerspiegeln 
sollen. Denn nach meiner Überzeugung muß man bei der Aufstellung eines 
Reformvorhabens das Problem auch unter strikt normativem Gesichts­
punkt prüfen.
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Doch selbst die Betrachtung der normativen Kriterien wird hier nur zur 
Hälfte geleistet. Nicht behandelt werden die normativen Ansprüche an ein 
rationales, effizientes Management, es fehlt also die normative Analyse der 
ökonomischen Auswirkungen der Reform. Absichtlich habe ich hier den 
Akzent verschoben und erörtere in erster Linie die grundsätzliche ethische 
und politische Seite des Problems.

Aber auch eine vollständigere normative Prüfung allein würde nicht 
ausreichen. Erforderlich ist außerdem eine sorgfältige Untersuchung der 
Umsetzungsmöglichkeiten des Programms, der Frage also, ob es politisch 
und sozial verträglich beziehungsweise ökonomisch und organisatorisch 
machbar ist. All dies läßt der vorliegende Beitrag beiseite; er kann also nicht 
als Reformvorschlag gelten, sondern formuliert lediglich ein paar norma­
tive Reformvorstellungen.

Prinzip N r  1: Menschenwürde. Man erweitere den Entscheidungsspiel­
raum des einzelnen im Sozialbereich und schränke den des Staates ein.

Man gebe dem einzelnen mehr Souveränität und Autonomie, aber 
gleichzeitig auch mehr Verantwortung. Jeder ist unter allen Umständen für 
sein Leben verantwortlich. Grundsätzlich müssen wir alle selbst für uns 
sorgen.11

Aus den im ersten Abschnitt erwähnten Tatsachen ziehe ich den Schluß, 
daß der Entscheidungsspielraum des einzelnen erheblich größer werden 
muß, als er derzeit ist. Gestärkt werden sollte die Autonomie des Indivi­
duums gegenüber dem um sich greifenden Staatsleviathan. Letztlich müß­
ten wir einen Zustand erreichen, bei dem staatliche Sozialausgaben und 
Steuern gleichzeitig sinken. Die Gleichzeitigkeit kann sicherstellen, daß die 
Menschen nicht den Eindruck bekommen, die Reform nehme ihnen ihre 
Rechte. Vielmehr müssen sie genau den gegenteiligen Eindruck haben: daß 
nämlich sie als Bürger eines ihrer grundlegenden Menschenrechte zurück­
erhalten, das Recht der individuellen Entscheidung.12

Prinzip Nr. 2: Solidarität. Menschen, die Leiden, N ot oder Benachteili­
gungen ausgesetzt sind, müssen Hilfe erhalten.

Das Prinzip der mitfühlenden Solidarität entspringt sowohl der jüdisch­
christlichen Ethik als auch den Moralvorstellungen der Arbeiterbewegung 
und den Überzeugungen der politischen Linken. Es mag sich ferner aus 
schlichtem menschlichen Anstand, aus Mitgefühl und Altruismus ergeben, 
ohne daß eine bestimmte ideologische oder geistige Tradition eine Rolle spielt.

Zu diesem Prinzip hier noch eine Erläuterung: Das Verhältnis zwischen 
Belastungen und Leistungen sollte sozial gerecht sein. Kriterium oder 
leicht erkennbarer Maßstab dafür wäre die stetige Verbesserung in der 
Situation der am meisten benachteiligten gesellschaftlichen Gruppen.13
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Die ersten beiden Kriterien sind metarationale, ethische Erfordernisse.14 
Daß sie zu Recht bestehen, läßt sich nicht »beweisen«. Sie stehen am 
Anfang, weil sie fundamentale Bedeutung haben, während die drei übrigen 
Prinzipien eher Richtlinien für eine praktische Umsetzung im Geiste der 
ersten zwei Prinzipien liefern.

Prinzip Nr. 3: Transparenz. Zum Hauptthema der politischen Diskussion 
sollte die Bestimmung der Rolle und Verantwortung des Staates werden.

Politiker, Parteien und soziale Bewegungen und nicht zuletzt die poli­
tisch aktive Intelligenz müssen gezwungen werden, in diesen hochsensi­
blen Fragen Farbe zu bekennen.

Nach meiner Meinung geht es nicht an, daß ein Politiker höhere (oder 
gleichbleibende) Sozialausgaben und zugleich Steuersenkungen für die 
Gesellschaft insgesamt verspricht. Das ist wohlfeiler Populismus. Die Po­
litiker sollen sich zu ihren wahren Absichten bekennen. Entweder müssen 
sie offen sagen, daß sie größere Sozialausgaben und daher auch höhere 
Steuern für die gesamte Gesellschaft wollen, oder sie dürfen, wenn sie sich 
für Steuersenkungen einsetzen wollen, nicht verheimlichen, daß sie zu­
gleich die Sozialausgaben kürzen werden.

Das im ersten Abschnitt besprochene Dilemma -  die Wahlfreiheit des 
Bürgers, Umfang und Zweck der Besteuerung betreffend -  nimmt in der 
parlamentarischen Demokratie die Gestalt einer Entscheidung zwischen 
den konkurrierenden Parteien und ihren Kandidaten an. In dieser Ent­
scheidung können sich individuelle Präferenzen aber nur dann nieder­
schlagen, wenn die Politiker offen darlegen, was sie in Sachen Staatsausga­
ben und Steuern Vorhaben.

Ich möchte hier etwas zu der Ambivalenz sagen, die sich so häufig bei 
politisch interessierten oder engagierten Intellektuellen beobachten läßt. 
Sie schauen sich die Auftritte von Politikern im Fernsehen an oder hören 
sie im Radio, sie verfolgen ihr Tun in den Zeitungen, und dann hören sie 
nicht auf, darüber zu jammern, wie verbreitet doch Dummheit und Unehr­
lichkeit in der Politik seien. Oder sie klagen über zuviel Bürokratie, über 
zu wenig Professionalität und über Korruption. Und nachdem sie einen 
ganzen Tag lang über all dies geschimpft haben, rufen sie schon am näch­
sten wieder nach staatlichen Dienstleistungen und Subventionen. Der Staat 
aber läuft nur mit einem Apparat, mit eben jenen Politikern und Bürokra­
ten, über die man sich zuvor so geringschätzig und entrüstet geäußert hat. 
Ich denke, ein solcher Widerspruch ist eines Intellektuellen unwürdig. 
Vermutlich bin ich nicht allein mit der Ansicht, daß wir genug hohles, 
widersprüchliches Gerede und genug Weglaufen vor den realen Dilemmata 
erlebt haben. Die Angehörigen der Intelligenz sollten den Mut und die 
intellektuelle Redlichkeit aufbringen und entscheiden, welche Kompeten-
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zen sie dem Staat anvertrauen wollen -  und zwar keinem fiktiven Staat 
aus ausschließlich sachkundigen, rechtschaffenen Volksvertretern und Be­
amten, sondern den heutigen, wirklichen Politikern und Staatsdienern aus 
Fleisch und Blut.15

Prinzip N r  4: Wettbewerb. Im  Sozialbereich muß endlich Schluß sein 
mit dem Staatsmonopol, dem übermäßigen bürokratischen Zentralismus 
und dem Abwürgen des Wettbewerbs.

Im Sozialbereich sind sämtliche Merkmale des alten Systems lebendig 
geblieben: so etwa zentrale Planung, Koordinierung von oben und Man­
gelwirtschaft. Unverändert sind auch die für die sozialistische Planwirt­
schaft so typischen sozialen Situationen und Verhaltensnormen: umfassen­
de bürokratische Hierarchien, endloses Feilschen um die Verteilung der 
Staatsgelder und Wehrlosigkeit des einzelnen (als Patient oder Kunde). Bei 
fehlendem Wettbewerb bleibt zu wenig Anreiz zur qualitativen Verbesse­
rung der Dienstleistungen oder zur Wirtschaftlichkeit.

Verräterisch ist sogar die Wortwahl. Die ungarischen Ökonomen reser­
vieren den Begriff »Wettbewerbssphäre« für diejenigen Wirtschaftszweige, 
in denen Dinge wie Ziegelsteine oder Hosenträger hergestellt werden. 
Bildungs- und Gesundheitswesen sowie Altersversorgung hingegen wer­
den vor den Wirren des Konkurrenzkampfes »bewahrt« und dürfen immer 
noch hinter einem Monopol Schutz suchen.

Es bedürfte einer eigenen Untersuchung, um herauszufinden, warum 
die zentralisierte sozialistische Planwirtschaft im Sozialbereich überlebt 
hat. An dieser Stelle will ich nur auf einen Faktor aufmerksam machen: die 
persönlichen Interessen derer, die hier eine Machtstellung innehaben. Die 
für das Soziale verantwortlichen Ministerial-, Kommunal- und Sozialver­
sicherungsbürokratien, die zuständigen Gewerkschaftsführer und ihre 
Verbündeten in der Politik bilden zusammen eine außerordentlich einfluß­
reiche Gruppe. Deren Mitglieder sind durch zahlreiche Fäden miteinander 
verknüpft und schieben sich gegenseitig Ämter bzw. Posten in Ministerien, 
Sozialversicherung, Gewerkschaften und Parlament zu. Würden Dezen­
tralisierung und Privatisierung auch in diesem Sektor vorangetrieben, so 
würden etliche Machtpositionen von der Bildfläche verschwinden oder 
geschwächt werden. Obgleich nicht wenige Mitarbeiter genug Fachkom­
petenz besitzen, um auch anderswo eine Stelle zu finden, hat ein Großteil 
von ihnen Angst, sich dem unvermeidlichen Prozeß von Bewerbung, Se­
lektion und Neueinstufung auszusetzen.

Prinzip Nr. 4 setzt folgende Maßnahmen voraus:
-  Es müssen bessere rechtliche und ökonomische Bedingungen ge­

schaffen werden, damit auch im Sozialbereich nichtstaatliche Einrichtun­
gen, die ihre sozialen Dienstleistungen neben den staatlichen anbieten,
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entstehen und wachsen können. Es müßte Spielraum für die verschieden­
sten eigentumsrechtlichen Formen geben: für Non-Profit-Organisationen 
ebenso wie für gewinnorientierte, für das Privateigentum von Einzelper­
sonen oder Gesellschaften, für Stiftungs- oder Kircheneigentum etc.

-  Wo immer es die Monopolstellung einer einzelnen Organisation gibt, 
muß dieses Monopol durch den Wettbewerb zwischen parallel arbeitenden 
Dienstleistungsanbietern ersetzt werden.

-  Die übermäßige Zentralisierung muß zugunsten einer möglichst 
weitreichenden Dezentralisierung abgebaut werden.

Die Gefahr besteht, daß das hier Gesagte mit -  pejorativ gemeinten -  
Beinamen wie »Chicago«, »neoliberal«, »Laissez-faire« belegt wird. O b­
gleich die bisherigen Überlegungen keinerlei Zweifel lassen, möchte ich 
noch einmal betonen, daß die fünf hier aufgestellten Prinzipien in keiner 
Weise ein Plädoyer für unbegrenzte Konkurrenz darstellen -  auch 
nicht das vierte. Die Arbeitsbedingungen für Organisationen in den 
meisten Teilen des Sozialbereichs, zumal in Bildungswesen, G esund­
heitsfürsorge und Sozialversicherung, müssen gesetzlich geregelt und 
kontrolliert werden. Schon für die Aufnahme der Tätigkeit sollte eine 
Zulassung erforderlich sein, und danach müßte eine besondere staatliche 
Aufsichtsbehörde für die Einhaltung des Gesetzes sorgen. Bürger, die 
Dienstleistungen in Anspruch nehmen, müssen gegenüber der Einrichtung 
-  gleichgültig ob sie in Staatseigentum ist oder nicht -  geschützt w er­
den. Schließlich muß der Staat eine letzte Garantie geben und für die 
Kosten aufkommen, wenn eine nichtstaatliche Organisation in Konkurs 
geht und ihren Verpflichtungen gegenüber den Bürgern nicht mehr nach­
kommen kann. Per Gesetz ist der Umfang dieser Garantieleistung, die 
Summe der Gelder, die dafür in jedem Staatshaushalt angesetzt werden 
muß, eindeutig festzulegen. Schon die bloße Aufzählung der Aufgaben 
macht also deutlich, daß ich keineswegs für den Rückzug des Staates 
plädiere und den Sozialbereich einfach sich selbst überlassen will. Meine 
Empfehlung läuft nur darauf hinaus, die Funktion des Staates erheblich 
einzuschränken und -  was vielleicht noch wichtiger ist -  neu zu bestim­
men. Gesetzliche Regelung, Aufsicht und Garantie: das ist weniger und vor 
allem etwas anderes als die Rolle des allgegenwärtigen, monopolistischen 
Dienstleistungslieferanten.

Prinzip N r  5: Übergangszeit. Es muß Zeit fü r  die Anpassung gewährt 
werden.

Nötig sind eindeutige, nachvollziehbare und explizite gesetzliche Be­
stimmungen. Die entsprechenden Entwürfe sollten möglichst umgehend 
ausgearbeitet werden. Es ist eine Schande, daß wir bereits soviel Zeit 
verloren haben. Hätte die letzte oder die jetzige Regierung sich früher ans
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Werk gemacht, wären wir heute schon um einiges weiter. Trotz der einge­
tretenen Verzögerung sollten die Gesetze freilich nicht überstürzt formu­
liert werden. Die neue Gesetzgebung in Sachen Gesundheitsfürsorge, Ren­
ten, Bildungsfinanzierung etc. muß solide genug sein, um den Wechsel der 
Zeiten und Regierungen zu überstehen, hat sich doch der einzelne in seiner 
Lebensplanung und seinem persönlichen Spar- und Versicherungsverhal­
ten an den vom Gesetz festgelegten langfristigen Verpflichtungen auszu­
richten. Es wäre sehr schädlich und würde die Autorität untergraben, 
wenn an den neuen Gesetzen immer wieder Änderungen vorgenommen 
werden werden müßten.

Das Reformprogramm sollte eine realistische Zeitspanne vorsehen, in 
der die notwendigen Institutionen und Organisationen entstehen können. 
Der nichtstaatliche Teil des Sozialbereichs läßt sich ja nicht durch staatliche 
Verordnung aus dem Boden stampfen. Er braucht aber auch nicht künst­
lich vorgeplant zu werden. Funktionstüchtige Organisationen und Eigen­
tumsformen werden sich -  in einem Prozeß natürlicher Evolution -  
schon rechtzeitig entwickeln. Keinesfalls darf eine Situation geschaffen 
werden, in der die Bürger zwischen zwei Stühlen sitzen. Die zentralisierten 
staatlichen oder halbstaatlichen Verbände, die noch -  wie gut auch immer 
-  ihre Arbeit tun, müssen solange bestehen bleiben, bis dezentralisierte, 
nichtstaatliche Organisationen entstanden sind, ihre Dienste für den glei­
chen Aufgabenkomplex anbieten und dafür das Vertrauen und die Zustim­
mung der Betroffenen gewonnen haben. Die Ersetzung der alten Organi­
sationen sollte in der Hauptsache durch den Wettbewerb, nicht durch 
bürokratische, willkürliche Verbote oder vorschnelle Auflösung geleistet 
werden.

Die neuen Gesetze und ihre praktische Umsetzung durch den Staat 
sollen den Menschen genügend Zeit zur Anpassung lassen, ohne daß der 
Prozeß unnötig in die Länge gezogen wird. Bei der Verwirklichung der 
Reform sollte der menschlichen N atur Rechnung getragen und nicht ver­
gessen werden, daß der einzelne sich erst einmal mit den neuen Verhältnis­
sen vertraut machen muß. Danach braucht er noch Zeit, um sein Leben und 
das Familienbudget neu zu organisieren. Die Gesetze und mehr noch die 
Durchführungsverordnungen müssen versuchen, zwischen den verschie­
denen gesellschaftlichen Gruppen je nach ihrer Anpassungsfähigkeit U n­
terschiede gelten zu lassen.

Ein Beispiel: Reform des Rentensystems

In der Diskussion um die Sozialreform in Ungarn ist es gängige Praxis 
geworden, sofort mit fertigen und bis ins einzelne ausgetüftelten Aktions­
plänen aufzuwarten. Von welchen Grundsätzen ein solches Vorhaben aus-
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geht, läßt sich dann allenfalls im nachhinein erschließen -  vorausgesetzt 
es beruft sich überhaupt auf irgendein Wertesystem. Ich hingegen schlage 
hier die entgegengesetzte Richtung ein. Ich habe zunächst die Prinzipien 
vorgestellt und will nun versuchen, sie auf ein bestimmtes Reformvorha­
ben anzuwenden. Als Beispiel wähle ich den Umbau des Rentensystems, 
der im Rahmen des vorliegenden Beitrags freilich nur in groben Zügen 
skizziert werden kann.

Ich unterscheide dabei zwischen drei Altersgruppen:
1. Die Jugendlichen. Hier denke ich an diejenigen, die noch nicht ins 

Arbeitsleben eingetreten sind, also noch keine Beiträge zur Rentenversi­
cherung zahlen.

Dieser Personenkreis muß die Möglichkeit erhalten, ein persönliches 
Rentenkonto zu eröffnen, das bei den Rentenkassen eingerichtet werden 
kann. Diese legen die regelmäßig eingehenden Beiträge anschließend auf 
dem Kapitalmarkt an, wobei die Renditen auf das Konto zurückfließen. 
Bei Eintritt in den Ruhestand haben sich nach mehreren Jahrzehnten die 
Beiträge dieser Jugendlichen samt Zins und Zinseszins zu einer Summe auf 
dem Konto angesammelt, die der Versicherte als Rente erhält.

Dies ist ein Fondssystem, bei dem die Rente aus angesparten Beträgen 
bestritten wird, im Gegensatz zump^y-^s-yo^-go-System, bei dem die von 
der arbeitenden Bevölkerung erhobenen Beiträge eines bestimmten Jahres 
unter den vorhandenen Rentnern aufgeteilt werden. Was beide Systeme 
trennt, ist die unterschiedliche Finanzierung, aber auch der gänzlich andere 
ökonomische und ethische Ansatz. Das zweite System steht für Abhängig­
keit: Die wirtschaftlich aktive Bevölkerung eines bestimmten Jahres »un­
terhält« die wirtschaftlich inaktiven Menschen. Das Fondssystem der Ei­
genfinanzierung mit dem persönlichen Konto hingegen steht für Sparsinn: 
Der einzelne genießt die Früchte seines eigenen Sparens und Geldanlegens.

Die Frage, wie die Zahlung der Rentenbeiträge zwischen Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer aufgeteilt werden sollte, wollen wir an dieser Stelle 
offen lassen.16 Wie immer sie geregelt wird, der Betrag, der sich bis zum 
Beginn des Rentenalters angehäuft hat, ist das Resultat des im individuellen 
Arbeitsleben Geleisteten. Seine Höhe hängt davon ab, wieviel der Betref­
fende insgesamt verdient und wieviel er in Form der Rentenversicherung 
angespart hat.17 Die Einrichtung eines eigenen Rentensparkontos ent­
spricht also vollkommen dem oben genannten ersten Prinzip. Die auf dem 
Konto angesammelte Geldsumme und die aus ihr gezahlte Rente sind 
grundsätzlich unabhängig von dem, was eine parlamentarische Mehrheit 
aus tagespolitischen Gründen in der späteren Ruhestandszeit, sagen wir im 
Jahr 2040, aktuell beschließen mag oder was diejenigen, die für die Index­
bindung oder sonstige Rentenanpassungsregelungen zuständig sind, gera­
de planen.18 Versicherer und Versicherter schließen einen privaten Ge-
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schäftsvertrag, kein politisches Abkommen; es gibt ein eindeutig festgeleg­
tes Verhältnis zwischen den eingezahlten und den ausbezahlten Beträgen.

Per Gesetz ist eine Pflichtversicherung, d.h. eine Mindestrentenversi­
cherung zu verankern.19 Unabhängig davon kann jeder für sich selbst 
entscheiden, ob er einen zusätzlichen Versicherungsvertrag auf freiwilliger 
Basis abschließt.

Für alle, die nicht in der Lage sind, die Pflichtbeiträge aufzubringen, 
sollte der Staat eintreten. Dies entspricht dem zweiten Prinzip, dem 
Grundsatz der sozialen Solidarität; der Staat handelt hier also auf Kosten 
der übrigen Steuerzahler -  freilich sollte er nicht unbesehen eingreifen, 
sondern nur in den Fällen, in denen Menschen nachweislich zahlungsun­
fähig sind. Dann aber ist der Staat gefragt. Zunächst müssen die Behörden 
herausfinden, wer die Pflichtbeiträge nicht bezahlt hat. Wo die Zahlung bloß 
aus Nachlässigkeit unterblieben ist, muß sie von Gesetzes wegen erzwungen 
werden. Wo sie jedoch aus Unvermögen unterbleibt, entweder weil die 
Informationen oder die Mittel fehlen, muß der Staat sich einschalten.

Damit haben zwar alle eine garantierte Mindestrente, aber oberhalb 
dieses Minimums sollte es keinerlei Rentennivellierung geben. Jeder hat 
das Recht zu entscheiden, ob er im arbeitsfähigen Alter wie die Ameise 
oder die Grille leben will.20 Im letzten Lebensabschnitt sollte es dann aber 
auch keinen egalitären Ausgleich zwischen den Alterseinkommen durch 
einen omnipotenten Staat geben. Die Ameise hat ein Recht auf das Alter, 
für das sie ihr Leben lang gespart hat.

Die Rentenversicherung darf kein Staatsmonopol sein. Entsprechend 
unserem vierten Prinzip muß in diesem Bereich der Sozialversicherung 
Wettbewerb erlaubt sein, ja sogar gefördert werden. Dadurch würden sich 
die Auswahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen Versicherungsverträ­
gen erhöhen, und die Verwaltungskosten würden sinken; vor allem aber 
wird, und das ist noch wichtiger, ein diversifiziertes Anlegen der ange­
sparten Rentenversicherungsbeträge auf dem Geldmarkt möglich. Auf 
diese Weise kann sich einer der bedeutendsten, ja unverzichtbaren Akteure 
des modernen Kapitalmarkts herausbilden: die Rentenversicherung als 
institutioneller Investor. Die Versicherungen kontrollieren einen ansehnli­
chen Teil der Anlagen auf den Kapitalmärkten der entwickelten M arkt­
wirtschaften. Bleiben alle Rentenersparnisse in den Händen des Staates 
konzentriert, dann spielt er auch in diesem Bereich eine unangemessen 
große Rolle.

Obgleich das Staatsmonopol in der Rentenversicherung gebrochen wer­
den muß, verbleiben doch einige wichtige Aufgaben beim Staat (und zwar 
zusätzlich zu dessen Verpflichtungen gegenüber der älteren Generation, 
von denen gleich noch zu reden sein wird). Zuständigkeit, Verantwortung 
und Pflichten der Rentenkassen müssen gesetzlich festgelegt werden. Ver­
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sicherer, die private Rentenkonten führen, bedürfen einer staatlichen Li­
zenz, und Rentenkassen werden bestimmte Auflagen für eine umsichtige 
und behutsame Anlagepolitik erhalten.21 Notwendig ist zudem ein Rück­
versicherungssystem, und in letzter Instanz muß der Staat dafür bürgen, 
daß die Renteneinlagen der Versicherten nicht verloren sind, selbst wenn 
die Gelder von der betreffenden Institution mißbräuchlich verwendet 
werden.

Die persönlichen Rentenersparnisse sollten steuerlich bevorzugt behan­
delt werden. Es sollte die Möglichkeit eingeräumt werden, die Zahlung 
fälliger Steuern bis zu einer bestimmten Höhe zurückzustellen. Später, 
wenn die Rente ausbezahlt wird, sollten hingegen keine derartigen Kon­
zessionen gemacht werden.

2. Die Rentner. Auf das erste Prinzip können wir uns hier nicht berufen. 
Wer heute bereits im Rentenalter ist, kann keine selbständige Entscheidung 
mehr über die Ansparung seiner Rente treffen. Nach meiner Überzeugung 
hat die Gesellschaft die Pflicht, ihn mit einer angemessenen Rente zu 
versorgen.

Blicken wir den Tatsachen ins Auge: Die Position der Rentner ist ambi­
valent. Sie wissen, daß sie ein Leben lang gearbeitet und ihre Rentenbeiträ­
ge gezahlt haben. Sie werden von der Gesellschaft nicht »unterhalten«, 
denn sie brauchen ihre Einzahlungen nur in Form  der Rente zurückzu­
bekommen. Schauen wir uns allerdings das Verhältnis zwischen Ge­
samtverdienst beziehungsweise Beiträgen einerseits und andererseits 
dem realen Wert der seit Beginn des Ruhestands erhaltenen Rente aus der 
Nähe und vom Standpunkt des einzelnen Rentenempfängers an, dann 
erweist sich, wie wenig stringent die Korrelation zwischen beidem ist. Der 
nominale und reale Wert einer Rente hängt stark davon ab, zu welchem 
Zeitpunkt der Betreffende in Rente geht. Angenommen die Rentner A 
und B haben exakt das gleiche Einkommen gehabt und die gleichen 
Versicherungsbeiträge gezahlt, aber nicht zur selben Zeit. A hat sein 
Arbeitsleben früher begonnen und früher beendet. Zwischen beider Ren­
ten kann es einen erheblichen Unterschied geben. Das Rentenberech­
nungssystem in Ungarn hat sich in den letzten zehn Jahren mehrmals 
geändert, die Inflation hat sich beschleunigt und wieder verlangsamt, und 
auch die Methoden der Rentenindexierung haben gewechselt. Im selben 
Zeitraum wurde -  mit stark nivellierender Tendenz -  am Rentensystem 
herumgeflickt und -gebastelt.

All das führt dazu, daß die nach und nach erfolgenden Rentenzahlungen 
nicht mit dem aus einem Versicherungsvertrag resultierenden Altersein­
kommen vergleichbar sind und der Rentenbeitrag nicht als Versicherungs­
prämie gelten kann. Die Transaktion hat weder in ökonomischem noch 
juristischem Sinn etwas mit einem »Versicherungsgeschäft« zu tun. Um das
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Kind beim Namen zu nennen: Der sogenannte Beitrag zur Rentenversi­
cherung ist nichts anderes als eine Steuer, eine anteilige Lohnsteuer. Die 
heutigen Renten werden mit dem Geld der Steuerzahler finanziert. Das 
vermeintlich sich selbst finanzierende System der sog. Rentenversicherung 
ist die größte Institution des Landes, die einem soft budget constraint 
unterliegt, ist doch die Regierung gesetzlich verpflichtet, alle Defizite 
auszugleichen. Wie unter solchen Bedingungen üblich, wird die Höhe der 
Rentenleistungen vom Einfluß der Pressure-groups, von politischen Kri­
terien und Tarifverhandlungen bestimmt. Wie hoch die Renten zu diesem 
oder jenem Zeitpunkt faktisch sind, wird -  entgegen unserem ersten 
Prinzip -  in der politischen Arena entschieden.

Weiter oben schrieb ich, es müsse eine angemessene Rente gezahlt wer­
den. Wohlgemerkt können wir uns hierbei nur auf das zweite Prinzip 
berufen. »Angemessenheit« ist eine ethische, keine ökonomische Katego­
rie. Dabei kann es nicht um jenen Privatvertrag zwischen Versicherungs­
gesellschaft und Versichertem gehen, der für bestimmte Prämien entspre­
chende Leistungen garantiert. Die Höhe der heute gezahlten Renten ist 
wirtschaftlich gesehen äußerst willkürlich. Wir können dabei nur auf die 
Bereitschaft und Anständigkeit der Gesellschaft bauen, auf ihre Achtung 
und ihr Mitgefühl gegenüber der älteren Generation und natürlich auf die 
Tatsache, daß die Rentner einen großen Teil der Wähler ausmachen und 
jede Partei, die eine Wahl gewinnen will, sich zweimal überlegt, ob sie die 
Rentner vor den Kopf stoßen will.

3. Die mittlere Generation. Hier denke ich an all diejenigen, die schon 
Rentenbeiträge gezahlt, aber das Rentenalter noch nicht erreicht haben. 
Das wichtigste Prinzip, das ich in ihrem Fall geltend mache, ist das Recht 
auf freie Wahl. Zwei prinzipielle Möglichkeiten stehen ihnen offen:

a) Entweder sie bleiben in der gegenwärtigen staatlichen Rentenversi­
cherung.

b) Oder sie wechseln über zum dezentralen System des individuellen 
Rentensparens.

Wenn sie den letzteren Weg wählen, muß es ihnen möglich sein, den 
bislang angesammelten Gegenwert für die bereits gezahlten Beiträge mit­
zunehmen. Was dieser Transfer ökonomisch beinhaltet, liegt auf der 
Hand.22 Als Gegenleistung für die Beiträge hat der Staat ja Zahlungsver­
pflichtungen übernommen, die er mit Beginn des Ruhestandes einlösen 
muß. In einem Zahlenwert kann eindeutig festgehalten werden, welche 
»Rentenschuld« der Staat nach den derzeit geltenden Gesetzen hat. Der 
entsprechend ausgestellte »Eigenwechsel« des Staates kann in die neue 
Rentenversicherung eingehen. Als ein derartiger Eigenwechsel könnten 
besondere, langfristige Staatspapiere fungieren, mit denen auf den Sekun­
därmärkten gehandelt werden darf.
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Ich kann nicht sagen, wieviel Prozent der Beschäftigten im alten System 
bleiben und wieviele sich für das neue entscheiden würden. Das Wesentli­
che ist die Wahlmöglichkeit selbst, das Wissen, daß der einzelne -  ent­
sprechend dem ersten Prinzip -  mehr als nur den einen, vom Staat festge­
legten Verlauf seiner Rente zur Auswahl hat. Außerdem würde, selbst 
wenn wenige Menschen für das Aussteigen votierten, die bloße Möglich­
keit einen Wettbewerbsdruck auf das bisherige staatsmonopolistische Sy­
stem ausüben. Das entspräche den Bedingungen des vierten Prinzips.

An diesem Punkt möchte ich noch einmal auf die Situation der Jugend­
lichen zurückkommen. Angenommen ein dezentrales System der Renten­
versicherung ist bereits vorhanden. Es gibt keinerlei Grund, das Nachfol­
gesystem der derzeitigen monopolistischen Renten- und Sozialversiche­
rung daran zu hindern, sich im Wettbewerb mit den übrigen Versicherern 
weiter zu betätigen. Jugendliche, die mehr Vertrauen in eine staatliche als 
eine nichtstaatliche Institution haben, können dann ihr Rentenkonto auch 
bei der ersteren einrichten.

Auch das fünfte Prinzip muß bei der Entwicklung der neuen Altersver­
sorgung berücksichtigt werden. Die Gesetze bedürfen sorgfältiger Vorbe­
reitung. Es muß genügend Zeit zur Verfügung stehen, damit das System der 
dezentralen, nichtstaatlichen Versicherer sich -  zusammen mit einer zu­
verlässigen Staatsaufsicht -  etablieren kann. Und den Menschen muß 
Zeit gelassen werden, die neuen Möglichkeiten zu erkennen und sich 
gründlich zu informieren, bevor sie sich für die Alternative entscheiden, 
die ihnen besonders vielversprechend erscheint.

Wer sich in den Rentensystemen des Auslands auskennt, weiß, daß 
unser Vorschlag sich mit keinem der ausländischen Beispiele genau zur 
Deckung bringen läßt. Es gibt Ähnlichkeiten mit dem System der Verei­
nigten Staaten, aber in einigen wesentlichen Punkten auch Unterschiede. 
Viele Züge entstammen dem chilenischen Modell, das bei der Entwicklung 
der Altersversorgung neue Wege gegangen ist; Verwendung gefunden ha­
ben ferner Erfahrungen aus Australien und Entwürfe aus Neuseeland; aber 
mit keinem dieser Systeme ist meines identisch.23 Da die besonderen Be­
dingungen in Ungarn berücksichtigt werden müssen, wäre es zudem ver­
fehlt, irgendein ausländisches Modell zu kopieren.24

Schlußbemerkungen

Der hier ausgeführte Entwurf für ein Rentensystem dient lediglich als 
illustrierendes Beispiel. Zur Veranschaulichung hätte ich auch etwas ande­
res nehmen können, die Finanzreform im höheren Bildungswesen etwa 
oder die Neuordnung des Gesundheitswesens. Ziel dieses Beitrags ist 
nicht, für eine bestimmte Reform der Rentenversicherung zu werben.
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Die Botschaft des Gesagten hängt aufs engste mit dem dritten Prinzip 
zusammen: mit der Forderung, daß alle, die an der Diskussion über das 
Sozialsystem beteiligt sind, und mehr noch alle, die über entsprechende 
Gesetze und Verordnungen mitentscheiden, Farbe bekennen sollten.

Wenn ich bei der Vorstellung des Rentenreformvorschlags immer wie­
der auf das eine oder andere der fünf Prinzipien verwiesen habe, so einfach 
deshalb, weil ich zeigen will, daß es durchaus eine Verbindung zwischen 
ihnen und der Praxis gibt. Um zu einem realistischen Praxisansatz zu 
kommen, braucht man sich nicht um diese Grundsätze herumzudrücken, 
und umgekehrt gibt es keinen Grund, sie zu hohler Rhetorik verkommen 
zu lassen, statt sie in die kleine Münze praktischer Vorschläge zu wechseln.

Ich weiß sehr wohl, daß viele Ungarn das Wertesystem, das ich vertrete 
und in diesem Beitrag kurz dargelegt habe, nicht teilen. Da das Sozialsy­
stem aber zum Nutzen der gesamten Bevölkerung und dauerhaft umgestal­
tet werden muß, kann das Ziel nur darin bestehen, der Reform einen 
möglichst breiten Konsens zu verschaffen. Unvermeidlich wird es zu 
wechselseitigen Zugeständnissen kommen, mit denen man sich von »rei­
nen« Wertesystemen oder widerspruchsfreien Regelsystemen entfernt. 
Damit freilich wird es um so wichtiger, daß wir wissen, von welcher Basis 
aus wir unsere Zugeständnisse machen. Wollen wir gut vorbereitet in die 
Auseinandersetzung gehen, so müssen wir uns erst einmal klarmachen, für 
welches Wertesystem wir im Sozialbereich eintreten und welche praktische 
Position wir dementsprechend einnehmen.

Aus dem Englischen von R olf Schubert

Anmerkungen

1 1996 wurde, wie schon in den Jahren zuvor, am International Institute for Applied System 
Analysis (IIASA) im österreichischen Laxenburg eine Vortragsreihe zu Ehren eines seiner 
Gründer, des Nobelpreisträgers und Ökonomen Tjalling C. Koopmans, abgehalten. Das 
Thema der Reihe lautete: »Von der zentralen Planwirtschaft zur Marktökonomie«. Den ersten 
Vortrag hielt Anders Aslund aus Schweden, der als Forscher am Carnegie Institute in Washing­
ton tätig ist; als zweiter trug Leszek Balcerowicz vor, der als früherer polnischer Finanzmini­
ster seinem Land die »Schocktherapie« verordnete. Den dritten Vortrag hielt der Verfasser; die 
vorliegende Fassung folgt dem Vortragstext.

2 Vgl. Zs. Ferge (1994). ln neueren Untersuchungen erweitert die Autorin ihre Feststellungen 
zu Ungarn um einige internationale Vergleiche (vgl. dazu auch den Beitrag der Autorin im 
vorliegenden Heft. Anm. d. Red.).

3 Vgl. P. Robert (1995).
4 Nach Hobbes hat der Souverän (gleich ob König oder Parlament) die Aufgabe, für die 

Sicherheit des Volks zu sorgen (Thomas Hobbes [1651], 1981, S. 376, Kap. 30). In seiner 
Erläuterung wird deutlich, wie er den Begriff der Sicherheit versteht: Er beinhaltet nicht nur 
den Schutz des Lebens des einzelnen, sondern auch seines Eigentums, das er durch seiner 
Hände Arbeit und in Achtung des Gesetzes erworben hat, all jener Gegenstände, die ohne 
Nachteil für andere seine Wünsche befriedigen.
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5 Zur Steuerillusion vgl. J.M. Buchanan (1967) und W.E. Oates (1988). Einen ausgezeichneten 
Überblick über die Literatur gibt L. Csontos (1995).

6 P. Horvath und M. Koväcs waren bei der Zusammenstellung der Daten für die Berechnung 
behilflich.

7 Angesetzt wurde eine durchschnittliche Sparquote von 7,9%.
8 Wir haben den Steueranteil am Konsum auf der Grundlage der Input-Output-Tabellen des 

Staatlichen Amtes für Statistik geschätzt. Neuere Daten standen nicht zur Verfügung. Auch 
hier mußte natürlich ein Durchschnittswert angesetzt werden. Der tatsächliche Konsum der 
einzelnen und die dazugehörige Besteuerung ist um den Mittelwert herum gestreut.

9 Das Unwissen der ungarischen Gesellschaft wird ablesbar an der Tatsache, daß die Leute sich 
nur zwei alternative Formen der Finanzierung für den Sozialbereich vorstellen können. 
Entweder man bezahlt die Dienstleistungen selbst, aus der eigenen Tasche; oder der Staat 
kommt für die Kosten auf, so daß man die Leistungen gratis erhält. Vergessen wird dabei, daß 
es noch eine dritte Möglichkeit von grundlegender Bedeutung gibt, bei der der einzelne einen 
regelmäßigen, nicht übermäßigen Betrag als Versicherungsprämie zahlt und die Versiche­
rungsgesellschaft, die die Risiken übernimmt, die Leistung partiell oder ganz zahlt.

10 Die Meinungsumfrage fand unter der Ägide von TÄRKI statt. Erste Ergebnisse wurden in der 
Untersuchung von L. Csontos, J. Kornai und I.Gy. Toth (1996) veröffentlicht.

11 Ich lasse in dieser einführenden und thesenartigen Erörtung die Frage offen, in welchem 
Verhältnis der einzelne zu seiner Kernfamilie steht und wie die Entscheidungsspielräume und 
Verantwortlichkeiten zwischen den Familienmitgliedern aufgeteilt sind. Prinzip Nr. 1 könnte 
in der Weise umformuliert werden, daß das Wort »Familie« in Klammern hinter das Wort »der 
einzelne« gesetzt wird. Ähnliche Ergänzungen könnten auch anderswo an gegebener Stelle 
dieses Artikels gemacht werden.

12 Aus wirtschaftlicher Sicht ist absehbar, daß solche parallelen Veränderungen nur möglich sind, 
wenn das Haushaltsdefizit auf ein annehmbares Maß gesenkt worden ist. Bevor das nicht 
geschieht, wird eine Senkung der Ausgaben in erster Linie zu einem Rückgang des Defizits 
führen.

13 Dies ist verwandt mit Rawls Kriterium der Gerechtigkeit (vgl. J. Rawls, 1971), oder genauer: 
es ist eine dynamische Version dieses Kriteriums. Ich nenne es dynamisch, weil es die schritt­
weise Besserstellung derjenigen in den Vordergrund stellt, denen es in der Gesellschaft am 
schlechtesten geht.

14 Ich meine nicht, daß diese beiden Prinzipien, zusammen mit den drei anderen ein komplettes 
System ethischer Postulate darstellen. Aber nach meiner Vorstellung scheinen diese Leitlinien 
in der Summe für eine erste, in Umrissen normative Erörterung zur Reform des System der 
sozialen Sicherung hinlänglich aussagekräftig.

15 Nach der bereits angeführten Meinungsumfrage möchten nur 21% der Befragten das vorhan­
dene, zentralisierte, staatlich verwaltete Rentensystem unverändert beibehalten. Die große 
Mehrheit möchte lieber ein größeres Maß an Dezentralsierung, und zwar als »gemischtes« 
oder »Marktsystem«, bei dem staatliche und nichtstaatliche Institutionen Zusammenwirken 
und Elemente der Pflicht- und Freiwilligenversicherung gleichzeitig bestehen.

16 Solange auf dem Arbeitsmarkt Bedingungen eines vollkommenen Wettbewerbs herrschen, ist 
es ziemlich unerheblich, ob der Arbeitgeber oder der Arbeitnehmer die Sozialversicherung 
oder andere Sozialabgaben und einkommensbezogene Steuern bezahlt. In jedem Fall wird 
dadurch der Nettolohn des Arbeitnehmers gekürzt. Ist jedoch der Wettbewerb unvollkom­
men, sind die Beiträge nicht völlig unerheblich. Bestimmte tatsächliche Kosten (nicht alle) 
können anstelle des Nettolohns die Gewinne des Unternehmers schmälern, oder der Unter­
nehmer ist in der Situation, bestimmte Kosten in Form höherer Preise an den Verbraucher 
weiterzugeben.(Vgl. R.A. Musgrave und P.B. Musgrave [1973], 1980, S. 504-510.)

17 Das hängt natürlich auch davon ab, wie geschickt der Rentenfonds auf dem Kapitalmarkt 
untergebracht wird, ob das Geld effektiv mit einer klugen und glücklichen Hand investiert 
wurde, und generell davon, wie sich der Kapitalmarkt des betreffenden Landes und letztlich 
dessen Volkswirtschaft im Laufe des Arbeitslebens des Versicherten entwickelt hat. In dieser 
Hinsicht sitzt der Versicherte mit anderen Sparern und Investoren im gleichen Boot.

18 Wir können natürlich nicht erwarten, daß diejenigen, die im Jahre 2040 leben und ihr Einkom­
men ausgeben, von den geldpolitischen Maßnahmen des Parlaments überhaupt nicht betroffen 
sein werden. Die Kaufkraft des Geldes wird von der Inflationsrate und anderen ökonomischen
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Prozessen beeinflußt werden, die ihrerseits nicht immun sind gegen den Einfluß staatlicher 
Faktoren.

19 Meine Befürwortung der Versicherungspflicht beruht nicht auf paternalistischen Erwägungen, 
also nicht auf dem Wunsch, durch staatlichen Zwang den Wohlstand widerstrebender Bürger 
zu mehren.
Wenn etwa der Bürger X., der während seines Erwerbslebens durchaus Gelegenheit hatte, 
Rentenversicherungsbeiträge zu zahlen, niemals dergleichen für nötig gehalten hat, dann wird 
er im hohen Alter höchstwahrscheinlich in starker Armut, am Rande des Hungertodes und 
der Obdachlosigkeit leben müssen. Eine zivilisierte, humane Gesellschaft wird nicht zulassen, 
daß so etwas passiert (vgl. unser Prinzip Nr. 2). Auf Kosten der Steuerzahler würde ihm 
Unterstützung zuteil. Das Interesse zukünftiger Steuerzahler gebietet daher, daß der Bürger 
X. gezwungen wird, einen Rentenversicherungsbeitrag zu zahlen, der ausreicht, um im Falle 
seines Alters die Gesellschaft von einer Unterhaltspflicht ihm gegenüber zu dispensieren. Die 
Forderung nach einer Mindestpflichtversicherung zielt also nicht darauf, »jemdanden zu 
seinem Glück zu zwingen«, sondern ist eine Präventivmaßnmahme zum Schutz anderer 
Steuerzahler.

20 Eine der Fragen der anfangs erwähnten Meinungsumfrage lautete: »Wie bereiten Sie sich auf 
das Alter vor?« Ein erstaunlich großer Anteil, nämlich 49% der Befragten antwortetet, daß sie 
sich mit dieser Frage noch nicht befaßt hätten. Bis zu diesem Zeitpunkt waren sie der Meinung, 
daß dies eine Angelegenheit des Staates, nicht die ihre sei. Dieser Befund zeigt, wie stark die 
alten Normen noch in den Köpfen der Bevölkerung vorhanden sind. Das erste Grundprinzip, 
daß jeder für sein Leben selbst verantwortlich ist, muß in der Denkweise des größten Teils der 
Gesellschaft allererst noch Platz greifen.

21 So wird etwa anfänglich die Verpflichtung bestehen, einen großen Anteil seiner Ersparnisse in 
sicheren Staatspapieren anzulegen. Erst mit der Festigung des Rentenfonds und der Entste­
hung ausreichender Reserven wird eine Diversifizierung des Wertpapierbesitzes zulässig sein, 
um auch risikoreichere Investitionsmöglichkeiten abzudecken.

22 Ich stelle damit lediglich ein allgemeines Prinzip auf. Seine praktische Durchführung wirft in 
wirtschaftlicher, technischer, finanzieller und rechtlicher Hinsicht zahlreiche gravierende Pro­
bleme auf.

23 Zur Rentenreform in Chile, vgl. L.A. Camacho (1992), G. Corsetti und K. Schmidt-Hebbel 
(1995) sowie C. Gillion und A. Bonilla (1992). Zu den Reformvorschlägen in Neuseeland, vgl. 
R. Douglas (1993). Die von der Weltbank (1994) zusammengestellte Untersuchung gibt einen 
ausgzeichneten allgemeinen Überblick über Alternativen der Rentenreformvorhaben sowie 
über die in mehreren Ländern bereits durchgeführten Reformen (eingeschlossen Australien 
und eine Reihe lateinamerikanischer Staaten); zugleich bietet sie reichhaltige Berechnungsun­
terlagen.

24 Die öffentliche Auseinandersetzung über Alternativen der Rentenreform in Ungarn ist in der 
Literatur bislang kaum geführt worden. Besonders hervorheben möchte ich in diesem Zusam­
menhang die Arbeiten von M. Augusztinovics (1992) und (1993), M. Augusztinovics und B. 
Martos (1995), P. Bod (1992) und B. Martos (1994) sowie die Studie der Weltbank zu Ungarn 
(1995, S. 31-46 und 97-130). Letztere enthält zahlreiche Elemente der Reform, wie sie im 
vorliegenden Artikel Umrissen wurde, obwohl in meinem Entwurf die Dezentralisierung noch 
weiter greift.
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Robert Skidelsky 
KÖNNEN WIR UNS DEN 

WOHLFAHRTSSTAAT LEISTEN?

I

Alle Welt scheint sich heute darin einig, daß der Wohlfahrtsstaat grund­
legend reformiert, zumindest aber schlanker gestaltet werden muß. In 
den 1940er Jahren entworfen, um die geschwächten kapitalistischen 
Volkswirtschaften vor dem Angriff des revolutionären Sozialismus zu 
schützen, befindet er sich nun selbst unter revolutionärem Beschuß. 
Überall in Europa sind die Regierungen diensteifrig dabei, die sozialen 
Ansprüche und Leistungen, die seit Kriegsende eingeführt wurden, Stück 
für Stück abzubauen. Doch verursachen drastische Schnitte im Sozial­
haushalt hohe politische Kosten, wie z.B. die französischen Streiks vom 
N ovem ber/Dezem ber 1995 gezeigt haben. G rund dafür ist, daß die 
meisten Menschen in der Europäischen Union sich seit langem darauf 
verlassen, Sozialleistungen der einen oder anderen Art zu empfangen, und 
die Regierungen bisher nicht sehr erfolgreich waren, sie dieser Segnungen 
wieder zu entwöhnen. N ur in den Vereinigten Staaten, deren Soziallei­
stungssystem im Vergleich zu europäischen Standards unterentwickelt ist, 
findet eine starke gegen den Wohlfahrtsstaat gerichtete Ideologie politi­
schen Widerhall.

Die sozialstaatlichen Systeme in Europa sind natürlich je nach Land 
verschieden, sie zeichnen sich aber alle durch eine (obligatorische) Sozial­
versicherung aus, die zu einem großen Anteil von den Arbeitgebern und 
vom Staat finanziert wird und auf Bismarcks Sozialgesetzgebung aus den 
1880er Jahren zurückgeht. William Beveridge, der Vater des modernen 
britischen Wohlfahrtsstaats, entwarf einen Plan zur Bekämpfung der »fünf 
Riesen« Armut, Krankheit, Unbildung, Verwahrlosung und Arbeitslosig­
keit. In seinem berühmten Report von 1942 schlug er für den Fall der 
zeitweiligen oder endgültigen Erwerbsunfähigkeit ein Sozialversiche­
rungsschema vor, das Rentenzahlungen, Arbeitslosen- und Krankengeld, 
Sonderleistungen bei Geburt, Heirat und im Todesfall sowie ein steuerfi­
nanziertes Kindergeld umfaßte. Die Koalitions- und Labour-Regierungen 
vollendeten dann, was wir heute als Wohlfahrtsstaat bezeichnen, und führ­
ten die »kostenlose« (d.h. steuerfinanzierte) staatliche Gesundheitsfürsor­
ge und das ebenso kostenlose Bildungssystem ein und bauten den kommu-
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nalen Wohnungsbau aus. Der fünfte Riese, die Arbeitslosigkeit, sollte durch 
Vollbeschäftigungsmaßnahmen besiegt werden.

Beveridges Allgemeinheitsgrundsatz stellte einen entscheidenden Bruch 
mit der früheren Tradition der Armengesetzgebung dar, die den Wohl­
fahrtsstaat strikt auf die Bekämpfung der Armut beschränkte. Beveridge 
war überzeugt, daß die Mittelschichten den Wohlfahrtsstaat nur dann 
mittragen, wenn auch sie in den Genuß seiner Leistungen kommen. Er 
setzte auf das Zusammengehörigkeitsgefühl, das die Menschen im Krieg 
gezeigt hatten, und glaubte an die Fähigkeit des Staates, die Lebensrisiken 
auf die Generationen verteilen zu können. Wirtschaftswachstum und stei­
gende Ansprüche ließ er bei seiner Finanzplanung außer acht. Fünfzig 
Jahre später ist dieses Wohlfahrtsschema aus den Fugen geraten, seine 
Kohärenz wurde durch Ad hoc-Zusätze und -Abstriche zerstört, seine 
Voraussetzungen sind aufgrund des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Wandels hinfällig, seine Ergebnisse sind bestenfalls als mittelmäßig zu 
bezeichnen, und was am wichtigsten ist: Die Kostenentwicklung entgleitet 
offensichtlich jeder Kontrolle.

Hinter der in Europa grassierenden Revolution gegen den Wohlfahrts­
staat steht die wachsende Unfähigkeit des Staates, die Ausgaben durch 
Steuereinnahmen zu finanzieren. Da ein Großteil der Ausgaben auf Sozial­
leistungen entfällt, treffen Ausgabenkürzungen notgedrungen deren Emp­
fänger. Und da jeder als Empfänger oder Beitragszahler in den Wohlfahrts­
staat eingebunden ist, setzen sich die Regierungen mit ihren Reformplänen 
dem doppelten Vorwurf aus, die Armen für ihre Armut zu bestrafen und 
den impliziten Gesellschaftsvertrag mit den Bürgern zu brechen.

Die Verfechter des Wohlfahrtsstaats haben dagegen eine verführerische 
Alternativstrategie parat. Würden die Regierungen Europas, so sagen sie, 
eine expansive Geldpolitik betreiben -  die Zinsen senken und die Wech­
selkurse freigeben - , so würde die Arbeitslosigkeit sinken, das W irt­
schaftswachstum sich beschleunigen und die Haushaltsdefizite sich auto­
matisch in höheren Einnahmen und niedrigeren Ausgaben auflösen. 
»Kümmert Euch um die Arbeitslosigkeit«, schrieb einst Keynes, »und der 
Staatshaushalt wird sich um sich selbst kümmern«. Das wäre ganz vortreff­
lich -  wenn nur die Haushaltsdefizite wie in Keynes’ Tagen rein zykli­
scher N atur wären. Doch sie sind dauerhaft oder »strukturell« und das 
Ergebnis eines ständig zunehmenden Ausgabendrucks von unten sowie 
eines wachsenden Steuerwiderstands. Für beides ist in hohem Maße der 
Wohlfahrtsstaat verantwortlich, so daß er unmittelbar zu den hohen Zin­
sen beiträgt, die das Wachstum auf niedrigem und die Arbeitslosigkeit auf 
hohem Niveau halten. Darüber hinaus schwächt er die Angebotsseite der 
Wirtschaft, indem er den Menschen weniger Anreiz zum Sparen und 
Arbeiten bietet.
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Wir haben uns allem Anschein nach also festgefahren. Der Wohlfahrts­
staat wächst, weil er gebraucht wird, und er wird gebraucht, weil er wächst. 
Der Schlüssel, wie er wieder flottzumachen wäre, liegt in neuen Ideen. Die 
Alternative, die sich der Gemeinschaft stellt, lautet nicht: entweder mehr 
»Wohlfahrt« und weniger Wachstum oder umgekehrt. Sie betrifft vielmehr 
die Art und Weise, wie wir mit den Wohlfahrtsansprüchen unserer eigent­
lich reichen Gesellschaften umgehen; ob wir den Großteil der Sozialausga­
ben dem Privatsektor oder ob wir sie dem Staat überlassen sollen. Die 
wichtigste Entscheidung, die wir meiner Ansicht nach treffen müssen, ist 
die Entkoppelung der sozialen Wohlfahrt von den öffentlichen Finanzen. 
Eine Veränderung von solcher Tragweite kann sich nicht in einem intellek­
tuellen Vakuum entwickeln, sondern bedarf der Unterstützung durch 
politische Philosophie und Wirtschaftsphilosophie. Es ist nicht verwun­
derlich, daß gerade der aus einer kommunistischen Gesellschaft kommen­
de tschechische Ministerpräsident Vaclav Klaus es verstand, die entschei­
dende Frage mit einer Deutlichkeit zu formulieren, die bei unseren eigenen 
Politikern unvorstellbar wäre: »Inwieweit soll der Staat das Leben freier 
und selbstverantwortlicher Menschen regeln?«

I I

Zwei Staatsgedanken, der liberale und der kollektivistische, rivalisieren in 
unserem Jahrhundert um die Vorherrschaft. Im liberalen Staat sind die 
Staatsfunktionen (durch einen »Gesellschaftsvertrag«, wie es im klassi­
schen Liberalismus heißt) auf die Gewährleistung der Rahmenbedingun­
gen oder »Spielregeln« (Frieden, Sicherheit, Gleichheit) beschränkt, die es 
dem Einzelnen ermöglichen, seine oder ihre privaten Ziele unbehelligt zu 
verfolgen. Dies schließt die Bereitstellung eines »Netzes sozialer Sicher­
heit« für die Armen und eine gewisse Angleichung der Einkommen und 
Lebenschancen zur Schaffung gerechter Startbedingungen mit ein, sofern 
diese sozialen Komponenten als wesentlich für den Schutz der zentralen 
Werte und Institutionen einer freien Gesellschaft -  Demokratie, Privatei­
gentum und Markt -  gelten. Gleichwohl ist das liberale Denken von 
einem tiefgehenden Mißtrauen gegenüber dem Staat und seinem Hang zur 
Korruption geprägt. Im Mittelpunkt der liberalen Bemühungen stand 
daher stets der Entwurf einer »freiheitlichen Verfassung«, die dem Staat 
genügend Macht gibt, die Menschen davor zu schützen, einander Schaden 
zuzufügen, und gleichzeitig seine Macht, den Menschen seinerseits zu 
schaden, in Grenzen hält.

Der Kollektivismus hingegen ordnet die privaten Zwecke den öffentli­
chen unter und billigt dem Staat kraft seiner höheren Vernunft das Recht 
zu, Ziele zu verfolgen, die entweder als Endzweck -  z.B. gleiche Bildung
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für alle -  oder aber als Mittel zum Zweck -  ein nationaler Bildungsplan 
etwa, der die Nation auf die Herausforderungen des neuen Jahrhunderts 
vorbereiten soll -  verstanden werden können. Faschismus und Kommu­
nismus bildeten in unserem Jahrhundert die beiden Extremformen des 
Kollektivismus, doch ist der Sozialismus die Gattung, aus der diese beiden 
Glaubensbekenntnisse mutierten. Die demokratischen Sozialisten bezwei­
feln zwar nicht das Recht und die Pflicht des Staates, die Gesellschaft nach 
seinen eigenen Zielvorstellungen zu lenken, werden jedoch in ihrer Über­
zeugung gebremst durch liberale Elemente in ihrem eigenen Denken bzw. 
in den jeweiligen politischen Rahmenbedingungen ihrer Praxis. Doch 
selbst eine unbestritten freie Gesellschaft wie Schweden, wo der Staat 1990 
für die Verteilung von nahezu drei Vierteln des Nationaleinkommens 
zuständig war, scheint nicht in der Lage, der schleichenden Kollektivierung 
Einhalt zu gebieten. Realisierbar wurde das kollektivistische Projekt erst 
durch die Planungs- und Organisationsfähigkeit des modernen Staates, wie 
sie erstmals im Ersten Weltkrieg zum Tragen kam. Der Grundgedanke, den 
alle Kollektivisten teilen, ist der Glaube, daß das Ganze größer ist oder 
größer gemacht werden kann als die Summe seiner Teile, daß staatliche 
Maßnahmen wesentlich bessere Ergebnisse hervorbringen als Privatinitia­
tive und privates Handeln. Der Staat spielt in dieser Sicht des menschlichen 
Dramas den Part des wohltätigen und weitsichtigen Beschützers, die Men­
schen hingegen gelten als schwach, dumm, unwissend und hilflos.

Der Kollektivismus, nicht der Liberalismus, hat sich als »der Gott, der 
keiner war« herausgestellt. Den Grund dafür, so lesen wir in einem der 
letzten Texte von Ernest Gellner, liegt darin, daß der Liberalismus das 
einzige politische Kredo ist, das sich vereinbaren läßt mit dem Fehlen eines 
»übergeordneten (...) Prinzips, das legitimerweise zwischen [inkommen­
surablen] Werten entscheiden könnte«. Soziologisch gesehen ist der Libe­
ralismus das, was uns bleibt, nachdem der Modernisierungsprozeß alle 
überkommenen Glaubensvorstellungen und Bindungen zerstört, alle tra­
ditionellen Gemeinschaften aufgebrochen und alle ethnisch definierten 
Gruppen durchmischt hat. So hat auch der Sozialismus die hegemoniale 
Stellung verloren, die er die längste Zeit unseres Jahrhunderts beanspru­
chen konnte, denn seine Zielvorstellungen setzten ein Einvernehmen über 
bestimmte »zentrale Werte« voraus, die überall dort, wo die besondere 
Stimmungslage der beiden Weltkriege nicht mehr gegeben war, nur mehr 
unter Anwendung von Zwang hergestellt werden konnte.

Doch müssen wir zwischen verschiedenen Spielarten des Liberalismus 
unterscheiden. Bei Hobbes ist der Staat nötig, um den im Naturzustand 
herrschenden »Krieg aller gegen alle« zu beenden. Adam Smith sah die 
menschliche N atur in einem weitaus vorteilhafteren Licht. Die Menschen, 
so schrieb er, besäßen eine natürliche Neigung zu Handel und Tausch. Dies
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impliziert die Möglichkeit kooperativen Verhaltens selbst im »Naturzu­
stand«. Auch für Tocqueville geht die Bürgergesellschaft dem zentralisier­
ten Staat voraus, der für sie eine Bedrohung darstellen kann. Sicher hatte 
die klassische Ökonomie auch ihre Schattenseiten und zog sich in ihrer 
Ausprägung bei Malthus und Ricardo den Ruf einer dismal Science zu. 
Gestützt auf Hegel schmiedete Marx die Lehren seiner Vorgänger dann in 
ein außergewöhnlich wirksames Instrumentarium zum Angriff auf den 
Kapitalismus um. Wenn der Markt so irrational, ungerecht und selbstzer­
störerisch ist, wie Marx behauptete, so füllt die zentrale Planung logischer­
weise die Leerstelle in Marxens Vision von der Funktionsweise einer 
sozialistischen Gesellschaft. Ungeachtet der großen Ausnahme des Mar­
xismus aber besteht der bedeutendste Beitrag der Ökonomie zur Theorie 
des Liberalismus in ihrem Marktoptimismus, also in ihrer -  inzwischen 
bestens belegten -  Überzeugung, daß die Wirtschaftsfreiheit den Reich­
tum und Wohlstand in einem nie zuvor gekannten Maße mehren werde.

Die politischen Liberalen sind tendenziell pessimistischer als die Wirt­
schaftsliberalen, weshalb über die Aussichten einer postkollektivistischen 
Welt derzeit auch Uneinigkeit herrscht. Im politischen Liberalismus stellt 
der Staat die Lösung für das Problem der Unzivilisiertheit des Menschen 
dar, obwohl der Staat ständig gewärtigen muß, von eben den Leidenschaf­
ten überwältigt zu werden, die er neutralisieren soll. Gellner etwa fragt 
sich, ob der Moralrelativismus, wie ihn die Modernisierung hervorbrachte, 
den Liberalismus nicht schutzlos anderen, auf seine Vernichtung abzielen­
den Überzeugungen ausliefere. Außer acht bleibt dabei, daß die Verfol­
gung des eigenen Privatwohls, zu der der Liberalismus ermutigt, sich auf 
die kollektiven Leid enschaften tendenziell zähmend auswirkt. Die Schwä­
che der politischen Liberalen unserer Tage besteht darin, daß sie das starke 
Entwicklungspotential des Marktsystems nicht in ihre Theoriebildung 
mitaufnehmen. In ihren Augen ist die Welt durch politische, ethnische und 
religiöse Konflikte, durch die vielfältige Hinterlassenschaft einer weit zu­
rückreichenden Geschichte geprägt. Das Marktsystem erscheint ihnen als 
ständige Quelle von Unzufriedenheit und Spannungen, die politische Lei­
denschaften nähren. Daher teilen sie die Auffassung, der Staat solle regu­
lierend oder korrigierend in die Marktkräfte eingreifen, womit schon der 
erste Schritt in Richtung Kollektivismus getan ist. Für die Wirtschaftslibe­
ralen trägt das Marktsystem dagegen immer schon kooperative Züge. Dies 
allein sichert zwar noch keinen allgemeinen Frieden und Wohlstand, aber 
es schafft eine feste Grundlage für eine liberale Verfassung. Eine so verstan­
dene liberale Politik läuft dem Wesen der menschlichen Natur nicht zuwi­
der, sondern nützt seine Stärken.

Zwar vertreten die politischen wie die Wirtschaftsliberalen übereinstim­
mend eine antikollektivistische Staatstheorie, doch die Wirtschaftsliberalen
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plädieren stets entschiedener und eindeutiger für eine freie Wirtschaft. Das 
bedeutet nicht, daß der Staat verschwinden wird oder sollte. Wir kommen 
einfach nicht ohne ihn aus. Die Aufgabe besteht darin, ihm in seinen 
Ansprüchen Grenzen zu setzen, ohne ihn daran zu hindern, all das zu tun, 
was er tun muß und auch einigermaßen gut tun kann.

I I I

Das gilt beispielsweise für den Anspruch des britischen Staates, über 43% 
des Nationaleinkommens zu verfügen. Dabei sollten wir uns vor Augen 
halten, daß dieser Prozentsatz nahezu 10% höher liegt als in den frühen 
sechziger Jahren, 20% höher als in der Zwischenkriegszeit und über 30% 
höher als um die Jahrhundertwende. Margaret Thatcher schaffte in den 
achtziger Jahren zwar die Rolle des Staates als Industrieunternehmer ab, 
konnte den Anstieg der Staatsausgaben jedoch kaum bremsen. Ein ähnli­
cher Anstieg ist auch bei den meisten westeuropäischen Staaten zu beob­
achten: Der Prozentsatz der Ausgaben stieg im Durchschnitt von 45,9 im 
Jahre 1979 auf 54,6 im Jahre 1993, während sich die Einnahmen im selben 
Zeitraum von 41,9 auf 48,1 erhöhten (Quelle: OECD).

Die Frage liegt auf der Hand: Haben sich die Güter und Dienstleistun­
gen, die der Staat nach allgemeiner Übereinstimmung bereitzustellen hat, 
auch nur im entferntesten so sehr verteuert, daß sich damit der alarmieren­
de Anstieg des Anteils der Staatsausgaben am Nationaleinkommen seit der 
Jahrhundertwende erklären ließe?

Die Antwort lautet nein. In Großbritannien lagen die Staatsausgaben für 
die traditionellen Funktionen des liberalen Staates -  öffentliche Verwal­
tung, Schuldendienst, Justiz und Polizei, diplomatischer Dienst und Ver­
teidigung -  1903 bei 7% und 1979 bei 13,1% des Nationaleinkommens. 
Die höchsten Zuwächse entfielen dabei auf den Schuldendienst und die 
Verteidigungsausgaben, was angesichts von zwei Weltkriegen und einem 
»Kalten Krieg« plausibel scheint. Der Hauptfaktor beim Anstieg der 
Staatsquote seit 1903 geht aber auf das Konto von staatlichen Dienstlei­
stungen auf dem Gebiet von Wohlfahrt, Wirtschaft und Umwelt. Die 
wohlfahrtsstaatlichen Ausgaben der öffentlichen Hand (in erster Linie für 
Soziales, Gesundheit und Bildung) stiegen von 3% im Jahr 1903 auf 24% 
des Nationaleinkommens im Jahr 1979. Nach 1979 sind sie auf nahezu 30% 
angewachsen. Da der Löwenanteil der Staatsausgaben -  d.h. nahezu 70% 
der ungefähr 300 Mrd. Pfund -  inzwischen für wohlfahrtsstaatliche Zwecke 
auf gewandt wird und es in anderen Bereichen keine nennenswerte Ver­
schwendung zu geben scheint, rücken die Argumente, mit denen das 
ungeheure Ausmaß dieses Ausgabenpostens gerechtfertigt wird, zuneh­
mend in den M ittelpunkt des Interesses.
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Beginnen wir mit der äußerst vielschichtigen Frage, ob wir uns diese 
Ausgaben leisten können, ob sie bezahlbar sind. Vom Standpunkt der 
Staatsfinanzen aus betrachtet, kann sich eine Regierung jedes Ausgabenni­
veau leisten, das sie aus Steuereinnahmen zu bestreiten in der Lage ist. 
Diese Definition entspricht den gängigen Grundsätzen einer klugen Haus­
haltsführung und eines ausgeglichenen Budgets. Und doch können sich die 
Regierungen Europas selbst bei Zugrundelegung dieses Kriteriums ihr 
derzeitiges Ausgabenniveau schlicht nicht leisten. Die Statistiken belegen, 
daß das Budget in allen westeuropäischen Staaten seit den sechziger Jahren 
durchweg defizitär ist, und nur wenige Regierungen es auf dem Höhe­
punkt des inflationären Booms 1989 schafften, einen ausgeglichenen Haus­
halt vorzulegen. Kurz gesagt, konnten in dieser Zeit nur wenige westliche 
Regierungen »für ihren Unterhalt aufkommen«, indem sie ihre laufenden 
Ausgaben durch Steuereinnahmen abdeckten. Sie brachten den Budgetaus­
gleich nur durch Kreditaufnahme und Inflation zuwege.

Warum das nicht gleichgültig ist? Weil die ständige Defizitfinanzierung 
die Kapitalkosten in die H öhe treibt und dadurch die Investitionsquote 
und die Wachstumsrate senkt. Des weiteren steigt aufgrund der Angst 
vor staatlich induzierter Inflation der Zinssatz, wie wir es in den siebzi­
ger Jahren erlebt haben. Die Gläubiger des Staates verlangen als Aus­
gleich für ihr Risiko, entwertetes Geld zurückzuerhalten, höhere Zin­
sen. Die derzeitigen Zinssätze für staatliche Schuldverschreibungen, an 
denen sich alle anderen Zinssätze ausrichten, liegen in Großbritannien 
bereits um 2% höher als in Deutschland, wo das Budgetdefizit geringer 
ausfällt und die Regierung in dem Ruf steht, eine gesündere Finanzpolitik 
zu treiben.

Kurz gefaßt, läßt sich das Problem der öffentlichen Finanzen folgender­
maßen darstellen. Sucht der Staat sein Defizit durch Kreditaufnahme bei 
den Banken (Ingangsetzung der Notenpresse) zu finanzieren, so belegt er 
die Sparer und Kreditgeber mit einer Steuer: der »Inflationssteuer«. Wenn 
er sich bei Privatleuten Geld leiht, belegt er die Investoren und Kreditneh­
mer mit einer Steuer: die »Zinssatzsteuer«. Die Inflationssteuer wird durch 
steigende Preise erhoben, die Zinssatzsteuer durch steigende Arbeitslosig­
keit. In den siebziger Jahren stützten sich die westlichen Staaten auf erstere, 
in den achtziger Jahren auf letztere. Beide haben für die Volkswirtschaft 
nachteilige Folgen. Der entscheidende Punkt ist der, daß heutzutage nicht 
die Arbeitslosigkeit das Budgetdefizit verursacht, sondern das Budgetde­
fizit die Arbeitslosigkeit, und zwar indem es zahlreiche potentielle wirt­
schaftliche Aktivitäten unprofitabel macht. Inflation und Arbeitslosigkeit 
können als Steuererhöhungsmechanismen verstanden werden, zu denen 
Staaten greifen, die nicht in der Lage sind, ihre Bilanzen anderweitig 
auszugleichen.



Können wir uns den Wohlfahrtsstaat leisten? 55

Hier erhebt sich nun ein gewichtiger Einspruch. Keynes demontierte die 
Ansicht, die Rücklagen seien eine fixe Größe, so daß jede Zunahme der 
staatlichen Kreditaufnahme notwendig einen entsprechenden Betrag an 
Privatinvestitionen verdränge. Dies treffe, so Keynes, nur bei Vollbeschäf­
tigung zu. Er erkannte allerdings, daß eine Zunahme der staatlichen Kre­
ditaufnahme die Zinssätze auch in einer Rezession in die Höhe treiben 
kann, wenn das Vertrauen in die Staatsfinanzen erschüttert ist. Der ent­
scheidende Punkt in Keynes’ Strategie, die Zinssätze niedrig zu halten, war 
ja, daß der Staat in guten Zeiten Überschüsse erwirtschaften soll, um die 
Schulden abzubauen, die er in der Rezession angehäuft hat. Heute aber 
bedienen die Märkte einen Staat, der zu deficit spending greift, nicht mehr 
zu niedrigen Zinssätzen, womit sich auch erklären läßt, warum die Erho­
lung von der Rezession 1990/91 so schwach ausfiel. So trifft der wachsende 
Druck, die Staatsausgaben zu erhöhen, auf Sparer, die diese Ausgaben nur 
zu hohen Zinsen zu finanzieren bereit sind, was die Erholung der W irt­
schaft verlangsamt und den Druck verstärkt, die Ausgaben für wohlfahrts­
staatliche Zwecke weiter zu erhöhen.

IV

Wie können wir uns aus dieser Falle befreien? Eine auf der Hand liegende 
Möglichkeit besteht in Steuererhöhungen. Gegen diese Politik lassen sich 
drei wichtige Einwände Vorbringen. Der erste stammt von einem arabi­
schen Gelehrten des 14. Jahrhunderts und bildet seit Adam Smith das 
ökonomische Hauptargument für niedrige Steuern: »Wenn die Angriffe 
des Herrschers auf das Eigentum umfassend und allgemein sind und sämt­
liche Mittel betreffen, den eigenen Lebensunterhalt zu verdienen, so wird 
das Nachlassen der Geschäftstätigkeit ebenso allgemein sein.« Ein moder­
nes Beispiel dafür ist das pay-as-you-go-System  in der Rentenversiche­
rung, bei dem die laufenden Beiträge der Arbeitnehmer zur Bezahlung der 
heutigen Renten verwandt werden. Die Zwangsrücklagen einer Gruppe fi­
nanzieren den laufenden Verbrauch einer anderen, was sich auf die Kapitalbil­
dung negativ auswirkt. Der zweite Einwand gegen ein Wirtschaftssystem mit 
hohen Steuern lautet, daß es die individuelle Freiheit beschneide und sämtliche 
Selbsthilfesysteme untergrabe. Die sozialpathologischen Erscheinungen, die 
der Sozialstaat in die Welt setzt, seien der Verstaatlichung der Wohlfahrts­
maßnahmen geschuldet. Und schließlich ist da der Einwand, daß ein W irt­
schaftssystem mit hohen Steuern auf Dauer nicht durchzuhalten sei. In der 
heutigen globalen Wirtschaft hat sich die Steuerbasis zunehmend zu einer 
beweglichen Größe entwickelt; und da die Steuer bei immer niedrigeren 
Einkommen zugreift, ist mit Steuererhöhungen keine Wählermehrheit 
mehr zu haben. Mit anderen Worten, die meisten westlichen Gesellschaf-
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ten sind an der Grenze ihrer Steuerkraft angelangt oder haben diese bereits 
überschritten. Daß die britische Regierung eine staatliche Lotterie einrich­
ten muß, um die steigenden Ausgaben für den Schutz des Kulturerbes 
sowie für die Sport- und Kunstförderung zu bestreiten, ist eine bezeich­
nende Reaktion auf das Versiegen traditioneller Einnahmequellen: Die 
Menschen müssen nunmehr bestochen werden, um Steuern zu zahlen.

Es ist vollkommen klar, daß es so etwas wie eine optimale Steuerquote 
nicht gibt; und auch keine maximale, die für alle Zeiten und Gesellschaften 
Gültigkeit beanspruchen könnte. Wahrscheinlich als Ergebnis der Depres­
sion der dreißiger Jahre und des Zweiten Weltkriegs hat die Steuertoleranz 
beträchtlich zugenommen. Allgemein hängt die maximale Steuerquote von 
der Effizienz der Steuereintreibung, der Größe und Struktur der Einnah­
menbasis, der Steuermoral, der Effizienz der staatlichen Dienstleistungen 
und vielen anderen Faktoren ab. Steuerwiderstand kann bereits bei recht 
niedriger Besteuerung auftreten, wenn die Steuererhebung ineffizient oder 
ungerecht ist oder die damit finanzierten Güter und Dienstleistungen nicht 
den Erwartungen der Menschen entsprechen. Aus diesem Grund kann 
man nicht a priori argumentieren, der britische Staat habe deshalb kein 
Steuerproblem, weil die Steuerquote in Großbritannien niedriger liegt als 
der Durchschnitt der anderen Ländern der Europäischen Union. Die 
entscheidende Frage lautet vielmehr, auf welchem Steuerniveau in den 
verschiedenen Gesellschaften jeweils Widerstand auftritt, und das ist eine 
Sache der Empirie.

Logisch betrachtet, müßte die Forderung nach höheren Staatsausgaben 
mit der Forderung nach höheren Steuern einhergehen. Wenn jedoch der 
unmittelbare Zusammenhang zwischen einem Gut und seinen Kosten 
zerrissen ist, so daß der einzelne mehr oder weniger von diesem Gut 
verbrauchen kann (oder dies zumindest versuchen kann), ohne daß sich 
sein Kostenbeitrag dadurch verändert, tritt zwischen dem gewollten 
Zweck und den gewollten Mitteln eine Unstimmigkeit auf. Die W irt­
schaftswissenschaftler bezeichnen das als Trittbrettfahrerproblem. Die 
Standardlösung lautet Zwangsbeiträge: Du bekommst nur unter der Be­
dingung bessere Schulen, daß du höhere Steuern zahlst. Wenn aber die 
Macht des Staates zur Durchsetzung von Zwangsabgaben abnimmt, tritt 
das Unstimmigkeitsproblem auch bei steuerfinanzierten Gütern auf. Ge­
nau das ist mit dem Begriff des Steuerwiderstands gemeint.

Wir haben zwar noch nicht den Punkt erreicht, an dem jeder freiwillig 
Steuern bezahlt, doch können die Menschen, als Wähler, oder als Individuen, 
der staatlichen Macht, Steuern zu erheben, durchaus Grenzen setzen. 
Vielleicht befürworten sie ja, daß mehr Geld für Wohlfahrtszwecke ausge­
geben wird, sind aber nicht gewillt, den Staat damit zu betrauen, weil sie 
keine Gewährleistung haben, daß ihr Geld für die Zwecke oder in der Art
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und Weise, die sie gutheißen, ausgegeben wird. Wenn die Wähler durch 
Erfahrung gelernt haben, daß der Staat ihren Ausgabenprioritäten nicht 
entspricht, so würden sie irrational handeln, wenn sie dem Staat noch mehr 
Kontrolle über ihr Haushaltsbudget einräumten als er sowieso schon hat. 
Die Public Choice-Theorie konnte zeigen, daß die Politiker und Verwal­
tungsbeamten bei der Zuweisung der Steuereinnahmen auf verschiedene 
Dienstleistungen kaum durch Wählerpräferenzen gebunden sind. Je höher 
die Steuerlast, desto höher die Wahrscheinlichkeit, daß deren Verwendung 
von den Wünschen der Wähler abweicht. Steuerwiderstand entsteht, so­
bald den Steuerzahlern diese Diskrepanz klar wird. Sie wählen dann keine 
Parteien mehr, die für Steuererhöhungen eintreten, und beginnen, ihre 
Steuerzahlungen zu minimieren.

Die »Finanzierungskrise« des heutigen Wohlfahrtsstaats ist wesentlich 
durch diesen Steuerwiderstand bedingt. Jahrelang reduzierte der Staat 
seine Leistungen und Zahlungen in Bereichen, die für die Mehrheit der 
Bevölkerung die größte Bedeutung haben -  insbesondere im Gesund- 
heits- und Bildungswesen sowie bei den Renten - , zugunsten von Ausga­
bensteigerungen in Bereichen, die den Interessen von Minderheiten zugute 
kommen. Am schnellsten wuchsen in Großbritannien seit 1979 die Staats­
ausgaben für Invalidenrente, Wohngeld, Kindergeld, Behindertenbeihilfe 
und Zuschüsse für Alleinerziehende. Zum Teil geht diese Ausweitung auf 
die verschlechterte wirtschaftliche Lage zurück, in erster Linie aber wurde 
sie durch die »Explosion der Leistungsansprüche« verursacht, die in den 
sechziger Jahren begann. Der wesentliche Punkt bei den Sozialleistungen, 
die in der Zeit nach Beveridge beschlossen wurden, besteht darin, daß 
Menschen in bestimmten sozialen Lagen Anspruch auf staatliche Zuschüs­
se haben, gleich, welche Beiträge sie zahlen. Sobald ein Leistungsanspruch 
aber einmal eingerichtet ist, nimmt die Gruppe der Anspruchsberechtigten 
unabhängig von der wirtschaftlichen Lage immer weiter zu. Die Reihe 
solcher Leistungen ist nach oben hin praktisch offen, und deshalb verdrän­
gen sie mit der Zeit die früher eingegangenen Verpflichtungen des Staates, 
bestimmte soziale Leistungen als Gegenleistung für Steuer- und Beitrags­
zahlungen zu erbringen. Die Mehrheit gewinnt so den Eindruck, daß sie 
für ihre Steuern und Beitragszahlungen nichts »Gleichwertiges« bekommt. 
Sie befürwortet, daß mehr Geld für Sozialleistungen ausgegeben wird, die 
der Allgemeinheit zugutekommen, ist jedoch nicht gewillt, die Leistungs­
ansprüche von Nichtbeitragszahlern zu finanzieren.

Der Steuerwiderstand rührt nicht nur von der Diskrepanz zwischen 
staatlichen und privaten Ausgabenprioritäten her, sondern auch von der 
Unzufriedenheit mit der Art der erbrachten Dienstleistungen. Reichere 
Gesellschaften wollen nicht einfach mehr vom gleichen Produkt, sondern 
mehr Vielfalt. Verwaltungen aber können am besten standardisierte Güter
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liefern. Im staatlichen Bildungswesen ging der Trend über viele Jahre in 
Richtung stärkerer Standardisierung und Zentralisierung. Die Vielfalt der 
Schularten, der Finanzierungsquellen, Unterrichtsmethoden, Lehrpläne 
und Schulabschlüsse wurde mit der Zeit drastisch reduziert. Obwohl die 
konservativen Regierungen »Vielfalt und Wahlmöglichkeiten« predigten, 
beschlossen sie, die bisherige Entwicklung zu ihrem logischen Ende füh­
rend, landesweit einheitliche Lehrpläne und legten für alle Kinder in staat­
lichen Schulen verbindliche Lernziele und standardisierte Prüfungskrite­
rien fest. Daß die Öffentlichkeit zunehmende Abneigung verspüren könn­
te, die Ambitionen der Zentralisierer zu finanzieren, scheint deren Vorstel­
lungskraft zu übersteigen.

Hier wird die Unzulänglichkeit des ursprünglichen Beveridge-Plans 
besonders deutlich. Für Beveridge bestand die Grundlage des Wohlfahrts­
staats im Sozialversicherungswesen: Er befürwortete die Koppelung der 
Sozialleistungen an Beitragszahlungen, lehnte jedoch den Grundsatz der 
Privatversicherung, individuelle Risiken abzusichern, ab zugunsten des 
Prinzips, Risiken schichten- und generationenübergreifend zu poolen: 
»Der Staat unterliegt mit seiner Macht, die nachfolgenden Generationen 
einer Zwangsversicherung zu unterwerfen und Steuern zu erheben, nicht 
der Notwendigkeit, Rücklagen für Versicherungsrisiken zu bilden.« In­
dem Beveridge sich auf die Macht des Staates verließ, soziale Solidarität 
über das Steuersystem zu erzwingen, legte er unter seinem eigenen Gebäu­
de eine Lunte, die in dem Maße abbrennt, wie diese Macht schrumpft.

Die Vertreter einer Hochsteuer-Politik könnten versuchen, den Steuer­
widerstand durch die Einführung zweckgebundener Steuern zu überwin­
den. So könnte zur Finanzierung der staatlichen Gesundheitsfürsorge eine 
Gesundheitssteuer und für die Schulen eine Bildungssteuer erhoben wer­
den, um einen engeren Zusammenhang zwischen Beitragszahlung und 
Leistung zu gewährleisten. Der Steuerzwang mag dadurch gemildert wer­
den, aber es wäre dennoch schwer, die Wähler zu überzeugen, daß die 
Einnahmen aus dieser Steuer auch wirklich für die Verbesserung der ent­
sprechenden Leistung verwendet werden und nicht für eine Besserstellung 
des Personals. Erfahrung und Theorie zeigen, daß der Löwenanteil der 
Steuereinnahmen den Produzenten und nicht den Verbrauchern zugute­
kommt, die diese Dienstleistungen finanzieren.

Eine Alternative zur Erhebung von zweckgebundenen Steuern wäre der 
Versuch, die öffentlichen Ausgaben im Rahmen eines verschlankten Ge­
samtbudgets wieder ins Lot zu bringen, d.h. die Prioritäten mehrheitsge­
recht neu zu setzen. Sehr weit kommt man damit aber nicht, will man nicht 
die Sozialhilfe zurückschrauben und damit die sozial Schwächsten treffen. 
Die entgegengesetzte Methode bestünde in einer Reduzierung der Lei­
stungsansprüche der Mittelschicht, um die öffentlichen Ausgaben den
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Bedürftigsten zugutekommen zu lassen. Man könnte zum Beispiel das 
allgemeine Kindergeld abschaffen und von den Bessergestellten eine höhe­
re Eigenbeteiligung an ihren Bildungs- und Gesundheitskosten verlangen. 
Nach diesem Modell würde sich der Wohlfahrtsstaat in ein reines Netz der 
sozialen Sicherheit zurückverwandeln. Die Reduktion des Sozialstaats auf 
Sozialhilfe aber würde Armut und Abhängigkeit institutionalisieren, und 
die Abschaffung des Allgemeinheitsprinzips würde den impliziten Gesell­
schaftsvertrag des Beveridge-Systems brechen, das die Bessergestellten in 
den Wohlfahrtsstaat einbindet. Die drastischen Einschnitte, die ein solches 
Programm erfordern würde, gehen weit über das hinaus, was irgendeine 
Regierung derzeit ins Auge zu fassen bereit wäre.

Angesichts dieser mißlichen Alternativen werden sich die Politiker 
wahrscheinlich weiterhin mit einer schrittweisen Beschneidung der Aus­
gaben zufrieden geben und eine radikale Umstrukturierung des Systems 
erst gar nicht versuchen. Unter großen (und womöglich heroischen) An­
strengungen wird es der britischen Regierung bei günstigem Wirtschafts­
wachstum bis Ende des Jahrhunderts vielleicht gelingen, die Steuern und 
Staatsausgaben bei rund 40% des Nationaleinkommens ins Gleichgewicht 
zu bringen. Der Nachteil dieser Vorgehensweise liegt darin, daß sie -  
wenn überhaupt -  nur geringe Steuererleichterungen bringt, daß sie für 
Reformmüdigkeit und Rezessionen anfällig ist und daß der Staat nach wie 
vor über einen zu großen Teil des Nationaleinkommens verfügt.

V

Meine eigene Position sollte nun schon klar geworden sein. Meines Erach­
tens ist die Höhe der Steuern und Ausgaben bei den westlichen Staaten 
dem Gedeihen einer freien Gesellschaft und Wirtschaft abträglich. Vieles, 
was die Menschen selbst tun könnten und vielleicht auch selbst tun wollen, 
erledigt derzeit der Staat für sie, und das nicht auf die von ihnen gewollte 
Weise. Es gibt zum Beispiel keinen Grund, warum für Bildung in Großbri­
tannien lediglich 5-6% des Nationaleinkommens aufgewandt werden sol­
len. Es handelt sich dabei einzig und allein um ein haushaltspolitisches 
Limit, das wenig mit dem zu tun hat, was Eltern für die Bildung ihrer 
Kinder vielleicht ausgeben würden, hätten sie größere Kontrolle über das 
Haushaltsbudget. Tatsächlich will die Mehrheit der Eltern höhere Bil­
dungsausgaben. Die feste Reservierung eines Riesenanteils vom National­
einkommen für die Sozialausgaben und die damit einhergehenden Finan­
zierungsprobleme hindern den Staat daran, seinen dringenden Pflichten 
nachzukommen. So ist es ihm zum Beispiel unmöglich, seine Budget- und 
Zinspolitik zur Glättung des Konjunkturzyklus einzusetzen, wenn der 
Staatshaushalt ständig defizitär ist und der Schuldenberg immer weiter
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anwächst. Unsere Verkehrsinfrastruktur ist schändlich vernachlässigt worden 
-  ausgetrocknet durch »Sozialausgaben«. Nach Adam Smith aber gehört die 
Instandhaltung der Infrastruktur zu den ureigenen Pflichten des Staats.

Mit meiner Forderung nach einer Reduzierung des Anteils der Steuer­
einnahmen und der Staatsausgaben auf ungefähr 30% des Nationalein­
kommens gehe ich zweifellos über bisher gewohnte Vorstellungen hinaus. 
Die Zahl habe ich mir jedoch nicht aus den Fingern gesogen. Sie entspricht 
in etwa jener in den dynamischen Volkswirtschaften Ostasiens, von denen 
einige uns bereits eingeholt haben. Dagegen wird der Einwand erhoben, 
das Sozialgefüge dieser Gesellschaften unterscheide sich grundlegend von 
unserem; das ist aber erst der Fall, seit wir die Wohlfahrt verstaatlicht 
haben. Auch in anderer Hinsicht können wir von den ostasiatischen Staa­
ten lernen. Singapur zum Beispiel hat für die soziale Sicherung ein Fonds­
system eingerichtet. Der Central Provident Fund stellt ein staatliches 
Zwangssparprogramm dar, bei dem die Arbeitgeber- und Arbeitnehmer­
beiträge auf Privatkonten geschrieben werden und die Arbeitnehmer die 
Möglichkeit haben, einen Teil des Geldes in Aktien oder im Wohnungsbau 
anzulegen. Die Investoren bekommen exakt das heraus, was sie zur Absi­
cherung ihrer Altersrente oder Krankenhauskosten hineingeben -  plus 
eventueller Erträge. In den siebziger Jahren investierte der CPF in Staats­
papiere und finanzierte damit einen Großteil der Infrastrukturinvestitio­
nen von Singapur, während ein wachsender Anteil der Investitionen heute 
in den Privatsektor fließt.

Die von mir vorgeschlagenen 30% entsprechen in etwa auch dem Anteil 
der Staatsausgaben der westlichen Staaten im »Goldenen Zeitalter« der 
fünfziger und frühen sechziger Jahre, als die Wachstumsraten hoch lagen 
und Steuerwiderstand noch unbekannt war. Zwischen 1960 und 1967 stieg 
dieser Anteil in der O ECD  auf 29,4% des Nationaleinkommens, während 
die Steuereinnahmen auf 28,3% kletterten. In Europa waren durchschnitt­
lich 4% mehr zu verzeichnen. Eine Rückführung auf dieses Niveau wäre 
keine Rückkehr zum Nachtwächterstaat des 19. Jahrhunderts, sondern zur 
erfolgreichen Phase des Wohlfahrtsstaats nach dem Krieg. In Wohlfahrtsan­
gelegenheiten würde der Staat immer noch eine wesentliche Rolle spielen.

So könnten die Grundsätze eines Programms zur Verschlankung des 
britischen Staats aussehen. Es würde sich eher gegen ungerechtfertigte 
Ansprüche als gegen sozial Schwache richten. Es gibt keinen logischen 
Grund dafür, warum ein wachsender Teil der Ausgaben für Gesundheit, 
Bildung und Altersversorgung nicht aus privaten Budgets bestritten wer­
den sollte. Das wäre auch mit dem Allgemeinheitsgrundsatz vereinbar, 
vorausgesetzt, er wird dahingehend verstanden, daß der Anteil der Staats­
ausgaben an den Gesamtausgaben für diese Zwecke abnimmt. Die Ausga­
ben der öffentlichen Hand für Gesundheit und Bildung würden an die
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Inflationsrate gekoppelt (wie es in Großbritannien bereits bei der staatli­
chen Altersversorgung und dem Kindergeld der Fall ist) und die Gesamt­
ausgaben durch Zusatzabgaben aus den steigenden privaten Einkommen 
ergänzt, z.B. in Form von Beteiligungen am Schulgeld, privaten Kranken­
zusatzversicherungen sowie Förderungen und Stipendien von Banken, 
Unternehmen und Wohlfahrtseinrichtungen. Eine solche Ausgabenstrate­
gie der öffentlichen Hand würde es ermöglichen, den Steueranteil schritt­
weise auf 30% zu senken. Die staatliche Sozialhilfe könnte die Unterstüt­
zung ohne großen verwaltungstechnischen Mehraufwand nach den indivi­
duellen Wohnverhältnissen statt nach den Einkommensverhältnissen be­
messen, wie es bereits weitgehend praktiziert wird. Das Ergebnis wäre ein 
gemischtes Wohlfahrtssystem, das durch Zahlungen der privaten Haushal­
te, freiwillige Spenden und den Staat finanziert würde. Ich will nicht 
leugnen, daß ein solches Programm zahlreiche technische und politische 
Schwierigkeiten birgt. Es kann nur in Angriff genommen werden, wenn 
eine große Zahl von Menschen überzeugt ist, daß es den moralisch wie 
wirtschaftlich besten Ausweg aus unseren Schwierigkeiten bietet. Ich bin 
aber sicher, daß es dynamisierende Wirkung hätte, daß es unsere skieroti­
sierte Gesellschaft verjüngen, sich positiv auf das Wirtschaftswachstum 
auswirken und dadurch die Schmerzen der Übergangszeit lindern würde. 
Es stünde für die unvollendete Hälfte der Thatcher-Revolution.

Aus dem Englischen von Bodo Schulze
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T̂ suzsa, Ferge
FREIHEIT UND SOZIALE SICHERHEIT

Spätestens seit Tocqueville stellt der Konflikt zwischen Freiheit und 
Gleichheit eines der zentralen Themen der Sozialphilosophie dar. Andere 
Wertekonflikte -  etwa der zwischen Gleichheit und Effizienz -  stehen 
damit im Zusammenhang und wurden ebenfalls untersucht. Neuerdings 
wird viel über die These diskutiert, daß Sicherheit und Freiheit unvereinbar 
seien. Diese These will ich im Folgenden genauer betrachten.

Jacek Kuron, Mitbegründer der Solidarnosc und ehemaliger polnischer 
Minister für Arbeit und Soziales, schrieb 1993 in dieser Zeitschrift: »Der 
reale Sozialismus stellte ein System der zentralen Lenkung des wirtschaft­
lichen und gesellschaftlichen Lebens dar und implizierte damit auch ein 
System zentraler Verteilung. Im Prinzip waren alle Bürger Angestellte des 
Staates, und Arbeitsplätze stellten ein Gut von unbegrenzter Verfügbarkeit 
dar. Die Löhne wie auch andere Geldleistungen sollten praktisch nur für 
Lebensmittel und Kleidung reichen. Andere Güter -  wie Wohnung, 
Energie, Heizung, medizinische Versorgung, Medikamente, Kinderkrip­
pen, Kindergärten, Schulen, Universitäten, Bücher, Kinokarten oder Fe­
rienaufhalte für Kinder und Erwachsene -  sollten umsonst zur Verfü­
gung stehen. Jedem Beschäftigten stand eine Altersversorgung, Lohnfort­
zahlung im Krankheitsfall sowie eine Rente im Falle von Erwerbsunfähig­
keit zu. Man kann also sagen, daß die Absichten der sozialistischen Ideo­
logen verwirklicht worden sind: Man hat ein System maximaler sozialer 
Sicherheit aufgebaut und gleichzeitig die Menschen ihrer Freiheit und ihrer 
Selbstbestimmung beraubt. Die größte soziale Sicherheit gibt es bekannt­
lich im Gefängnis.« (Kuron 1993)

In einem Essay zum selben Thema meint Peter Ambros, es sei »kein 
Zufall, wenn wir die Zeit der Knechtschaft mit Ausdrücken wie »Stabilität* 
und >Vorhersehbarkeit<, also mit Sicherheit* verbinden, ja sogar mit diesem 
Begriff gleichsetzen. >Freiheit< und »Sicherheit* stehen zueinander in unver­
söhnlichem Widerspruch.« In der Ex-DDR seien Freiheit und Sicherheit 
als gleichrangige Güter angesehen worden: Sicherheit, einschließlich der 
sozialen, erspart den Bürgern die Sorge um die Befriedigung ihrer G rund­
bedürfnisse, sie befreit sie von dem Zwang existentieller Entscheidungen 
und weist ihnen den Status von Kindern zu. Daraus leitet Ambros ab, daß 
»Freiheit im selben Maße mit Erwachsensein verbunden ist wie Sicherheit 
mit Abhängigkeit.« Der Verzicht auf Freiheit und Erwachsensein charak-
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terisiert daher in seinen Augen nicht nur die Menschen in Osteuropa 
(wenngleich er dort deutlicher sichtbar ist), sondern auch die Bürger in den 
westlichen Wohlfahrtsstaaten.

Hier kommt die klassische Unterscheidung zwischen positiver und 
negativer Freiheit ins Spiel (vgl. Isaiah Berlin 1969). Unter negativer Frei­
heit wird die Freiheit verstanden, seine Ziele ohne Einschränkung durch 
andere verfolgen zu können; positive Freiheit setzt die Entscheidungsfä­
higkeit und Rationalität eines Individuums voraus und dessen Wunsch, ein 
selbstbestimmtes, eigenverantwortliches Leben zu leben. Gemeinhin wird 
positive Freiheit als »Freiheit zu« apostrophiert, negative Freiheit als 
»Freiheit von«. Amartya Sen (1990) schlägt nun eine Interpretation dieser 
Unterscheidung vor, die zeigt, daß die beiden Spielarten der Freiheit nicht 
so verschieden voneinander sind, wie es den Anschein hat, sondern eher in 
einer Wechselbeziehung stehen. »>Positive< Freiheit umfaßt alles, was ein 
Individuum erreichen oder nicht erreichen kann. (...) Die >negative< Frei­
heit konzentriert sich gerade auf das Fehlen eines Typs von Einschränkun­
gen, die eine Person einer anderen auferlegen kann (oder die der Staat oder 
andere Institutionen Individuen auferlegen können). Wenn ich aufgrund 
eines Gebrechens keinen Spaziergang im Park machen kann, ist dies eine 
Einschränkung meiner positiven Freiheit, nichts weist jedoch darauf hin, 
daß jemand meine negative Freiheit gewaltsam eingeschränkt hätte. Wenn 
mich jedoch nicht ein Gebrechen von einem Spaziergang im Park abhält, 
sondern die berechtigte Befürchtung, daß Rowdies mich dabei zusammen­
schlagen, so ist dies ein Angriff auf meine negative Freiheit -  und nicht 
bloß auf meine positive Freiheit. (...) Wenn für uns die freie Wahl des 
Lebensstils einen fundamentalen Wert darstellt, müssen wir uns mit der 
allgemeinen Kategorie der positiven Freiheit befassen.« Dieser Erklärung 
zufolge richtet sich Armut an sich nicht gegen die negative Freiheit, da sie 
nicht zwangsläufig die Folge der direkten Intervention eines Anderen ist. 
Wenn aber jemand, der arm ist, zahlreiche Dinge nicht tun kann, die für 
andere mehr oder weniger selbstverständlich sind -- seine Familie ernäh­
ren, Heizöl oder Medikamente kaufen - , so ist dies eine Einschränkung 
seiner positiven Freiheit. Ebenso kann der Mangel an positiver Freiheit 
dieselbe Person zwingen, eine seiner Gesundheit und somit seiner Lebens­
erwartung abträgliche Arbeit anzunehmen. »Wenn die Unterscheidung 
zwischen den positiven und den negativen Aspekten der Freiheit auch 
berechtigt ist, (...) so wäre es nicht nur ethisch unvollständig, sich auf 
lediglich einen der beiden Aspekte zu konzentrieren, sondern könnte auch 
sozial einseitig sein. Das soziale Bekenntnis zur individuellen Freiheit muß 
beiden Freiheiten Rechnung tragen, den positiven und den negativen, und 
ihren weitreichenden Wechselbeziehungen.« (Sen, ebd.)

Im Sinne dieser Argumentation sollten wir die Gleichsetzung von Sicher-
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heit mit Unfreiheit einer Prüfung unterziehen. Sen sieht in der positiven 
Freiheit zumindest keine Antithese zur Sicherheit. Selbst die negative 
Freiheit besitzt sicherheitsbezogene Komponenten: Gewaltfreiheit im 
Park stärkt die negative Freiheit und die öffentliche Sicherheit gleicher­
maßen (vgl. Sen 1992).

I. Über Sicherheit

Sicherheit kann Mehreres bedeuten. Selbst wenn wir höhere Gewalt, Krie­
ge und Naturkatastrophen ausklammern, sehen wir uns mit zahlreichen 
Unsicherheiten konfrontiert. Ein wesentlicher Aspekt ist die öffentliche 
Sicherheit -  wie sicher wir im Park spazieren können, um bei unserem 
Beispiel zu bleiben. Ich halte hier eine Differenzierung jener Einschrän­
kung für zweckmäßig, wie Sen sie im Zusammenhang mit negativer Frei­
heit diskutiert. Diese Einschränkung kann nämlich auch die Form legaler 
Gewalt annehmen, kraft derer etwa die Polizei, oder die »Staatssicherheit«, 
jede Person aus dem Park entfernen kann. Dabei handelt es sich um eine 
schwerwiegende Einschränkung meiner negativen Freiheit. Es mag einen 
politischen Vorwand für meine Festnahme geben (unter dem man mich 
natürlich nicht nur aus dem Park, sondern auch aus meiner Wohnung oder 
von meinem Arbeitsplatz entfernen kann). Der Vorwand kann auch darin 
bestehen, daß die Polizei mein Verhalten als »Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit« deklariert, ein Begriff, der sehr dehnbar ist. Beides sind Beispie­
le für die politische Beschneidung meiner negativen Freiheit unter Beru­
fung auf die Gesetze einer legalisierten Diktatur.

Zugleich kann gerade aufgrund solch allgegenwärtiger »präventiver« 
Polizeiinterventionen die Gefahr sinken, daß mich Rowdies im Park zu­
sammenschlagen. In totalitären Systemen führt die Omnipräsenz der Poli­
zei und die Angst vor unberechenbarer Vergeltung im allgemeinen tatsäch­
lich zu einem niedrigeren Gewaltniveau auf der Straße und trägt in diesem 
Sinne zur öffentlichen Sicherheit bei. Die politische Einschränkung der 
negativen Freiheit kann also paradoxerweise die »alltägliche« negative 
Freiheit vergrößern. Ich würde daher hinsichtlich der negativen Freiheit 
zwischen der Bedrohung durch staatliche Gewalt und der Bedrohung 
durch die Mitbürger unterscheiden.

Neben der öffentlichen Sicherheit sollte auch die »private Sicherheit« -  
die Sicherheit und Berechenbarkeit des Alltagslebens -  untersucht wer­
den. Eben diese Interpretation von Sicherheit steht im Zentrum des gegen­
wärtigen Diskurses über die Unvereinbarkeit von Freiheit und Sicherheit. 
Mein Verdacht ist allerdings, daß jene, die die Bedeutung existentieller 
Sicherheit bestreiten, ja Sicherheit kurzweg mit Gefängnis gleichsetzen, 
dies von einer gut gesicherten Position aus tun.
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Der ungarische Dichter Janos Arany hat einmal geschrieben, daß Glück 
in der bloßen Abwesenheit von Leid bestehen kann. Analog dazu würde 
ich sagen, daß Sicherheit die Abwesenheit von Angst darstellt. Ein Kind 
kann sich nicht von seinen elementaren Ängsten befreien, es kann sich 
nicht richtig entwickeln, wenn es keine M utter hat oder zumindest jeman­
den, der es an ihrer statt umsorgt und ihm das Gefühl der Sicherheit 
vermittelt. Wir können uns um Gesundheit und Leben unserer Nächsten 
(oder unser selbst) sorgen, um unsere Beziehungen zu anderen Menschen, 
um unsere materiellen Güter oder um unseren Lebensunterhalt. Die Sor­
gen und Ängste, die sich auf unsere biologische N atur beziehen, könnte 
man essentielle nennen, und jene, die unserer sozialen Verfaßtheit entsprin­
gen, existentielle. Beide sind jedoch -  nach Freud -  »Realängste«, somit 
keine pathologischen oder neurotischen Symptome, und ihre Erfahrung ist 
immer schmerzlich. »Bei welchen Gelegenheiten, d.h. vor welchen Objek­
ten und in welchen Situationen die Angst auftritt, wird natürlich zum 
großen Teil von dem Stande unseres Wissens und von unserem Machtge­
fühl gegen die Außenwelt abhängen«. Realangst ist jedoch weder rational 
noch zweckmäßig, denn »sie lähmt dann jede Aktion, auch die Flucht. (...) 
Das einzig zweckmäßige Verhalten bei drohender Gefahr wäre nämlich die 
kühle Abschätzung der eigenen Kräfte im Vergleich zur Größe der D ro­
hung und darauf die Entscheidung, ob die Flucht oder die Verteidigung, 
möglicherweise selbst der Angriff, größere Aussicht auf einen guten Aus­
gang verspricht.« (Freud 1917)

Für die meisten gesellschaftlich »realen«, in meiner Terminologie exi­
stentiellen Ängste hat es immer zweckmäßige Lösungen gegeben. Als mit 
dem Aufkommen des Kapitalismus die früheren Garanten existentieller 
Sicherheit -  Familie, Nachbarschaft, Kirche oder das gesamte System 
feudaler Privilegien, Bindungen und Verpflichtungen -  schwächer w ur­
den, entstanden neue Institutionen. Am bedeutendsten waren die Versi­
cherungsgesellschaften.

Jede Form von Versicherung dient der Begrenzung materieller Verluste, 
der Schaffung materieller Sicherheit. Eine der wichtigsten Einrichtungen, 
die Ende des letzten Jahrhunderts »erfunden« wurden, ist die Sozialversi­
cherung. Das Versagen des Versicherungsmarktes (Barr 1990,1994) und die 
Finanzschwäche der kleinen Solidargemeinschaften geboten damals die 
Schaffung einer Institution, in der der Staat einen Teil der Verantwortung 
für die Verteilung der Risiken übernimmt. Die Sozialversicherung stellt 
eine gesellschaftliche Reaktion auf die neuen Ängste vor Einkommensver­
lusten durch die Industrialisierung und die zunehmende Dominanz des 
Marktes dar. Die Sorgen, die die Verlängerung der durchschnittlichen 
Lebenserwartung mit sich gebracht hat, führten zur Entwicklung von 
Pensionssystemen mit staatlichen Garantien. Und die wachsende Schwie­
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rigkeit, selbst für die medizinische Versorgung aufzukommen, führte zur 
Schaffung der staatlichen Gesundheitsfürsorge oder verwandter Lösun­
gen. In den westeuropäischen Wohlfahrtsstaaten haben diese unter dem 
Begriff Sozialversicherung zusammengefaßten Systeme ein ziemlich hohes 
Niveau erreicht.

II. Der gefährdete Wohlfahrtsstaat

Der Wohlfahrts- oder Sozialstaat1 hat immer seine Gegner gehabt. Seit 
Mitte der siebziger Jahre liegt er unter permanentem Beschuß, von seiten 
der Theorie ebenso wie in der politischen Praxis. Diese Angriffe, zunächst 
vorsichtig, dann immer aggressiver vorgetragen, haben zwar bisher kaum 
Auswirkungen auf die Sozialausgaben gezeigt, im Gegenteil, ihre tatsäch­
liche Höhe und ihr Anteil am Bruttosozialprodukt (BSP) sind in den 
meisten Industriestaaten eher gestiegen oder zumindest stabil geblieben 
(OECD 1993, 1994). Doch könnte sich diese Entwicklung in absehbarer 
Zeit eher umkehren. Die Kritik erfaßt nach und nach alle Komponenten 
des modernen Wohlfahrtsstaates. Immer häufiger werden Sozialversiche­
rungsleistungen als unvereinbar mit der Logik der Marktwirtschaft gese­
hen. Die geplanten oder bereits durchgeführten Pensionsreformen in La­
teinamerika und in den osteuropäischen Reformstaaten stellen bereits ei­
nen radikalen Bruch mit dem europäischen Sozialversicherungssystem 
dar.2 Es gibt Bestrebungen, die solidaristischen und die versicherungstypi­
schen Elemente voneinander zu trennen, um die Sozialversicherung 
»marktkonformer« zu gestalten. Vorgeschlagen werden Änderungen wie 
die Minimierung der Versicherungspflicht, Einschränkungen bei der Aus­
wahl der Leistungsempfänger, der Wechsel von einem pay-as-you-go-Ner- 
fahren zu einem Pensionsversicherungsfonds sowie von einem Kollektiv­
system zu individuellen Vorsorgekonten, was einer Privatisierung der ak­
kumulierten Gelder entspricht (Fox 1994). Vorgeschlagen wird auch, den 
Austritt aus der Pflichtversicherung zugunsten privater Versicherungsfor­
men freizustellen, was den Solidarcharakter der Sozialversicherung unter­
graben würde. Das chilenische System, welches die meisten dieser Vor­
schläge berücksichtigt, hat unterschiedliche Reaktionen geerntet (Barr 
1994, S. 221 ff.), und auch die jüngsten Reformen in anderen Ländern 
finden keine einhellige Zustimmung. Für verwandte Institutionen wie 
Kindergärten, Schulen oder Gesundheitsversorgung wird mehr Marktge- 
rechtheit empfohlen. Die staatliche Verantwortung sollte sich, so die For­
derung, auf die Mittellosen beschränken, die anderen können -  mit oder 
ohne privater Versicherung -  die notwendige Vorsorge selbst treffen.

Diese Vorschläge implizieren entweder eine Reduzierung der Zahl der 
Leistungsberechtigten oder des Leistungsniveaus oder beides, mit dem
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erklärten Ziel, den Einzelnen mit mehr Verantwortung und Wahlfreiheit 
auszustatten.3 Was passiert mit der Minderheit oder Mehrheit, die sich eine 
freiwillige, adäquate Versicherung nicht leisten kann? Viele Arme finden 
heute schon kaum das Auslangen; die Erwartung, sie würden freiwillig 
Geld für langfristige Zielsetzungen ansparen, ist unrealistisch. In Chile und 
in Argentinien leistet etwa die Hälfte derer, die eine privatisierte Pflichtver­
sicherung abgeschlossen haben, keine regelmäßigen Beitragszahlungen 
und wird so früher oder später ihren Leistungsanspruch verlieren (Vittas- 
Iglesias 1992, Vittas 1995). Die Senkung der Pflichtversicherungsstandards 
und die Kommerzialisierung der Dienstleistungen werden wahrscheinlich 
zur Bildung eines Zweiklassensystems führen: die Selbstzahler und die 
Armen; viele werden aus verschiedenen Versicherungsleistungen ausge­
schlossen, und -  vielleicht am Schlimmsten -  die Altersarmut wird 
enorm zunehmen (Korpi/Palme 1994).

Bis vor einigen Jahren richtete sich die Kritik des Wohlfahrtsstaates 
hauptsächlich gegen die angeblich negativen Auswirkungen der Sozialpo­
litik auf die Wirtschaft. Dazu kam die bis in die parlamentarischen Debat­
ten des späten neunzehnten Jahrhunderts zurückzuverfolgende Behaup­
tung, daß die paternalistische Fürsorge des Staates die Moral untergrabe 
und die Menschen ihrer Unabhängigkeit beraube (Hatzfeld 1971, Murray 
1981, Segalman und Marsland 1989). Ein weiterer Kritikpunkt zielt auf die 
Verselbständigung des Sozialstaats: Er führe zur Herausbildung einer star­
ren, undemokratischen Bürokratie, die die freie Entscheidung der Bürger 
unterbindet und Dienstleistungen entpersonalisiert; die Administration 
werde zum Selbstzweck, sie interessiere sich mehr für das Wohl ihrer 
eigenen Beamten als für das der Klienten. Und neuerdings ist das Argu­
ment hinzugekommen, daß Sicherheit mit demokratischer Freiheit unver­
einbar sei.

Auf die Berechtigung der ökonomischen Argumente kann ich hier nicht 
im Detail eingehen, dazu gibt es bereits eine lange Reihe von Untersuchun­
gen (vgl. etwa Korpi 1985, Castles 1988, Pfaller e.a. 1991, Pierson 1992, 
Therborn 1995). Ich möchte mich auf die Bemerkung beschränken, daß 
mir das tatsächliche Anliegen dieser Kritik nicht nur ökonomischer Natur 
zu sein scheint. Das BSP verzeichnet praktisch in allen fortgeschrittenen 
Marktwirtschaften einen Anstieg (Weltbank 1993). Die Ressourcen sind 
also nicht geschrumpft. Das Wirtschaftswachstum hat sich allerdings ver­
langsamt und der internationale Wirtschaftwettbewerb verschärft. Daher 
die Forderungen nach einen Abbau der Lohnkosten. Die Umverteilung 
des Reichtums in vielen Ländern leidet unter der ungesteuert wachsenden 
Diskrepanz zwischen Vermögen und Einkommen (vgl. etwa Atkinson 1994). 
Wenn die Sozialpolitik ihre Ressourcen signifikant vergrößern soll, etwa 
um die wachsende Arbeitslosigkeit und Armut besser bekämpfen zu kön­
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nen, müßten Besser - und Bestverdienende wirkliche Opfer bringen. Dage­
gen bildet sich aber zunehmend Widerstand, der heute aus mehreren 
Gründen Rückenwind hat, vor allem wegen der nachlassenden Nach­
kriegssolidarität und dem Ende des Kalten Krieges und damit des »sozial­
politischen Wettbewerbs« zwischen den beiden politischen Systemen. 
Kurz, die ökonomischen Argumente gegen den Wohlfahrtsstaat scheinen 
mir tief geprägt von der Ideologie des Neoliberalismus, der ein Minimum 
an Staat und ein Maximum an individueller Verantwortung und marktwirt­
schaftlichen Lösungen postuliert (Ferge 1996).

Die moralischen Argumente sind ebenfalls ad nauseam diskutiert wor­
den, insbesondere die Behauptung, die Ursache der meisten sozialen Miß­
stände liege in der Sozialpolitik. Michael B. Katz resümiert die Haltung 
jener Kritiker, die von der korrumpierenden Wirkung des Sozialstaates auf 
die Moral überzeugt sind. Ihrer Ansicht nach »haben die Sozialprogramme 
unter den Minderheiten in den Großstädten einen neuen demoralisierten 
Lebensstil gefördert. Sie reproduzieren die Abhängigkeit von der Fürsorge 
von einer Generation zur nächsten. Sie verstärken Werte und Verhaltens­
muster, die sich von der übrigen amerikanischen Gesellschaft unterschei­
den. Sie haben eine neue Kultur gebildet, die sich durch ihr Verhalten und 
nicht durch ihr Einkommen definiert. Sie sind der wahre Ursprung der 
underclass.« (Katz 1993). Was die realsozialistischen Regime betrifft, so 
sehen viele in diesem Typus von »Staatspaternalismus« eine Brutstätte 
»anerlernter Hilflosigkeit« und »Passivität«, die sich die Menschen wieder 
»abgewöhnen« müssen, wenn sie in den Genuß der Segnungen von Wett­
bewerb, Unternehmergeist und Leistungsgesellschaft kommen sollen.

Mir erscheinen beide Positionen ideologisch gefärbt, und ideologische 
Überzeugungen lassen sich nicht durch rationale Argumente erschüttern 
oder widerlegen. Von einer rationaleren sozialpolitischen Perspektive läßt 
sich das in Italien als assistenzialismo bekannte Phänomen analysieren. 
Wenn soziale Unterstützung zum einzigen und dauernden Überlebensmit­
tel geworden ist, können die Betroffenen leicht in eine Situation geraten, in 
der sie alle Hoffnung auf und alle Anstrengung zur Verbesserung ihrer 
Situation aufgeben. Dies wirkt sich nachhaltig auf die Sozialisierung der 
Kinder aus, die diesen Lebensstil verinnerlichen, und führt zum Syndrom 
der intergenerativen Armut. Angesichts dessen würde die Aufgabe der 
Sozialpolitik nicht darin bestehen, Hilfe einzuschränken, sondern zu ver­
suchen, jene Strukturschwächen des Systems sozialer Fürsorge zu behe­
ben, die die Betroffenen in die Armuts- und Arbeitslosenfalle des assi­
stenzialismo manövrieren.4 Einen anderen negativen Begleiteffekt sozialer 
Unterstützung, zu dem bisher kaum solide Untersuchungen vorliegen, 
stellt der Mißbrauch von Sozialleistungen dar. Doch selbst wenn wir 
konzedieren, daß er häufig vorkommt, bleibt abzuwägen, ob der Nachteil,
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welcher der Gesellschaft durch ihn entsteht, dem Schaden gleichkommt, 
den etwa Steuerhinterziehungen verursachen, ein Delikt, das eine weit 
geringere Diskreditierung nach sich zieht als Sozialhilfebetrug. Was die 
psychologischen Auswirkungen des Totalitarismus in den ehemals soziali­
stischen Ländern betrifft, so sind sie noch weniger erforscht. Die erstaun­
liche Vielfalt an neuen -  legalen und illegalen -  Adaptierungsmechanis­
men und Überlebensstrategien in den Reformstaaten scheinen mir aller­
dings die Theorie der anerlernten Hilflosigkeit eher zu widerlegen.

Etwas allgemeiner gefaßt, könnte man fragen, welche Alternativen sich 
überhaupt zur öffentlichen Sozialhilfe anbieten. Die klassischen sozialde­
mokratischen Antworten -  Arbeitsplatz, Sozialversicherung und allge­
meine Vergünstigungen -  werden heute alle im Namen der neuen Ideo­
logie des Minimalstaates und der Nichteinmischung in den Markt abge­
lehnt. In letzter Zeit werden, vor allem von neokonservativer Seite, auch 
Stimmen laut, die den Armen Unterstützung mit dem Argument verwei­
gern, daß sie sich bloß mehr anzustrengen brauchten. Die Folgen sind 
leicht vorherzusehen -  steigende N ot, Ausbreitung des grauen Marktes 
und des Schwarzhandel, wachsende Kriminalität. Die andere Alternative 
heißt private Wohltätigkeit. In der Tat wird häufig dafür plädiert, die 
staatliche Sozialpolitik oder zumindest die staatliche Fürsorge durch pri­
vate Initiativen zu ersetzen. Es liegt auf der Hand, daß private Spenden 
paternalistischer sind als die moderne staatliche Fürsorge, daß sie die 
Überlegenheit des Spenders betonen und damit leicht die Würde des 
Empfängers verletzen. Staatliche Hilfe ist trotz all ihrer Mängel zumindest 
verläßlich, sie ist einklagbar und erspart demütige Dankbarkeitsbezeugun­
gen. Tatsächlich kann die private Wohltätigkeit nicht jene Rechte, Ansprü­
che, Garantien und Kontrollen zusichern, die dem modernen Begriff von 
Staatsbürgerlichkeit erst seinen Sinn geben. Angesichts ihrer feudalen N a­
tur und ihrer himmelweiten Entfernung von jeder Marktlogik scheint es 
um so paradoxer, daß private Wohltätigkeit für die Neoliberalen offen­
sichtlich annehmbarer ist als jede andere Form von öffentlichen sozialen 
Maßnahmen.

Die Kritik am Sozialstaat ist indes in vielen Punkten berechtigt. Staatli­
che Maßnahmen können, wenn sie einmal institutionalisiert sind, leicht 
negative Züge entwickeln. Dies gilt jedoch nicht nur für die staatliche 
Bürokratie. Bei einer fehlenden aktiven Kontrolle durch die Gesellschaft 
kann jedes große oder im Wachsen begriffene System bürokratisch und 
unpersönlich werden und sich von einem Leistungsanbieter in eine autori­
täre Bürokratie verwandeln -  auch gemeinnützige Organisationen, die zu 
groß geworden sind, um weiterhin informell und unbürokratisch zu arbei­
ten. Eigennutz und Machtgier sind keineswegs Eigenschaften, die wir nur 
bei Beamten antreffen.
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In der staatlichen Sozialpolitik ist die Gefahr, in nichtdemokratische 
Praktiken abzugleiten, zweifellos groß. Selbst in einer gut funktionieren­
den parlamentarischen Demokratie ist die Kontrolle durch die Bürger oft 
schwach, viele Operationen spielen sich unter Ausschluß der Öffentlich­
keit ab. Wohlfahrtsbürokratien, deren Klienten zu den am meisten benach­
teiligten Schichten mit der folglich schwächsten Lobby zählen, sind beson­
ders anfällig für autokratisches Verhalten (Niskanen 1973). Wenn wir 
allerdings behaupten, daß staatliche Sozialpolitik zwangsläufig undemo­
kratisch sei, so läuft dies letztenendes darauf hinaus zu leugnen, daß der 
Staat überhaupt zu demokratischem Handeln fähig ist. Mag man noch so 
sehr an der liberalen Demokratie zweifeln, so scheint mir dieser Gedanke 
doch ganz und gar ungerechtfertigt. Neuere Entwicklungen geben zumin­
dest Anlaß zur Hoffnung: Verstärkte Bemühungen um Dezentralisierung, 
Selbstverwaltung und Lösungen auf lokaler Ebene, um mehr Optionen 
etwa im Bildungs- und Gesundheitswesen, die wachsende Bedeutung von 
Bürgerinitiativen bei der Kontrolle öffentlicher Einrichtungen -  all das 
zeugt davon, daß die staatliche Bürokratie sehr wohl in der Lage ist (oder 
dazu gezwungen werden kann), auf die Bedürfnisse ihrer Klientel einzuge­
hen, und daß diese für mehr Transparenz und Rechenschaft sorgen kann 
(Culpitt 1992, Donnison 1991).

III. Vorteile und Risiken der existentiellen Sicherheit

Ich möchte auf die Frage zurückkommen, ob Sicherheit tatsächlich die 
Freiheit beschneidet, ob sie mich z.B. in meiner Entscheidungsfreiheit, in 
der Wahl meines Schicksals, beeinträchtigt. Auch hier sind mehrere Ansät­
ze möglich. Man kann freiwillig auf seine Entscheidungsfreiheit verzichten 
oder dazu gezwungen werden. Im realen Sozialismus waren die Bürger 
vieler Freiheiten beraubt: der Freiheit des Unternehmertums, der Gedan­
kenfreiheit, der Mobilität, der Versammlungsfreiheit und anderer bürger­
licher oder politischer Freiheiten; das gleiche gilt für die Freiheit, eine 
Schule, eine Ausbildung oder einen Beruf zu wählen -  bis hin zu Kleinig­
keiten wie der Frisur oder dem Verbot, Jeans zu tragen. Darüberhinaus gab 
es starke Zwänge, angefangen von der Pflicht (für Männer), einer bezahlten 
Arbeit nachzugehen.

Dieser Mangel an Freiheit war aber keine Folge der sozialistischen 
Sozialpolitik. Ich möchte mit Nachdruck betonen, daß der »Gefängnischa­
rakter« dieser Gesellschaften nicht auf ihre Institutionen existentieller 
Sicherheit zurückzuführen ist. Einen Versorgerstaat »von der Wiege bis 
zum Grabe« hat es auch dort nie gegeben. Das Prinzip »Wer nicht arbeitet, 
braucht nicht zu essen« wurde strikt eingehalten: Arbeitslose (die es, 
wenngleich auch in geringer Zahl, immer gab) erhielten keinerlei Unter-
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Stützung. Auch in einer Reihe von Notlagen -  geringer Lohn oder A r­
beitslosigkeit, die zu Armut führten, Obdachlosigkeit, chronische Krank­
heit oder Behinderungen, die Heimpflege erforderten, -  war keinerlei 
staatliche Hilfe vorgesehen, es gab weder Sozialarbeit noch Sozialhilfe. 
Zweitens, war der antidemokratische Charakter der Sozialpolitik -  von 
der fehlenden politischen Partizipation bis zu gewissen restriktiven Bedin­
gungen (etwa dem Umstand, daß Leistungsansprüche an den Arbeitsplatz 
geknüpft waren) -  eher die Folge als die Ursache der mangelnden Frei­
heit. Zugegeben, die meisten sozialpolitischen Systeme funktionierten bes­
ser als das System im allgemeinen, doch konnten auch sie sich nicht dem 
politischen Einfluß der Diktatur entziehen.

Selbst unter demokratischen Bedingungen kann die Einschränkung be­
stimmter Freiheiten durchaus vertretbar sein. Im Falle der Zwangsversi­
cherung etwa ist der einmal geschlossene »Sozialvertrag« von einem be­
stimmten Augenblick an für alle bindend. Da dieser Vertrag nicht beliebig 
oft modifiziert werden kann, trifft diese Verpflichtung auch jene, die an 
seiner Aushandlung nicht beteiligt waren oder nicht beteiligt sein konnten. 
Dies stellt zweifellos eine Einschränkung der Freiheit dar, wenngleich diese 
in einer Demokratie einer Kontrolle unterliegt oder neu verhandelt werden 
kann. Gewisse Einschränkungen der individuellen Freiheit sind wohl der 
Preis unserer Kultur -  und damit sind wir wieder bei Freud: »Die indivi­
duelle Freiheit ist kein Kulturgut. Sie war am größten vor jeder Kultur, 
allerdings damals meist ohne Wert, weil das Individuum kaum imstande 
war, sie zu verteidigen. Durch die Kulturentwicklung erfährt sie Ein­
schränkungen, und die Gerechtigkeit fordert, daß keinem diese Einschrän­
kungen erspart werden. Was sich in einer menschlichen Gemeinschaft als 
Freiheitsdrang rührt, kann Auflehnung gegen eine bestehende Ungerech­
tigkeit sein und so einer weiteren Entwicklung der Kultur günstig werden, 
mit der Kultur verträglich bleiben. Es kann aber auch dem Rest der 
ursprünglichen, von der Kultur ungebändigten Persönlichkeit entstammen 
und so Grundlage der Kulturfeindseligkeit werden. Der Freiheitsdrang 
richtet sich also gegen bestimmte Formen und Ansprüche der Kultur oder 
gegen Kultur überhaupt.« (Freud 1930, Das Unbehagen in der Kultur).

In dem hier untersuchten Fall wird der freiwillige Verzicht auf ein Stück 
Freiheit durch eine höhere existentielle Sicherheit aufgewogen. Die Erfah­
rung zeigt, daß die Bürger der meisten Industriestaaten dieses Tauschge­
schäft akzeptieren. Sie erkennen zunehmend die Bedeutung von sozialer 
Sicherheit und sind sogar bereit, mehr Steuern dafür zu zahlen (Taylor- 
Gobby 1995).

Weiche Vorteile bietet dieses freiwillige »trade-off«? Existentielle Si­
cherheit mindert nicht nur die Angst vor Arbeitslosigkeit, Krankheit und 
Alter, sondern bedeutet auch, daß man nicht ständig die existentiellen



72 Tsiizsa Ferge

Zwänge des Augenblicks berücksichtigen muß, etwa bei der Wahl des 
Arbeitsplatzes, der Schule, einer Wohnung oder der nächsten Mahlzeit. 
Existentielle Sicherheit erlaubt auch, für die Kinder den unter den gegebe­
nen Bedingungen bestmöglichen Lebensweg vorauszuplanen. Durch die 
Möglichkeit, Lebensstil und Lebensweg selbst zu gestalten, wird die Au­
tonomie der Individuen und der Familien gestärkt. Wenn ich nicht weiß, 
ob ich morgen noch meinen Arbeitsplatz habe und ob ich meine Kredite 
zurückzahlen kann, wie kann ich dann ein Haus bauen, Möbel kaufen oder 
die Ausbildung meiner Kinder planen?

Existentielle Sicherheit -  Sicherheit des Einkommens, der Wohnver­
hältnisse, der Gesundheitsvorsorge -  fördern zweifellos Freiheit und 
Autonomie. Die dafür aufzubringenden Steuern oder Beitragsleistungen 
sind ein vergleichsweise niedriger Preis. Warum würden sonst die wohlha­
benden Schichten dafür sorgen, die Sicherheit der Familie durch Vermö­
gensrücklagen und Versicherungen zu gewährleisten, und warum wider­
stehen die westlichen Wohlfahrtssysteme -  zumindest bisher -  aller 
Gegenpropaganda? Zweifellos kann Sicherheit auch korrumpierende Wir­
kung haben. Aber das Risiko, im Leben zu scheitern, scheint zwischen 
Arm und Reich unverhältnismäßig ungleich verteilt.

Wie jemand die positiven und negativen Seiten der existentiellen Sicher­
heit letztlich bewertet, hängt davon ab, für welche Werte er sich aufgrund 
seiner individuellen Situation und politischen Einstellung entscheidet. 
Letztenendes geht es um die grundsätzliche Haltung zur Solidarität, zur 
sozialen Integration, zu den Folgen sozialer Polarisierung und Marginali- 
sierung und um die Achtung vor der Würde und der Autonomie des 
Anderen.

IV. Die Stimme des Volkes: die Bewertung von Freiheit und Sicherheit 

Die subjektive Bedeutung der Werte
Den Menschen erscheint oft das, was sie nicht haben, als besonders begeh­
renswert. Selten streben sie aber nach dem Unmöglichen oder Unbekann­
ten. Im realen Sozialismus reagierten die Bürger auf den Mangel an bürger­
lichen Freiheiten auf verschiedene Weise. Viele, wenngleich wohl nicht die 
Mehrheit, gaben ihre Forderung nach mehr Freiheit auf. (Wie weit dies auf 
erfolgreiche Indoktrination zurückzuführen ist und wie weit auf die Über­
zeugung, daß es keinen Sinn hatte, das Unmöglichen zu erstreben, müßte 
gesondert untersucht werden). Der Kampf um die Freiheit wurde jedoch 
nie gänzlich aufgegeben; er manifestierte sich auf mannigfaltige Weise, in 
Filmen oder Romanen mit ihren verborgenen Botschaften, in den unter­
schiedlichen Formen der Schattenwirtschaft und des Schwarzmarktes bis 
hin zur illegalen Opposition der Dissidenten. Mit der Wende kamen die
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unterdrückten oder verdrängten Gefühle, Gedanken und Einstellungen 
wieder an die Oberfläche.

Ein oder zwei Jahre nach der Wende zeichnete sich eine signifikante 
Änderung in der Einstellung zur Freiheit ab: Sie wurde nun ausdrücklich 
als Wert anerkannt. Dies gilt für alle Spielarten von Freiheit, in einigen 
Fällen ist die neue Einstellung aber besonders auffallend. Vielen Bürgern 
schien z.B. erst nach der Wende bewußt zu werden, was die frühere 
Einmischung des Staates -  die lange Zeit als »natürlich«, d.h. als unabän­
derlich angesehen wurde -  in die Privatsphäre bedeutet hat. In Ungarn 
stieg die ablehnende Haltung gegenüber der »Einmischung des Staates in 
das Privatleben der Bürger« von 50% auf 80%. Etwas geringer, doch 
ebenso signifikant war die Zunahme jener, die »den freien Zusammen­
schluß zur Verteidigung ihrer Interessen« für wichtig hielten5 (Simon 
1993).

Die bisherigen Meinungsumfragen haben das Freiheitsdefizit früherer 
Zeiten zum Gegenstand, kaum jedoch die Bedeutung und Beurteilung von 
Sicherheit im ancien regime. Die spärlichen Hinweise lassen vermuten, daß 
soziale Rechte und existentielle Sicherheiten mindestens ebenso hoch wie 
Freiheiten veranschlagt wurden: Noch in den 80er Jahren erinnerte man 
sich an die Vorkriegs- und die frühe Nachkriegszeit, als die meisten Men­
schen solcher Rechte und Sicherheiten entbehrten. Wir besitzen aber kei­
nerlei Information (geschweige denn vergleichbare statistische Daten) zu 
den Auswirkungen politischer Unsicherheit -  etwa der permanent herr­
schenden Angst angesichts totalitärer Praktiken, die sich gegen alle Spiel­
arten von Freiheit richteten. Ich bin davon überzeugt, daß Angst und Streß 
in erster Linie durch die politische Unsicherheit hervorgerufen wurden 
und daß wahrscheinlich auch die hohen Krankheits- und Sterberaten in 
dieser Region auf ihr Konto gehen. Die psychologischen Auswirkungen 
der Wende dürften folglich positiv sein, wir können sie jedoch mangels der 
erforderlichen Daten nicht evaluieren.

Der gegenwärtige Stellenwert von Freiheit und Sicherheit geht aus den 
Ergebnissen einer neuen vergleichenden Studie hervor, die fünf postkom­
munistische »Übergangsländer« zum Gegenstand hat.6 Die Untersuchung 
versucht eine Bilanz der wichtigsten sozialen Folgen des Übergangs 
vom realen Sozialismus zu M arktwirtschaft und Demokratie, darunter 
die neuen Arbeits- und Lebensbedingungen, die subjektive Bewertung 
des Wandels in diesen Bereichen sowie verschiedene W ertorientierun­
gen. Letztere wurden anhand einer Reihe von Fragen ermittelt, die sich 
auf elf verschiedene Typen von Freiheit und sieben Typen von Sicherheit 
bezogen und die von den Befragten jeweils auf einer Skala von 1-7 zu 
bewerten waren, und zwar in doppelter Hinsicht: Gefragt wurde zum 
einen, wie wichtig die genannten Werte für sie sind, und zum anderen,
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inwieweit diese Werte ihrer Meinung nach bereits implementiert und gesi­
chert sind.

Freiheit wird ziemlich hochbewertet, in allen Ländern und in Bezug auf 
alle Varianten im Bereich zwischen 5 und 6 Punkten; auch in der Rangfolge 
der Varianten gleichen sich die Länder. Fast überall rangieren die persönli­
chen Freiheiten und Rechte am höchsten: Wahl des Lebensstils, Reisen, 
freie Arztwahl. Dicht darauf folgen die traditionellen Bürgerrechte wie 
Meinungs-, Presse- und Unternehmerfreiheit. Lediglich bei der Religions­
freiheit gibt es starke Abweichungen: In Polen steht sie an vierter Stelle, in 
den anderen Ländern bewegt sie sich zwischen Platz 9 und 11.

Unter den politischen Rechten erreichen z.B. Presse- oder Meinungs­
freiheit höhere Bewertungen als solche Rechte, die eine aktive und konti­
nuierliche Beteiligung erfordern (etwa die Gründung einer Partei oder 
Organisation). Die Erklärung könnte darin liegen, daß die überstürzte 
Politik nach dem Umbruch und die Enttäuschungen durch die Alltagspra­
xis der Demokratie einen gewissen Prestigeverlust dieser Freiheiten nach 
sich gezogen haben; zudem mögen die zahlreichen unerfüllten Wahlver­
sprechen und die wenig überzeugenden Aktivitäten der Bürgergesellschaft 
die Menschen von aktiver politischer Partizipation entfremdet haben.

Die zweite Gruppe von Rechten in der Umfrage betraf die existentielle 
Sicherheit. Diese Rechte können als »positive Freiheiten« in Sinne A. Sens 
verstanden werden. Sie korrespondieren mit dem »Sozialpakt« der U N O  
bzw. mit den sozialen Rechten, wie sie Marshall (1950) definiert hat, und 
umfassen Rechte wie das auf Bildung, auf Wohnung oder auf medizinische 
Versorgung. Die Untersuchung zeigt, daß diese Sicherheiten bzw. positi­
ven Freiheiten noch höher bewertet werden als die bürgerlichen und 
politischen Freiheiten, und zwar durchgängig mit deutlich über 6 Punkten. 
Die einzige Ausnahme macht die »Berechenbarkeit der Politik«, die durch­
schnittlich um etwa 1 Punkt niedriger liegt. Insgesamt ähneln sich die 
Ergebnisse in allen Ländern so sehr, daß signifikante Differenzen kaum 
herauszulesen sind.

Beide Wertegruppen werden also als wichtig angesehen, wobei unter 
den neuen Bedingungen die Sicherheiten etwas höher rangieren. Auf dieser 
Differenz basierend wurde eine weitere Variable angesetzt, die wir »trade- 
off«-Variable genannt haben. Sie zeigt an, wo die Präferenzen des Einzel­
nen liegen: eher bei der Freiheit oder eher bei der Sicherheit. Nach den 
übrigen Ergebnissen wäre zu erwarten gewesen, daß die überwältigende 
Mehrheit der Befragten sich für die Sicherheit entscheidet. Es stellte sich 
aber heraus, daß es signifikante Minderheiten gibt, die Freiheit höher oder 
zumindest gleich bewerten (14% in Ungarn, 30% in Polen). Sie sind eher 
unter den etablierten höheren und gebildeten Schichten zu finden und 
unterscheiden sich von der Mehrheit hinsichtlich ihres politischen Selbst-
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Verständnisses und ihrer Einschätzung des Systemwandels. Anders gesagt: 
Wer einen sicheren und gut bezahlten Job hat oder erfolgreicher Unterneh­
mer ist und dem alten System nicht nachweint, der wird eher zu den 
»Freunden der Freiheit« zählen. Allerdings liegt auch in dieser Gruppe die 
Bewertung der Sicherheit sehr hoch, d.h. zwischen 6 und 6,5 Punkten. Die 
Unterschiede konzentrieren sich also vorwiegend auf die Einschätzung des 
Werts der Freiheit. Es scheint, daß die »Freunde der Sicherheit« zu sehr mit 
dem Kampf ums tägliche Brot beschäftigt sind, als daß sie sich allzu viele 
Gedanken um die Freiheit machen könnten.

Die institutionelle Umsetzung der Werte
Die Einschätzung der Befragten, inwieweit sie die Freiheiten für institutio­
nell abgesichert halten, variiert nur wenig zwischen den oder innerhalb der 
untersuchten Ländern, während die analoge Bewertung der Sicherheiten 
signifikante Unterschiede zeigt. Überall halten die Bürger die Freiheiten im 
großen und ganzen für gesichert. Am meisten vom Übergang profitiert hat 
in der Tat die politische Sphäre, vor allem durch den Zugewinn an Freihei­
ten. Auch wenn diese Freiheiten in einigen Ländern, die nicht über geeig­
nete Institutionen und Traditionen zur Konfliktlösung verfügen, zur Ex­
plosion vormals unterdrückter -  nationalistischer und anderer -  Lei­
denschaften beigetragen haben, so sind die Pluralisierung der politischen 
Strukturen und die neuen politischen Institutionen in den anderen Län­
dern, die hier behandelten eingeschlossen, auf dem Wege der Konsolidie­
rung oder bereits fest etabliert. In der Umfrage liegen die Bewertungen der 
Implementierung von Freiheiten sogar höher als die Bewertungen der 
Freiheiten als solcher. Mehr als die Hälfte der Durchschnittswerte liegt 
über 6 Punkten.

Daß die Durchschnittswerte hinsichtlich beider Aspekte -  Implemen­
tierung und Relevanz von Freiheit -  nahe beieinander liegen, bedeutet 
nicht, daß deren Bewertungen jeweils genau korrelieren. Manche mögen 
gewisse Freiheiten für relativ unbedeutend halten und ihre Umsetzung 
trotzdem positiv vermerken. Die Freiheit, Parteien zu gründen, oder die 
Religionsfreiheit werden im Vergleich zu anderen Freiheiten von manchen 
weniger hoch und dennoch als voll garantierte gesehen. Der politische 
Übergang hat offensichtlich Früchte getragen: Die Bürger sehen die demo­
kratischen Einrichtungen als selbstverständlich an und setzen Vertrauen in 
ihre Stabilität. Die Untersuchung zeigt darüberhinaus, daß diese Wahrneh­
mung für alle sozialen Gruppen gleichermaßen gilt.

Das Bild verliert an Einheitlichkeit, wenn es um die Bewertung der 
Umsetzung und Garantie von Sicherheiten geht. Hier liegen die Werte 
durchschnittlich nur um 4 Punkte. Es scheint also ein Gefühl großer 
Unsicherheit zu herrschen. Der einzige stabile Faktor des Alltagslebens
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wird in der Familie und in den ebenfalls auf privater Ebene angesiedelten 
Netzwerken gegenseitiger Hilfe gesehen. Im übrigen wird durchgängig ein 
signifikantes Defizit bei den als wünschenswert angesehenen Sicherheiten 
konstatiert. Ihre Realisierung wird in allen Ländern lediglich mit einer 
Punktezahl um 4 bewertet. Auch die Rangordnung der verschiedenen 
Typen von Sicherheit ist hinsichtlich der Implementierung durchgängig 
sehr ähnlich: am niedrigsten liegt die öffentliche Sicherheit, aber auch die 
Sicherheit für die Zukunft der Kinder und für das Einkommen werden als 
unzureichend angesehen. Allgemein kann man sagen, daß die Bewertung 
der Implementierung von Sicherheiten durchschnittlich nur etwa halb so 
hoch liegt wie die ihrer Relevanz.

Viele werden hinter diesem starken Gefühl der Unsicherheit eine N o ­
stalgie für den realen Sozialismus vermuten bzw. die Unfähigkeit, sich vom 
staatlichen Paternalismus zu lösen. Ich bin da anderer Meinung und glaube, 
daß das Streben nach grundlegenden Sicherheiten eine Konstante des 
menschlichen Lebens darstellt. Es waren die westlichen Systeme sozialer 
Sicherheit, die als Antwort auf dieses Bedürfnis entwickelt wurden, und 
die Bürger scheinen sie hoch zu bewerten. Die sozialen Unruhen in Frank­
reich Ende 1995 und in Deutschland im Frühjahr 1996 sprechen eine 
deutliche Sprache, ebenso die Ergebnisse von Meinungsumfragen über die 
Bedeutung staatlicher Vorsorgemaßnahmen, selbst wenn die Bürger dafür 
erhöhte Steuern zahlen müssen (vgl. Taylor-Gooby, Hadenius 1985). Man 
trauert in den neuen Demokratien also wohl kaum der verlorenen Sicher­
heit »des Sozialismus« nach, sondern artikuliert ein legitimes Sicherheits­
bedürfnis und mißt es an der Realität.

Wessen Verantwortung?
Heute herrscht weltweit die Tendenz, den Staat aus der Verantwortung für 
Sozialleistungen zu entlassen, die der sozialen Integration und dem Schutz 
der existentiellen Sicherheit dienen. Dies scheint allerdings nicht die allge­
meine Zustimmung der Bürger zu finden. Jacek Kuron zufolge »wurde die 
soziale Gerechtigkeit von den Polen für völlig normal erachtet und akzep­
tiert.« Sie verurteilten zwar ihre Deformierungen, nicht aber das Prinzip. 
»(Kann) man eine gesellschaftliche Ordnung aufbauen, die den Mythos der 
sozialen Gerechtigkeit, an den die Polen glauben, verwirft? Ich meine, daß 
das nicht geht.« (Kuron 1993). Diese Überzeugung wird durch die hier 
resümierte SOCO-Untersuchung bestätigt. Offensichtlich läßt die Faszi­
nation der samtenen Revolution mit den neuen Erfahrungen nach. In den 
Übergangsgesellschaften findet ein Prozeß sozialer Differenzierung statt. 
Immer mehr jüngere Menschen mit besserer Ausbildung und mehr U nter­
nehmergeist sind zufrieden, während eine wachsende Minder- oder sogar 
die Mehrheit das neue System für schlechter hält als das alte. Es gibt
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zahlreiche Gründe für ihre Enttäuschungen und Frustrationen, und einer 
davon ist sicherlich der Verlust der Sicherheiten und der Rückzug des 
Staates.

Das bedeutet nicht, daß die Bürger ihre Verantwortungen pauschal dem 
Staat übertragen wollen. In jedem der fünf Länder unterscheiden die 
Befragten deutlich zwischen den verschiedenen Verantwortungen des 
Staates (und auch hier sind die Ergebnisse von Land zu Land sehr ähnlich). 
Die Verantwortung für den Unterhalt der Kinder wird als halb private, 
halb öffentliche Angelegenheit angesehen. Die Hochschul-, sogar die hö­
here Schulbildung wird von vielen als private Verantwortung aufgefaßt. 
Die medizinische Versorgung, die Sorge für Behinderte, die Pflichtschul­
ausbildung und eine angemessene Alterspension stehen jedoch in allen fünf 
Ländern ganz oben auf der Liste der staatlichen Aufgaben. Dieses Muster 
ähnelt den westlichen Einstellungen, wenngleich die Erwartungen, die in 
die staatliche Verantwortung gesetzt werden, in Osteuropa etwas höher 
sind. Offen bleibt, ob dies auf frühere Gewohnheiten zurückzuführen ist 
oder auf die zunehmende Armut, die eine stärkere Intervention des Staates 
erforderlich macht.

Eines ist aber gewiß: In Ost- wie in Westeuropa lehnt die überwältigen­
de Mehrheit die neue Ideologie des Minimalstaats entschieden ab. Einige 
Ideen, die der bedeutendste ungarische Liberale des neunzehnten Jahrhun­
derts, Baron Eötvös, 1851 in einem Werk über den Staat dargelegt hat, 
scheinen nichts von ihrer Aktualität eingebüßt zu haben. Er sah in der 
Freiheit den wichtigsten menschlichen Wert, allerdings mit der Einschrän­
kung, daß sie nur in einer Atmosphäre der Stabilität genossen werden 
könne. Die Bürger seien jedoch nicht imstande, dafür selbst Sorge zu 
tragen -  deshalb brauche man den Staat. »Der Zweck des Staates ist 
Sicherheit. Wenn er seinen Bürgern keine Sicherheit garantieren kann, 
werden sie ihn mit Recht für ein großes Übel halten. Ein solcher Staat ist, 
wie alles, das keine Legitimität besitzt, dem Untergang preisgegeben.«

Der Konflikt zwischen den Wünschen und Zielen der Mehrheit und den 
Bemühungen der Politiker, die Verantwortung des Staates einzuschränken, 
scheint mir auf etwas hinzudeuten, das ich das Paradoxon der Demokratie 
nennen möchte. Es läßt sich am besten mit einer Episode aus dem Neuen 
Testament illustrieren, wie sie ein ungarischer Schriftsteller in den frühen 
dreißiger Jahren neu erfand. Alle Evangelien erzählen die Geschichte von 
Jesus und Barabbas. Es war Brauch, am Festtag einen Gefangenen freizu­
lassen. Pilatus versammelte die Hohepriester und das Volk und hörte sie 
an. Einer der Gefangenen war Barabbas, ein Räuber. Und Pilatus befragte 
das Volk, wen es freilassen wolle, Barabbas oder Jesus. Die Menge forderte 
die Freilassung des Barabbas, und Christus wurde gekreuzigt. In der 
Erzählung des ungarischen Autors Frigyes Karinthy wendet sich Pilatus
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an die Menge und fragt: »Wen soll ich freilassen, Barabbas oder den Mann 
aus Nazareth?« Ein Grollen erhob sich, und die Stimme der Menge klang 
wie ein Donnern. Und sie schrien: »Barabbas«. Dann aber sahen sie einan­
der an und erschraken, denn jeder einzelne hatte gerufen: »Den Nazarener«.

Im Fall des Sozialstaates mag die Stimme der Einzelnen, die jene M ehr­
heit bilden, welche den Sozialstaat befürwortet, nicht so mächtig erschallen 
wie in dieser Geschichte. Aber bis das Wort oben angekommen ist, ist es 
nicht weniger verdreht. Der Vergleich hinkt allerdings ein wenig. In der 
Bibel und in der Erzählung versucht Pilatus, Jesus zu retten. Die Politiker 
von heute vermitteln nicht den Eindruck, als ob sie das gleiche mit dem 
Sozialstaat vorhätten.

Aas dem Englischen von Andrea Marenzeller

Anmerkungen

1 Castel argumentiert meiner Meinung nach ganz richtig, daß der Begriff »Sozialstaat« für die 
letzten Jahrzehnte zutreffender ist. Denn er betont die Verantwortung des Staates, impliziert 
aber nicht, daß es ihm gelungen wäre, das Wohlergehen aller zu garantieren (Castel 1995).

2 Die chilenische Reform von 1981 war die erste in Lateinamerika. Argentinien, Kolumbien und 
einige andere Länder folgten zehn Jahre später. Zu den stärksten Befürwortern dieser Refor­
men zählt die Weltbank (Weltbank 1993).

3 In allen Ländern, wo eine Pensionsreform stattgefunden hat, sind die individualisierten 
Rücklagen zumindest für Angestellte verpflichtend. Die Wahlfreiheit beschränkt sich hier auf 
die Entscheidung zwischen verschiedenen privaten Pensionsfonds. Diese Wahl ist nicht nur 
beschränkt, sie ist zudem fast genauso »paternalistisch« wie die traditionelle Sozialversiche­
rung, von der sie sich dadurch unterscheidet, daß staatliche Garantien fehlen bzw. sehr 
schwach sind.

4 Die französische Erfahrung mit dem RMI (Revenu Minimum d ’Insertion) zeigt sowohl die 
Durchführbarkeit als auch die enormen Schwierigkeiten einer solchen Reform (Lafore 1992, 
Paugam 1992).

5 Die Fragestellungen der früheren Erhebungen, auf die sich Simon beruft, unterscheiden sich 
von jenen der SOCO-Untersuchung. Daher können nur die Gesamtergebnisse verglichen 
werden, und selbst dann ist der Vergleich ziemlich ungenau.

6 Diese Studie wurde im Rahmen des vom Institut für die Wissenschaften vom Menschen, Wien, 
initiierten und koordinierten internationalen Forschungsprojekts über die sozialen Kosten des 
Übergangs zu Marktwirtschaft und Demokratie (SOCÖj durchgeführt. Sie berücksichtigt die 
Tschechische Republik, die Ex-DDR, Ungarn, Polen und die Slowakei. Die ersten Ergebnisse 
erschienen in: Social Consequences of Transition, vol. 1: International Report, Wien (IWM) 
1996, verfaßt von Zs. Ferge, E. Sik, P. Robert, F. Albert (in der Folge als SOCO-Report 
angeführt).
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Joschka Fischer
SOLIDARITÄT UND GLOBALISMUS 

Die europäische Linke und die Zukunft des Sozialstaates

I

Seit dem Ende der siebziger Jahre scheint die demokratische Linke in 
Westeuropa und Nordamerika historisch in die Defensive geraten oder am 
Ende gar völlig verbraucht zu sein. Eine aggressive, ja militant antisozial­
staatliche neokonservative Revolution ging von Großbritannien aus, er­
reichte Amerika und bedroht gegenwärtig auch das kontinentale Westeu­
ropa. Die zunehmende innere Individualisierung der reichen Gesellschaf­
ten des Westens und die wachsende Globalisierung der Märkte und U nter­
nehmen formte die gesellschaftliche Grundlage für den durchschlagenden 
Erfolg dieses Neokonservativismus (bei dem es sich eigentlich um einen 
radikalen Wirtschaftsindividualismus handelt) und für die damit einherge­
hende fundamentale Krise der demokratischen Linken. Die Implosion des 
Sowjetkommunismus hat die Weltordnung des zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus zweigeteilten Globus mit sich in den Orkus der Geschich­
te gerissen, und aus den Nebeln dieses welthistorischen Umsturzes tritt 
langsam der Umriß eines neuen Zeitalters hervor: Das Zeitalter des Globa­
lismus.

Die Systemkonkurrenz zweier politischer, militärischer, ökonomischer 
und ideologisch-kultureller Supermächte ist dem Pluralismus der Globali­
sierung von Märkten, Kapitalien, Unternehmen, Arbeitskräften, Kosten 
und Informationen gewichen. Heute konkurrieren nicht mehr politisch­
militärische Supermächte miteinander, sondern global Märkte und damit 
Wirtschaftsstandorte in einer sich dramatisch verändernden internationa­
len Wirtschaftsgeographie. Die Auswirkungen für die betroffenen Länder 
und Bevölkerungen sind aber keineswegs geringer, auch wenn sie nicht 
mehr unter der ständigen Vernichtungsdrohung der nuklearen H ochrü­
stung leben müssen.

Die demokratische Linke des Westens war niemals gestaltendes politi­
sches Subjekt dieser Entwicklung, sondern wurde von diesem Umbruch 
politisch wie ideologisch überrollt. Die Zeit bis zur ersten Olpreiskrise 
1973 war ihr »Goldenes Zeitalter« gewesen, in der sie bei Vollbeschäfti­
gung und beständig steigenden Masseneinkommen den westlichen Sozial­
staat durchgesetzt und ausgebaut hatte. Der neokonservativen Wirt-
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Schaftsrevolution, dem Kollaps des Sowjetkommunismus und der sich 
beschleunigenden ökonomischen Globalisierung seit 1989/90 stand und 
steht sie dagegen mehr oder weniger hilflos gegenüber. Die demokratische 
Linke des Westens hat sich seitdem in der politischen Defensive zur Ver­
teidigung des Sozialstaates verschanzt, soweit dies möglich war.

Freilich beginnen sich die Dinge mehr und mehr zu klären, denn diesel­
be historische Entwicklung trägt gegenwärtig zur Neubestimmung der 
politischen und gesellschaftlichen Arbeitsteilung zwischen links und 
rechts in den westlichen Gesellschaften und damit zu einer Neudefinition 
der demokratischen Linken des Westens im Zeitalter des Globalismus bei. 
Die neokonservative Wirtschaftsrevolution hat die Frage nach der Produk­
tivität einer demokratischen Marktgesellschaft aufgeworfen und vertei­
lungspolitisch mit ihrem radikalen Individualismus beantwortet: Jeder sei 
fortan wieder seines eigenen Glückes Schmied, staatliche Daseinsvorsorge 
von Übel, und der gesellschaftliche Reichtum gehöre den Erfolgreichen. 
Die neolinke oder besser die neue sozialreformerische Antwort ergibt sich 
aus der zweiten zentralen Frage, die die Entwicklung der demokratischen 
Marktgesellschaften des Westens aufwirft: Was hält eigentlich eine hoch­
produktive, extrem arbeitsteilige, individualisierte demokratische Gesell­
schaft friedlich zusammen? Exakt dies ist die »neue soziale Frage« der 
westlichen Gesellschaften.

Die alte soziale Frage betraf den Aufstieg von Millionen eigentumsloser 
und weitgehend rechtloser Fabrikarbeiter und ihrer Familien hin zu glei­
cher politischer Teilhabe, zu steigenden Arbeitseinkommen, zu besseren 
Arbeitsbedingungen, zu sozialer Sicherheit und zu höheren Bildungschan­
cen für ihre Kinder. Die neue soziale Frage hingegen besteht in der drohen­
den sozialen Desintegration der modernen Marktgesellschaften. Sie voll­
zieht sich durch eine wachsende Individualisierung des Lebensstils, durch 
ausschließliche Leistungsorientierung und Höchstproduktivität, durch 
neue Massenmedien und Kommunikationsformen und durch die Durch­
kommerzialisierung der gesamten Lebenswelt der Menschen in den west­
lichen Industriegesellschaften. Und sie vollzieht sich auch durch die Aus­
grenzung von Millionen abhängig Beschäftigter aus dieser Gesellschaft, 
durch den drohenden sozialen Abstieg in eine beständig wachsende Mas­
senarbeitslosigkeit, durch Reallohnverluste, durch den Abbau sozialstaat­
licher Sicherungen und durch wachsende Armut in den immer noch sehr 
reichen Gesellschaften des Westens. Maggie Thatcher hat die politische 
und ideologische Herausforderung der neuen sozialen Frage für ihre neo­
konservative Revolution von Anfang an instinktiv erkannt und deshalb 
schlicht bestritten, daß es jenseits der Individuen und ihrer Familien so 
etwas wie Gesellschaft überhaupt gäbe: »There is no such thing like society, 
there are only individuals.«
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Der globale Sieg des radikalen Wirtschaftsindividualismus in der Welt 
nach dem Ende der Systemkonkurrenz spitzt die Frage nach dem gesell­
schaftlichen Zusammenhalt noch weiter zu. Die volle gesellschaftliche 
Teilhabe eines jeden Individuums hängt in den demokratischen Gesell­
schaften des Westens an der Erwerbstätigkeit im Erwachsenenalter und an 
den staatlich garantierten sozialen Sicherheiten. Ein einigermaßen selbst­
bestimmtes Leben ist an Arbeit und das dadurch erzielte Einkommen und 
an die sozialstaatlich gewährleistete Sicherheit gebunden, und Staat und 
Wirtschaft haben beides für die Mehrheit der Bevölkerung zu garantieren. 
Vermögen sie dies auf Dauer nicht oder für einen wachsenden Teil ihrer 
Bevölkerung immer weniger, so wird über kurz oder lang eine gefährliche 
Systemkrise unvermeidlich sein. Genau dies macht die systemverändernde, 
ja vielleicht sogar systemgefährdende Qualität dauerhafter Massenarbeits­
losigkeit und der wachsenden Krise des Sozialstaats aus. Und in der Ver­
hinderung dieser Krise durch die Formulierung und Durchsetzung einer 
sozialen Alternative liegt auch die gesellschaftliche und politische Chance 
der demokratischen Linken im Zeitalter des Globalismus.

I I

Als im November 1989 in Berlin die Mauer fiel und der gesamte Sowjet­
block kollabierte, galt der westeuropäische Sozialstaat noch als das 
Schmuckstück der westlichen Alternative zum realexistierenden Sozialis­
mus. Mit dem Sozialstaat schien der Westen Europas erreicht zu haben, 
was der Sowjetkommunismus immer nur versprochen hatte, niemals aber 
zu halten in der Lage war: Massenwohlstand, soziale Sicherheit, Demokra­
tie und die Selbstbestimmung der einzelnen westeuropäischen Nationen, 
die sich zudem aus freiem Entschluß und auf gleicher Grundlage auf den 
Weg in ein integriertes Europa gemacht hatten. Der westeuropäische So­
zialstaat erwies sich als die gelungene Alternative zum bürokratisch-dikta­
torischen Sozialismus einerseits und zu einem unsozialen, ausbeuterischen 
Kapitalismus andererseits, als jener »dritte Weg« also zwischen Kapitalis­
mus und Kommunismus.

Der Kapitalismus war sozialstaatlich gezähmt und damit »sozialdemo­
kratisiert« worden, und selbst die Konservativen und Christdemokraten in 
Westeuropa machten fast überall die »soziale Marktwirtschaft« zur 
Grundlage ihrer Politik seit 1945. Nicht von ungefähr sprach man in 
Westeuropa von dem »sozialdemokratischen Jahrhundert«. Der Sozial­
staat organisierte sich um zwei Kernbereiche: Erstens um die staatlich 
garantierte Vorsorge gegen die großen Lebensrisiken wie Alter, Krankheit 
und Invalidität, Arbeitslosigkeit, Obdachlosigkeit und Armut, bezahlt 
durch die Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern und durch die
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steuerliche Umverteilung eines nicht unerheblichen Teils des Bruttosozial­
produkts. Und zweitens um die staatliche Finanzierung und Vorsorge für 
die Ausbildung der nachwachsenden Generation und die Durchsetzung 
gleicher Bildungschancen für alle Bevölkerungsschichten.

Die Schaffung von wirtschaftlichem Reichtum war in der Nachkriegs­
zeit in Westeuropa also niemals Selbstzweck, sondern diente vor allem dem 
Zusammenhalt der Gesellschaften, der gesellschaftlichen Integration mit­
tels sozialer Sicherheit und Wohlstand für die Masse der abhängig Beschäf­
tigten. Marktwirtschaft, Demokratie und Sozialstaat hieß die erfolgreiche 
Zauberformel, die Westeuropa sowohl in der Systemkonkurrenz mit dem 
Sowjetkommunismus aber auch in der Überwindung der faschistischen 
Epoche nach 1945 entwickelt hatte. Diese fundamentale Bedingung des 
Erfolges der westeuropäischen Entwicklung nach dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges wird durch die neokonservative Revolution und ihre Auswir­
kungen faktisch in Frage gestellt.

Das westeuropäische Modell des Wohlfahrtsstaats übte auch auf Osteu­
ropa einen bedeutenden Einfluß aus und trug damit das Seine zum Zusam­
menbruch des Sowjetkommunismus bei. Neben der Wiedererlangung der 
nationalen Unabhängigkeit waren Demokratie, Marktwirtschaft und So­
zialstaat die wichtigsten Ziele der Massenbewegungen in den Ländern des 
sich auflösenden Ostblocks, und der Westen war damals noch stolz darauf 
gewesen. Heute gilt der westeuropäische Sozialstaat in der öffentlichen 
Diskussion fast nur noch als eines der Haupthindernisse bei der notwen­
digen Modernisierung der Volkswirtschaften, als ein kaum mehr finanzier­
bares Standortrisiko im globalen Wettbewerb, als wichtigste Ursache der 
Überlastung der öffentlichen Haushalte oder gar diffamatorisch als soge­
nannte »soziale Hängematte«. Aus dem ehemaligen Schmuckstück der 
westeuropäischen Marktwirtschaft scheint binnen fünf Jahren deren 
Hauptproblem geworden zu sein.

Der Zeitgeist hat sich in den reichen Ländern des Westens in der Tat 
radikal geändert. Nunm ehr wird das »Ende des sozialdemokratischen 
Jahrhunderts« verkündet. Die Zeiten scheinen definitiv vorbei zu sein, in 
denen die verschiedenen nationalen Marktwirtschaften nicht nur um ihren 
jeweiligen Anteil am Wohlstand konkurrierten, sondern auch um die effi­
zientesten sozialen Sicherungs- und Bildungssysteme für ihre nationalen 
Gesellschaften. Heute wird stattdessen um die möglichst effizienteste Zer­
schlagung eben dieser sozialstaatlichen Sicherung konkurriert und die 
Analytiker der wichtigsten westlichen Investmentbanken begreifen den 
Grad der »sozialen Deregulierung« als einen entscheidenden positiven 
Standortfaktor für Investitionsentscheidungen.

Wer sich heute noch zum Sozialstaat bekennt, gilt, zumindest in deut­
schen Wirtschaftskreisen, als jemand, der geistig einer nicht mehr rettbaren
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Vergangenheit anhängt. Ja, der einstmals revolutionäre oder zumindest 
radikalreformerische Ansatz eines sozialstaatlich domestizierten Kapita­
lismus wird heute als der neue Konservativismus attackiert, der sich auf die 
Verteidigung überkommener Besitzstände kapriziert. Welch einem politi­
schen Wunder dürfen wir als Zeitgenossen doch teilhaftig werden: Wir 
erleben die Verkehrung von Reaktion und Revolution! Die Arbeiter und 
Angestellten als die neue »konservative Klasse«, die ihre Besitzstände mit 
Klauen und Zähnen zu verteidigen versuchen, und die Unternehmer als die 
neuen »Revolutionäre«, die eben diese Besitzstände zertrümmern und 
dabei die neue Welt des Globalismus erschaffen! Fast wäre man versucht, 
dem »Bundesverband der deutschen Industrie« anzuraten, das Kommuni­
stische Manifest als seine eigene Werbeschrift in etwas veränderter Fassung 
neu zu publizieren: »Ein Gespenst geht um in Europa, das Gespenst des 
Globalismus...«

I I I

»Zum ersten Mal in der Geschichte hat der Kapitalismus wirklich den Sieg 
davongetragen. U nd zwar auf der ganzen Linie. Die vielleicht wichtigste 
Frage des Jahrhunderts kann zu den Akten gelegt werden«, schreibt der 
französische Autor Michel Albert in seinem Buch »Kapitalismus contra 
Kapitalismus«. Die Systemfrage Kapitalismus versus Sozialismus sei spä­
testens seit der Jahreswende 1989/90 erledigt. Was jetzt folge, sei die 
Beantwortung der Systemfrage innerhalb des Kapitalismus: das angelsäch­
sische Modell stehe hier gegen das deutsch-japanische, so Michel Albert. 
Der Sieg des Kapitalismus habe sich an drei Fronten vollzogen: der Sieg der 
konservativen (besser: radikal wirtschaftsliberalen) Revolution zuerst in 
Großbritannien unter Maggie Thatcher und dann unter Ronald Reagan in 
den USA. Der Sieg des Westens über den Sowjetkommunismus im Kalten 
Krieg seit 1989/90. Und schließlich der Sieg über Saddam Hussein im 
Golfkrieg 1991.

Hier geht es vor allem um die beiden ersten Siege, zumal mittlerweile in 
den USA versucht wird, die Reagan-Revolution durch eine wesentlich 
radikalere Variante in Gestalt der Gingrich-Revolution fortzusetzen, und 
diese Entwicklung ist kraft des ökonomischen und politischen Gewichts 
der USA auf den globalen Märkten von internationaler Bedeutung. Nicht 
nur der Dollar ist deshalb die globale Leitwährung geworden, sondern 
insgesamt geben die inneren ökonomischen, sozialen und kulturellen Ent­
wicklungen der USA nach wie vor den Takt der Entwicklung des gesamten 
Westens vor. Insofern ist man nach wie vor gut beraten, sich sehr ernsthaft 
(und gewiß auch bei Beachtung der historischen Unterschiede zwischen 
Kontinentaleuropa und Nordamerika) mit der Lage der wirtschaftlichen
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und gesellschaftlichen Entwicklung in den USA auseinanderzusetzen, 
wenn man für die Zukunftsgestaltung des eigenen Landes Positives lernen 
und Negatives vermeiden will.

Sozialer und ökologischer Minimalstaat, umfassende Privatisierung, ra­
dikale Einkommensumverteilung von unten nach oben, Steuerentlastung 
für die Wohlhabenden, weitgehende Individualisierung und Privatisierung 
der Lebensrisiken und ausschließliche Orientierung der Ökonomie am 
Gewinn auf das eingesetzte Kapital sind die Merkmale dieser wirtschafts­
liberalen Revolution. Sozialer Konsens gilt als ein aufzubrechender Blok- 
kadefaktor der wirtschaftlichen Dynamik, als schlicht zu teuer und ist 
deshalb als ein Investitionshemmnis zu beseitigen. Konfrontation geht vor 
Konsens und wird somit zum neuen gesellschaftlichen Organisationsprin­
zip.

Die neokonservative Revolution blieb nicht ohne radikale gesellschaft­
liche Auswirkungen, und so verwundert es nicht, daß die amerikanische 
Gesellschaft zunehmende Desintegrationserscheinungen von bedrohli­
chen Ausmaßen zeigt: Heute befinden sich etwa in den USA mehr junge 
schwarze Männer in den Gefängnissen als auf den Colleges des Landes. 
Gefängnisneubau und -Unterhaltung wird für die Bundesstaaten zu einem 
erdrückenden Etatposten, und resignierende Liberale erzählten mir wäh­
rend meines jüngsten Besuches in den USA, daß die Gefängnisse so etwas 
wie die pervertierte Sozialstaatsvariante für die männlichen schwarzen 
Jugendlichen in einer sich zunehmend desintegrierenden Gesellschaft dar­
stellen, denn im Knast würden sie ernährt, untergebracht, gekleidet und 
sogar ausgebildet. All dies wäre für die Mehrzahl dieser Jugendlichen in 
Freiheit eher die Ausnahme!

Faktisch bedeutete die wirtschaftsliberale Revolution nichts weniger als 
eine gigantische Bereicherung der oberen und obersten Einkommen zu 
Lasten der Mittelschicht und der Unterschichten, ohne daß die verspro­
chenen positiven Nebenwirkungen auf die da unten eingetreten wären. 
Auch wenn die USA gegenwärtig in vielen Bereichen ihrer Volkswirt­
schaft, bis auf die Sparquote, besser dastehen als Europa, so muß man doch 
festhalten, daß der dafür zu entrichtende Preis enorm hoch ist. Nominell 
sind nur die oberen zwanzig Prozent, tatsächlich aber nur die obersten 
zehn Prozent der Einkommen die Gewinner dieser Entwicklung! Der 
Mittelstand stagniert und beginnt ökonomisch zurückzufallen, während 
die unteren Einkommen seit längerem dramatisch absinken, und die wirk­
lich Armen sich selbst überlassen bleiben.

Nicht umsonst begann diese Revolution sowohl in Großbritannien als 
auch in den USA mit einer strategischen Schwächung der Gewerkschaften. 
Die Desintegration der Gesellschaft wird nicht nur in Kauf genommen, 
sondern als Produktivitätsfaktor nachgerade bewußt angestrebt. Dies kann
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für Europa kein Vorbild sein, weil eine solche Entwicklung auf unserem 
Kontinent politisch und sozial hochgefährlich wäre.

Dem angelsächsischen Modell des Kapitalismus steht das Modell des 
deutsch-japanischen, des »rheinischen Kapitalismus« gegenüber, wie Mi­
chel Albert es nennt, dessen eigentliches Ziel die soziale Integration der 
Gesellschaft ist. Dieser korporatistisch organisierte und sozialstaatlich 
verfaßte Kapitalismus ist politisch und sozial in hohem Maße konsens­
orientiert, baut auf eine starke, wirtschaftlich und sozial gestaltende Rolle 
des Staates und setzt an die Stelle der gesellschaftlichen Konfrontation den 
Klassenausgleich in Gestalt von »Sozialpartnerschaft« mit starken Ge­
werkschaften, die dadurch nicht nur den Interessen ihrer Mitglieder ver­
pflichtet sind, sondern auch den Interessen der Unternehmen und der 
gesamten Volkswirtschaft. Dieses Modell, das man mit William Pfaff auch 
einen »sozialen Kapitalismus« nennen könnte, gerät gegenwärtig massiv in 
die Krise und unter Druck.

IV

Es ist nicht nur eine Marotte des Zeitgeistes oder eine intellektuelle Mode, 
die diese Legitimationskrise des »sozialen Kapitalismus« beschwört, son­
dern es haben sich höchst reale Änderungen vollzogen, die Westeuropa 
zwar auch ohne das Ende des Kalten Krieges erschüttert hätten, aber der 
Zusammenbruch der Sowjetunion beschleunigte diese Prozesse um ein 
Vielfaches. Und gerade bei gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Anpas­
sungsprozessen entscheidet oftmals die Zeitachse über den Unterschied 
zwischen schockartiger Krise und gemächlicher Anpassung an veränderte 
Umstände. Das eigentliche Problem liegt dabei nicht einmal in den ökono­
mischen und sozialen Anpassungsprozessen zwischen West- und Osteu­
ropa, die kurzfristig gewaltige Schwierigkeiten aufwerfen. Das wirtschaft­
liche Zusammenwachsen Europas wird auf mittlere Sicht in Ost und West 
insgesamt mehr Vor- als Nachteile bringen, sofern dieser Prozeß in einiger­
maßen stabilen politischen und sozialen Bahnen verläuft. Der systemver­
ändernde Druck geht vielmehr von jener grundsätzlichen Umgestaltung 
der Weltwirtschaft seit Beginn der achtziger Jahre aus, die jetzt erst so 
richtig zu wirken beginnt. Zudem scheinen mit dem Kollaps der Sowjet­
union die letzten ideologischen Schranken vor einem frontalen Angriff auf 
den »sozialen Kapitalismus« gefallen zu sein.

Rufen wir uns für einen Augenblick seine historischen Ursachen in 
Erinnerung. Die Selbstzerstörung der bürgerlichen Welt im Ersten Welt­
krieg und die Massenarmut des Industriezeitalters führte zu einer gefähr­
lichen gesellschaftlichen Desintegration, die in Kontinentaleuropa durch 
zwei gewalttätige, ja mörderische und zerstörerische Integrationsideolo­
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gien beantwortet wurde, nämlich durch den Faschismus und den Bolsche­
wismus. Warum gab es nach 1945 in Westeuropa diese unglaubliche An­
strengung zur Durchsetzung des Marshallplanes, zum Wiederaufbau der 
Volkswirtschaften und zur Durchsetzung funktionierender Demokratien? 
Es war die Angst vor Stalin, die Systemkonkurrenz, und auch die Erinne­
rung an Hitler und an den Nationalsozialismus und Faschismus im Europa 
der dreißiger und vierziger Jahre.

Und warum gibt es heute in der Europäischen Union bei 18 Millionen 
Arbeitslosen nicht die Gefahr eines neuen Faschismus, trotz Haider, trotz 
Le Pen, trotz Fini und trotz der deutschen Neonazis? Weil eben dieser 
westeuropäische Sozialstaat die Krisen auffängt, die Gesellschaften zusam­
menhält und die Spannungen im sozialen Konsens integriert. Darin besteht 
seine großartige historische Leistung, und diese demokratische und soziale 
Integration in einer sich globalisierenden Welt für Europa zu erhalten, muß 
die oberste Maxime auch der zukünftigen europäischen Politik der Euro­
päischen Union und ihrer Mitgliedstaaten sein.

Bereits dieser kurze historische Exkurs macht klar, worin der essentielle 
Unterschied zwischen dem angelsächsischen und dem rheinischen Kapita­
lismus liegt: Ihre Geschichte und ihre Bedrohungslage sind grundsätzlich 
verschieden. Weder Amerika noch die Britischen Inseln kannten und ken­
nen die Gefahr des Faschismus, wohl aber wäre er auch heute in Europa 
sofort wieder virulent, wenn die Integration versagen würde. Im kontinen­
talen Teil des westlichen Europa gab es keine Nachahmung der Thatcher­
Revolution, weil hier eine solche soziale Konfrontation unabsehbare Fol­
gen hätte. Versuchte man in Westeuropa auch nur die Hälfte dessen in 
Politik umzusetzen, was New t Gingrich als sein Programm in den USA 
verfolgt, so hieße dies nicht weniger, als den offenen Bürgerkrieg und das 
Ende der Demokratie anzusteuern.

V

Das eigentliche Problem für den europäischen Sozialstaat liegt aber weni­
ger im Bereich des Politischen, als vielmehr in der Neuordnung der globa­
len Ökonomie: Nationale Wirtschaftsräume verlieren endgültig ihr ma­
kroökonomisches Steuerungspotential zugunsten der internationalen Fi­
nanzmärkte, die allein nach Markt- und Renditekriterien global über ihre 
Investitionen entscheiden.

Gegenwärtig findet eine neue regionale Aufteilung der Märkte und 
damit der Investitionsentscheidungen statt: Ostasien, Südostasien und 
Osteuropa verlagern die ökonomischen Gewichte zu Lasten der alten 
westeuropäischen und nordamerikanischen Standorte. Zudem entwickelt 
sich eine wachsende globale Konkurrenz der Arbeitsmärkte, verstärkt
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noch durch Währungsungleichgewichte, die immer mehr Unternehmen zu 
marktnahen Investitionen veranlassen. Die Produktion zieht den neuen 
Märkten hinterher, und diese Tatsache wird auf die heimischen Arbeits­
märkte in Zukunft noch fatale Auswirkungen haben. Die Zeit der export­
orientierten verlängerten Werkbank Westeuropa für weite Teile der Welt 
geht damit definitiv zu Ende, denn unter dem Druck der Faktoren M arkt­
nähe, Kostenkonkurrenz und Währungsrisiken globalisieren alle großen 
Unternehmen:

»Der Nationalstaat in seiner räumlichen Begrenzung ist viel zu langsam, 
um mit der Geschwindigkeit globaler Märkte mithalten zu können. Mul­
tinationale Unternehmen dagegen sind ihrem Wesen nach eher zeitliche 
denn räumliche Gebilde. Sie gründen sich nicht auf eine bestimmte politi­
sche Gemeinschaft, sie sind an keinen Standort gebunden. Sie stellen qua­
sipolitische Institutionen dar, die über Informationen und Kommunika­
tionskanäle verfügen und dadurch eine enorme Macht über Menschen und 
Orte ausüben. Ihre Handlungsfähigkeit, ihre Flexibilität und vor allem ihre 
Mobilität erlauben es ihnen, ganze Produktionen und Märkte schnell und 
ohne große Anstrengung zu verlagern und so die Wirtschaft eines jeden 
Landes zu kontrollieren.« So beschreibt Jeremy Rifkin in seinem Buch 
»Das Ende der Arbeit und ihre Zukunft« die neuen globalen Akteure und 
ihre Spielregeln. Möglich wurde das Ganze durch eine Revolution der 
internationalen Finanzmärkte, die in der breiteren Öffentlichkeit kaum 
Beachtung gefunden hat: Der Übergang vom Papiergeld zum virtuellen 
elektronischen Geld. Daraus entstand ein »elektronischer Kapitalismus« 
im globalen Raum. Kapital wurde durch diese Revolution der Informa­
tionsgesellschaft fortan zur Information, die in Sekundenschnelle in Ge­
stalt von Bits global hin- und hergeschoben werden kann, und dem hat der 
angesichts dieser Entwicklungen sehr altertümlich erscheinende, raumge­
bundene Nationalstaat mit seiner Währungssouveränität und seinen Zen­
tralbanken nicht mehr allzuviel entgegenzusetzen.

Der Druck der Globalisierung auf die hochregulierten Arbeitsmärkte in 
Westeuropa führt zu einem kontinuierlichen Anstieg des Sockels der 
Dauerarbeitslosigkeit, welcher wiederum den D ruck auf die Finanzier­
barkeit der sozialen Sicherungssysteme erhöht. Die daraus resultieren­
den Finanzierungsprobleme verschärfen die Legitimationskrise des So­
zialstaates, deren desolidarisierende W irkung bis weit in die über Arbeit 
verfügende Arbeitnehmerschaft hinein reicht und die vor allem zu La­
sten der sozial Schwächsten ausgetragen wird. Was in den Zeiten der 
Systemkonkurrenz mit dem Kommunismus gewissermaßen als eine sozia­
le Investition in die innere Stabilität der westlichen Gesellschaften akzep­
tiert wurde, wird heute zunehmend als bloßer Kostenfaktor betrachtet und 
abgelehnt.
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Die Globalisierung der Volkswirtschaft bricht deren nationale G rund­
lage volkswirtschaftlich und damit auch gesellschaftlich auf. Robert Reich, 
früher Wirtschaftsprofessor an der Harvard Universität und gegenwärtig 
Arbeitsminister der USA, beschreibt die traditionelle Auffassung, »daß wir 
alle in einem großen Boot namens Volkswirtschaft sitzen. Natürlich gibt es 
auf dem Boot oder Schiff verschiedene Einkommenshöhen -  einige Pas­
sagiere bewohnen geräumige Einzelkabinen, während andere sich auf dem 
Zwischendeck drängeln - , doch alle zusammen steuern wir in die gleiche 
Richtung. Die Ärmsten und Reichsten und alle, die sich dazwischen befin­
den, erfreuen sich der Wohltaten einer blühenden Volkswirtschaft ebenso, 
wie sie unter den Folgen einer volkswirtschaftlichen Flaute zu leiden 
haben. Die Metapher läßt sich auch auf andere Boote übertragen: auf die 
japanische, die deutsche, die südkoreanische und jede andere Volkswirt­
schaft der Welt.« Aber Robert Reich kommt angesichts der Globalisierung 
zu der Schlußfolgerung: »Die Klarheit und Eingängigkeit dieser Vorstel­
lung sind deren einzige Tugenden. Das Problem ist: Sie stimmt hinten und 
vorne nicht«. Die Bevölkerungen der jeweiligen nationalen Volkswirt­
schaften sitzen im Zeitalter des Globalismus eben nicht mehr in demselben 
nationalen »Boot«.

Die westlichen Gesellschaften spalten sich wirtschaftlich auf in einen 
globalisierten, internationalisierten Teil, der hochproduktiv, hochkreativ, 
hochbezahlt und sehr mobil ist, die Globalisierungsgewinner also; und in 
den nationalen Teil, der unter dem Druck der globalen Standortkonkur­
renz zunehmend wirtschaftlich zurückfällt bis hin zu Dauerarbeitslosig­
keit und wirklicher Armut. In den USA werden die Konsequenzen der 
Deflation der Arbeitnehmereinkommen durch Reallohnverluste, Sozialab­
bau und verstärkte Konkurrenz um die knappen Arbeitsplätze bereits 
heute sichtbar.

Der nationale Teil mit seinen Modernisierungsverlierern wird politisch 
zunehmend zum Wählerpotential für rechtspopulistische und rechtsradi­
kale Parteien. In dieser Entwicklung liegt die eigentliche materielle Ursa­
che für die Krise des westeuropäischen Sozialstaates, denn für die krisen­
haften Auswirkungen der Globalisierung im Innern der westlichen Gesell­
schaften ist er nicht ausgelegt. Ein Beispiel: In Deutschland hat die Beschäf­
tigungskrise mit ihrer wachsenden Dauerarbeitslosigkeit aus der Sozialhil­
fe, die als letztes, bedarfsorientiertes N etz zur Armutsabwehr für Einzel­
fälle in einer Vollbeschäftigungsgesellschaft gedacht war, mittlerweile so 
etwas wie eine massenhafte, bedarfsorientierte Grundsicherung für Millio­
nen von Dauerarbeitslosen gemacht, die die Städte und Gemeinden zuneh­
mend in den Ruin zu treiben droht.
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VI

Dieser durch die ökonomische Globalisierung bedingte Verlust der sozia­
len Konsensgrundlage in den westlichen Gesellschaften wird durch den 
innergesellschaftlichen Prozeß der Individualisierung noch verstärkt. Er 
ist das direkte Ergebnis der Ara der Vollbeschäftigung zwischen den fünf­
ziger und den siebziger Jahren. Das »sozialdemokratische Jahrhundert« 
hat durch Bildungsreform und zunehmenden materiellen Wohlstand der 
abhängig Beschäftigten eben zu einem massenhaften Aufstieg von Arbei­
terkindern in die neuen Mittelschichten geführt, die mit wachsendem 
Einkommen mittels der steuerlichen Progression zu den Hauptzahlern des 
sozialstaatlichen Konsenses wurden. Daß sie z. B. in Deutschland mit ca. 
80 Prozent Anteil an den Leistungen des Sozialstaats gleichzeitig auch 
seine Hauptnutznießer sind -  Bildung, Krankenversicherung, Renten, 
etc. -  , wird allerdings nur selten zur Kenntnis genommen.

War für die abhängig Beschäftigten der klassischen kapitalistischen A r­
beitsgesellschaft Solidarität noch eine alltäglich erfahrene Notwendigkeit, 
die sich auch auf die gesellschaftliche Lage politisch ohne weiteres übertra­
gen ließ, so gilt das in dieser Selbstverständlichkeit für eine sich zunehmend 
individualisierende Mittelschichtsgesellschaft nicht mehr. Verbunden mit 
der desintegrativen Wirkung der Globalisierung entsteht aus dieser post­
industriellen Individualisierung eine echte Gefahr für den tradierten So­
zialstaatskonsens, da er seinen elementaren, gesellschaftlich breit getrage­
nen Grundwert der Solidarität und die Akzeptanz der daraus entstehenden 
gesellschaftlichen Lastenverteilung zu verlieren droht. Wenn der Sozial­
staat von der Mehrheit der Mittelschichten überwiegend nur noch als 
Lasten- und Steuerstaat wahrgenommen wird und nicht mehr als die 
notwendige Antwort auf die anhaltende Herausforderung der Integration 
der modernen Massengesellschaft, dann geht es dem Sozialstaat an den 
Kern seiner Legitimation und damit auch an seine Existenz.

V II

Westeuropa leidet weder an kultureller Alterssklerose noch an einer soge­
nannten »Vollkaskomentalität«, wie ihm allzuoft vorgeworfen wird. Wenn 
überhaupt, dann leidet Europa an seiner Bänglichkeit und Zerrissenheit 
und an einem Mangel an eigenen Visionen der Zukunft. Dies gilt auch und 
gerade für die demokratische Linke Westeuropas, die sich geistig und 
besonders auch emotional nur sehr schwer von der Vergangenheit vor der 
großen Wende von 1989 verabschieden kann. Die Neuorientierung des 
»sozialen Kapitalismus« westeuropäischer Prägung und die Integration 
des Kontinents werden sich kaum ohne Konflikte und Verwerfungen
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bewältigen lassen, aber das zentrale Zukunftsproblem wird angegangen 
und gelöst werden müssen, und zwar als wirtschaftliches Produktions- wie 
als soziales Verteilungsproblem. An der politischen Bewältigung dieser 
historischen H erausforderung hängt auch die Zukunft des Friedens in 
Europa.

Die demokratische Linke steht in allen westeuropäischen Ländern dem 
Veränderungsdruck durch Globalisierung und Individualisierung weitge­
hend hilflos und defensiv gegenüber. In der Opposition verteidigt sie die 
sozialen Errungenschaften, und dort wo sie regiert, muß sie unter dem 
Druck der Finanzkrise von öffentlichen Haushalten, von Sozial-, Renten- 
und Krankenkassen die notwendigen Anpassungen (sprich: Sozialabbau) 
selbst vornehmen.

Sozialer Wandel hieß für die Linke in der Vergangenheit, je nach politi­
scher Ausrichtung, Reform oder Revolution. Die Linke wollte die politi­
schen Verhältnisse so umgestalten, daß die Mehrzahl der abhängig Beschäf­
tigten eine gleiche Teilhabe an den politischen Angelegenheiten, am mate­
riellen Wohlstand, an der Bildung und an der sozialen Absicherung errei­
chen konnte, und ihre ganze Geschichte wurde von diesem Kampf geprägt. 
Wie soll sich die Linke heute definieren, wenn sie zu wesentlichen Teilen 
durch den Sozialstaat erfolgreich war, und wenn dieser Sozialstaat durch 
die Globalisierung ausgehebelt zu werden droht? Ausschließlich defensiv? 
Sollte sie sich nicht der Notwendigkeit einer neuen linken Definition des 
sozialen Wandels stellen? H at die demokratische Linke angesichts dieser 
fundamentalen Veränderungsprozesse nicht die zentrale Frage aufzuwer­
fen, was denn die postindustrielle Gesellschaft angesichts von Fragmentie­
rung und Entsolidarisierung eigentlich Zusammenhalten soll und die A nt­
w ort darauf zu ihrer zentralen politischen Sache zu machen?

Aber es ist ja nicht nur die Linke, die in den westeuropäischen Gesell­
schaften vor dem Problem der Neudefinition des sozialen Wandels steht, 
und das hat seine Ursachen in der europäischen Geschichte. Bis 1945 (und 
in Osteuropa bis 1989) fand der soziale Wandel mindestens einmal pro 
Generation durch Krieg, Bürgerkrieg, Währungsrefom, Vertreibung, Re­
volution und Konterrevolution statt. Zum ersten Mal in der europäischen 
Geschichte ist dieser brutale, irrationale und zerstörerische Weg des sozia­
len Wandels hoffentlich definitiv ausgeschlossen, und so stehen die West­
europäer jetzt vor der Herausforderung, einen neuen, einen zivilen und 
zugleich demokratischen Begriff des sozialen Wandels entwickeln zu müs­
sen, der einerseits radikale gesellschaftliche Veränderungen innerhalb des 
demokratischen Verfassungsgefüges ermöglicht, andererseits aber das de­
mokratische System selbst und seine Grundwerte nicht umstürzt. Die 
USA und Großbritannien haben mit solcherart »institutioneilen Revolu­
tionen« eine lange Erfahrung. Ihr Institutionengefüge und Wertemuster
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sind flexibel genug ausgelegt, damit auch radikalere Veränderungen zu 
keiner Systemkrise oder gar zu einem Systemumsturz führen. Und auch 
die osteuropäischen Demokratien, ja selbst Rußland beweisen gegenwärtig 
eine enorme demokratische Flexibilität, die angesichts des politischen und 
sozialen Umbruchs in diesen Gesellschaften bisweilen fast an ein Wunder 
grenzt. Westeuropa hingegen wird seinen spezifischen Weg des sozialen 
Wandels im Zeitalter des Globalismus erst noch definieren und finden 
müssen. Ohne eine Neudefinition der gesellschaftlichen Solidarität, der 
sozialen Integration und des demokratischen Konsens wird sich diese 
Aufgabe kaum bewältigen lassen.

V III

Lange vor dem Sieg des Kapitalismus über den Kommunismus, Jahre auch 
vor Maggie Thatcher und Ronald Reagan, hat sich eine andere, noch 
tiefergehende Revolution vollzogen, die Kapitalismus wie Sozialismus 
gleichermaßen ihre tatsächlichen Grenzen zeigte und ihre Himmel und 
Erde erobernden Utopien abstürzen ließ: die Erkenntnis von der Be­
grenztheit des Ökosystems Erde und seiner natürlichen Ressourcen. Der 
Einbruch der Ökologie in das optimistische Fortschrittsbewußtsein der 
Moderne fand zu Beginn der siebziger Jahre dieses Jahrhunderts statt und 
war eine wirkliche Umwertung der grundlegenden Werte. Die Gefährdung 
des Ökosystems durch die moderne globale Industriegesellschaft, durch 
Unterentwicklung und BevölkerungsWachstum wurde Gewißheit, seine 
Erhaltung und Bewahrung zur erkannten Notwendigkeit, wenn auch noch 
lange nicht Praxis. Die utopischen Zwillinge der fortschrittsoptimistischen 
Moderne sind an der ökologischen Grenze gescheitert: Weder wird es das 
kommunistische »Reich der Freiheit« geben, beruhend auf dem materiellen 
Überfluß für alle, noch wird die kapitalistische Konsumgesellschaft gren­
zenlosen Wohlstand für alle bringen können. Die Erfahrung der ökologi­
schen Grenze erzwingt vielmehr den Abschied von diesen Utopien eines 
maßlosen Schlaraffenlandes der Moderne.

Die Linke hat die ökologische Krise ihres Fortschrittsutopismus bis 
heute nicht wirklich verarbeitet, auch wenn sie die Ökologie mehr denn je 
zu ihrem Programm gemacht hat. Eine wachstumsabhängige Sozialpolitik 
steht nach wie vor ziemlich unvermittelt neben einer wachstumskritischen 
Umweltpolitik, auch wenn mittlerweile die Integrationsversuche in einer 
ökologischen Wirtschaftspolitik durchaus vorangekommen sind. Aller­
dings ist es noch nicht zum wirklichen Durchbruch gekommen. Und 
ebenso stand und steht relativ unvermittelt neben einer wachstumsabhän­
gigen Sozialpolitik die Erkenntnis von einer Westeuropa, die USA und 
Japan privilegierenden Weltwirtschaftsordnung, die die Lebenschancen
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dieser Welt in den vergangenen Jahrzehnten kraß zugunsten des reichen 
Westens verteilt hat. Aber auch dieser »Wohlstandsimperialismus« bricht 
gegenwärtig auf: Die Krise der westlichen Arbeitsmärkte ist auch Aus­
druck einer Neuverteilung der Lebenschancen in der globalen Ökonomie. 
Ost- und Südostasien und Osteuropa holen sich heute und morgen ihren 
Anteil an Arbeit, Einkommen, Gewinn und Wohlstand, die Schwellenlän­
der Lateinamerikas werden dies im nächsten Jahrzehnt tun.

I X

Durch die Globalisierung der Ökonomie wird die globale Konkurrenz der 
sogenannten »Standortfaktoren« zur beherrschenden Wirklichkeit der 
Wirtschaft und damit auch der Sozialsysteme im beginnenden 21. Jahrhun­
dert. Das Gewicht der Politik und ihrer Entscheidungen wird zukünftig 
nahezu ausschließlich davon abhängen, wie groß der M arkt ist, den die 
jeweilige Politik organisiert. Ein nationaler Markt von der Größe der USA 
oder der EU kann durch seine Größe und Bedeutung in einer gewissen 
relativen Autonomie noch eigene Standards formulieren und durchsetzen, 
ein M arkt von der Größe eines europäischen Nationalstaates wird dies 
politisch zukünftig nicht mehr können. Neben der Geschichte Europas 
und dem anhaltenden Kriegsrisiko des europäischen Nationalismus ist dies 
der zweite, zwingende Grund, der eine fortschreitende Integration Euro­
pas alternativlos notwendig macht.

Das wichtigste wirtschaftliche Steuerungsinstrument war und ist die 
Finanzhoheit der Nationalstaaten, aber gerade auch diese fiskalische Ver­
teilungsfähigkeit gerät mehr und mehr unter den Druck der Globalisie­
rung. Die staatliche Steuerhoheit wird zunehmend von den internationalen 
Finanzmärkten und den daran hängenden Investitionsentscheidungen be­
einflußt, ja richtiggehend bestimmt. Nicht mehr der politische Wille von 
Mehrheiten, die aus demokratischen Wahlen hervorgegangen sind, be­
stimmt die Art und Höhe der Steuern, sondern diese souveräne Entschei­
dung muß sich an der Kompatibilität ihrer Entscheidung mit den Bedürf­
nissen der globalisierten Finanzmärkte ausrichten. Diese Entwicklung hat, 
ausgehend von der neokonservativen Revolution in Großbritannien und 
den USA, zu einem regelrechten Abwertungswettlauf der Nationalstaaten 
bei den Steuern, vor allem aber bei den Unternehmenssteuern, geführt, und 
niedrige Steuersätze gelten heute als eine der wichtigen Standortqualitäten, 
wie fatal dabei auch immer die sozialen Konsequenzen sein mögen. Gerade 
für die sozialstaatlich orientierte Linke ist aber der Verlust des politischen 
Hebels der nationalstaatlichen Steuerhoheit nur schwer zu verkraften, 
denn er nimmt ihr einen wesentlichen Teil der demokratisch legitimierten 
Gestaltungsmöglichikeiten ihrer Politik.
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Die in Westeuropa überkommene Arbeitsteilung zwischen demokrati­
scher Rechter und Linker -  die Rechte war für die Produktion des Reich­
tums, die Linke für seine gerechte Verteilung zuständig -  wird im Zeital­
ter des Globalismus nicht mehr funktionieren. Denn erstens wird die 
Positionierung eines jeden Landes oder Wirtschaftsraumes in der globalen 
Konkurrenz statt über politische Mehrheiten direkt und unmittelbar die 
nationalen Arbeitsmärkte, die Steuer- und Sozialsysteme und damit auch 
die nationale Politik entscheidend beeinflussen; und zweitens wird die 
demokratische Rechte mehr und mehr bereit sein, bedingt durch den 
Kostendruck der globalen Konkurrenz und der inneren Entsolidarisierung 
und Individualisierung, den Sozialstaat ausschließlich unter Kostenge­
sichtspunkten zu sehen und damit Stück für Stück in Frage zu stellen. Im 
Zeitalter des Globalismus wird sich die Linke demnach nicht nur aus 
ökologischen sondern auch aus sozialen Gründen ernsthaft selbst Gedan­
ken um die Produktion des Reichtums machen müssen, wenn sie seine 
sozialstaatliche Verteilung auch in Zukunft garantieren will.

X

Die eigentliche Krise des westeuropäischen Sozialstaats liegt in der anhal­
tenden und wachsenden Massenarbeitslosigkeit, in einer Beschäftigungs­
krise also, zu deren Lösung es bis heute keine überzeugende ökonomische 
und zugleich soziale Antwort gegeben hat. Diese Krise ist keineswegs nur 
Ausdruck von politischem Versagen einzelner Regierungen, denn sie findet 
sich in allen westlichen Industrieländern nahezu gleichermaßen. Diese 
Beschäftigungskrise ist struktureller und nicht konjunktureller Natur, und 
sie ist keineswegs regional beschränkt. In der Zeit nach 1990 hatte etwa die 
Bundesrepublik Deutschland den höchsten Beschäftigungsstand in ihrer 
Geschichte bei gleichzeitig anhaltend hoher Arbeitslosigkeit. Die struktu­
rellen Ursachen der Arbeitslosigkeit sind im wesentlichen das Ergebnis 
von drei langfristig wirkenden Faktoren: der Produktivitätsrevolution, der 
Frauengleichstellung und des Verlustes von Arbeitsplätzen an neue Märkte 
und Standorte.

Die Produktivitätsrevolution führt zu dem beständigen Ersatz von 
Arbeit durch Technik, d.h. der wirtschaftliche Aufschwung hat sich 
nicht nur seit längerem vom Arbeitsmarkt entkoppelt, sondern A uf­
schwung und Arbeitslosigkeit sind mittlerweile negativ aneinander ge­
koppelt. Die Freisetzung von Arbeitnehmern durch permanente Pro­
duktivitätssteigerungen ist zur Voraussetzung der internationalen K on­
kurrenzfähigkeit und des Erfolges der Wirtschaft geworden. Diese nega­
tive Koppelung wird in Zeiten des Wirtschaftsaufschwungs zwar ge­
dämpft, schlägt aber in Phasen des Abschwungs regelmäßig mit einem
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anwachsenden Sockel der Arbeitslosigkeit durch und wirkt insofern anhal­
tend strukturell.

Mit der voranschreitenden Gleichstellung der Geschlechter wird mehr 
und mehr das de facto männliche Beschäftigungsmonopol der Vergangen­
heit überwunden. Auch wenn es immer noch vor allem gering qualifizierte 
Frauen sind, die in Deutschland die Hauptlast von konjunkturellen und 
strukturellen Beschäftigungseinbrüchen zu tragen haben, so ist diese Ent­
wicklung der Geschlechtergleichstellung in der Gesellschaft und damit 
auch auf dem Arbeitsmarkt unumkehrbar. Die Nachfrage nach Arbeits­
plätzen auf allen Ebenen der Volkswirtschaft hat dadurch aber erheblich 
zu- und nicht abgenommen, und das wird so bleiben.

Ebenso nimmt der Arbeitsplatztransfer hin zu fremden Märkten und 
Standorten zu. Viel wird gegenwärtig in der deutschen Standortdiskussion 
über zu hohe Löhne, zu teure Sozialleistungen und zu hohe Umweltstan­
dards von interessierter Wirtschaftsseite geschimpft, während man über 
die Wechselkurse der Währung nur murmelnd sich äußert, und die breitere 
Öffentlichkeit sogar stolz auf die stabile und starke D-M ark ist. Aber es 
sind vor allem die Wechselkurse (und ganz besonders der niedrige Dollar­
kurs), der neben der notwendigen Marktnähe zunehmend den Exportan­
teil der deutschen Industrie in Gestalt von Investitionen dauerhaft ins 
Ausland verlagert. In den letzten Jahren hat es in der Bundesrepublik 
erhebliche Reallohnverluste der abhängig Beschäftigten gegeben, kam es 
zu tiefgreifenden Einschnitten in das Umweltrecht und wurden und wer­
den jährlich Sozialtransfers gekürzt, und dennoch hält der Arbeitsplatz­
transfer an. Auch wenn dieser fatale Abbau fortgesetzt wird, so wird es aus 
den oben genannten Gründen zu keinem wesentlichen Umschwung bei 
dem Transfer von Arbeitsplätzen und Kapital ins Ausland kommen, es sei 
denn, die Bundesrepublik erreichte zumindest sektoral den Status eines 
Niedriglohnlandes, wie dies in den USA der Fall ist. Das hätte dann 
allerdings gefährliche politische und soziale Konsequenzen für den Zu­
sammenhalt der Gesellschaft, und deswegen spricht das auch kein Verant­
wortlicher aus den Unternehmerverbänden so offen aus. Wenn man zahl­
reiche Vorschläge aus diesem Lager nur zu Ende denkt und vor allem die 
Gesamtrechnung dieser Vorschläge aufmacht, so wird man genau bei die­
sem Resultat landen.

X I

Die Beschäftigungskrise in Westeuropa besteht in einem Produktionspro­
blem, das unter anderem darin liegt, daß Westeuropa seit nahezu drei 
Jahrzehnten Produktionen und damit Arbeitsplätze in erheblichen G rö­
ßenordnungen an andere Wirtschaftsräume abgibt -  Elektronik, Unter­
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haltungselektronik, Kommunikation, etc. Der Verlust dieser Arbeitsplätze 
ist dabei weder einer hohen Kostenstruktur noch gar irgendwelchen Bür­
gerinitiativen oder Umweltschützern zuzurechnen, sondern ausschließlich 
das Ergebnis einer hausgemachten Innovations- und Modernisierungs­
schwäche der Wirtschaft, und dazu gehört ganz gewiß auch die Struktur 
des deutschen Banken- und damit Finanzierungssystems, jene quasi »ge­
schlossene Veranstaltung« zwischen deutschen Großbanken und Indu­
strieunternehmen. Das extremste Beispiel für diese überholten und drin­
gend modernisierungsbedürftigen Strukturen ist die deutsche Stromwirt­
schaft mit ihrer politisch abgesicherten Struktur der Gebietsmonopole, 
ihren exorbitanten Monopolgewinnen und ihrer technischen und ökologi­
schen Innovationsfeindlichkeit mangels M arkt und Konkurrenz.

Europa muß sich auf den radikalen Strukturwandel des kommenden 21. 
Jahrhunderts einstellen, der die globalen Märkte von morgen und über­
morgen bestimmen wird, nämlich auf das Entstehen der umweltverträgli­
chen Industriegesellschaft. Eine grundlegende Reform des Energie-, des 
Verkehrs- und des Steuersystems wird neben der Kommunikationstechno­
logie die Infrastruktur für den ökologischen Umbau der Industriegesell­
schaft schaffen. Europa hat hier die Chance, einen ökologischen Struktur­
wandel einzuleiten, um damit die Technologien, die Dienstleistungen, die 
Infrastruktur und die Produkte anbieten zu können, die morgen weltweit 
nachgefragt werden. Im ökologischen Umbau der Industriegesellschaft, in 
einer neuen ökologischen Gründerzeit liegt daher auch ein wesentlicher 
Teil der Lösung der Beschäftigungskrise.

X II

Allerdings ist der Kampf gegen die Massenarbeitslosigkeit allein durch eine 
Optimierung von Produktion und Dienstleistungen und durch eine öko­
logische Erneuerung der Infrastruktur, so wichtig diese auch ist, nicht zu 
gewinnen. Welche weiteren Möglichkeiten hat nun eine moderne demo­
kratische Gesellschaft, in der die Arbeit zu einem zunehmend knappen 
Gut zu werden droht, um der Geißel der Arbeitslosigkeit zu entgehen? 
Der angelsächsische Kapitalismus hat voll auf die Individualisierung dieses 
strukturellen Problems gesetzt, mit der Folge, daß die verschärfte Konkur­
renz um die knapper werdenden Arbeits- und Ausbildungsplätze nicht nur 
zu einer wachsenden »industriellen Reservearmee« von Arbeitslosen und 
unter dem Existenzminimum bezahlten Beschäftigten führt, sondern eine 
allgemeine soziale Abwertung, eine Deflation von Löhnen, von Arbeitsbe­
dingungen, von Sozial- und Umweltstandards und damit eine galoppieren­
de gesellschaftliche Desintegration nach sich zieht.

Die andere Alternative ist der Versuch einer sozialen und damit die



106 Joschka Fischer

Gesellschaft zusammenhaltende Antwort auf die wachsende Verknappung 
von Arbeit. Die Verkürzung der durchschnittlichen Wochen-, Jahres- und 
Lebensarbeitszeit ist dabei die nächstliegende Antwort. In absehbarer Zeit 
wird sie jedoch ihre Grenzen erreichen und den Wettlauf mit der Produk­
tivitätsrevolution verlieren. Warum? Erstens weil es für die übergroße 
Mehrzahl der erwachsenen Menschen keine Alternative zur Arbeit als 
entscheidendem Lebensinhalt, als wichtigstem Zugang zur gesellschaftli­
chen Teilhabe und als bedeutendster Einkommensfaktor gibt. Die Freizeit­
gesellschaft ist eine abgeleitete, ergänzende und gewiß zunehmend wichti­
gere Funktion der Arbeitswelt, aber sie ist nicht ihre Alternative. Und 
zweitens werden w eitere Reduzierungen der Wochen- und Jahresarbeits­
zeit, wenn sie unter dem Gesichtspunkt der Beseitigung der Arbeitslosig­
keit schnell wirken sollen, mit zusätzlichem Lohnverzicht einhergehen 
müssen. Damit wird der Druck in Richtung Schattenwirtschaft noch zu­
nehmen, was wiederum die Belastungen der sozialen Sicherungssysteme 
erhöhen wird.

Eine weitere Verringerung der Lebensarbeitszeit droht in die Sackgasse 
eines sich bereits ankündigenden Generationenkonflikts zu führen, denn 
bei einer dramatischen Umkehrung der Alterspyramide, bedingt durch die 
anhaltende Zunahme der älteren gegenüber der jüngeren Generation, stel­
len sich die Verhältnisse zwischen Jugend und Alter, Zukunft und Vergan­
genheit in den reichen westeuropäischen Gesellschaften faktisch auf den 
Kopf. Wenn heute in Deutschland Menschen mit 50 Jahren auf dem A r­
beitsmarkt nicht mehr vermittelbar sind, anschließend in den Vorruhe­
stand eintreten und insgesamt also bei einer durchschnittlichen Lebenser­
wartung zwischen 72-79 Jahren über 20 Jahre und mehr ein Rentner- und 
Pensionärsdasein führen müssen, dann resultiert daraus nicht nur ein Fi­
nanzierungsproblem für die staatlichen Rentenkassen, sondern auch ein 
absehbarer ernster Generationenkonflikt in nicht allzuferner Zukunft. 
Bereits gegenwärtig gibt es ja gerade in Deutschland eindeutig einen Über­
hang der Interessen der älteren Generation, der Singles und kinderlosen 
Paare zu Lasten der Jüngeren und der Familien und Alleinerziehenden mit 
Kindern. Die Nettoverlierer des deutschen Sozial- und Steuersystems sind 
nach zwölf Jahren christdemokratischer Regierung nach wie vor die Fami­
lien und Alleinerziehenden mit Kindern, was gelinde gesagt ein Skandal ist, 
denn ihr Beitrag zur Zukunft der Gesellschaft ist der entscheidende. Direkt 
daran schließt sich die Frage der Integration von Familie und Beruf für 
Mann und Frau an. Neben der knapper werdenden Arbeit und der lebens­
langen Weiterqualifizierung verweist sie auf die dringende Notwendigkeit 
neuer Arbeitszeitmodelle und damit einer entsprechenden Anpassung der 
Sozialversicherungssysteme.

Alle bisherigen Strategien im Kampf gegen die strukturelle Arbeitslosig­
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keit sind bisher ein Kurieren an Symptomen geblieben. Wenn der Arbeits­
gesellschaft, wie wir sie kennen, überspitzt gesagt, mehr und mehr die 
Arbeit für die Menschen zugunsten von Automaten und Maschinen aus­
zugehen droht, dann werden wir um eine grundsätzliche Neubestimmung 
des Verhältnisses von Arbeits- und Lebenswelt, von Arbeits- und Lebens­
zeit nicht herumkommen.

X I I I

Eine solche Neubestimmung muß das Ziel haben, den Druck auf den 
Arbeitsmarkt zu verringern und gleichzeitg jene gesellschaftlichen und 
persönlichen Bedürfnisse, die von der Arbeit abhängen, so zu organisieren 
und mit den Notwendigkeiten von Wirtschaft und Gesellschaft in Über­
einstimmung zu bringen, daß aus ihnen neue sinnvolle und die Gesellschaft 
zusammenhaltende Beschäftigung entstehen kann. Die weitere Verringe­
rung von Wochen- und Jahresarbeitszeit wird dabei nur eingeschränkt 
helfen, und deshalb bedarf es einer Neuorganisation der Lebensarbeitszeit 
von der Ausbildung bis in das Rentenalter über alle Stufen hinweg. Es geht 
dabei um folgende grundlegende Reformen:

1. Das bisherige Verhältnis von Arbeits- und Lebenswelt in den westli­
chen Industriegesellschaften ist von der Dominanz der großindustriellen 
Fertigung und ihrer Organisation durch die großen Verwaltungen und Büro­
kratien bestimmt. Für die überwiegende Mehrheit der erwachsenen Bevölke­
rung gab und gibt es zu dieser Form des Arbeitseinkommens als Alternative 
nur die Arbeitslosigkeit. Entsprechend organisierte sich der Sozialstaat um 
die Vorgaben dieser industriellen Arbeitsgesellschaft herum in Gestalt 
eines monolithischen, in große Blöcke aufgeteilten Sozial-, Arbeitszeit- 
und Tarifvertragssystems mit geringer Vielfalt und Beweglichkeit.

Das traditionelle Verhältnis zwischen Arbeitswelt und Lebenswelt, des­
sen Vermittlung, Ausgleich und Absicherung zu wesentlichen Teilen So­
zialstaat und Tarifpartner übernommen haben, besteht darin, daß die 
Mehrzahl der Menschen während ihres Lebens dieselben biographischen 
Instanzen durchlaufen, daher in etwa dieselben Bedürfnisse gegenüber den 
daran gekoppelten Institutionen des Sozialstaats entwickeln und auch in 
etwa dieselben Leistungen in denselben Lebensabschnitten erbringen und 
erwarten: Vorschulzeit, Schule, berufliche Ausbildung oder weiterführen­
de Schule und Universität, aktive Berufszeit, Familiengründung, eigene 
Kinder und schließlich das Rentenalter bis hin zum seligen Ende. Die 
Wertschöpfung und die Einkommen in der aktiven Berufszeit finanzieren 
die Leistungen für die jüngere Generation, für die Älteren und nicht 
zuletzt auch den sozialen und persönlichen Bedarf für die aktiv Erwerbs­
tätigen selbst.
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Das zukünftige Verhältnis von Arbeits- und Lebenswelt, von Arbeits­
und Lebenszeit wird sich aufgrund von Individualisierung, Globalisierung 
und technischem Wandel von diesen starren biographischen Abläufen 
lösen, und Politik und Tarifpartner werden auf die Möglichkeit der vielfäl­
tiger werdenden Lebensentwürfe und Arbeitsbiographien eine neue so­
zialstaatliche Antwort finden müssen. Diese neue Sozialstaatsverfassung 
wird mehr den Charakter eines Netzes haben müssen (der Begriff des 
Netzes meint hier nicht das soziale N etz zum Auffangen der sozial Schwa­
chen), das den Ein-, Aus- und Umstieg zwischen verschiedenen Berufen 
und Tätigkeiten, Vollzeit- und Teilzeitarbeit, Arbeit und arbeitsfreier Zeit, 
Familie und Fortbildung, Selbständigkeit und abhängiger Beschäftigung, 
Rente und Alterstätigkeit zuläßt, ohne daß damit sozialer und beruflicher 
Abstieg oder gar soziale Deklassierung verbunden ist.

Die Sozialverfassung der westeuropäischen Demokratie des 21. Jahr­
hunderts wird sehr stark durch die individuelle Zeitsouveränität der ein­
zelnen Bürger und Beschäftigten geprägt sein, und darauf werden die 
sozialen Sicherungssysteme, die Arbeitszeiten, die Tarifverträge und das 
Bildungssystem auszurichten sein. Die Industrie klagt ihren erhöhten Fle­
xibilisierungsbedarf mit verlängerten Maschinenlaufzeiten ein, aber dies 
wirft sofort die viel weitergehende Frage nach dem Zusammenhalt der 
sozialen Gruppen und damit auch der Gesellschaft auf, denn Wochenend­
arbeit als Regelarbeitszeit wäre so etwas wie eine Kulturrevolution im 
sozialen Leben mit wohl überwiegend negativen Folgen.

Läßt sich eine Gleichung formulieren, die da lautet: Flexibilisierung 
gegen mehr individuelle Zeitsouveränität? Welche gesetzlichen Änderun­
gen und Garantien werden dafür notwendig sein? Wie hoch sind dann aber 
die Solidarlasten der Selbständigen und auch der Unternehmer an den 
sozialen Sicherungs Systemen anzusetzen, damit die soziale Symmetrie als 
ein Grundpfeiler des Sozialstaates erhalten bleibt, und wie läßt sich dies im 
Steuersystem umsetzen?

2. Die heutige Organisation von Lebens- und Arbeitszeit erfordert, daß 
vor allem Mann, zunehmend aber auch Frau in seinen/ihren besten und für 
die Familie wichtigsten Jahren sich im Beruf auspowern, um dann als 
Frührentner vielleicht die Pyramiden zu besichtigen. Warum organisieren 
wir die Lebensarbeitszeit nicht so, daß mittels echter Teilzeitarbeit für 
Mann und Frau im Familienalter die Möglichkeit besteht, sich für die 
Kinder und die Familie zu entscheiden, ohne allerdings dabei im Beruf und 
in ihrer Karriere abgehängt und als Leistungsverweigerer abgewertet zu 
werden? Warum soll es nicht auch die Möglichkeiten geben, Zeit durch 
Mehrarbeit anzusparen und/oder für einige Zeit auf Einkommen zu ver­
zichten, und dafür andere Dinge jenseits der Arbeit zu tun, ohne dazu 
gleich vollständig aussteigen zu müssen? Echte Teilzeitarbeit setzt aller­
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dings drei Dinge voraus: Es darf sich dabei in der innerbetrieblichen und 
in der gesellschaftlichen Akzeptanz nicht um Arbeitsplätze minderer Q ua­
lität handeln, die als erstes beim allfälligen Arbeitsplatzabbau zur Disposi­
tion stehen; und zweitens müssen sie denselben Qualifikations- und Ein­
kommensstatus mit denselben sozialen Leistungen haben wie Vollzeitar­
beitsplätze; allein die Höhe des Gehalts und der sozialen Leistungen wird 
wegen der kürzeren Arbeitszeit eine geringere sein. Und drittens müssen 
diese Teilzeitarbeitsplätze auf möglichst allen Ebenen der Hierarchie ange­
boten werden, statt dazu eingesetzt zu werden, auf den unteren Ebenen 
Löhne und Sozialleistungen zu drücken oder gar ganz einzusparen. Dies 
setzt freilich eine andere kulturelle Wertehierarchie bei Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern voraus.

3. Das Bildungssystem wird den wachsenden Bedarf von beständiger 
Qualifizierung und erneuter Fort- und Ausbildung von Erwachsenen 
organisieren und befriedigen müssen. Hier geht es um eine der wichtigsten 
»Rohstoffe« der Zukunft, nämlich die Qualität der Bildung und Ausbil­
dung der Bevölkerung. Die Erkenntnis, daß die lebenslangen Berufskarrie­
ren der Vergangenheit angehören werden, und daß die anhaltende Fortbil­
dung im Erwachsenenalter der Regelfall sein wird, wenn man nicht in die 
Arbeitslosigkeit absinken will, wird allgemein akzeptiert. Nur, welche 
Konsequenzen zieht daraus die Bildungspolitik? In Deutschland läuft das 
gegenwärtig alles noch unter kommunaler Erwachsenenbildung oder unter 
Sozialpolitik und ist bei der Bundesanstalt für Arbeit angesiedelt. Gegen­
wärtig ist dies ein willkommener Sektor für die Sanierung der öffentlichen 
Haushalte.

Was folgt aus der Jugendarbeitslosigkeit für die Bildungspolitik? Gewiß 
nicht kürzere Bildungs- und Ausbildungszeiten. Und warum ist die Bil­
dungspolitik überhaupt so mutlos und wagt sich nicht an einen neuen 
Bildungsbegriff heran, der Bildung als den wesentlichen Kern der indivi­
duellen und der sozialen Persönlichkeit unter den Bedingungen sich zu­
nehmend individualisierender und deshalb auch desintegrierender Gesell­
schaften neu definiert? Die Qualität der Bildungspolitik wird einer der 
wichtigsten Standortfaktoren der Zukunft werden. Was heißt es, wenn die 
Schule mehr und mehr auch soziale Aufgaben bei Kindern und Jugendli­
chen übernehmen muß, die früher von der Familie wahrgenommen w ur­
den? Und warum werden soziale Desintegrationsphänomene, wie die zu­
nehmende Gewalt und Kriminalität, die drohende völlige Durchökonomi­
sierung der Lebenswelt nicht auch als zu bewältigende Herausforderungen 
der Bildungspolitik verstärkt thematisiert?

4. Die westeuropäischen Gesellschaften werden immer älter und die 
Rentenzeiten, gerade in Deutschland aufgrund der zahlreichen Frühver­
rentungen, immer länger. Damit wird nicht nur der jüngeren Generation
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eine große Finanzierungshypothek aufgeladen, sondern auch ein gewalti­
ges produktives Kapital an Berufs- und Lebenserfahrung und an Qualifi­
kation einfach verschwendet. Gewiß, wenn das Arbeitsleben aus dreißig, 
vierzig und mehr Jahren höchster Produktivität, ja Maloche besteht, so ist 
die Freude auf einen frühen Ruhestand nur zu verständlich. Nur, wird dies 
auch noch unter den zukünftigen Bedingungen gelten, wenn dieses A r­
beitsleben eben ganz anders organisiert wird, und bereits während der 
aktiven Zeit Möglichkeiten der Unterbrechung und des Umstiegs bestan­
den haben und genutzt wurden? In einer Gesellschaft, in der die Alten 
immer zahlreicher werden, wird dies zu einer zunehmenden Belastung der 
Jüngeren durch den Unterhalt der Alten oder aber zu einer wachsenden 
Verarmung im Alter führen. Die dritte Alternative heißt: längere Beteili­
gung der Alten am Wirtschaftsleben. Warum soll es nicht variable Möglich­
keiten des Ruhestandes geben? Spezifische Altenarbeitsplätze mit abneh­
mender Belastung? Umstieg in andere Tätigkeitsfelder, wo Traditionsver­
mittlung und soziales Engagement zählen und die Belastungen gering sind? 
Wie läßt sich das mit dem Rentensystem verbinden? Exakt hier muß die 
Reform des Rentensystems in Richtung Grundsicherung angegangen wer­
den, wie überhaupt die verschiedensten Grundsicherungsmodelle erst auf 
dem Hintergrund einer Neugestaltung des Verhältnisses von Arbeits- und 
Lebenszeit ihre Gültigkeit erhalten.

5. Der europäische Sozialstaat bedarf einer dringenden Effizienzrevolu­
tion, wenn er eine Zukunft haben soll, und diese muß er haben. Aber 
jenseits seiner effizienten Erneuerung, muß er auch das Spannungsverhält­
nis zwischen Freiheit und Solidarität neu definieren und in Reformen 
umsetzen. Die Sozialstaatssicherung war die Antwort der klassischen ka­
pitalistischen Arbeitsgesellschaften auf die Gerechtigkeits-, die Sicher- 
heits- und die Aufstiegsbedürfnisse von Millionen abhängig Beschäftigter. 
Die westeuropäischen Mittelschichtsgesellschaften sind nach vierzig Jah­
ren Frieden aber alles andere als arm, wenn man die privaten Vermögens­
werte und die Einkommen betrachtet. Gewiß hat sich auch in Westeuropa 
die Schere zwischen den Einkommen der abhängig Beschäftigten und der 
Selbständigen seit den achtziger Jahren erheblich geöffnet, wenn auch noch 
nicht vergleichbar mit den USA. Und ebenso ist es richtig, daß die Real­
löhne in den letzten Jahren gesunken sind und daß Massenarbeitslosigkeit 
und echte Armut auch in den reichen Gesellschaften zunehmen.

Dennoch wird das Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und sozialer 
Gerechtigkeit neu justiert werden müssen, denn die Frage der Verteilungs­
gerechtigkeit ist mitnichten historisch erledigt. Die Linke wird sich aller­
dings fragen müssen, wieweit sie mit ihren alten steuerpolitischen Lehrsät­
zen nicht dazu beiträgt, daß ein sozial ungerechtes Steuersystem nominal 
die Spitzeneinkommen hoch besteuert, sie aber real schon längst aus der
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Solidarität hat entkommen lassen, und die Hauptlast bei denen ablädt, die 
in die Progression hineinwachsen. Die entscheidende Frage wird dabei 
sein, wieweit sozialstaatliche Strukturen verstärkt Selbsthilfe und Hilfe auf 
Gegenseitigkeit, Gemeinsinn und Solidarität also, zu fördern in der Lage 
sein werden. Freilich meint dies nicht Abbau des Sozialstaates, sondern 
seine notwendige Ergänzung. Auf den Kern der Sozialstaatsstrukturen 
wird, bei aller notwendigen Bürokratiekritik, nicht zu verzichten sein.

X IV

Jeder Sozialstaat hat seine Finanzierungsgrenze und hängt von den w irt­
schaftlichen Erträgen ab. Letztendlich gründet er aber auf der Erkenntnis, 
daß soziale Solidarität den inneren Frieden, verläßliche wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen, politische Stabilität und die Zukunft der Demokra­
tie gewährleistet. Europa wird auch im Zeitalter des Globalismus auf 
diesen wesentlichen Bestandteil seines demokratischen und auch wirt­
schaftlichen Erfolges nicht verzichten können und nicht verzichten dürfen. 
In einer sozialstaatlichen Ordnung müssen die Verteilungsverhältnisse 
permanent zwischen den verschiedenen Interessen und in Auseinanderset­
zung mit den Konjunkturen und Krisen ausgestritten und angepaßt wer­
den. Solange die Sozialstaatsverfassung und deren wesentliche Leistungen 
dadurch nicht grundsätzlich in Frage gestellt werden, ist dies auch weiter 
nicht schlimm, sondern lediglich demokratischer Alltag. Den Sozialstaat in 
Europa aber als solchen in Frage zu stellen, heißt mit dem Feuer zu spielen 
und die Axt an die Wurzeln der Demokratie zu legen.

Darüber hinaus bin ich allerdings der festen Überzeugung, daß der 
europäische Sozialstaat, wenn man ihn nur endlich auf die Herausforde­
rungen des Zeitalters des Globalismus einstellt, sich nicht als Schwäche, 
sondern ganz im Gegenteil als Stärke und Vorteil Europas in der globalen 
Konkurrenz erweisen wird. Die Integrations- und demnach auch innere 
Friedensfähigkeit einer Gesellschaft wird in einer unübersichtlich werden­
den Welt eine hochgeschätzte »Standorteigenschaft« sein. Alles hetzt ge­
genwärtig hinter Renditen, Marktanteilen und technischer Innovation her, 
und dabei drohen elementare gesellschaftliche Werte verloren zu gehen, die 
für den Zusammenhalt freier Gesellschaften allerdings überlebensnotwen­
dig sind. Ein entfesselter Radikalkapitalismus wird für diese Achtlosigkeit 
in nicht allzu ferner Zukunft auch ökonomisch einen hohen Preis zu 
bezahlen haben. Der Wert einer zusammenhaltenden Gesellschaft, die bei 
aller Freiheit, aller Effizienz, aller Mobilität, aller Rentabilität, aller Kon­
kurrenz und Verschiedenheit letztendlich die »public goods«, die »öffent­
lichen Güter« oder auch das Allgemeinwohl nicht vergißt, sondern diese 
Sphäre der gesellschaftlichen Integration und Solidarität ebenso effizient
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organisiert wie die Sphäre der Ökonomie, eine solche Gesellschaft wird 
demokratisch, sozial und auch ökonomisch erfolgreich sein und ihre 
Chancen auf globalisierten Märkten mit Sicherheit nutzen können.

Die gegenwärtige Legitimationskrise des Sozialstaates ist nicht zuletzt 
eine Wertekrise der reichen westlichen Gesellschaften. Den Sinn für die 
»public goods« politisch und kulturell wieder freizusetzen -  soziale Ge­
rechtigkeit und Solidarität sind neben der Freiheit mit die wichtigsten 
»public goods« in einer Demokratie - , die Bereitschaft, den inneren Frie­
den und die gesellschaftliche Solidarität auch zukünftig zu finanzieren, 
setzt freilich eine politische Auseinandersetzung voraus, die den Verlust 
dieser Grundwerte und ihre Folgen thematisiert und dieser Gefahr eine 
machbare, eine bezahlbare und damit zukunftsfähige Vision des modernen 
Sozialstaates entgegenhält. Freilich bedarf eine solche politische Auseinan­
dersetzung einer demokratischen Linken, die nicht hauptsächlich Pro­
gramm- und Interessenverwaltung betreibt, sondern die endlich wieder die 
Lust auf Veränderung bei sich selbst entdeckt und damit die Lust auf 
Sozial- und Bildungsreform, ja auf gesellschaftliche Reform überhaupt.
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Jänos Ladänyi und Ivan Szelenyi 
JENSEITS VON

WOHLFAHRTSSTAAT UND NEOKONSERVATISMUS1 
Für einen Neuen Gesellschaftsvertrag

Derzeit scheinen sich in der Welt der westlichen Demokratien sowohl die 
traditionelle Linke als auch ihr rechtes Pendant in einer Krise zu befinden. 
Zuerst scheiterten Mitte der siebziger Jahre die Strategien des sozialdemo­
kratischen Wohlfahrtsstaates2 : Die Wähler ließen die Parteien, die in ihren 
Augen eine Politik der hohen Steuern und Ausgaben repräsentierten, im 
Stich und sorgten dafür, daß konservative Parteien an die Macht kamen. 
Gegen Mitte der neunziger Jahre indes schlidderte der neokonservative 
Staat3 seinerseits in die Krise: Während es ihm kaum oder gar nicht gelang, 
die exzessive Staatsverschuldung und die Haushaltsdefizite zurückzu­
schrauben (unter Reagan wuchs das Defizit schneller als jemals zuvor in 
der Geschichte der USA), sorgte er mit seiner Politik für ein schleppendes 
Wirtschaftswachstum und für zunehmende soziale Ungleichheit. Infolge­
dessen wenden sich nun die Wähler von den neokonservativen Parteien ab. 
Wie kann es mit Europa und Nordamerika weitergehen?

Gibt es eine Chance, zum traditionellen Wohlfahrtsstaat zurückzukeh­
ren, um der sozialen Ungleichheiten H err zu werden, wie das zumindest 
einige linksorientierte Wissenschaftler zu hoffen scheinen? Das ist un­
wahrscheinlich. Parteien sozialdemokratischen Typs, die aus Wahlen als 
Sieger hervorgegangen sind -  wie die Demokratische Partei unter Clin­
ton 1992 in den USA -  oder die jetzt Aussicht haben, eine parlamentari­
sche Mehrheit zu erringen -  wie die britische Labour Party im Jahre 1996 
-  sind fest davon überzeugt, daß sie nicht mehr zu der Steuer- und Ausga­
benpolitik der siebziger Jahre zurückkehren dürfen, wollen sie ihre wie­
dergewonnene Wählerschaft bei der Stange halten. Diese Parteien befinden 
sich in einer Zwickmühle. Die Leute, die sie gewählt haben, verlangen von 
ihnen eine Alternative zur Politik der Neokonservativen, lehnen aber 
gleichzeitig eine Rückkehr zur Sozialdemokratie alten Stils ab.

Und wie steht es mit dem Neokonservatismus? Ist er gescheitert, weil 
die Revolution eines Ronald Reagan oder einer Margaret Thatcher »verra­
ten« wurde? New t Gingrich und die vielen jungen Republikaner in den 
USA sind offenbar dieser Ansicht und wollen deshalb zu den alten Idealen 
zurückkehren. Ist eine »permanente« oder eine »zweite« neokonservative
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Revolution die Lösung? Auch das ist nicht sehr wahrscheinlich. Wir haben 
guten Grund, anzunehmen, daß verantwortlich für die sozialen und öko­
nomischen Probleme des Neokonservatismus nicht der Pragmatismus ei­
ner Thatcher und eines Reagan, sondern im Gegenteil ihre ideologische 
Verbohrtheit bei der Durchsetzung doktrinärer Strategien war. Mehr neo­
konservative Radikalität dürfte zu noch mehr Problemen und zu noch 
größerer Unzufriedenheit bei der Wählerschaft führen; dafür spricht der 
rasche Popularitätsverlust der republikanischen Mehrheit in beiden ameri­
kanischen Gesetzgebungsgremien nach 1994.

Wir glauben deshalb, daß weder die Wiederherstellung der alten sozial­
demokratischen Ordnung noch eine Rückkehr zu neokonservativen Stra­
tegien die Probleme lösen wird, von denen die beiden großen politischen 
Richtungen unserer Zeit heimgesucht werden. Der entscheidende Punkt 
ist, daß Linke und Rechte, Demokraten und Republikaner, Sozialdemo­
kraten und Konservative neue Ideen brauchen. Aber gibt es solche Ideen, 
ist ein drittes, ein neues Paradigma im Entstehen? Ist eine dritte Art von 
kapitalistischem Staat vorstellbar? Sind der politische Wille und die Fähig­
keit vorhanden, neue Bündnisse zwischen neuen sozialen Akteuren zu 
schmieden und neue Abkommen zu treffen, um solch ein neues Paradigma 
in die Tat umzusetzen und den entsprechenden neuen Staat funktionsfähig 
werden zu lassen?

Diese Fragen möchten wir hier bejahen. Wir nennen den Staat, der sich 
sowohl jenseits der traditionellen Sozialdemokratie als auch jenseits des 
herkömmlichen Neokonservatismus bewegt, den Investorstaat (empowe- 
ring state).4 Die Strategie, die er verfolgt, um die Unterstützung der Wähler, 
der Wirtschaft, des staatlichen Verwaltungsapparats und des öffentlichen 
Dienstes für die Umsetzung seiner Förderungstätigkeit zu gewinnen, be­
zeichnen wir als den Netten Gesellschaftsvertrag.

Wir wollen im Folgenden interpretativ verfahren; eine normative D ar­
stellungsweise möchten wir so weit wie möglich vermeiden. Wenn wir uns 
also an der Frage abarbeiten, wie der Investorstaat oder der Neue Gesell­
schaftsvertrag aussehen könnten, versuchen wir das eher auf analytische 
Weise als in präskriptiver Manier zu tun. Wir sprechen keine Empfehlung 
aus, den Investorstaat anzustreben, und versuchen auch nicht, die gute 
Gesellschaft neu zu erfinden, um dann den Investorstaat oder den Neuen 
Gesellschaftsvertrag als das wirksamste Mittel zur Realisierung dieses 
Ideals vorzustellen. Vielmehr bemühen wir uns, »empirisch« zu verfahren. 
Unser Ausgangspunkt sind die politischen Strategien jener Parteien in den 
USA und in Großbritannien, die manche als »New Democratic Party« 
beziehungsweise »New Labour Party« bezeichnen. Wir glauben, in diesen 
Strategien einige innovative Ideen zu entdecken. Diese Ideen sind recht 
verstreut und bilden keinen kohärenten Zusammenhang. Wir vermuten
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indes, daß es hinter ihnen eine »unsichtbare Theorie« gibt, und verfolgen 
das Ziel, diese Theorie herauszuarbeiten oder jedenfalls in groben Umris­
sen zu skizzieren.

Wir unterscheiden zwischen drei politischen Paradigmen oder Strategie­
systemen: dem Wohlfahrtsstaat, dem Neokonservativen Staat und dem 
Investorstaat. Dabei handelt es sich um idealtypische Bestimmungen. 
Während die skandinavische Sozialdemokratie dem ersten Typus am ehe­
sten entspricht, kommen der Thatcherismus und der Reaganismus dem 
zweiten am nächsten, wohingegen der »Clintonismus« vielleicht die beste 
Vorlage bietet, um über den dritten nachzudenken. Keine Regierung stützt 
sich ausschließlich auf ein einzelnes Strategiesystem; jede macht stets auch 
Gebrauch von Elementen der anderen. Die spanischen Sozialisten oder die 
australische Labour Party gaben sich zwar in ihren Äußerungen sozialde­
mokratisch, handelten aber nicht selten neokonservativ. Trotz ihrer radika­
len Rhetorik schlossen Thatcher und Reagan eine Reihe von pragmatischen 
Kompromissen mit dem Ziel, wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen zu erhal­
ten. Einige Befürworter des Investorstaats machen Clinton den Vorwurf, 
den Clintonismus nicht konsequent in die Tat umzusetzen.

Wir gehen von zwei miteinander zusammenhängenden Thesen aus:
1. Die Theoretiker der Neuen Demokratischen Partei in den USA und 

der Neuen Labour Party in Großbritannien versuchen, neue Funktionen 
für den Staat zu finden. Einen Staat, der den auf hohen Steuern und 
Ausgaben aufbauenden Wohlfahrtsstaat und den -  jedenfalls in seiner 
Rhetorik -  staatsfeindlichen Neokonservatismus ersetzen könnte, bezeich­
nen wir als Investorstaat. Der Wohlfahrtsstaat hatte die Tendenz, sich an die 
Stelle des Marktes zu setzen und den freien Warenverkehr dauerhaft zu 
beeinträchtigen, bei gleichzeitig stark wachsenden Steuerlasten und Staats­
haushalten. Das Hauptziel des Neokonservatismus bestand in der Wieder­
herstellung der Marktmechanismen und in der Privatisierung; letztlich wollte 
er die Rolle des Staates auf Kontrollfunktionen zurückschrauben und auf 
diese Weise einen »Minimalstaat« schaffen. Im Gegensatz dazu ist der Inve­
storstaat aktiv und in mancher Hinsicht neointerventionistisch orientiert.

Der Investorstaat dürfte mehr fiskalische, haushaltspolitische Instru­
mente einsetzen als neokonservative Regierungen, aber anders als traditio­
nelle sozialdemokratische Regierungen verwendet er öffentliche Mittel 
nicht primär für Zwecke des allgemeinen Konsums. Er investiert in 
menschliches Kapital, in neue Technologien und in Umweltprojekte, um 
ein selbsttragendes Wachstum zu fördern und um Chancen für diejenigen 
zu schaffen, die durch die Selbstregulierungsmechanismen der Märkte 
vorübergehend oder dauerhaft benachteiligt werden. Ein strategischer 
Zweck dieser öffentlichen Investitionen besteht darin, die Gesellschaft vor 
dem Auseinanderbrechen in ein Zweiklassensystem zu bewahren, in dem
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sich die benachteiligte Minorität in der Situation einer kastenähnlichen 
Unterklasse arretiert findet. Der Wohlfahrtsstaat neigt zu hypertrophem 
Wachstum; die Neokonservativen plädieren für Haushaltskürzungen und 
den Abbau des Staates ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Entwick­
lung. Der Investorstaat dagegen agiert in zyklischer Form: Er expandiert 
in Zeiten, in denen es mit dem Markt abwärts geht, und zieht sich zurück, 
sobald die Akteure auf dem M arkt eine von staatlichen Interventionen 
unabhängige Handlungsfähigkeit zurückgewinnen.

2. Einen solchen neuen, aktiv intervenierenden Staat kann es vermutlich 
nur geben, wenn alle an den Kosten und am N utzen der staatlichen 
Förderungstätigkeit teilhaben. Wir nennen diese Strategie einer allgemei­
nen Kosten/Nutzen-Beteiligung den Neuen Gesellschaftsvertrag. Finan­
zieren lassen sich die Aktivitäten des Investorstaats nur durch Beschnei­
dung von Ansprüchen; aber wer seine Ansprüche beschnitten findet, er­
wartet, daß er dafür aus den erhöhten öffentlichen Investitionen einen 
gewissen N utzen zieht. Wir denken an drei Formen von Ansprüchen, für 
deren Befriedigung der Großteil des Staatshaushalts aufgewendet wird und 
die an unterschiedliche Gruppen gehen. Erstens die Subventionen für die 
traditionellen Industrieunternehmen, deren Haupterscheinungsform Rü­
stungsausgaben sind; von diesen Ausgaben profitieren in der Hauptsache 
traditionelle Industrien, die Unternehmen der »zweiten Industrialisie­
rungsphase«. Zweitens die Zinsen aus der Staatsverschuldung -  sie gehen 
in der Hauptsache an Multis, das internationale Finanzkapital, Industrien, 
die zur »dritten Industrialisierungsphase« gehören. Und drittens die So­
zialausgaben, die der arbeitenden Bevölkerung zugute kommen. Den neu­
en Parteien sozialdemokratischen Typs bleibt gar nichts anderes übrig, als 
zuzugestehen, daß der Neue Gesellschaftsvertrag keine heiligen Kühe kennt 
-  alle genannten Ansprüche müssen beschnitten werden: Wie tiefgreifend 
und um den Preis welcher Gegenleistungen, das sind Fragen, die zwischen 
dem Kapital alten Stils, den Multis und dem internationalen Finanzkapital 
sowie den Arbeitnehmern auszuhandeln wären, wobei der Nationalstaat 
und supranationale Institutionen als Vermittler fungieren würden.

Die Krise des Wohlfahrtsstaates

Der Zerfall des Wohlfahrtsstaates wurde durch den langfristigen weltwirt­
schaftlichen Abwärtstrend ausgelöst -  durch ein neues Konjunkturtief 
im Kondratieff-Zyklus. Einige Theoretiker vertreten die Ansicht, daß 
dieser Zyklus mit dem Übergang der Weltwirtschaft in die »Dritte Indu­
strialisierungsphase« (Third Wave) korrespondiert. Neue Industrien mit 
hochentwickelter Technologie setzten sich in den Kernbereichen der kapi­
talistischen Güterproduktion weltweit durch. Infolgedessen verschwan­
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den ganze Berufssparten und mit ihnen bis dahin hoch geschätzte Qualifi­
kationen. Die Arbeitslosigkeit nahm zu, ganze Regionen verfielen. Nach 
Ansicht mancher entstand eine »gespaltene Gesellschaft«, mit einer O ber­
schicht, deren Wohlstand rasch wächst, und einer Unterschicht, von der 
immer größere Anteile aus der Gesellschaft herausfallen. Oft gelten diese 
Menschen als Faulenzer und Schmarotzer, als nutzloser Bodensatz der Gesell­
schaft. Formen von sozialer Ungleichheit haben in den USA, aber auch in 
Westeuropa ein Ausmaß erreicht, wie wir es seit Jahrzehnten nicht mehr 
erlebt haben. Verschlimmert wurde diese Entwicklung noch durch die 
»demographische Revolution« in den westlichen Ländern: Der Hauptfak­
tor für die Finanzierungskrise des Wohlfahrtsstaats besteht darin, daß ein 
schrumpfender ökonomisch aktiver Bevölkerungsteil einen ständig größer 
werdenden Anteil von Rentnern unterstützen muß. Die anhaltende Stagna­
tion und die Überalterung der Bevölkerung läßt die Finanzierung des Sozial­
haushalts im gewohnten Umfang schwierig, wo nicht unmöglich, werden.

Diese »äußeren« Faktoren dürfen indes nicht allein, und nicht einmal 
primär, für den Niedergang des Wohlfahrtsstaates verantwortlich gemacht 
werden. Darauf zu hoffen, daß nach überwundener ökonomischer Rezes­
sion das System wie Phönix aus der Asche Wiedererstehen wird, wäre 
ebenso unsinnig, wie darauf zu warten, daß eine Revolution die ökonomi­
schen und wohlfahrtsstaatlichen Probleme der fortgeschrittenen Gesell­
schaften löst. Das System krankte während der letzten Jahrzehnte an 
inneren Widersprüchen, die es schließlich zum Einsturz brachten. Dazu 
gehören vor allem die Tendenz zur fortlaufenden Steigerung der Sozialaus­
gaben bei ständiger Vergrößerung des Verwaltungsapparats, der die Sozial­
leistungen verteilt, sowie der Übergang von Sozialleistungen für Bedürfti­
ge zu einem aus dem Staatshaushalt finanzierten System universaler wohl­
fahrtsstaatlicher Segnungen, einem System des kollektiven Konsums. 
Während ursprünglich die Umverteilungseingriffe des Wohlfahrtsstaates 
auf eine Ergänzung von M arktfunktionen abzielten, also der Staat eingrei­
fen sollte, wo der Markt versagte, und sich zurückziehen sollte, sobald der 
M arkt wieder aus eigener Kraft funktionierte, fing schließlich die staatliche 
Umverteilung an, die Funktionen des Marktes zu ersetzen. Bestimmte 
Schlüsselleistungen und zentrale Güter wurden dem Markt auf Dauer 
entzogen. Das schuf Finanzierungsprobleme: Die Finanzierung eines stän­
dig wachsenden kollektiven Konsums zwingt die Regierung offenbar 
dazu, die Steuerschraube fortwährend weiter anzuziehen. Das hat dann 
den sogenannten »tax and  spend«-Zirkel zur Folge, einen Teufelskreis 
ständig wachsender öffentlicher Ausgaben, die immer neue Steuererhö­
hungen erforderlich machen. Aber weder das Kapital noch die Arbeitneh­
mer sind willens oder imstande, diese Steuern weiter zu zahlen.

Allerdings sind diese Probleme nicht nur das Ergebnis der wachsenden
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Kosten der staatlichen Sozialleistungen. Das multinational gewordene Ka­
pital wälzt die Kosten des Übergangs zu einer Industrie auf Hochtechno­
logiebasis mit Erfolg auf den Wohlfahrtsstaat ab, der zum Beispiel die Last 
der zunehmenden Arbeitslosigkeit tragen muß. Die Menschen haben die 
Gewohnheit angenommen, den sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaat da­
für verantwortlich zu machen und nicht das multinationale Kapital. Dar- 
überhinaus hatte es der Wohlfahrtsstaat der fünfziger und sechziger Jahre 
in der Regel mit einer einheimischen, ethnisch homogenen Bevölkerung zu 
tun. Mit den immigrierten ethnischen Minoritäten, die oft die Grundwerte 
der Gesellschaft nicht teilen und nicht immer die Sprache der Mehrheit 
sprechen, tut sich der Wohlfartsstaat schwer. H inzu kommt, daß sich die 
sozialen Probleme häufig in Richtung Immigrantengruppen verlagert ha­
ben und dies die Steuerzahler noch zusätzlich motiviert, sich Steuererhö­
hungen zu widersezten, von denen nach ihrer Ansicht nur »die Ausländer« 
profitierten.

Das schuf auch soziale Probleme: Während der Wohlfahrtsstaat sich zu 
seiner Legitimation auf egalitäre Ideale berief und an die soziale Solidarität 
appellierte, kamen seine Umverteilungsmaßnahmen, soweit sie universalen 
Charakter annahmen, häufig eher den Reichen als den Armen zugute (die 
mit öffentlichen Mitteln finanzierte höhere Bildung zum Beispiel verteilt 
Einkommen von den ärmeren Schichten auf die obere Mittelschicht um, 
und nicht umgekehrt). Wenn ein allgemeines, staatlich finanziertes Versi­
cherungssystem existiert, zu dem der Markt keine Alternativen anbietet, 
dann erhalten fast unvermeidlich die Bessergestellten privilegierten Zu­
gang zu knappen Produkten und Dienstleistungen. Ohne Marktalternati­
ven korrumpieren die Reicheren stets das staatlich finanzierte System. 
Besondere Schulen, Krankenhäuser etc. werden geschaffen, die überdurch­
schnittlich gute Dienstleistungen anbieten, für die der Steuerzahler auf­
kommt, die aber nur oder hauptsächlich den ohnehin privilegierten G rup­
pen zur Verfügung stehen.

Und nicht zuletzt gibt es auch ein politisch-ideologisches Problem: Der 
Wohlfahrtsstaat scheint primär den Interessen seiner Verwaltungen zu 
dienen. Angesichts seiner Kostspieligkeit, die nicht unbedingt mit sozialer 
Gerechtigkeit einhergeht, sehen viele in ihm ein Gebilde, dessen H aupt­
triebfeder das Eigeninteresse seiner Funktionäre und Experten ist, der 
»Neuen Klasse« also.

Zu den Wandlungen des Wohlfahrtssystems kam es in dem Maße, wie 
der Wohlfahrtsstaat seine gesellschaftliche Basis einbüßte. Der N ew  Deal 
wurde seinerzeit zwischen dem heimischen Kapital und der auf nationaler 
Ebene in Gewerkschaften organisierten Arbeiterschaft geschlossen, wobei 
der Staat die Rolle des Vermittlers spielte. Die Übereinkunft ermächtigte 
den Staat zu einer hohen, progressiven Besteuerung, sobald der marktbe­
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dingte Konjunkturzyklus zu Schwächen bei der Nachfrage führte und 
Uberproduktionstendenzen an den Tag legte. Abkommen dieser Art blie­
ben immer umstritten; vor allem das Kapital, insbesondere in den USA, 
war wenig geneigt, die Bedingungen des N ew  Deal zu akzeptieren. Unge­
achtet der außergewöhnlichen Stärke, mit der sich die Arbeiterklasse da­
mals präsentierte, mußte Roosevelt immer wieder Rückzieher machen. 
N un begann das Kapital multinational zu werden und konnte sich auf diese 
Weise der in seinen Augen übermäßigen Besteuerung entziehen; es »trat in 
den Streik« und »flüchtete« in Länder mit niedrigen Steuern. Der gewerk­
schaftliche Organisationsgrad sank (besonders massiv in den USA), und 
der politische Einfluß der Gewerkschaften wurde schwächer; die Arbeiter 
wurden zu Protestwählern und schlossen sich der »Steuerrevolte« an, 
indem sie konservative Parteien wie die von Margaret Thatcher und Ro­
nald Reagan an die Regierung brachten, Parteien, die gegen den Wohl­
fahrtsstaat, gegen zuviel Staat, gegen die Steuerbelastung zu Felde zogen 
und neokonservative Ideologien auf ihre Fahnen schrieben.

Die neokonservative Antwort

In den ausgehenden siebziger und frühen achtziger Jahren waren die 
Neokonservativen bei den Wahlen siegreich, weil sie versprachen, für eine 
verstärkte Wirtschaftsdynamik zu sorgen, deren Segnungen schließlich alle 
erreichen würden. Ihrer Meinung nach hatte der Wohlfahrtsstaat bei wei­
tem zuviel Gewicht auf die Schaffung von Nachfrage gelegt, wobei er den 
Staatsapparat aufgebläht, viel zu hohe Steuern erhoben und viel zu stark in 
den Markt eingegriffen habe; die ganze Entwicklung gipfele in völliger 
wohlfahrtsstaatlicher Abhängigkeit. Als Alternative boten sie einen Kon­
trakt an: Wenn ihr uns ins Amt wählt, kümmern wir uns um die Angebots­
seite. Das tun wir durch Senkung der Steuern für die Wirtschaft, um 
Investitionsanreize zu schaffen. Zwar mag das der Gesellschaft anfänglich 
Opfer abverlangen, und sie wird Streichungen in den Sozialhaushalten 
hinnehmen müssen, aber weil mehr Arbeitsplätze entstehen, die Einkom­
men steigen und die Wirtschaft und der Mittelstand zu mehr gemeinnützi­
gen Leistungen imstande sein werden, haben am Ende alle etwas davon.

Einhalten konnten die Neokonservativen ihren Kontrakt nicht: Die 
Steuersenkungen hatten einen erhöhten Konsum bei den Reichen zur 
Folge, während es höchstens zu einem eher spekulativen als realen W irt­
schaftswachstum kam und die ökonomische Stagnation insgesamt andau­
erte. Eine restriktive Geldpolitik führte beim Mittelstand und bei den 
unteren Schichten zu einem sinkenden Lebensstandard, wodurch wieder­
um der Konsum beeinträchtigt und nicht nur die Inflation, sondern auch 
das Wirtschaftswachstum gebremst wurden.
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Erschwerend kamen soziale Probleme hinzu: Es gab keinen oder kaum 
einen trickle douw-Effekt, keine oder wenige Segnungen, die alle erreich­
ten. Die soziale Ungleichheit nahm in den achtziger Jahren sowohl in den 
USA als auch in Großbritannien zu, die Kluft zwischen der Unterschicht 
und dem Rest der Gesellschaft wuchs, die Gesellschaft spaltete sich. Das 
wiederum erregte Ängste vor Kriminalisierung und sozialem Unfrieden. 
Selbst Konservative -  George Bush zum Beispiel -  forderten eine 
»menschenfreundlichere und sanftere« Vorgehensweise.

Das gesellschaftliche Machtgleichgewicht, auf dem der N ew  Deal ba­
sierte -  ein starkes, aber kompromißbereites inländisches Kapital, eine 
gut organisierte Arbeiterschaft und Staatsfunktionäre ohne große Macht, 
die sich auf eine Vermittlerrolle beschränkten -  machte während der 
vergangenen Jahrzehnte entscheidende Veränderungen durch. Die wich­
tigste bestand darin, daß die Funktionäre groß und mächtig wurden und 
fast schon als »Neue Klasse« auftraten. Das empörte Kapital und Arbeit 
gleichermaßen. Das neokonservative Lager -  die Politiker aus den Reihen 
der Republikaner in den USA taten sich hier besonders hervor -  beuteten 
dieses Ressentiment gegen die übermächtigen Staatsverwaltungen aus. Mit 
finanzieller Unterstützung des multinationalen Kapitals und mit den Stim­
men der Steuerzahler konnten sie die Regierung übernehmen. Allerdings 
gelang es ihnen weder, ein neues Machtgleichgewicht herzustellen, noch 
das multinationale Kapital zu Zugeständnissen zu bewegen, noch das 
Klassenbewußtsein der Arbeiterschaft soweit zu stärken, daß diese der 
Wirtschaft Konzessionen abringen konnte, noch neue wichtige Akteure, 
Vertreter der nationalen oder supranationalen Technokratien etwa, in das 
neue Arrangement mit einzubeziehen. Der Wohlfahrtsstaat brach zusam­
men, weil das Machtgleichgewicht, auf dem er beruhte, aus den Fugen 
geriet. Statt die Übereinkünfte herbeizuführen, die für eine langfristige 
politische Stabilität nötig waren, beschränkte der Neokonservatismus sich 
auf vage Versprechungen, wie etwa, daß man die Reichen reicher, die 
Starken stärker machen müsse, damit schließlich die Armen weniger arm, 
die Schwachen stärker würden. Da diese Versprechungen uneingelöst blie­
ben, verflüchtigte sich die Unterstützung der Wähler.

Der Aufstieg des Investorstaatsi

Was kann über den neokonservativen Staat hinausführen? Wird die Labour 
Party in England, falls sie gewählt wird, einen Thatcherismus mit mensch­
lichem Antlitz praktizieren? Wird der Neue Gesellschaftsvertrag aus neo­
konservativer Wirtschaftspolitik plus einem Schuß sozialdemokratischer 
Sozialpolitik bestehen? Ja und nein. Ja, da vermutlich sowohl Clinton als 
auch Tony Blair an zahlreichen Elementen der neokonservativen Politik
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festhalten werden. Sie können nicht wieder die Steuerschraube anziehen -  
der schlankere Staat, der unter dem Neokonservatismus geschaffen wurde, 
wird Bestand haben. Aber gleichzeitig lautet die Antwort auch nein: Wenn 
es eine Synthese aus Sozialdemokratie bzw. Wohlfahrtsstaat und N eokon­
servatismus geben soll, dann muß sie sowohl ökonomische als auch sozial­
politische Maßnahmen umfassen. Die neokonservative Wirtschaftspolitik 
bedarf einer Anpassung an sozialdemokratische Vorstellungen, während 
die Sozialpolitik nicht einfach das alte wohlfahrtsstaatliche Modell weiter­
verfolgen kann, sondern ihre neokonservative Lektion lernen muß.

Der entscheidende Gedanke, den die politischen Parteien früher mit 
dem Wohlfahrtsstaat verknüpften, der sich aber mittlerweile reformbe­
dürftig zeigt, betrifft die neue Rolle, die der Staat übernehmen soll. Die 
wichtigste Neuerung im Programm der »New Democratic Party« war die 
Ablehnung der von den Neokonservativen verfolgten radikalen Entstaat­
lichungspolitik, ohne daß deshalb auf die Idee des Steuer- und ausgaben­
freudigen Staates zurückgegriffen wurde. Die radikale Entstaatlichung war 
eine Reaktion auf die rasch wachsenden süd- und ostasiatischen Volkswirt­
schaften. Die Neokonservativen mißverstanden allerdings die Gründe für 
deren ökonomischen Erfolg -  er war nämlich weitgehend einem energi­
schen staatlichen Engagement in der wirtschaftlichen Entwicklung ge­
schuldet. Die Neokonservativen hingegen beschränkten sich darauf, die 
Rolle des Staates einzuschränken und das Lohnniveau herabzudrücken. 
Diese Politik führte nicht zum erhofften Wachstumseffekt. Allem An­
schein nach bedarf ein stabiles Wachstum der staatlichen Intervention, es 
bedarf eines Staates, der in jene allgemeinen Produktionsbedingungen 
investiert, die der Privatwirtschaft, die ausschließlich auf Basis von Renta­
bilitätsgesichtspunkten operiert, (noch) nicht genug Investitionsanreize 
bieten. Ein solcher Investorstaat kann -  und wird wahrscheinlich auch -  
schlanker sein als der Steuer- und ausgabenfreudige Wohlfahrtsstaat; zu­
gleich aber kann er als Staat effizienter sein. Das Problem des Abbaus des 
Staatsapparates wird falsch gesehen. Die Frage ist nicht, wie groß oder 
klein ein Regierungsapparat sein muß, sondern wie effizient er die Dienst­
leistungen erbringen kann, für die er am besten geeignet ist und die deshalb 
auch seine Sache sein sollten. In seinem Wahlkampf zur Präsidentschafts­
wahl 1992 vertrat Clinton die Ansicht, die USA hätten zwei Defizitproble­
me und nicht nur eines: es gebe das Haushaltsdefizit, aber außerdem auch 
ein Defizit an öffentlichen Investitionen. Indem der Staat Geld in die 
Bildung steckt, erleichtert er den Übergang in die Dritte Industrialisie­
rungsphase und fördert die Entwicklung hochqualifizierter Arbeitskräfte, 
die höhere Einkommen beziehen und mehr Steuern zahlen, womit sie zur 
Verminderung des Haushaltsdefizits beitragen. Clinton versprach 1992 für 
die fünf folgenden Jahre öffentliche Investitionen in Höhe von rund 200
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Milliarden Dollar. Dieses Versprechen löste er als Präsident tatsächlich nur 
zu etwa einem Fünftel ein.

Der Investorstaat neuen Stils investiert, wo die Privatwirtschaft, der 
Markt, vielleicht nicht genug Anreiz zum Investieren findet, weil die 
Erträge zu langsam fließen oder weil die Nutznießer der Erträge zu weit­
gestreut sind. Es spricht einiges dafür, daß die Vernachlässigung solcher 
Investitionen von Seiten der neokonservativen Regierungen verantwort­
lich war für die fehlende ökonomische Dynamik wärend ihrer Amtszeit. 
Die Hauptbeispiele solcher Investitionen sind: Förderung menschlichen 
Kapitals (einschließlich Bildungswesen und Gesundheitsfürsorge), Ent­
wicklung von Hochtechnologien (insbesondere auf dem Gebiet der Kom­
munikation) und Umweltprogramme (einschließlich Stadtentwicklung 
und Stadterneuerung).

Ein solcher neointerventionistischer Staat wird in monetären Fragen die 
Nüchternheit und Disziplin des Neokonservatismus beibehalten müssen. 
Das Wahlvolk wird seinen Regierungen wohl nie wieder gestatten, ins 
Blaue hinein Steuern zu erhöhen oder wesentlich mehr auszugeben, als 
hereinkommt. Allerdings hat der Neokonservatismus offenbar unreali­
stisch hohe Erwartungen mit einer rein aufs Monetäre beschränkten makro­
ökonomischen Steuerung verknüpft. Um die Volkswirtschaften wieder auf 
Wachstumskurs zu bringen, bedarf es gezielterer industrie- und beschäfti­
gungspolitischer Strategien, auch im Blick auf den Weltmarkt, bis hin zum 
Einsatz von Subventionen und protektionistischen Maßnahmen. Die Be­
fürworter des neointerventionistischen Staates versichern aber, daß es sich 
hier nur um vorübergehende Maßnahmen handele, die das Wachstum 
fördern sollen, ohne staatspaternalistische Abhängigkeiten zu schaffen.

Für einen Neuen Gesellschaftsvertrag

Die meisten Staaten sind hochverschuldet -  wie sollen sie investieren, 
wenn sie sich schon verschulden müssen, nur um ihre laufenden Ausgaben 
bezahlen zu können? Wir können uns mindestens drei Geldquellen vor­
stellen: die »Friedensdividende«, sprich, die Kürzung staatlicher Subven­
tionen für traditionelle Unternehmenssparten, insbesondere die Industrien 
aus der zweiten Industrialisierungsphase; die Neuverhandlung des Schul­
dendienstes; und die Senkung einiger Sozialausgaben, zum Beispiel der 
Sozialversicherung in den USA. Diese drei »Anspruchsbereiche« zehren in 
vielen Ländern rund zwei Drittel bis vier Fünftel der Staatshaushalte auf. 
Warum fiel die Friedensdividende nach dem Ende des Kalten Krieges so 
niedrig aus? Zum Teil hängt das mit der »neuen Weltunordnung« zusam­
men. Die Welt ist nach dem Kalten Krieg kein sicherer O rt geworden, und 
der Abbau von Militärpotential erfolgt entsprechend zögernd. Ironischer­



Jenseits von Wohlfahrtsstaat und Neokonservatismus 123

weise folgte der Neokonservatismus zumindest in einer Hinsicht dem 
Keynesianismus, den er als ganzes doch so sehr verachtet. Auch nach dem 
Fall der Berliner Mauer blieben die Militärausgaben auf einem hohen 
Niveau, und das half, in bestimmten Regionen Arbeitsplätze zu sichern 
und die Nachfrage zu erhalten. Das gilt vielleicht in besonderem Maße für 
die USA, wo Republikaner und Demokraten an einem Strang ziehen, wenn 
es darum geht, den Interessen ihrer Wählergruppen aus der Rüstungsindu­
strie Rechnung zu tragen. Der neointerventionistische Staat bemüht sich, 
diese Ausgaben in nichtmilitärische Investitionsbereiche umzulenken. 
Läßt sich denn nicht auch ein hinlänglich hohes Profitniveau gewährlei­
sten, wenn Hochgeschwindigkeitszüge statt Bomber gebaut werden? 
Ebenso kann eine vorübergehende Verminderung der Leistungen des 
staatlichen Schuldendienstes Gelder für Investitionen frei machen, die zu 
einem größeren Steueraufkommen führen und damit wiederum die Schul­
dentilgung erleichtern können. Wer solche Ideen in die Tat umsetzen will, 
muß über eine neue Übereinkunft zwischen Staat und Wirtschaft nachden­
ken. Es geht darum, dem Staat freie Hand zu lassen, Haushaltsmittel aus 
dem Militäretat oder aus der Schuldentilgung umzuverteilen, wenn da­
durch ökonomisches Wachstum angekurbelt, die Einkommen gesteigert 
und das künftige Steueraufkommen erhöht werden kann, ohne der Privat­
wirtschaft Opfer abzuverlangen.

Der Investorstaat wird voraussichtlich neue sozialpolitische Wege ge­
hen. Die Investitionen des neointerventionistischen Staates beseitigen auf 
dem Markt entstandene Engpässe und legen den Grund für ein bestands­
fähiges Wachstum, aber damit sie ihre Wirkung entfalten können, muß 
auch der Faktor Arbeit in den neuen Gesellschaftsvertrag eingebunden, der 
Mittelstand beschwichtigt und dafür gesorgt werden, daß die Gelder für 
die Sozialhilfe und Fürsorge keinen weiteren Kürzungen unterliegen. 
Wenn die Staatsinvestitionen gezielt eingesetzt werden und die Wirtschaft 
auf eine Wachstumsbahn bringen, dann kann trotz unveränderter oder 
sinkender Steuersätze der Umfang der Steuereinnahmen steigen. Das wie­
derum kann die Fähigkeit des neointerventionistischen Staates erhöhen, 
sozialdienstliche Leistungen anzubieten, wobei sich allerdings die neue 
Sozialpolitik nach den Erfahrungen mit dem sozialdemokratischen Wohl­
fahrtsstaat auf die Bedürftigen (jene, die sich auf dem Markt nicht selbst 
helfen können) beschränken und der Versuchung widerstehen müßte, 
allgemeine staatliche Versicherungssysteme zu schaffen, ohne daß kom­
merzielle Alternativen dazu existieren. (Das Hauptproblem der ersten 
Amtszeit Clintons bestand vielleicht darin, daß zwar auf wirtschaftlichem 
Gebiet Strategien mit einigem Erfolg in die Tat umgesetzt wurden, die dem 
Programm einer genuin neuen Demokratischen Partei entsprachen, daß 
man sich aber in der Gesundheitspolitik zu eng an die traditionellen
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wohlfahrtsstaatlichen Strategien der alten Demokratischen Partei anlehnte 
und sich zu sehr an der Vorstellung eines allgemeinen staatlichen Versiche­
rungssystems orientierte; das Ergebnis war das Scheitern der Gesundheits­
reform und eine Niederlage bei den Herbstwahlen des Jahres 1994.) Die 
Staatsfunktionäre selbst gewinnen in dem neuen Investor-Staat einen Platz, 
der sicherer ist als die Position, die sie im sozialdemokratischen Wohl­
fahrtsstaat hatten; der Neue Gesellschaftsvertrag trägt also auch dem Ei­
geninteresse der »Neuen Klasse« Rechnung, selbst wenn diese dafür etwas 
mehr Zurückhaltung üben muß.

Der Neue Gesellschaftsvertrag geht von einem »neuen N ew  Deal« 
zwischen den gesellschaftlichen Akteuren aus, er bringt deshalb für die 
ökonomischen und sozialen Probleme gleich viel Aufgeschlossenheit mit. 
Mit seinem Neointerventionismus bietet er dem Staat und den supranatio­
nalen Institutionen (man denke an die EU-Bürokratie, den IWF, die Welt­
bank etc.) ein großes Betätigungsfeld. In dem Maße, wie staatliche Investi­
tionen Wachstum schaffen und der Privatwirtschaft gesteigerte Profite 
bringen und wie unter Bedingungen eines stabilen Wachstums das Steuer­
aufkommen bei niedrigen Steuersätzen steigt, schwindet die Angst des 
Mittelstands vor übermäßiger Besteuerung, während der Staat gleichzeitig 
mehr Geld für die Sozialpolitik hat, um dafür zu sorgen, daß die Unter­
schichten in die Gesellschaft eingebunden werden und der soziale Frieden 
erhalten bleibt. Der Neue Gesellschaftsvertrag ist auf diese Weise Spiegel 
der neuen Sozialstruktur, des neuen Kräftegleichgewichts zwischen den 
Klassen.

Nachtrag: Was die neuen Demokratien brauchen -  ein bißchen vom
»alten« N ew  Deal, aber mit dem Neuen Gesellschaftsvertrag im Visier

Der Staatssozialismus wird häufig als eine verfrühte Form des wohlfahrts­
staatlichen Systems betrachtet. Die Aufgabe einer Reform der Sozialpolitik 
scheint insofern im Westen und in den postkommunistischen Ländern, die 
sich im Übergang zum Kapitalismus befinden, die gleiche. Die Kürzung 
der Sozialausgaben bildet beide Male ein wesentliches Mittel, um einen 
ausgeglichenen Staatshaushalt zu schaffen. Wir sind indes der Ansicht, daß 
der Staatssozialismus in sozialpolitischer Hinsicht unterentwickelt war 
und daß in seinem Rahmen wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen nur ansatz­
weise oder deformiert existierten.

Unter dem Sozialismus stellte die Umverteilung ein Mittel zur ökono­
mischen Integration dar, sie diente primär ökonomischen und nicht sozial­
politischen Zwecken. Im sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaat erhebt der 
Staat Steuern, um Einkünfte, die auf dem Markt erwirtschaftet wurden, 
von den Beziehern hoher Einkommen auf Niedrigverdiener umzuvertei­
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len. Dagegen flössen unter dem Staatssozialismus Güter und Dienstlei­
stungen, die aus dem Staatshaushalt finanziert oder massiv subventioniert 
wurden, systematisch den Gruppen mit höherem Einkommen zu. G rup­
pen mit niedrigerem Einkommen mußten häufig selber sehen, wie sie auf 
dem Markt zurechtkamen. Es stimmt also zwar, daß der kollektive Kon­
sum im Sozialismus ein übertrieben hohes Niveau hatte (ein unvernünftig 
hoher Prozentsatz aller Konsumgüter wurde aus dem Staatshaushalt finan­
ziert statt durch private Käufe auf dem Markt), aber Wohlfahrtseinrichtun­
gen, das heißt, Einrichtungen, die denen zugute kommen, die sich auf dem 
Markt nicht behaupten können, existierten kaum.

Unter diesen Voraussetzungen läßt sich geltend machen, daß in den 
neuen Demokratien die Aufgabe nicht in einem Abbau des Wohlfahrts­
staates, sondern darin besteht, wohlfahrtsstaatliche Einrichtungen über­
haupt erst zu schaffen. Das postkommunistische Osteuropa hat den New  
Deal nicht hinter sich, sondern er steht ihm noch bevor. Was die Gesell­
schaften dort vollziehen müssen, ist der Übergang von einem System mit 
überentwickeltem kollektivem Konsum und unterentwickelten sozialpo­
litischen Einrichtungen zu einem System sozialer Wohlfahrt, dessen Vor­
kehrungen auf die Bedürftigen gemünzt sind.

Eine mögliche Strategie bei diesem Übergang stützt sich auf die »Ver­
führungskraft des Marktes«. Statt Wohlfahrtseinrichtungen abzuschaffen 
und soziale Leistungen zu beschneiden, kann man darauf bauen, daß in 
dem Maß, wie die Marktwirtschaft das Einkommensniveau hebt, die besser 
verdienenden Gruppen sich durch die Qualität attraktiver M arktprodukte 
verführen lassen, den staatlich finanzierten Leistungen und Gütern den 
Rücken zu kehren.

In dieser Situation spricht alles dafür, daß die Länder des postkommu­
nistischen Osteuropa jetzt erst einmal einen N ew  Deal vereinbaren. Die 
Gesellschaftsstruktur im postkommunistischen Osteuropa hat ziemliche 
Ähnlichkeit mit jener zu Zeiten des sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaa­
tes in Westeuropa. Es gibt eine große Fabrikarbeiterklasse, die gewerk­
schaftlich organisiert und allem Anschein nach auf sozialdemokratische 
Programme erpicht ist. Werden ihr keine Zugeständnisse im Sinne eines 
N ew  Deal gemacht, kann es geschehen -  und geschieht inzwischen be­
reits, daß sie sich entweder den Nachfolgern der kommunistischen Partei­
en zuwendet und sich der marktwirtschaftlichen Reform verweigert oder 
sich für rechte, nationalistische Parteien entscheidet; wie in den dreißiger 
Jahren kann sie sich sowohl nach links als auch nach rechts radikalisieren.

Heute wissen wir, worin die Fallstricke des N ew  Deal bestehen. Daß die 
Länder des postkommunistischen Osteuropa die neuen Institutionen und 
Strategien kopieren, die sich im Rahmen des Neuen Gesellschaftsvertrags 
abzeichnen, ist unwahrscheinlich. Wahrscheinlicher ist, daß sie erst einmal
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N ew  De^Z-Einrichtungen schaffen müssen, allerdings im Bewußtsein, daß 
der Wohlfahrtsstaat nicht von Dauer sein kann. Entscheidend bei diesem 
Prozeß ist, daß der Versuchung widerstanden wird, eine auf die Bedürfti­
gen bezogene Sozialpolitik in ein allgemeines Sozialversicherungssystem 
einmünden zu lassen, und daß so bald wie möglich die Einrichtungen und 
Strategien des neointerventionistischen Investorstaates ausgebildet wer­
den. Das ist besonders wichtig, da die postkommunistische Gesellschafts­
struktur eine Eigentümlichkeit aufweist. Während sie hinsichtlich des 
Umfangs und des Charakters der Arbeiterklasse dem Kapitalismus der 
fünfziger Jahre oder sogar noch früherer Zeiten ähnelt, trifft dies im 
Hinblick auf das Besitzbürgertum nicht zu. Das heimische Besitzbürger­
tum ist relativ schwach, während das Kapital stärker multinational ausge­
richtet ist und die Staatsfunktionäre mit ihren technokratischen Verbünde­
ten mächtiger sind. Im postkommunistischen N ew Deal wird Hauptver­
handlungspartner des Staatsapparats, der Technokratie und des multinatio­
nalen Kapitals nicht ein heimisches Besitzbürgertum, sondern die Arbei­
terschaft sein. In dieser Hinsicht steht der postkommunistische N ew  Deal 
irgendwo in der Mitte zwischen dem klassischen sozialdemokratischen 
Wohlfahrtstaat und dem Neuen Gesellschaftsvertrag.

A us dem Englischen von Ulrich Enderwitz

Anmerkungen

1 Zur Jahreswende 1995/96 veröffentlichten wir einen Beitrag in der ungarischen Monatszeit­
schrift Kritika. Darin kamen wir zu dem Schluß, daß weder das klassische sozialdemokratische 
Modell des »alten« New Deal noch die neokonservativen politischen Strategien die Probleme 
des entwickelten Westens oder Osteuropas lösen können; statt dessen bemühten wir uns um 
den Entwurf eines »neuen New Deal«> wobei unser Hauptaugenmerk den Problemen des 
postkommunistischen Übergangs galt. Die Zeitschrift Transit lud uns ein, die Fragestellung 
auf die westlichen Industriegesellschaften auszudehnen. Das Folgende ist das Ergebnis unseres 
Versuchs, dieser Aufforderung zu entsprechen.

2 Wir verwenden diesen Begriff in einem weiten Sinne, der sowohl die amerikanischen Strate­
gien ä la New Deal als auch verschiedene sozialdemokratische beziehungsweise für die Labour 
Party typische politische Programme umfaßt, wie sie in den fünfziger und insbesondere in den 
sechziger Jahren vorherrschend waren.

3 Als »neokonservativ« bezeichnen wir Strategien, wie sie etwa von der Regierung Thatcher 
oder der Reagan-Regierung in den achtziger Jahren verfolgt wurden. Insbesondere im Blick 
auf das nachkommunistische Europa nennen wir Strategien, die sich an diesen Vorbildern 
orientieren und von einigen postkommunistischen Regierungen, z.B. von der Tschechischen 
Republik, Ungarn und Polen, verfolgt werden, »neoliberal«.

4 Der post-neokonservative Staat, wie wir ihn hier skizzieren, initiiert und fördert ein selbsttra­
gendes Wirtschaftswachstum und die soziale Integration derjenigen, die sich auf dem Markt 
nicht behaupten können. Er tut das hauptsächlich dadurch, daß er in menschliches Kapital, 
neue Technologien und Umweltprojekte investiert und den Mangel an Investitionen in diesen 
Bereichen behebt. Im Folgenden nennen wir einen solchen Staat »Investorstaat«.
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Eva Kreisky und Birgit Sauer 
WOHLFAHRTSSTAAT UND PATRIARCHALISMUS

Schlankheitskur des Staates: Ein Angriff a u f die Frauenpolitik

Die neoliberale Zähmung des Wohlfahrtsstaates setzte just zu dem Zeit­
punkt ein, als Frauen im Begriffe waren, ihre Teilhabe am Staat mit neuem 
politischem Selbstverständnis einzufordern und sie für ihre Lebensinteres­
sen auch aktiv zu nutzen. Zu lange hatten Neue Frauenbewegung und 
feministischer Theoriediskurs die Bedeutung der Staatsfrage unterschätzt. 
Sie hatten sie erst aufgenommen, als den an männlicher Erwerbslogik und 
nationalstaatlichen Egoismen geformten westeuropäischen Wohlfahrts­
staaten die Todesglocke geläutet wurde. Angesichts neuer oder auch nur 
politisch erstarkter Anrechtsgruppen wurde der Bankrott westeuropäi­
scher sozialstaatlicher Arrangements erklärt; sie gelten unter dem Vorwand 
globalen Konkurrenzdrucks als nicht länger finanzierbar. Ihr Abbau 
scheint notwendig und einsichtig, der Umbau westeuropäischer Staaten 
nach Markt- bzw. Effizienzgesichtspunkten setzt die Axt am liebsten an 
den sogenannten aufgeblähten Sozialverwaltungen und an den sozialen 
Ausgaben an. Fragen demokratischer Teilhabe oder gar Gleichheit wirken 
da gewissermaßen antiquiert (vgl. kritisch Holland-Cunz 1995).

Augenblicklich sind wir mit einer zunehmenden sozialen Verkarstung 
Europas konfrontiert. Gewaltige sozialstaatliche Erosionen im Westen 
und beinharte Liquidationen »realsozialistischer« Fundamente im Osten 
machen auch vielen Frauen Europas zu schaffen. Die mehr oder weniger 
losen Männerbünde der Politik des Westens und die »altneue« männliche 
Nomenklatura des Ostens haben ihre patriarchale Vereinigung gegen über­
fällige Frauenansprüche und berechtigte Frauenbedürfnisse vollzogen. 
Das Scheitern des Realsozialismus wird westlichen Sozialstaatsverteidi­
gerinnen als Memento präsentiert -  als Sinnbild notwendiger sozialstaat­
licher Unflexibilität und Pleite. Es ist erstaunlich, wie harmonisch -  zu­
mindest in dieser Hinsicht -  die politischen Töne sich vernehmen.

Eine Männergruppe, wenig größer als eine Skatrunde, gestaltet beinahe 
im Alleingang das Konzert der Weltpolitik. Den bestimmenden Rhythmus 
schlagen allerdings die Weltmarktinteressen großer Konzerne an. Die ak­
tuelle Weltpolitik ist nicht nur geprägt durch kriegerische, sondern vor 
allem auch durch umweit- und sozialdestruktive Töne. Eine Woge ökono­
mischer Globalisierung scheint regionale, lokale oder gruppenspezifische
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Handlungsvarianten immer mehr einzuschränken. Der internationalen Be­
weglichkeit von Kapitalen und Konzernen stehen zunehmend unbewegli­
che nationalstaatliche Politiken entgegen. In diesem Sinne ist auch von 
einem »Ende der Politik« die Rede, ökonomischer Weltdynamik und 
neoliberalem Globalisierungsdruck scheint mit politischen Maßnahmen, 
die nationalstaatlich-bieder geschneidert sind, nicht mehr beizukommen 
sein. Der sich internationalisierende Kapitalismus verlangt nach einer 
ebenfalls internationalen politischen Infrastruktur und ist deshalb dabei, 
sich seiner nationalstaatlichen Eierschalen zu entledigen: Dazu gehört 
nicht zuletzt der Sozialstaat, der zunehmend als Anachronismus des natio­
nalen Kapitalismus erscheint. D er Wohlfahrtsstaatskompromiß der N ach­
kriegszeit mit seinen Merkmalen des korporatistisch verfaßten Ausgleichs 
männlicher Interessen im Erwerbsbereich, einer nachfrageorientierten na­
tionalen Politik, die auch Frauen in die Erwerbssphäre zu integrieren 
trachtete und dafür sozialstaatliche Regelungsmuster institutionalisierte, 
muß neuen Regeln angebotsorientierter, d.h. vornehmlich die kapitalisti­
sche Produktion unterstützender, Politik weichen.

Auch Politikansprüche von Frauen hatten in den Nachkriegsjahren vor 
allem auf nationalstaatliche Politik zugegriffen. Diese Art kleinräumiger 
Frauenpolitik gerät nun angesichts der aktuellen Globalisierungsdynamik 
unter Druck, und dies wird fatale Konsequenzen für die Lebensinteressen 
von Frauen haben. Zynisch gewendet: Frauenquoten und Förderung von 
Frauen in der Arbeits- und Berufswelt konnte verbal durchaus zugestimmt 
werden, war doch das wohlfahrtsstaatliche Schiff längst schon auf den 
neoliberalen Wogen der Weltmeere unterwegs, so daß politische Verspre­
chen ökonomisch nicht mehr einzulösen waren. Wieder einmal scheint die 
feministische Sicht der Dinge der Entwicklung nachzuhinken.

Die Koordinaten neoliberaler Restrukturierung des Staates haben denn 
auch deutlich geschlechterverzerrende Effekte: Subsidiarität und Privati­
sierung sozialer Risiken bedeuten eine Rücknahme der Vergesellschaftli- 
chung von Reproduktionsarbeiten; die »Kommodifizierung« staatlicher 
Leistungen, d.h. ihre Vermarktung als Waren, bedeutet vielfach nichts 
anderes als ihre »Dekommodifizierung« als unbezahlte Frauenarbeit; der 
»neue Gesellschaftsvertrag« impliziert den »alten« Geschlechtervertrag 
unbezahlter Arbeit von Frauen, der durch sozialstaatliche Maßnahmen der 
siebziger und achtziger Jahre wenigstens partiell gerechter gestaltet wor­
den war. Und die Debatte um den Um-, korrekter ausgedrückt den Abbau 
des Sozialstaats besitzt in mehrfacher Hinsicht einen antifeministischen 
Subtext: Das »Wir haben über unsere Kosten gelebt« heißt ja eigentlich: 
»Wir wollen uns den Luxus von Kinderbetreuungseinrichtungen, von 
Karenztagen oder gar von Gleichstellungspolitik nicht mehr leisten«. Sub­
sidiarität als Zauberwort unterstellt denn auch, daß die vermeintlichen
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Wucherungen des Sozialstaats zurückgeschnitten werden können, wenn 
eine Vielzahl sozialstaatlich vergesellschafteter Arbeiten wieder von der 
gleichsam »natürlich« zuständigen Gemeinschaft -  der Familie -  erle­
digt werden würden. Selbstverständlich als unbezahlte Frauenarbeit und 
unabhängig davon, daß »die« Familie am Ende des 20. Jahrhunderts immer 
weniger empirische Realität ist.

Zur Bedeutung von Staat und Politik als historische Arenen 
des Geschlechterkonflikts

Die patriarchale Qualität der gesellschaftlichen und politischen Verhältnis­
se drückt sich trotz aller Veränderung immer noch in der Benachteiligung 
von Frauen auf dem Arbeitsmarkt, ihrer Unter- oder sogar Nichtrepräsen­
tanz in der Öffentlichkeit, ihrem beschränkten Zugang zu ökonomischen, 
politischen und kulturell-symbolischen Ressourcen sowie in Gewalt gegen 
Frauen aus. Der Frauenbewegung und feministisch orientierter Politik 
muß es daher weiterhin um bürgerliche Befreiungsakte gehen, um bürger­
liche Rechte für Frauen im Sinne ihrer Unverletzbarkeit und Selbstbe­
stimmung.

Daher werden Staat und Politik auch künftig unvermeidliche Arenen für 
den Geschlechterkonflikt darstellen: entweder im Sinne der Fortschrei­
bung patriarchaler Unterdrückungsverhältnisse oder aber, wie wir trotz 
allem hoffen wollen, im Sinne ihres Abbaus. Die Regulierung, Politisie­
rung oder Entpolitisierung der Geschlechterdifferenzen erfolgten in unse­
ren Gesellschaften jedenfalls wesentlich in der staatlichen Arena mit Hilfe 
staatlicher Apparate. Die feministische Politik ist nun allerdings herausge­
fordert, die »veränderte Staatlichkeit« (Jessop 1994) im ausgehenden 20. 
Jahrhundert zur strategischen Grundlage zu machen, um ein M ehr an 
Geschlechtergleichheit zu realisieren.

Staatliche Politik -  ob Sozialpolitik, Familien-, Steuer- oder Arbeits­
marktpolitik -  ist Geschlechterpolitik: Staatliche Maßnahmen treffen auf 
eine Geschlechterhierarchie, in der Männer und Frauen -  ob sie dies 
wollen oder nicht -  als »Genus-Gruppen« sozial verortet sind (vgl. Bek- 
ker-Schmidt 1993: 44). Sozialpolitik beinhaltet also staatliche Interventio­
nen, die männliche Lebensentwürfe privilegieren, indem sie die traditionel­
le hierarchische Arbeitsteilung innerhalb der Familien ebenso wie im Er­
werbsbereich verfestigen. Nicht nur das: In die staatliche Regulierung 
selbst ist die Hierarchisierung und Trennung von Haus- und Erwerbsar­
beit, von »Frauen-« und »Männerarbeit« eingelassen. Staatliche Maßnah­
men und Programme entstehen im Kontext von vergeschlechtlichten poli­
tischen Institutionen und Prozessen und verfahren deshalb notwendig 
geschlechterselektiv. Der Universalismus von Politiken gerät, betrachtet
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man ihn genauer, zum Männer privilegierenden Partikularismus (vgl. Ku- 
lawik/Sauer 1996).

Nie in der (neuzeitlichen) Geschichte waren Staat und Politik, wie wir 
wissen, geschlechtsneutrale Instanzen, sie schufen und stützten vielmehr 
immer die kapitalistischen Voraussetzungen für Frauenausschluß und hier- 
archisierte Geschlechterordnungen -  die Aufspaltung in einen produkti­
ven Bereich bezahlter und einen un- bzw. reproduktiven Bereich unbe­
zahlter Arbeit. Staatliche Bürokratie bildet gewissermaßen die Hardware 
aller patriarchalen Funktionsweisen. Dieser Aspekt ist mit institutionali­
sierter Männlichkeit oder dem »ewig Männerbündischen« identifizierbar 
(vgl. Kreisky 1995). An dieser Hardware wurden im Verlaufe der Ge­
schichte nur marginale Veränderungen vorgenommen. Die Software 
hingegen, Demokratie, Rechts- und Sozialstaatlichkeit also, hat immer 
wieder relevante M odifikationen erfahren, die sie auch für Frauenrechte 
nutzbar werden ließ. Diese grundsätzliche Ambivalenz staatlicher In­
strumente ist bedeutsam, denn auch die Inklusion der Frauen wird nur 
über das Modell der staatlichen Regulierung erfolgen können. Eine histo­
rische Rückverfolgung staatlicher Regulationsmuster scheint daher auf­
schlußreich.

Die Durchsetzung des bürgerlichen Patriarchalismus ging historisch 
einher mit der fortschreitenden Kapitalisierung der Ökonomie; daher war 
der Anspruch von Freiheit und Gleichheit der (männlichen) Bürger sym­
ptomatisch. Die Geschlechterhierarchie und die Klassenherrschaft stütz­
ten sich im Verlaufe der Zeit wechselseitig. Der bürgerliche Patriarchalis­
mus ist aber nicht nur als bloßer Überhang feudaler Gesellschaftsformen, 
sondern als konstituierendes Strukturprinzip bürgerlicher Gesellschaften 
zu verstehen (vgl. dazu u.a. Beck/Beck-Gernsheim 1990; Gerhard 1990).

Die Auflösung ständischer Ordnungen und feudaler Abhängigkeitsver­
hältnisse entzog dem traditionellen ständischen Patriarchat die materielle 
Basis und herrschaftliche Legitimation. Die Freisetzung der Individuen 
aus patriarchaler Gewalt, der Wandel vom Haus- zum Familienvater, w ur­
de durch politische und ökonomische Umwälzungen (z.B. Bauernbefrei­
ung, Auflösung der Zunftverfassungen, Institutionalisierung von Lohnar­
beit) sowie durch den aufklärerisch-absoluten Staat (z.B. durch Staatsbür­
gerrechte, bürgerliche Rechtskodifikationen wie Ehe- und Eigentums­
recht) begünstigt (vgl. Beer 1990; Gerhard 1990). Die »Krise der Gleich­
heit« (Baxmann 1989) wurde durch Festschreibung hierarchisierter Ge­
schlechtscharaktere kompensiert: Spätestens Mitte des 19. Jahrhunderts 
war fast überall in Europa der Patriarchalismus der Familienväter wieder 
hergestellt (vgl. Gerhard 1990) und ihre Suprematie in der politisch-staat­
lichen Öffentlichkeit gesellschaftsvertraglich, genauer: in einem die Frauen 
unterwerfenden Vertrag abgesichert (vgl. Patemann 1988).
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Der bürgerliche Staat sicherte den Ehemännern qua Recht die Verfü­
gungsgewalt nicht nur über das Eigentum der Frauen, sondern auch über 
ihre Arbeit, ihren Körper, ihre Kinder und mit den berüchtigten »ehelichen 
Pflichten« auch über ihre Sexualität (vgl. Gerhard 1990). Dafür verzichtete 
der moderne Staat sogar auf das ihm genuin zustehende Monopol physi­
scher Gewalt: Gewalt und Vergewaltigung in Ehe und Familie blieben 
legitim. Der bürgerliche Patriarchalismus bezog sich aber im Gegensatz zu 
früheren Patriarchatsformen vornehmlich auf die Ehefrauen, nicht mehr 
beispielsweise auf Bedienstete. Er ist aber, ebenfalls im Unterschied zu 
vorher, nicht mehr auf die Sphäre der Familie zu begrenzen, sondern 
strukturiert fast alle gesellschaftlichen Bereiche auch außerhalb von Ehe 
und Familie -  Arbeitsmarkt, Berufssystem, Politik, Kultur, Sprache, 
Denken sowie männliche und weibliche Identitäten.

Die Kontrolle weiblicher Sexualität bildet den historischen Faden durch 
die Geschichte des Patriarchalismus (vgl. MacKinnon 1983) und verbindet 
neuzeitliche Frauenrechtskämpfe mit Auseinandersetzungen aktueller 
Frauenbewegungen. Sowohl alte wie auch neue Frauenbewegungen haben 
jeweils Modernisierungen der Geschlechterverhältnisse stimuliert. Des­
halb wurden und werden ihnen auch alle im Gefolge von Modernisierung 
auftretenden (männlichen) Identitätskrisen angelastet: Wenn traditionelle 
Wertmuster nicht mehr stimmen, wenn das herrschende Bild der Männ­
lichkeit brüchig wird, neue Identitäten aber nicht zur Verfügung stehen, 
wird die politische Frauenbewegung zur Wurzel allen Übels erklärt, und 
männliche Gegenbewegungen formieren sich.

Auch wohlfahrtsstaatliche Entwicklungen werden zuweilen als weibli­
che Deformationen des Staates angesehen, während harte Politikbereiche 
männlich codiert sind und ewige Notwendigkeit zugesprochen bekom­
men. Diese geschlechtsspezifische Arbeitsteilung des Staates wird nun im 
Zuge staatlicher Internationalisierung zugunsten seiner »männlichen« 
Aspekte transformiert: »Weiche« Politikfelder werden finanziell reduziert, 
»harte« Politikfelder wie innere und äußere Sicherheit unter dem Vorwand 
»internationaler Kriminalität« finanziell und ideologisch aus- und auf­
gerüstet. So scheint es, daß tro tz der Rede vom »Ende des N ational­
staats« dieser keineswegs verschwindet, sondern sich im Gegenteil auf 
sein genuines Mittel besinnt -  das der Durchsetzung des physischen 
Gewaltmonopols nach innen wie nach außen. Dieser kursorische Blick 
auf die geschlechtliche Textur von Staatlichkeit sollte deutlich machen, 
daß die Debatte um Geschlechterverhältnisse im Sozialstaat nach einer 
Kontextualisierung in einem größeren Rahmen feministischer Staatsde­
batten verlangt.
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Nach einigen Jahren eines funktionalistisch verengten und unterkomple­
xen Zugriffs der Frauenforschung auf »den« Staat (vgl. dazu Kulawik/Sau- 
er 1996) versuchen erste Ansätze feministischer Staatstheorien der jüngsten 
Vergangenheit, das Geschlecht des Staates offenzulegen. Im Anschluß an 
Max Weber läßt sich die Frage nach dem »Geschlecht des Staates« zunächst 
folgendermaßen formulieren: Wie ist die Idee des Staates, nämlich die legitime 
Herrschaft über Menschen, wie seine Funktion, nämlich Entscheidungen 
über den Alltag zu treffen, und schließlich wie sein Apparat, der »politische 
Anstaltsbetrieb« (Weber 1980: 79), geschlechtsspezifisch geprägt?

Ein feministischer Theorierahmen zur Analyse staatlicher Politiken und 
Institutionen muß nun die Herrschaftlichkeit, die Maskulinität des Staates 
analytisch verorten, ohne ihn zu dämonisieren, aber auch seine »Frauen­
freundlichkeit«, d.h. die Möglichkeiten, die der Staat zur Veränderung von 
Geschlechterverhältnissen bietet, aufzeigen, ohne ihn zu idealisieren. Die 
Analyse wohlfahrtsstaatlicher Verfaßtheit am Ende des 20. Jahrhunderts 
muß darüber hinaus bedenken, daß der Staat in der Spät- bzw. Postmoder­
ne eine gewandelte Bedeutung für den Alltag von Frauen erhalten hat. Er 
ist widersprüchlicher geworden, sein Maskulinismus wurde diffuser und 
feiner, obwohl er gleichzeitig mächtiger und durchdringender in den Alltag 
von Frauen eingreift: Er ersetzt für viele Frauen den Mann (vgl. Brown 
1992: 28).

Seit Beginn der neunziger Jahre veränderte sich die Staatskonzeption des 
politikwissenschaftlichen Malestreams: Der Staat agiere nicht mehr als 
souverän handelnder Akteur, nicht mehr als »Zentrum oder Spitze moder­
ner Gesellschaften« (Scharpf 1992: 104; der Autor rekurriert hier auf die 
systemtheoretische Sicht Luhmannscher Provenienz, die vom Nebenein­
ander gesellschaftlicher Teilsysteme ausgeht; vgl. auch Bob Jessop 1990), 
sondern als Komplex von »informelle(n) und formelle(n) Verhandlungssy- 
steme(n)« (ebd.: 95ff.). Interventionen und Entscheidungen müssen in den 
klassischen Organisationen der Industriegesellschaft, den Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden, in Kirchen, freien Trägern und Kommunen 
ausdiskutiert und ausgehandelt werden, bevor sie in Kabinetten und Par­
lamenten entschieden werden. Allein durch diese »Enthierarchisierung der 
Beziehung zwischen Staat und Gesellschaft« bleibe der Staat handlungsfä­
hig und könne erfolgreich komplexe Gesellschaften steuern (vgl. ebd.: 95). 
Edgar Grande, der weniger den Steuerungsaspekt im Auge hat, spricht von 
der »Entgrenzung des Staates« (zit. nach Heritier 1993: 16).

Auch feministische Staatskonzepte fassen den Staat dezentriert und 
nicht länger als »Hauptquartier des Patriarchats« (Connell 1990: 516f.): 
Der Staat sei ein Set unterschiedlicher diskursiver Arenen, die eine zentrale

Feministische Theoretisierungen des Staates
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Rolle für die Organisation von Machtverhältnissen spielen (vgl. Pringle/Wat- 
son 1992: 54, 70): »The domaine we call the state is not a thing, System, or 
subject but a significantly unbounded terrain of powers and techniques, an 
ensemble of discourses, rules, and practices« (Brown 1992:12).

Der Staat wird im Anschluß an Poulantzas (1974) als ein gesellschaftli­
ches Verhältnis bzw. als eine widersprüchliche Arena gesellschaftlicher 
Herrschaftsverhältnisse begriffen. Der Staat reflektiert also nicht eine vor­
gängige Klassen- oder Geschlechterstruktur, wie auch Bob Jessop (1994) in 
seinem strategisch-relationalen Konzept hervorhebt, sondern ist das Er­
gebnis »mächtiger« Netzwerke, Beziehungen und Allianzen. Aus diesem 
Grunde könne er weder als ein kohärener Agent einer spezifischen gesell­
schaftlichen Gruppe -  der Männer beispielsweise -  noch mit Intentio­
nalität -  etwa die Unterdrückung von Frauen anstrebend -  agieren (vgl. 
Pringle/Watson 1992: 55f.; Franzway/Court/Connell 1989: 33ff.). Der 
Staat ist weder nur ein Objekt gesellschaftlicher Verhältnisse noch ein 
neutrales Instrument, das für Interessen beliebig benutzbar ist; vielmehr 
produzieren staatliche Institutionen und Diskurse erst Interessen und 
Marginalitäten. Macht und Herrschaft stellen sich in komplexen strategi­
schen Situationen her, sie existieren nicht in Institutionen oder Strukturen 
(vgl. Pringle/Watson 1992: 56). Der Staat ist also auch Subjekt des gesell­
schaftlichen Prozesses, d.h. er kann eigene Interessen und Strategien ver­
folgen, die möglicherweise den patriarchalen Verhältnissen widersprechen 
und die eben nicht »die« Interessen von Männern bedienen (vgl. Young 
1992: 8). Rosemary Pringle und Sophie Watson plädieren dafür, nicht von 
»weiblichen« und »männlichen« Interessen zu sprechen, sondern von (he- 
gemonialen) Diskursen, und die Marginalisierung von Frauen als eine 
diskursive zu fassen. Die »diskursive Marginalisierung« von Frauen führt 
auch zu ihrer Marginalisierung im Staat(sdiskurs) (vgl. Pringle/Watson 
1992:68). In deutlicher Abgrenzung zur marxistischen Staatsableitung und 
ihrer feministischen Adaption ist davon auszugehen, daß ein Staat masku- 
linistisch ist und sein kann, ohne die Interessen von Männern zu vertreten, 
weil die historisch konstruierte Männlichkeit die unterschiedlichen Macht­
arten des Staates ganz unterschiedlich formte (vgl. Brown 1992: 14).

Die Sozialpolitik basiert somit in all ihren Phasen nicht nur auf struktu­
rellen Vorgaben und Begrenzungen, sondern auch auf dem diskursiven 
Ringen um Bedeutungen, die den Staat und seine spezifischen Interessen 
jeweils neu und aktuell bestimmen (vgl. Pringle/Watson 1992: 63). Jede 
Dimension vonpolicy making reflektiert eine je unterschiedliche Konfigu­
ration von Machtverhältnissen und Netzwerken (vgl. ebd.: 69) und verleiht 
dem Staat eine je spezifische »Produktivität«, ungleiche Geschlechterver­
hältnisse aufrecht zu erhalten oder aber sie gegen Interessen an einer 
geschlechtlichen Arbeitsteilung zu verändern.
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Was hier als Spielraumerweiterung auch für feministische Politik er­
scheinen könnte, ist allerdings mit Vorsicht zu genießen. Auch wenn der 
Staat nicht mehr als monolithisch und hegemonial zu verstehen ist, besitzt 
er doch alle Machtressourcen, um den Alltag von Frauen zu regulieren: 
»The central paradox of the postmodern state thus resembles a central 
paradox of postmodern masculinity: its power and privilege operate in- 
creasingly through disavowal of potency, repudiation of responsibility, 
diffusion of sites and operations of control« (Brown 1992: 29).

Die postmoderne Auflösung des Staates macht deshalb die feministische 
Staats- und Herrschaftskritik nicht überflüssig, im Gegenteil. Poststruktu- 
ralistische wie auch systemtheoretisch inspirierte Konzepte bedürfen aus 
unserer Sicht einer Ergänzung um ein Konzept der Sedimentierung von 
marginalisierenden Diskursen in Strukturen und Institutionen, insbeson­
dere im Hinblick auf deren Geschlechterparadoxie. Politikwissenschaftliche 
Geschlechterforschung sollte -  auch im Unterschied zum Malestream -  
darum bemüht sein, eine diskursgeleitete Institutionenperspektive mit der 
ökonomischen und mit der kulturellen Sicht zu verknüpfen, um die Struktur 
hierarchisierter Zweigeschlechtlichkeit nicht aus dem Blick zu verlieren.

Der Sozialstaat in der feministischen Diskussion

Obwohl es in den westlichen Industriegesellschaften unterschiedliche, 
nämlich »kulturell gebundene« Modelle sozialstaatlicher Regulierung gibt 
(vgl. Langan/Ostner 1991: 303), ist ihnen trotz aller Differenzen eine 
Tendenz doch gemeinsam: Empirische Arbeiten zur sozialen Lage von 
Frauen belegen ihre mehr oder weniger fortdauernde Diskriminierung im 
System sozialer Sicherheit. Die Ausformung des Sozialstaats trug von 
Anfang an die Spuren ungleicher Geschlechterbeziehungen in sich. Gegen­
wärtige Sozialstaaten, aber auch Sozialstaatstheorien, sind mit »einem Vor­
urteil belastet« (Gerhard 1988: 13). Die »soziale Frage« des 19. Jahrhun­
derts war »mit der Arbeiterfrage identisch« (ebd.: 13f.), und Sozialpolitik 
war die Antwort auf diese soziale Frage: Die negativen Folgen kapitalisti­
scher Industrialisierung sollten abgeschwächt sowie die Klassengegensätze 
befriedet werden. Weil der Sozialstaat in der Arbeiterfrage »historisch 
verankert« ist, sind ihm »Voreingenommenheit« und »Einseitigkeit« eigen 
(ebd.: 14). Der Sozialstaat ist so eine vertraglich geregelte Unternehmung 
von Männern -  nämlich der Gewerkschafter, der Arbeitgeber und der 
staatlichen Administration -  zur Absicherung männlicher, organisierba­
rer Interessen: Schutz vor den Risiken männlicher Erwerbsarbeit, mitunter 
sogar Schutz vor weiblicher »Erwerbsarbeitskonkurrenz«, sowie Siche­
rung staatlicher Reproduktion.

Der Sozialstaatskompromiß behandelte die Interessen von Frauen, seien
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sie Erwerbstätige in der Industrie, Hausbedienstete oder unbezahlt tätige 
Hausarbeiterinnen, als Nebenfragen: Alle Sozialpolitik ist vor allem an der 
Erwerbsarbeit ausgerichtet und läßt Haus- und Kinderarbeit unbeachtet. 
Dies ist der »erste Anlaß aller Diskriminierung von Frauen auch im Sozial­
staat« (ebd.: 15). Das soziale Sicherungssystem ist dementsprechend zwei­
geteilt in Ansprüche, die sich aus der Lohnarbeit ergeben, und solche, die 
nur abgeleitet oder subsidiär bestehen. Daß diese Spaltung sozialstaatlicher 
Sicherung der geschlechtlichen Demarkationslinie folgt, ist eine Konsequenz 
der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, die durch das sozialstaatliche Sy­
stem kaum kompensiert wird. An dieser Grundkonstruktion hat sich auch 
durch tendenzielle Anerkennung von Haus- und Kinderarbeit (z.B. durch 
entsprechende Karenzregelungen oder durch Anrechnung von Kinderer­
ziehungszeiten bei der Rente) nichts Wesentliches geändert. Das ursprüng­
liche Bauprinzip wurde lediglich etwas abgeschwächt. Erst eine allgemeine 
Grundsicherung und ein Volkspensionssystem würden auch für Frauen 
eine grundlegend andere sozialpolitische Weichenstellung bewirken.

Als eine der ersten feministischen Disziplinen im deutschssprachigen 
Raum entstand in den späten siebziger Jahren die Sozialstaatsanalyse. 
Feministische Wissenschaftlerinnen wiesen darauf hin, daß westliche So­
zialstaaten Wohlfahrt nicht geschlechtsneutral garantieren, sondern daß im 
Gegenteil sozialstaatliche Leistungen die Geschlechterhierarchie, vor­
nehmlich die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung, zementieren, anstatt 
sie aufzulösen. Sozialstaatsanalyse aus der Frauenperspektive widmet sich 
ebenso der historischen Entstehung der Sozialstaaten wie auch den Sozial­
staatsstrukturen, den Sozialstaatsfunktionen und der Wirkungsanalyse so­
zialstaatlicher Maßnahmen -  freilich unter systematischem Einbezug der 
Geschlechterkomponente. Von einer feministischen Sozialstaatstheorie zu 
sprechen, wäre dennoch ein ungerechtfertigter Vorgriff auf erst noch zu 
leistende theoretische Arbeit. Es gibt jedoch eine Fülle unterschiedlich weit 
gediehener Zugänge und Ansätze, die im großen und ganzen auf zwei 
Schienen fahren und so die Grundlagen feministischer Sozialstaatsanalyse 
zu schaffen versuchen: Einerseits auf der Ebene theoretischer und empiri­
scher Forschungen zur geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, insbeson­
dere als Hausarbeitsforschung, und zur Tendenz zunehmender Verarmung 
von Frauen (vgl. Kickbusch/Riedmüller 1984; Koppen 1985) sowie ande­
rerseits auf der Ebene der Patriarchatsforschung. Die geschlechterkritische 
Revision des Politikfelds Sozialpolitik in den siebziger und frühen achtzi­
ger Jahren konnte nachweisen, daß im Wohlfahrtsstaat Bundesrepublik 
Deutschland die Armut »weiblich« ist. Komparative Arbeiten haben ver­
stärktes Augenmerk auf unterschiedliche Wohlfahrtsstaatsregimes und un­
terschiedliche Sozialstaatserfahrungen gelegt (vgl. Esping-Andersen 1990). 
Aus den Ergebnissen dieser Forschungsarbeiten lassen sich neue differen­
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zierte Erklärungslinien sozialstaatlicher Politik entwickeln, die nicht nur 
die Differenzen zwischen Männern und Frauen, sondern auch jene unter 
Frauen thematisieren (vgl. Langan/Ostner 1991).

An der Problematik des Sozialstaats scheiden sich die feministischen 
Geister: Diejenigen, die sich in der empirischen Detailarbeit verfangen und 
für die Fortschreibung sozialstaatlicher Politik plädieren, weil sie damit 
den Frauen zu nützen vermeinen, und diejenigen, die sich gerade wegen des 
Integrationssogs sozialstaatlicher Politik überhaupt weigern, Fragen staat­
licher Politik zu bearbeiten, bilden gewissermaßen die beiden äußeren Pole 
des feministischen Streits. Für die einen ist der Sozialstaat Vehikel zur 
Gleichstellung und Emanzipation, der zumindest »frauenfreundlicher« als 
Nicht-Sozialstaaten ist, die anderen schmähen ihn als Instrument der Kon­
trolle und Bevormundung von Frauen. Zwischen diesen Extrempunkten 
lassen sich aber auch andere, weiter ausdifferenzierte strategische Positio­
nen ausnehmen. Kern der Auseinandersetzungen ist jedenfalls immer die 
Frage nach dem Ausmaß und der Qualität der Abhängigkeit von Frauen, 
die im Spannungsdreieck von Familie/Ehe, Kapital/Markt und Sozialstaat 
angesetzt wird. Und jeder Eingriff in die abhängige weibliche Lebenssitua­
tion würde nur einen Wechsel, nicht jedoch die Aufhebung der Abhängig­
keitsstrukturen bewirken. Einer solchen Sicht mangelt es freilich an einer 
Abwägung und Bewertung der weiblichen Sozialrisiken je nach dem do­
minierenden Akteur.

Etliche feministische Sozialstaatskritikerinnen äußern den Verdacht, 
daß der Sozialstaat die patriarchalen Verhältnisse mit den Mitteln der 
Sozialpolitik letztlich aufrechterhält, ohne sie zu transformieren oder gar 
zu beseitigen. In der Tradition linker Herrschaftskritik werden wohl­
fahrtsstaatliche Institutionen als »Verschleierung« patriarchaler Herrschaft 
verstanden: Der Sozialstaat ist »seit dem formal egalitären Eherecht in die 
Fußstapfen des Ehemannes getreten« (Gerhard 1988: 24). Die private 
männliche Gewalt sei durch die sozialstaatlichen Kontrollen bloß substi­
tuiert worden. An die Erklärung des Sozialstaats als »strukturelles Patriar­
chat« werden nun zwei völlig konträre Strategien geknüpft: Einmal die 
Strategie der totalen Verweigerung, weil den Frauen im Sozialstaat bloß 
eine »neue Spielart des Patriarchats« (ebd.) entgegentritt; das andere Mal 
die Hoffnung, den Staat als »Sprungbrett zu Autonomie« (ebd.: 25) nutzen 
zu können. Die zweite Position erkennt im Übergang der Abhängigkeit 
der Frauen von Männern zu ihrer Abhängigkeit vom Sozialstaat auch 
positive Möglichkeiten. Diese Einsicht geht von der grundsätzlichen Am­
bivalenz des Staats sowie der rechtlichen Instrumente aus. Das Recht 
erscheint nicht nur als Herrschaftsinstrument, sondern es beinhaltet auch 
ein wichtiges Potential zur Verhinderung von Gewalt und kann damit der 
Befreiung der Frauen nützen (vgl. Gerhard 1990).
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In der feministischen Wohlfahrtsstaatsdebatte der skandinavischen Län­
der wurde bereits in den achtziger Jahren auf die zentrale Bedeutung des 
Staates für die Herstellung von sozialer Gleichheit zwischen den Ge­
schlechtern und von Geschlechterdemokratie auch im politischen System 
verwiesen. Frauenforscherinnen wie Drude Dahlerup (1990) gingen davon 
aus, daß die (wohlfahrts)staatliche Einbindung von Frauen diese auch zu 
politischen Subjekten und nicht nur zu verwalteten und regulierten 
Staatssubjekten, zu Untertanen also, mache: Frauen, so die These, brau­
chen den Staat, weil ihnen die Gesellschaft, d.h. die kapitalistische Wirt­
schaft, die bürgerliche Privatheit der Kleinfamilie, aber auch die Zivilge­
sellschaft weder Freiheit noch Gleichheit bieten können. Die Arbeit der 
sogenannten »Femokraten« in der staatlichen Bürokratie zeige zudem, daß 
Veränderungen hin zu mehr Demokratie zwischen den Geschlechtern und 
zu frauenfreundlicheren Politiken zumindest ab einer »kritischen Masse« 
von Frauen in staatlichen Institutionen durchaus möglich sind (vgl. Dah­
lerup 1990: 71).

Helga Maria Hernes geht so weit zu behaupten, daß die Abhängigkeit 
der Frauen ihren Charakter sogar grundlegend ändert, wenn sie öffentlich 
wird, weil sie damit zum Gegenstand politischer Kontrolle und politischen 
Handelns wird (vgl. Hernes 1987). Drude Dahlerup wiederum weigert 
sich, dasselbe Wort, nämlich Abhängigkeit, zur Charakterisierung sowohl 
einer interpersonellen als auch einer strukturellen Beziehung heranzuzie­
hen (vgl. Dahlerup 1987). Anette Borchorst und Birte Siim konstatieren in 
ihrer Analyse des dänischen und des schwedischen Sozialstaats eine 
Schwächung des »Familienpatriarchats« bei gleichzeitiger Stärkung des 
»sozialen Patriarchats« (vgl. Borchorst/Siim 1987). Obwohl sich die Situa­
tion der Frauen in Skandinavien erheblich verbessert hat, sind sie immer 
noch Objekte männlicher Herrschaft und Teil einer hierarchisierten Ge­
schlechterordnung. Und die krisenhaften letzten Jahre haben dies deutlich 
unter Beweis gestellt. Auch Schweden etwa wurde ein neoliberaler W irt­
schafts- und Sparkurs beschert, der vor Frauen nicht haltmachte.

In der Sozialstaatsdebatte ist immer auch die Frage der Notwendigkeit 
sowie der Möglichkeit einer Feminisierbarkeit staatlicher Strukturen the­
matisiert worden. In der Praxis stellte sich aber die männerbündische 
Kernstruktur des Staates einer solchen Absicht mit Vehemenz entgegen. 
Das Problem der Feminisierung des Personals staatlicher Institutionen hat 
Gerda Neyer (1991) am Beispiel des Österreichischen Nationalrats deut­
lich gemacht. Die »Eroberung« staatlicher Einrichtungen durch Frauen 
führt nämlich keineswegs automatisch auch zu mehr weiblicher Macht und 
weiblichem Einfluß, sondern vielmehr zu einer quantitativen Erweiterung 
der Institutionen und zu einer hermetischeren maskulinistischen Knüp­
fung semistaatlicher korporatistischer Netzwerke.
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Feministische Nostalgie?

Feministische Kritik an der Aushöhlung der sozialstaatlichen Grundle­
gung westlicher Industriegesellschaften ist also keineswegs ein bloßer 
Rückblick auf ein frauenfreundliches Davor der achtziger Jahre. Die femi­
nistische Theorie ist genötigt, die Transformation von Nationalstaatlich­
keit unter einer geschlechterkritischen Perspektive in den Blick zu nehmen 
und die Handlungsspielräume, aber auch -begrenzungen in diesem ver­
meintlich automatisch ablaufenden Strudel von ökonomischer Globalisie­
rung und reaktiver nationalstaatlicher Politik auszuleuchten.

In der Tat scheint es aber so, als ob die feministische Politik auf dem 
Erhalt sozialstaatlicher Regelungen im nationalen Kontext beharren müß­
te: Weniger Staat bedeutet auch weniger frauenpolitische Interventions­
möglichkeiten. Notwendig aber ist ein strategischer frauenpolitischer 
Wechsel: Neue Bündnisse, neue Orientierungen, neue Handlungsformen 
sind gefragt. Frauen bedürfen ohne Zweifel der konsequenten Sozialstaats­
reform, und diese wiederum ist nur als grundlegende Reform der gesell­
schaftlichen Organisation der Geschlechterverhältnisse wirklich machbar.

Kann die Entstaatlichung des Sozialstaats überhaupt eine Veränderungs­
perspektive sein? Müßte es nicht viel eher um einen entbürokratisierenden 
und demokratisierenden radikalen Umbau des Sozialstaats gehen, der ten­
denziell auch eine Entgrenzung sozialstaatlichen Denkens, eine Lösung 
aus seiner nationalstaatlichen Enge anvisiert? Solange aber das Paradox 
hingenommen wird, daß westliche Industriegesellschaften in all ihren 
Grundzügen von einer Wertehegemonie der »Arbeitsgesellschaft« be­
stimmt werden, gleichzeitig aber Erwerbsarbeit abnimmt, kann es auch 
keine Perspektiven für alternative materielle Grundierungen des Sozial­
staats geben. Erst neue Konzeptualisierungen von Arbeit und N icht-A r­
beit, also eine radikal neue Architektur für die widersinnig gewordene 
Arbeitsgesellschaft werden eine demokratische Innovation sozialstaatli­
cher Politiken für das nächste Jahrtausend einleiten können: es geht um 
einen Ansatz, der nicht kahlschlagsaniert, sondern Bewahrenswertes für 
sozial schwache Gruppen schont, verkrustete Privilegienstrukturen aber 
schonungslos aufbricht. Eines ist aber gewiß: Jede Vorstellung von Erneue­
rung und Realisierung sozialstaatlicher Prinzipien hat das Los von Frauen 
mitzubedenken.

Eine Re-Invention des Sozialstaats unter demokratisch-egalitärer und 
antipatriarchal-feministischer Perspektive ist verlockend. Sie macht aller­
dings nur Sinn, wenn dem Sozialstaatskompromiß ein Geschlechterkom­
promiß an die Seite gestellt wird, oder anders ausgedrückt: Wenn der 
Geschlechtervertrag als Unterwerfungsvertrag einem demokratischen Ge­
schlechtervertrag weicht (vgl. dazu Erna Appelt 1996). Ein solcher sozial­
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staatlicher Geschlechterkompromiß muß soziale Sicherung jenseits des 
ständischen Geschlechterkriteriums gewährleisten, er muß Haus-, Pflege- 
und Erziehungsarbeit honorieren, und er muß »Abhängigkeit« als G rund­
konstellation des Individuums akzeptieren.

Darüber hinaus bedarf die Rekonstruktion des Sozialstaats notwendig 
auch der Demokratisierung staatlicher Hardware -  d.h. der Entmännli- 
chung des Personals staatlicher Verwaltungen, aber auch ihrer Strukturen, 
Vorschriften und Regeln. Verschlankung und Modernisierung des Staates 
(vgl. Naschold 1994; Tegethoff/Wilkesmann 1995) machen nur als Ge­
schlechterdemokratisierung Sinn.
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Joan Tronto 
POLITICS OF CARE 

Fürsorge und Wohlfahrt

I. »Schau-, wo deine Hände sind. Jetzt.«

Am Ende ihres Romans Jazz  sprich Tony Morrison jemanden in der 
zweiten Person an: »Du hast die Freiheit, es zu tun, und ich die Freiheit, es 
dich tun zu lassen, weil schau, schau. Schau, wo deine Hände sind. Jetzt.«1 
Morrisons Imperativ, so natürlich er auch klingen mag, fordert uns dazu 
auf, unsere Aufmerksamkeit auf die Aspekte des Lebens zu lenken, die 
normalerweise aus dem politischen, sozialen und philosophischen Denken 
ausgeklammert bleiben. »Schau, wo deine Hände sind. Jetzt.« war selten 
ein Aufruf von Philosophen. Die großen philosophischen Metaphern han­
deln nicht davon, etwas mit unseren Händen zu tun, wie viele feministische 
Autorinnen gezeigt haben, sondern vom Sehen.2 Aristoteles zufolge (bei­
spielsweise) geht die Philosophie davon aus, daß unsere Hände leer sind 
und ruhen. Und auf gleiche Weise nimmt auch die politische Theorie eine 
distanzierte und objektive Perspektive gegenüber ihrem Gegenstand ein.

Die metaphorischen Assoziationen der Begriffe »Politik« und »Hände« 
in der Alltagssprache lassen im Übrigen eher Argwohn aufkommen gegen­
über unseren Händen: Zwar ist z.B. »hands-on« im Englischen oder 
»handfest« im Deutschen positiv besetzt, doch überwiegen in dieser Meta­
phorik die pejorativen Wendungen wie »hands-under-the-table«, »hands 
in the cookie jar« bzw. »unter der Hand«, und, besonders schwerwiegend, 
»dirty hands«, »die schmutzigen Hände«. Sofort kommt Michael Walzers 
Etikettierung des Problems der schmutzigen Hände in der Politik in den 
Sinn: Sich in die Politik einzumischen, befleckt alle moralischen Prinzipien, 
in deren Namen man einst auszog.

Anders als die Philosophen benutzt der Rest der Welt die Hände zum 
Leben: Mit unseren Händen erschaffen wir die Welt um uns herum. Die 
Philosophen, die Politologen und andere Ankläger der »Politik der 
schmutzigen Hände« beziehen in ihre Überlegungen nicht mit ein, daß es 
ein besonderes Privileg ist, sich nicht darum kümmern zu müssen, wo sich 
die Hände gerade befinden. Dieses Privileg genießen nicht alle gleicher­
maßen. Mancher Hände werden sehr viel schärfer beobachtet als die ande­
rer; und einige Denkungsarten sind weit von der alltäglichen Welt der 
menschlichen Hände entfernt.
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Daß moderne Wohlfahrtsstaaten zu großzügig gegenüber ihren Bürgern 
geworden sind, ist in den Industriegesellschaften während der letzten 
zwanzig Jahre beinahe zu einem Gemeinplatz geworden. Während viele 
Beobachter die Krise des Wohlfahrtsstaats genau beschreiben können in 
Bezug auf die Kosten, auf demographische Veränderungen, den Wandel 
der internationalen Marktbedingungen, die Dilemmata universeller im 
Gegensatz zu bedürftigkeitsermittelten Leistungen, reichen ihre Analysen 
doch kaum bis zu den betroffenen Bürgern. Interessant an dieser Diskus­
sion ist, daß sie nie die Frage stellt, welche menschlichen Bedürfnisse wir 
als eine anständige und fürsorgliche Gesellschaft befriedigen sollten, son­
dern daß stets aus der Perspektive ökonomischer und demographischer 
Realitäten argumentiert wird. Schauen wir dorthin, wo die Hände sich 
befinden, die Hände der Theoretiker, aber auch die der »Kunden« des 
Wohlfahrtsstaats, dann sehen wir diese Krise in einem ganz anderen Licht.

Die falsche Konkretheit des Begriffsrahmens zeitgenössischer sozial­
wissenschaftlicher und politischer Theorie zu kritisieren, ist nicht allein 
der feministischen Theorie Vorbehalten. Die Arbeiten vieler linker Denker 
des 20. Jahrhunderts weisen in eine ähnliche Richtung. Die feministische 
Kritik jedoch bietet ein Korrekiv gegen das übermäßig abstrakte Denken, 
das in den bestehenden Ansätzen vorherrscht. Im Folgenden möchte ich 
zeigen, daß eine feministische Fürsorgeethik (care ethic), die aufmerksam 
gegenüber der tatsächlichen Aktivität der Fürsorge und Zuwendung ist, 
uns zu einem anderen Ausgangspunkt führt, über Wohlfahrtspolitik nach­
zudenken. Ich hoffe, daß die Fürsorgeethik als ein philosophisches Äqui­
valent zu Morrisons Imperativ fungieren kann.

II. Sozialpolitik im Blick

»Schauen« geschieht immer von einem konkreten O rt aus; es ist nie trans­
parent, sondern bedeutet immer auch, in einer bestimmten Weise zu schau­
en. Die Politiktheoretiker sehen die Welt in einer bestimmten Weise, die 
ihnen zwar als normal erscheint, jedoch unweigerlich einige Annahmen 
über die soziale Welt voraussetzt. Diese Annahmen beruhen natürlich auf 
den Grundlagen der Praxis der politischen Theorie, und sie scheinen 
innerhalb des theoretischen und gesellschaftlichen Rahmens, in dem sie 
begriffen werden, recht gut zu funktionieren.

Wie bei anderen Theorien so beinhalten auch hier die Lehrbuchbe­
schreibungen Elemente wie das Fällen desinteressierter und rationaler 
Urteile, das Abwägen miteinander konkurrierender Alternativen, die Be­
trachtung der Konsequenzen verschiedener Entscheidungen und die Auf­
rechterhaltung einer gewissen Distanz zum politischen Prozeß selbst. In 
diesem scheinbar neutralen und umfassenden Ansatz der politischen Theo­
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rie sind jedoch weitere Voraussetzungen versteckt enthalten, die es dem 
Theoretiker erlauben, den Blick auf seine Hände zu vermeiden. Die viel­
leicht wichtigste Voraussetzung, von der er ausgeht, besteht darin, den 
Staat als Versorger, als Anbieter wohlfahrtsstaatlicher Dienstleistungen 
und den Staatsbürger als Klienten dieser Dienstleistungen zu begreifen. 
Dieses Modell des Verhältnisses von Staat und Staatsbürger/in hat jedoch 
eine Reihe schwerwiegender Konsequenzen. Werden die Staatsbürger/in- 
nen bloß als Konsumenten öffentlicher Leistungen verstanden, dann kön­
nen ökonomische Modelle von »Bedürfnissen« auskommen ohne ein Ver­
ständnis oder eine öffentliche Diskussion der tatsächlichen Bedürfnisnatur. 
Unter dieser Voraussetzung werden Fragen der Gerechtigkeit zu bloßen 
Verteilungsfragen zwischen den verschiedenen Klienten. Gleichzeitig wer­
den relevante Möglichkeiten außer Acht gelassen, über die verschiedenen 
sozialen Situierungen der Staatsbürger/innen nachzudenken, etwa Ge­
schlecht, Klasse und ethnische oder rassische Unterschiede, und so die 
interessantesten Probleme demokratischen Lebens verfehlt.

Weil die Theoretiker ein Bedürfnismodell zugrundelegen, das vom Staat 
als dem relevanten Handelnden ausgeht, sind die stattfindenden Diskus­
sionen selten sensibel für gesellschaftliche Veränderungen, die durch sozia­
le Bewegungen in Gang gebracht werden. Diese entstehen außerhalb des 
normalen politischen Prozesses und stellen Forderungen nach mehr Teil­
habe bestimmter Gruppen an diesem Prozeß. Auf diese Weise verändern 
sie die Bedingungen, unter denen die politische Diskussion bis dahin 
stattgefunden hat. Der Theoretiker, der weiterhin die politischen Möglich­
keiten und gesellschaftlichen Belange innerhalb des Rahmens traditioneller 
Politiktheorie beschreibt, wird diese neuen Forderungen nicht berücksich­
tigen können.

Feministinnen haben unter anderem die Anmaßung bekämpft, daß »der 
Platz der Frau das Heim« sei. Die Kritik bezieht sich nicht vornehmlich 
oder gar ausschließlich auf Frauen und ihre Verortung in der Arbeitswelt. 
In den verschiedenen Ländern Europas schwankt der Anteil der berufstä­
tigen Frauen. Ungeachtet dieser Unterschiede sind Frauen jedoch in über­
proportionaler Weise mit der unbezahlten Hausarbeit betraut und für sie 
verantwortlich; diese Arbeit wird oft »reproduktive« Arbeit genannt. Im 
Folgenden werde ich sie hingegen als Zuwendungsarbeit3 (»caring work«) 
neu definieren. Die Neuordnung von öffentlichem und privatem Leben ist 
demnach zu einem notwendigen Schritt für die vollständige gesellschaftli­
che Inklusion der Frauen geworden. Denn unter der Voraussetzung, daß 
irgend jemand die Zuwendung leisten muß, hat die gesellschaftliche Inklu­
sion der Frauen die Konsequenz, daß die Verantwortungen im Privatleben 
neu verteilt werden müssen. Offensichtlich sind es die Männer -  in hete­
rosexuellen Haushalten bisher die Nutznießer der Arbeitsungleichvertei­
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lung die diese zusätzliche Arbeit leisten müssen. Es gibt aber auch 
andere Möglichkeiten der Neuverteilung: Die Arbeit könnte von einem 
neuen Typus oder einer neuen Gruppe von Haushaltsbediensteten über­
nommen werden.4 Und, insofern der Rückgang staatlicher Wohlfahrtslei­
stungen »Familien« dazu zwingt, wieder Verantwortung für die anderen 
Generationen zu übernehmen (beispielsweise für die älter werdenden El­
tern), ist die Annahme, daß Frauen diese zusätzliche Bürde auf sich neh­
men werden, nicht mit der durch die sozialen Bewegungen errungenen 
Neudefinition ihrer Rollen in Einklang zu bringen.

Weil aber die Theoretiker nicht darauf achten, wer tatsächlich welche 
Fürsorgearbeit in den Haushalten übernimmt -  diese werden unter die 
Privatsphäre subsumiert, sind also nicht Angelegenheit des Staates - , ge­
hen derartige Überlegungen nicht in die politische Theorie ein. Den Wohl­
fahrtsstaat einer Revision zu unterziehen, ohne der Revolution in den 
Haushalten Rechnung zu tragen, heißt, eine Politik für das 21. Jahrhundert 
zu entwickeln, die auf den gesellschaftlichen Grundlagen des 19. beruht.

III . Sozialpolitik per Fernbedienung

Auffällig an der heutigen Debatte über die Reform des Wohlfahrtsstaats ist, 
wie wenig die grundsätzlichen Fragen der Angemessenheit von Fürsorge 
und Zuwendung diskutiert werden. Kein Blick fällt auf die Hände. Die 
Debatten beginnen nicht mit einer Analyse unserer tatsächlichen Bedürf­
nisse als Menschen, sondern aus der Perspektive bestimmter fiskalischer, 
demographischer und beschäftigungspolitischer Realitäten. Nachdem in­
nerhalb dieses Rahmens eruiert worden ist, was möglich ist, werden die 
Maßnahmen zur Fürsorge wie mit einer Fernbedienung angepaßt, um den 
Ausgangsbedingungen zu entsprechen. Welche Konsequenzen diese Maß­
nahmen für die konkrete Fürsorge selbst und für das Leben der Menschen 
haben, scheint irrelevant zu sein.

Die Theoretiker werden diese Form der Kritik zweifellos unfair finden. 
Sie werden einwenden, die Ebenen der Analyse würden durcheinanderge­
bracht. Aber es ist gerade die Frage der Trennbarkeit der Ebenen, die 
feministische Kritikerinnen in Zweifel ziehen. Lange schon haben sie auf 
die Voreingenommenheit des wohlfahrtsstaatlichen Bürger/innen-Modells 
hingewiesen. Diese bezieht sich u.a. auf folgende Punkte:

-  1. Die Vorstellung, Arbeit sei der primäre Beitrag eines Staatsbürgers 
zum Staat. Tatsächlich scheint Arbeit zur Haupttätigkeit der Staatsbür- 
ger/innen zu werden: sich an der Produktion zu beteiligen, einen Beitrag 
zum Bruttosozialprodukt zu leisten, stellt den wichtigsten Wert dar. Unter 
diesen Bedingungen erfahren die sogenannten »reproduktiven Tätigkei- . 
ten« nur sehr wenig Wertschätzung.5
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-  2. Dies ist bloß die Fortsetzung einer tiefen, geschlechtlich bestimm­
ten Trennung zwischen Familie und Arbeitsplatz, zwischen privatem und 
öffentlichem Leben.

-  3. Diese Aufteilung berücksichtigt in keiner Weise die Errungenschaf­
ten der Frauenbewegung, die ja auch einen Wandel der Geschlechterrollen 
mit sich gebracht haben. Nehmen wir zum Beispiel die Diskussion um die 
Gesundheitsfürsorge in den Niederlanden. Die Rolle, die Frauen in der 
Gesundheitsfürsorge spielen, fand im Text der Dunning-Kommission nur 
sehr wenig Beachtung. Festgestellt wurde lediglich, daß M ütter oftmals 
einen wichtigen Einfluß auf die Ansichten der Familienmitglieder ausüben. 
In ihrem Vorschlag, die Fürsorgeleistungen wieder mehr in den »informel­
len« privaten Bereich zu verlagern, befand es die Dunning Kommission für 
nicht erwähnenswert, daß Frauen in überproportionaler Weise diese Last 
zu tragen hätten.6

-  4. Doch die Frauenbewegung hat einen tieferen Eindruck hinterlas­
sen. Alle Bewegungen, die eine größere Inklusion (mehr Teilhabe zum 
Beispiel am Staatsbürgerstatus) zum Ziel haben, bringen nicht nur eine 
neue Gruppe ins Spiel, sondern verändern dabei auch das gesamte Terrain. 
Denn der Ausschluß war von Rechtfertigungen begleitet, die danach keine 
Gültigkeit mehr besitzen. In der Vergangenheit galt der Wohlfahrtsstaat 
oftmals als Ersatz für den fehlenden Brötchenverdiener oder Versorger, je 
nachdem auf welche seiner Funktionen wir uns beziehen. In beiden Fällen 
jedoch bewahrt das Wohlfahrtssystem ein bestimmtes Bild des Privatle­
bens: die Familie mit dem produktiven männlichen Haushaltsvorstand mit 
der abhängigen Frau und den Kindern. Und obwohl dieses Bild die Wirk­
lichkeit der Familien längst nicht mehr trifft (wenn es denn jemals stimm­
te), berufen sich Politik und öffentliche Diskussion nach wie vor darauf.

Mit dem Fortschritt der politischen Anliegen von Frauen geht ein Wan­
del in ihrem Verständnis der Rolle und der Aufgaben des Staates einher: Er 
soll nicht länger als Substitut für gescheiterte private Beziehungen fungie­
ren, sondern die Herstellung gleicher Ausgangsbedingungen für die Ent­
faltung der menschlichen Fähigkeiten fördern. Daß die staatlichen Wohl­
fahrtsfunktionen zunehmend in dieser Richtung zu entwickeln sind, haben 
Amartya Sen und Martha Nussbaum eloquent dargelegt.7 Dieses Vorhaben 
verlangt jedoch, daß das alte Modell wohlfahrtsstaatlicher Politik sich 
verändert. Und dazu ist ein neuer Rahmen für das Verständnis des gesell­
schaftlichen und politischen Lebens erforderlich. Einen solchen Rahmen 
bietet die Fürsorgeethik; darüberhinaus eröffnet sie eine ganze Reihe neuer 
Fragen, die dazu beitragen können, den Wandel in der Sozialpolitik besser 
zu verstehen.
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IV. Für eine Fürsorgeehthik

Unter Berufung auf Denkerinnen wie Simone Weil und Iris M urdoch oder 
auf Praktiken wie »maternal thinking«8 haben Feministinnen darauf auf­
merksam gemacht, daß es eine bestimmte Art gibt, die Welt zu betrachten, 
die mehr Rücksicht für das Partikulare, Konkrete und Alltägliche verlangt. 
Diese sich herausbildende Fürsorgeethik korrespondiert mit der scharfen 
Kritik der feministischen Politologinnen an den bestehenden Theorien des 
Wohlfahrtsstaats, insbesondere was die Konstruktion der Bedürfnisse, die 
N atur der Gerechtigkeit, die Bedeutung von Differenz oder das Verhältnis 
von öffentlichem und privatem Leben angeht.

Berenice Fischer und ich haben Fürsorglichkeit auf folgende Weise 
beschrieben: »Fürsorglichkeit ist eine Tätigkeit der menschlichen Gattung, 
die alles beinhaltet, was wir unternehmen, um unsere Welt zu erhalten, sie 
fortbestehen zu lassen und sie wiederherzustellen, so daß wir in ihr so gut 
wie möglich leben können. Diese Welt umfaßt unseren Körper, unser 
Selbst und unsere Umwelt, die wir allesamt in ein komplexes und lebens­
erhaltendes N etz zu verweben suchen.«9 Fürsorglichkeit besteht also aus 
einer Summe von Praktiken, mittels derer wir uns um uns selber, um andere 
und um die natürliche Welt kümmern.

Neben dieser groben Definition von Fürsorglichkeit als einer Tätigkeit 
der menschlichen Gattung haben wir vier miteinander in Zusammenhang 
stehende Phasen im Fürsorglichkeitsprozeß unterschieden, welche die 
Grundlage für eine Untersuchung von Fürsorglichkeit darstellen:

-  »caring about«, d.h. die Entwicklung von Einsicht in und Aufmerk­
samkeit für den Bedarf an Fürsorge und Zuwendung bzw. das Bedürfnis 
danach;

-  »caring for«, d.h. die Übernahme von Verantwortung für eine gewisse 
Fürsorge und Zuwendung;

-  »care-giving«, d.h. das praktische Eingehen auf den Bedarf an Fürsor­
ge und Zuwendung bzw. die Befriedigung des Bedürfnisses danach;

-  »care-receiving«, d.i. die reziproke Antwort des Gegenstandes, der 
Person oder der Gruppe, die Fürsorge und Zuwendung empfangen.

Wir haben behauptet, daß jede vollständige Beschreibung von Fürsorg­
lichkeit diese vier Phasen enthalten muß, wobei diese in Anbetracht ihrer 
Komplexität häufig fragmentiert sind oder miteinander in Konflikt gera­
ten. Tatsächlich scheint Fürsorglichkeit stets ein gewisses Konfliktpo­
tential zu enthalten, insofern erstens das Bedürfnis nach Zuwendung stets 
die Möglichkeiten seiner Befriedigung übersteigt, und zweitens diejenigen, 
die sich um andere kümmern, selbst auch Bedürfnisse haben. Indem wir 
Fürsorglichkeit als einen komplexen und vielschichtigen Prozeß beschrei­
ben, wappnen wir uns auch gegen die Gefahr, diesen Begriff zu romanti­
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sieren. Nicht die Idealisierung, wie sie oft exemplarisch an der Interaktion 
zwischen Mutter und Kind oder Lehrer und Schüler beschworen wird, 
kennzeichnet Fürsorglichkeit, sondern ihre innere Widersprüchlichkeit, 
ihr inhärentes Konflikt- und Frustrationspotential.

Die Komplexität des hier vorgeschlagenen Fürsorglichkeitsbegriffs er­
laubt es uns, eine Reihe von Fragen zu stellen, die uns beim Nachdenken 
über sozialpolitische Alternativen weiterhelfen können. Diese Fragen sol­
len kein Ersatz für methodische Untersuchung sein; sie scheinen mir 
jedoch nützlich, um unsere philosophischen Fähigkeiten in Fragen der 
praktischen Politik einzusetzen.

Fragen, die sich aas Elementen des Fürsorglichkeitsbegriffs ergeben:
-  1. Aufmerksamkeit: Welche und wieviel Zuwendung ist notwendig? 

Welche Formen der Zuwendung gibt es und wie angemessen sind sie? Wer 
artikuliert die Bedürfnisse und wer stellt fest, welche Probleme wie behan­
delt werden sollen?

-  2. Verantwortung: Wer sollte dafür verantwortlich sein, die bestehen­
den Bedürfnisse an Zuwendung zu befriedigen? Wie kann und wie sollte 
so eine Verantwortlichkeit fixiert werden? Warum?

-  3. Kompetenz: Wer sind eigentlich die, die sich anderen zuwenden? 
Wie gut erledigen sie ihre Arbeit? Welche Konflikte gibt es zwischen ihnen 
und den Empfängern der Fürsorglichkeit? Auf welche Ressourcen müssen 
sie zurückgreifen können, um auf kompetente Weise fürsorglich sein zu 
können?

-  4. Angemessenheit: Wie reagieren die Empfänger auf die Zuwendung, 
die ihnen zuteil wird? Inwieweit befriedigt der Fürsorglichkeitsprozeß, so 
wie er ist, ihre Bedürfnisse? Wer löst die Konflikte, wenn die Bedürfnisse 
einander widersprechen?

Fragen, die sich aus den Konflikten und der Integration der Zuwendung 
ergeben:

Was für Konflikte existieren, die eine integrierte und. vollständige Zu­
wendung verhindern können? Wie weit sind die Personen, die Fürsorglich­
keit geben, von denen entfernt, die sie empfangen? Wie weit sind die 
verantwortlichen »politischen Entscheidungsträger« von denen entfernt, 
die sich konkret kümmern? Welche Verbindung besteht, damit diejenigen, 
die von sich behaupten, sich um ein bestimmtes Problem zu kümmern, 
dafür auch die Verantwortung übernehmen und dem Ergebnis ihrer Bemü­
hungen, als Teil des Fürsorglichkeitsprozesses, aufrichtig Beachtung 
schenken? Welche Konflikte entstehen zwischen der Expertise derjenigen, 
die sich kümmern (»care about«), Verantwortung dafür übernehmen (»care 
for«) und Fürsorge gewähren (»care-giving«), und denen, die Fürsorge 
erhalten (»care-receiving«)?
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Fragen, die sich aus dem Kontext der Fürsorglichkeit ergehen-.
-  1. Wie bestimmen und gestalten die Bedürfnisse den Fürsorglichkeits­

prozeß?
-  2. Welche Formen von Macht und Privilegierung wohnen dem Für­

sorglichkeitsprozeß inne und könnten den Wandel der bestehenden For­
men von Fürsorglichkeit blockieren?

-  3. Wie müßte unser Begriff von Anderssein beschaffen sein, damit er 
zum Verständnis dieser Fragen beiträgt?

Angesichts ihrer Komplexität wird es auf jede dieser Fragen sicher mehr 
als eine Antwort geben. Und diese Fragen zu stellen und eine Antwort auf 
sie zu versuchen, wird auch nicht unbedingt in der Empfehlung einer 
bestimmten Politik resultieren. Eher wird eine Fürsorgeethik zu Wider­
spruch und Diskussion Anlaß geben. Nichtsdestotrotz bin ich der Mei­
nung, daß die Fürsorgeethik uns hilft, Fragen der Politik und der Moral in 
einer weit fruchtbareren Weise zu artikulieren, als es andere einschlägige 
philosophische Ansätze derzeit vermögen.

Welche Fragen stellt eine solche Ethik nun ins Zentrum, wenn sie die 
Grundlagen des Wohlfahrtsstaats überdenkt? An erster Stelle muß die 
Ausgangsannahme, daß der Wohlfahrtsstaat zu teuer und zu belastend 
geworden sei, einer genaueren Untersuchung unterzogen werden. Noch 
einmal müssen wir »schauen«, wessen Hände gerade mit Fürsorgearbeit 
beschäftigt sind. Eine grundsätzliche Neukonzeptualisierung des Wohl­
fahrtsstaats vom Standpunkt der Fürsorglichkeit kann in diesem Rahmen 
nicht geleistet werden, doch können vielleicht einige Hinweise die mit 
einer solchen Revision verbundene alternative Perspektive andeuten:

-  1. Sozialstaatliche Maßnahmen sind nicht nur dazu konzipiert w or­
den, Bedürfnisse an Zuwendung zu decken; zu einem guten Teil erfüllen 
sie andere Funktionen. Beispielsweise wird die Rente im Allgemeinen als 
Belohnung für geleistete Arbeit und nicht als Befriedigung eines Bedürf­
nisses betrachtet. Ob dieser Ansatz gerechtfertigt ist, sei dahingestellt. 
Familienbeihilfen sind oft bevölkerungspolitisch instrumentalisiert w or­
den, um die Geburtenrate zu erhöhen, statt den Bedürfnissen der Kinder 
Rechnung zu tragen.

-  2. Wenn die Familie tatsächlich einen Wert darstellt, welche Verände­
rungen in den allgemeinen Lebensbedingungen (z.B. hinsichtlich der tarif­
lich vereinbarten Arbeitszeit bei Lohnabhängigen) wären nötig, um die 
Familienstrukturen zu stärken? Was würde etwa passieren, wenn die 
durchschnittliche Wochenarbeitszeit auf dreißig oder sogar zwanzig Stun­
den fiele? Wenn der Konsumstandard sänke, die Garantie für eine ange­
messene Fürsorge aber stiege, würden die Bürger ihre Gesellschaft dann als 
besser oder schlechter, als gerechter oder ungerechter empfinden?

-  3. Die Idealisierung des Familienlebens verschleiert die Tatsache, daß
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auch dort ungerechte Verhältnisse herrschen können: Familienmitglieder, 
die weniger Kaufkraft besitzen und mehr arbeiten müssen als andere, oder, 
wesentlich schlimmer, solche, die innerhalb der Familie physischer Gewalt 
ausgesetzt sind. Wie wirken sich diese Ungleichheiten auf die Entfaltungs­
möglichkeiten der Individuen aus? Und welche sozialpolitischen Maßnah­
men könnten dieses Ungleichgewicht abbauen helfen?

V Zuwendung, Gerechtigkeit und Demokratie

Wir können, um zu unserer Metapher zurückzukehren, die Hände der 
tonangebenden westlichen politischen Denker jetzt ziemlich genau lokali­
sieren: Sie klopfen sich auf die eigene Schulter und feiern den Triumph der 
Demokratie. Es ist indes nicht das erste Mal im 20. Jahrhundert, daß die 
Philosophen davon überzeugt sind, am Ende der Geschichte angelangt zu 
sein. N icht nur haben ähnliche Voraussagen in der Vergangenheit sich als 
falsch erwiesen, sie lassen auch die Tatsache außer acht, daß die liberale 
Demokratie, wie jede andere politische Ordnung, eine schwierige Frage 
beantworten muß: Auf welcher Basis können Bürgerinnen und Bürger sich 
darauf einigen, daß ihr politisches System annehmbar ist?

An dieser Stelle wird der Unterschied der beiden Denkungsarten, die ich 
in diesem Aufsatz skizziert habe, am deutlichsten. Der Theoretiker der 
Sozialpolitik sieht die Bürgerinnen und Bürger als Empfänger und N utz­
nießer staatlicher Großzügigkeit, während die Fürsorgetheoretikerin sie 
als Handelnde, als im Fürsoglichkeitsprozeß -  ob mit oder ohne staatli­
che Hilfe -  dauerhaft Engagierte sieht. T.H. Marshall selbst hat das Mo­
dell, das die Bürger als Inhaber von sozialen Rechten sieht (von Rechten 
auf wohlfahrtsstaatliche Leistungen also, die sie beim Staat einfordern) als 
letztlich entmächtigend beschrieben: »Die sozialen Rechte -  das Recht 
auf Wohlfahrt im weitesten Sinn -  sind ganz und gar nicht zur Ausübung 
von Herrschaft geschaffen. Sie spiegeln das starke individualistische Ele­
ment in modernen Massengesellschaften wider (...), aber sie beziehen sich 
auf Individuen als Konsumenten und nicht als Handelnde. Die Verbrau­
cher können nur wenig tun, außer Oliver Twist nachzuahmen und nach 
mehr zu schreien. Der Einfluß, den Politiker über die Öffentlichkeit aus­
üben, indem sie versprechen, mehr zu geben, ist im Allgemeinen größer als 
der Einfluß, den die Bürger/innen oder diejenigen, die sich um diese 
Angelegenheiten kümmern, auf die Politiker ausüben, indem sie nach 
mehr verlangen.«10

Marshall unterscheidet zwischen solchen sozialen und den bürgerlichen 
Rechten. Bürgerliche Rechte »beziehen sich auf das Individuum als han­
delnde Person und nicht als Verbraucher.«11 Die feministische Fürsorge­
ethik hingegen definiert die Bürgerin neu: nicht als Verbraucherin, sondern
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als Handelnde, und unterstreicht damit die Bedeutung von Fürsorglichkeit 
sowie die Notwendigkeit zur Revision des Modells, mit welchem der Staat 
für die Bereitstellung gleicher Bedingungen für menschliches Wohlergehen 
sorgt.

Die Fürsorgeethik stattet uns so mit einer solideren Basis aus, um über 
die demokratische Praxis in modernen Gesellschaften nachzudenken, als es 
das alte Konzept tun kann, das Staatsbürger als Arbeitnehmer betrachtet, 
die für ihren Beitrag zur Produktivität mit staatlichen Wohlfahrtsleistun­
gen belohnt werden. Ich zähle ein paar Möglichkeiten auf, wie diese 
Bewegung von den Staatsbürger/innen als Konsumenten zu den Staatsbür- 
ger/innen als Handelnden mithilfe der Fürsorgeethik bewerkstelligt wer­
den kann. Zunächst einmal setzt (wenn wir schauen, wo unsere Hände 
sind) jedes Engagement im Fürsorglichkeitsprozeß offensichtlich voraus, 
daß wir lernen, die verschiedensten Konflikte kompetent zu bewältigen. 
Die vier Phasen der Fürsorglichkeit fügen sich selten zu einer integrierten 
und harmonischen Praxis. Es gibt Konflikte zum Beispiel zwischen denen, 
die Fürsorge spenden, und ihren Empfängern, zwischen den für die Für­
sorge politisch Verantwortlichen und denen, die sie in die Praxis umsetzen, 
oder über Bedarfs- bzw. Bedürfnisprioritäten. In demokratischen Gesell­
schaften wird es immer wichtiger, über Konflikte zu diskutieren und mit 
ihnen umzugehen. Die Praxis der Fürsorglichkeit kann uns auf diesem Weg 
leiten.

Einen noch wichtigeren Beitrag kann Fürsorglichkeit für unsere demo­
kratische Praxis leisten, insofern sie dazu anhält, auf ehrlichere Weise über 
das schwierigste philosophische Problem der Demokratie nachzudenken: 
das Gleichheitsaxiom. Demokratie als Inbegriff bestimmter politischer 
Prinzipien geht von einer Reihe von Annahmen über Gleichheit aus: 
Damit Demokratie überhaupt funktionieren kann, müssen die Individuen 
gemäß bestimmten grundlegenden Kriterien als Gleiche begriffen werden. 
Die Frage ist natürlich: Wer bestimmt über diese Kriterien, welche Akzep­
tanz haben sie und wie funktionieren sie konkret?

Demokratische Systeme stützen sich häufig auf idealisierte Vorstellun­
gen von Gleichheit. Die Menschen unterscheiden sich jedoch in ihren 
moralischen, intellektuellen, physischen, musischen und anderen Fähig­
keiten. Sie unterscheiden sich untereinander, aber jede Person durchläuft 
auch innerhalb ihres Lebens verschiedene Phasen, in welchen ihre Fähig­
keiten und Schwächen unterschiedlich ausgeprägt sind. Schwächen, so 
scheint es unter den gegebenen Bedingungen, können für einen Staatsbür­
ger oder eine Staatsbürgerin zu einem unüberwindlichen Hindernis für die 
aktive Beteiligung am demokratischen Leben werden. Aber sie könnten im 
Gegenteil auch dazu anregen, die Zielsetzungen der Demokratie zu über­
denken. Eher denn davon auszugehen, daß alle Staatsbürgerinnen und
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Staatsbürger moralisch autonom und gleich sind, sollten wir anstreben, daß 
sie moralisch autonom und gleich werden. Warum machen wir Gleichheit 
nicht zu einem Ziel des demokratischen Lebens statt zu dessen Ausgangs­
punkt? In jedem Fürsorglichkeitsprozeß eröffnet sich die Chance, uns mit 
dem Problem der Ungleichheit moralisch auseinanderzusetzen. Fürsorg­
lichkeit heißt, Bedürfnisse zu befriedigen, und da wir häufig die Bedürfnis­
se anderer befriedigen müssen, ist dem Fürsorglichkeitsprozeß ein U n­
gleichgewicht inhärent. Wir können unsere Fürsorglichkeit dahin lenken, 
dieses Ungleichgewicht zu korrigieren, oder aber es zu perpetuieren. Wenn 
Autonomie, Reziprozität und Gleichheit Ziele der Fürsorglichkeit sind, 
dann kann Fürsorge in ganz besonderer Weise unsere Fähigkeiten verbes­
sern, demokratisch zu leben.

Mit dieser Position bewege ich mich in der Nähe der Philosophin 
Martha Nussbaum und anderer, die Gleichheit fordern im Hinblick auf die 
Fähigkeit des Menschen, sich allseitig zu entfalten. Als Maßstab für die 
jeweils gegebenen Bedingungen dieser Entfaltung haben einige abtrünnige 
Ökonomen neuerdings einen »human development index« vorgeschlagen, 
der mehr Faktoren für Wohlstand und Wohlergehen in einer Gesellschaft 
berücksichtigt als es die blanke Angabe des Bruttosozialprodukts tu t.12

Aus der Frauenbewegung der letzten 20 Jahre bildet sich ein neues 
Verständnis des gesellschaftlichen Lebens heraus. Diese Vision straft das 
herrschende Modell Lügen, das im Wohlfahrtsstaat eine Reihe kunstvoll 
ausbalancierter Kompromisse sieht, die die Massen bei Laune und die 
Staatsfinanzen stabil halten sollen. Statt dessen geht sie von der Prämisse 
aus, daß die Menschen sich in ihrem konkreten Leben aktiv der Fürsorg­
lichkeit widmen und daß es die Aufgabe des Staates ist -  über die Erfor­
dernisse der Makroökonomie hinaus -  diese Tätigkeit zu unterstützen. 
Toni Morrisons Aufforderung »Schau, schau. Schau wo deine Hände sind. 
Jetzt.« lädt uns auch dazu ein, über eine alternative Politik des modernen 
Wohlfahrtsstaats nachzudenken.

Ans dem Englischen von Michaela Adelberger
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Claus Leggewie
EIN SCHWEIN MIT FLÜGELN 

IST N O C H  KEIN ADLER 
oder: Warum gibt es keine soziale Demokratie 

in den Vereinigten Staaten?

You canput wings on apig, 
but you don’t make it an eagle. 
Bill Clinton

Im amerikanischen Präsidentschaftswahlkampf 1996 ging es im Kern um 
die künftige Ausrichtung des amerikanischen Staates, vor allem um seine 
Rolle als Agentur öffentlicher Wohlfahrt. Dieses Konzept war in der 
amerikanischen Gesellschaft nie sonderlich populär, seine benevolente 
Wirkung aber durchaus willkommen gewesen. Seit den 70er Jahren hatte 
sich gegen Washington und den Bundesstaat ein wahrer Sturm erhoben, 
der die Segel der republikanischen Partei aufblähte und ihrem libertären, 
auf radikale Entstaatlichung und Dezentralisierung erpichten Flügel 
Auftrieb gab. Diese konservativen Revolutionäre zielten nicht auf die 
Eroberung des Staatsapparats, sondern auf das Schleifen der Festung: 
Revolution = Devolution. Im Januar 1996 verkündete Präsident Clinton 
das »Ende von Big Government«, und ein neokonservatives Magazin trium ­
phierte schon: »Wir gewinnen!«. Es war, als sei die Berliner Mauer ein 
zweites Mal gefallen. »Victory!« war auch ein Leitartikel in demselben 
Magazin überschrieben, nachdem Clinton im Sommer 1996 die Abschaf­
fung der Sozialfürsorge klassischen Stils unterzeichnet hatte.

Clintons sozialpolitische Bilanz der Jahre 1992-96 -  die gescheiterte 
Gesundheitsreform, die auf die lange Bank geschobene Sanierung der 
Alterssicherung und schließlich die überhastete, in ihren Folgen noch 
kaum einschätzbare »Wohlfahrtsreform« -  demonstriert exemplarisch, 
wie sich die »Neuen Demokraten« die Themen der konservativen Revolu­
tion anverwandelt haben und wie schwer es ihnen dabei fällt, der (in der 
Tat überfälligen und notwendigen!) Renovierung des Wohlfahrtsstaates ein 
eigenes, »progressives« Design zu geben.

Die Bilanz ergibt ferner, daß sich in Amerika eine teils offene, teils 
untergründige Umdefinition der Staatsaufgaben vollzogen hat. Das Ideal 
des liberal-demokratischen Interventionsstaates ist (oder war jedenfalls),
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daß moralische Urteile in der öffentlichen Sphäre nichts zu suchen haben 
und der Staat als neutrale Instanz die individuellen Rechte seiner Bürger im 
Auge hat, sich aber um ihre Tugendhaftigkeit nicht schert. Der Vorrang der 
individuellen und auch sozialen Bürgerrechte ist durch die konservative 
Auffassung, der Staat sei keine moralisch indifferente Anstalt, sondern 
einer normativen, letztlich religiös fundierten Idee des Guten verpflichtet, 
in Frage gestellt worden. Der konservative Publizist George F. Will hat 
einmal von »statecraft as soulcraft« (etwa: Regierungskunst als Seelen­
handwerk) gesprochen, und vor allem konservative Republikaner haben 
den Diskurs über Tugenden und Werte im politisch-staatlichen Leben 
eingenistet. Michael Sandei hat jedoch daran erinnert, daß die Demokraten 
selbst mit dem ur-liberalen Dogma vom neutralen Staat gebrochen haben, 
als sie, gegen zähen konservativen Widerstand, in den sechziger Jahren die 
Bürgerrechtsreformen durchsetzten. Um die individuellen Rechte für 
Schwarze und andere Minderheiten zu sichern, kam die Regierung nicht 
umhin, die Werte der amerikanischen Nation zu thematisieren und erzie­
herisch auf das amerikanische Volk einzuwirken.

Das Amt des Präsidenten ist für die Verkündung solch (zivil)religiöser 
Weisungen prädestiniert. Analog zur Kirchenkanzel (pulpit) hat als erster 
Theodore Roosevelt die Orientierungsfunktion des Chefs der Exekutive 
»bully pulpit« getauft, und die meisten Präsidenten des 20. Jahrhunderts 
haben sich diese moralische Führungs- und Erziehungsaufgabe zu eigen 
gemacht und dabei alle medialen Register der Zuschauerdemokratie gezo­
gen. So auch -  in einer »bully-lite« Version -  Bill Clinton, obschon 
seine moralische Statur immer stark umstritten war.

Die Vereinigten Staaten haben unter allen reichen Industriegesellschaf­
ten traditionell die größte Ungleichheit in der Vermögensverteilung und 
lassen zugleich die geringste staatliche Intervention zur Behebung dieses 
Zustands zu. An den amerikanischen welfare state darf man folglich nicht 
einfach europäische Maßstäbe anlegen. Daß Amerika »anders« ist, zeigt 
sich besonders hier, wo zehn Tage Urlaub die Regel, Kindergeld, Pflicht­
versicherung und anderes mehr hingegen Fremdwörter sind. Der Wohl­
fahrtsstaat jenseits des Atlantiks ist in all seinen Elementen später entstan­
den, nach bescheidenen Anfängen um die Jahrhundertwende eigentlich 
erst in Reaktion auf die Great Depression, deren verheerende Folgen mit 
individueller Anstrengung und vom Markt allein nicht bewältigt werden 
konnten, mit dem Social Security Act von 1935, einem Kernstück von 
Franklin D. Roosevelts N ew Deal. In den 60er Jahren kamen der Kampf 
gegen die Armut und die Förderung von Minderheiten hinzu, darunter die 
heute höchst umstrittene affirmative action, ein ethnischen Minderheiten 
und den Frauen gewidmeter Quoten-Ersatz für die fehlende Universalität 
der sozialen Sicherung. Die staatliche Sozialpolitik »europäisierte« sich,
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blieb aber rudimentär in ihrer Leistungspalette und fragmentarisch in ihrer 
Struktur. Soziale Sicherheit basiert in den Vereinigten Staaten weiterhin 
mehr auf privater Philantropie und Selbsthilfe, wodurch der Anteil der 
Sozialausgaben an den öffentlichen Haushalten wie am Bruttosozialpro­
dukt beträchtlich unter dem Durchschnitt der OECD-Länder liegt.

Um  diesen Unterschied zu verstehen, muß man die Besonderheit der 
amerikanischen Nation in Erinnerung rufen, die als Einwanderergesell­
schaft egalitärer und heterogener gebaut war als das alte Europa. Umver­
teilung, die Grundidee der europäischen Sozialpolitik, spiegelt alte feudale 
Standeshierarchien, die man mittels redistributiver Staatseingriffe ausglei­
chen konnte. In den USA herrscht eine andere Staatsphilosophie, die 
individuelle Leistungen und Verdienste prämiert und jeder zentralen Au­
torität und Patronage mißtraut. Daher rührt die in europäischen Augen 
engelsgeduldige Hinnahme niedriger Löhne und extremer Vermögensun­
terschiede. Das Leitmotiv von Sozialpolitik ist folglich nicht »equality of 
outcome«, sondern einzig »equality of opportunity«, die Gleichheit der 
Ausgangschancen. Umfragen diesseits und jenseits des Atlantiks während 
der letzten 30 Jahre zeigen, daß Europäer (und Kanadier) die Ursachen für 
soziale Disparitäten weit stärker systemischen Faktoren (wie zu schlechtes 
Ausbildungsangebot, zu niedrige Löhne, mangelndes Angebot an Jobs 
oder Rassendiskriminierung) anlasten, während US-Amerikaner individu­
elle Mängel (fehlendes Talent oder Fähigkeiten, zu geringe Initiative und 
Anstrengung des Einzelnen, schlechte Arbeitsmoral von Minderheiten 
usw.) dafür geltend machen. Und während Amerikaner individuelle poli­
tische und Bürgerrechte akzentuiert haben, streben Europäer weit stärker 
soziale Bürgerrechte und kollektive Regelungen an.

Aus diesem erstaunlich konstanten Muster ergab sich die historische 
Schwäche der staatsorientierten Linken in den Vereinigten Staaten. Werner 
Sombart stellte schon zu Beginn des Jahrhunderts die Frage, warum es dort 
keinen Sozialismus gebe. Ausgerechnet im Modellfall des Kapitalismus 
besaßen sozialistische Arbeiterparteien und eine sozialdemokratisch inspi­
rierte Sozialpolitik die geringsten Chancen. Heute zählen die USA zu den 
Ländern mit der schwächsten Arbeiter- und Gewerkschaftsbewegung, was 
an jedem Labor Day neu konstatiert und beklagt wird. Selbst die Anzahl 
der Streiks, des bevorzugten Kampfmittels amerikanischer Arbeiter, ist 
heute auf ein Rekordtief gesunken. Gleichwohl ist im Verlauf dieses Jahr­
hunderts der Wohlfahrtsstaat contre coeur auch in den USA expandiert. 
Private Wohltätigkeit, immer noch außergewöhnlich stark, kommt ohne 
öffentliche Zuschüsse nicht mehr aus. Durchschnittsamerikaner haben 
mittlerweile mehr »sozial-demokratisches« Bewußtsein, und die Höhe der 
Bundesausgaben hat sich in diesem Jahrhundert ständig erhöht und von 
den 60er Jahren bis heute glatt verdoppelt. Damals lag der Schwerpunkt
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noch ganz auf der äußeren Sicherheit, d.h. bei den Ausgaben für Verteidi­
gung, heute bilden auch in Amerika die Sozialausgaben den größten Brok- 
ken im Staatshaushalt.

Hauptziel des konservativen Restaurationsprojekts ist die Korrektur 
dieser »unamerikanischen« Entwicklung und die Wiederherstellung der 
alten, »natürlichen« Proportionen und der ihnen zugrundeliegenden 
»Selbst ist der Mann«-Mentalität. Damit Amerika sich nicht weiter »euro­
päisiert«, setzten die Republikaner auf »Devolution«. Die nicht ohne 
Häme und Genugtuung kolportierte Krise des schwedischen und deut­
schen Modells macht es schwerer, redistributive Konzepte dagegenzuset­
zen und zu verteidigen. So wie für Westeuropa mit dem Zusammenbruch 
des »Realsozialismus« ein Anreiz zur Herstellung größerer sozialer Ge­
rechtigkeit entfallen ist, fühlt sich Amerika nun freier, den in Schwierigkei­
ten geratenen europäischen Wohlfahrtsmodellen eine Absage zu erteilen. 
Das ist nicht nur die Position im Wohlstand lebender Eliten, sondern deckt 
sich mit der weithin akzeptierten Überzeugung, daß Armut weit besser 
durch soziale Inpflichtnahme der Armen selbst als durch Einräumung 
kollektiver Ansprüche bekämpft werden könne. Die Überzeugung, daß 
die öffentliche Wohlfahrt zu teuer geworden sei und wenig zur Verbesse­
rung der Lage der Armen beitragen könne, hat sich in den letzten Jahr­
zehnten trotz gestiegener Ungleichheit noch verstärkt.

Der in Angriff genommene Abbau des Wohlfahrtsstaates hat drei Stoß­
richtungen: die Stärkung des Marktes gegenüber dem Staat (Deregulie­
rung), den Primat individueller Initiative vor kollektiven Regelungen (In­
dividualismus) und, wo ein Minimum öffentlicher Sozialausgaben unum ­
gänglich ist, den Vorrang der Gebietskörperschaften und Einzelstaaten vor 
dem Bundesstaat (Dezentralisierung).

Der Schwerpunkt des amerikanischen Sozialsystems, an dessen Aufbau 
weniger Parteien und Verbände als vielmehr Gesetzgeber im Kongress und 
herausragende Sozialreformer mitgewirkt haben, lag ursprünglich bei den 
Einzelstaaten und Gemeinden. Der Bundesstaat kam nur als (ungeliebter) 
Nothelfer ins Spiel. Was seine »Akzeptanz« betrifft, besteht hier ein wich­
tiger Unterschied: Die beitragsfinanzierte Sozialversicherung {social Secu­
rity), d.h. vor allem Altersversorgung und, schon in geringerem Umfang, 
die gesetzliche Kranken- und Arbeitslosenversicherung, genießen breite 
Zustimmung, während steuerfinanzierte Transferleistungen des Bundes­
staates (welfare) weniger toleriert werden, vor allem wo sie sich zu langfri­
stigen entitlements (Rechtsansprüchen) einkommensschwacher Minder­
heiten mausern. Diesen Teil der Staatsausgaben wollen die Republikaner 
denn auch drastisch reduzieren. Der sozialpolitische Grundkonsens, der 
im N ew  Dea\ gewachsen war und bis in die 70er Jahre vorhielt, hat sich 
aufgelöst, seit Überalterung, Kostenexplosion, mangelnde Effizienz und



eine ständig wachsende Zahl von Dauerleistungsempfängern den Wohl­
fahrtsstaat strapazieren und aufblähen. Welfare wurde zum Reizwort, und 
zwar weniger der Kosten wegen als aus dem Gefühl heraus, hier würden 
Faulpelze (und Leute mit unsittlichem Lebenswandel) hart arbeitenden 
Steuerzahlern auf der Tasche liegen. Der Terminus »Wohlfahrt« läßt die 
meisten Amerikaner vor allem Verschwendung und Mißbrauch assoziieren 
und hat sich in der öffentlichen Diskussion zum roten Tuch entwickelt, das 
vor allem der schwarzen Armutsbevölkerung angehängt wird.
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Sozialreformer Clinton

Die meisten Präsidenten haben sich an der Reform des welfare System die 
Zähne ausgebissen und sind gescheitert. Umso bemerkenswerter ist, daß 
Bill Clinton als »allererste Priorität« mit einem sozialpolitischen Pro­
gramm antrat, das einer dritten Jahrhundert-Reform nach N ew  Deal und 
Great Society gleichkommen sollte. Weit gekommen ist auch er damit 
nicht.

Seine Gesundheitsreform, der Health Care Plan, der jedem Amerikaner 
(1992 waren fast vierzig Millionen nicht versichert) eine solide Kranken­
versicherung verschaffen sollte, ist sang- und klanglos gescheitert. Weder 
gelang der Aufbau eines flächendeckenden öffentlichen Gesundheitswe­
sens, noch brachte der Präsident mit dem Kongreß zusammen ein privat­
staatliches Mischsystem auf den Weg, effizient und kostengünstig zugleich. 
Damit war bereits ein Eckpfeiler der groß angekündigten Reform-Präsi­
dentschaft weggebrochen und Clinton in seinem schlimmsten demoskopi- 
schen Tief (Herbst 1994).

Das aufhaltsame Scheitern der Gesundheitsreform, die allen amerikani­
schen Bürgern mehr soziale Sicherheit gegeben hätte, läßt Schlimmes be­
fürchten für die anstehende Reform der generellen Alterssicherung, die 
wohl bestenfalls bewirken kann, daß es ihnen in Zukunft nicht wesentlich 
schlechter gehen wird als heute. Immer lauter klingen die Alarmglocken, 
die auch den baldigen Bankrott der Renten- und Pensionskassen ankündi­
gen. In 10 bis 15 Jahren gehen die Baby Boomer in Rente -  das sind 76 
Millionen Amerikaner der Geburtsjahrgänge 1947-1957. Das demogra­
phisch bedingte »Ergrauen« der Vereinigten Staaten ist irreversibel. Heute 
kommt auf drei Personen im erwerbsfähigen Alter ein Pensionär. Im Jahr 
2025 wird jeder fünfte Amerikaner 65 und älter sein, so wie jetzt schon im 
Rentnerparadies Florida, und 2040 wird ein Viertel der Nation im Pen­
sionsalter stehen und dann vermutlich ein Pensionär auf eine sozialversi- 
chungspflichtig arbeitende Person fallen. Die schwächere Baby Buster-Ge- 
neration der nach 1960 geborenen wird einen sorgenfreien Lebensabend 
für alle nicht mehr finanzieren können, selbst unter Verzicht auf gute
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Ausbildung und Prosperität, an denen die älteren Generationen ohnehin 
schon kräftig herumschneiden.

Welcher Lösungsweg auch immer beschritten werden mag, auf jeden 
Fall bedarf es dazu einer intakten Bundesregierung und, horribile dictur. 
Bürokratie, die die fälligen gewaltigen Umstellungen moderiert und regu­
liert. Das Scheitern der Gesundheitsreform lehrt, daß dazu in den Vereinig­
ten Staaten weder die Bereitschaft der Wähler noch der politische Konsens 
vorhanden sind.

Nach dem Einbruch seiner Popularität und der Niederlage der Demo­
kraten in den Kongreßwahlen 1994 schaltete Clinton um auf eine »wert­
orientierte« Sozialpolitik, die ihn wieder in Übereinstimmung bringen 
sollte mit der individualistischen, wohlfahrts-skeptischen Überzeugung 
von Middle America. Dieses Wählersegment spricht besonders auf Fragen 
wie Strafvollzug, Terror- und Verbrechensbekämpfung und den Kampf 
gegen illegale Immigration an. Die wohlhabenden Vorstadt-Wähler waren 
am stärksten für Clintons neue Familienpolitik zu interessieren. Über 
jugendliche Gewalttäter und den Zustand des Schulwesens geschockt, 
honorierten sie, daß Clinton solche Themen nicht mehr in alt-liberaler 
Manier ignorierte oder wegerklärte und eine eigene Variante derpolitics o f  
virtue (Politik der Tugend) entwickelte. Er trat z.B. mit Vorschlägen her­
vor, wonach Schulkinder wieder Uniformen tragen und durch nächtliche 
Ausgangssperren von den Straßen ferngehalten werden sollten. Mehrfach 
rief er die Medienmogule zu sich, um sie auf ein Rating-System zu verpflich­
ten, mittels dessen Kindern gewalttätige und »sexuell explizite« Fernseh­
programme verschlossen bleiben. Der Präsident, der bis zum Jahr 2000 alle 
Schulen ans Internet anschließen will, befürwortete auch den Computer 
Decency Act des Kongresses, ein Zensurgesetz gegen gewalttätige und 
pornographische Inhalte, den drei Bundesrichter als schweren Eingriff 
gegen den Verfassungsgrundsatz der Meinungsfreiheit brandmarkten.

Obwohl die allgemeine Verbrechensrate deutlich gesunken ist, ähnlich 
wie der Afzsery-Index auf den Stand der frühen 70er Jahre, blieb die Angst, 
einer Gewalttat zum Opfer zu fallen, in der amerikanischen Öffentlichkeit 
virulent. In diesem Sinne profilierte sich Bill Clinton als oberster Verbre- 
chensbekämpfer der Nation. Allerdings präsentierten sich die Demokraten 
auf diesem Feld nicht mehr wie früher als Verteidiger eines liberalen 
Strafvollzugs und der peniblen Rücksicht auf babeas corpus-Rechxe, son­
dern als Befürworter des starken Staates und crime figbter, die ein ewiges 
Grundübel der amerikanischen Gesellschaft ausrotten wollen.

Bei seinem Versuch, Amerika sicherer zu machen, ließ Clinton liberale 
Rechts- und Verfassungsgrundsätze über Bord gehen. Die Warnungen 
liberaler Juristen, etwa im renommierten Harvard Law Review, daß M it­
tel, die heute gegen vermeintliche oder tatsächliche Kriminelle angewandt
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werden, sich morgen gegen die Allgemeinheit wenden könnten, ließen ihn 
kalt.

Der Zusammenhang von reduzierter Sozialpolitik und »kommunitärer« 
Kriminalpolitik liegt auf der Hand: Nicht mehr der Wohlfahrtsstaat soll 
das durchlöcherte soziale N etz knüpfen, sondern die soziale (Selbst-)Kon- 
trolle intakter verantwortungsbewußter Gemeinschaften. Der Staat selbst 
beschränkt sich dabei auf eine Abschreckungsrolle. Rechtssoziologen be­
schreiben den Unterschied zwischen Amerika und Europa zynisch so: 
Wahrend Europäer Milliarden in die soziale Integration investieren, leisten 
sich Amerikaner ebenso teure, überfüllte Gefängnisse -  Europa beugt 
vor, Amerika schließt weg. Aber darf ein Staat, der bürokratisch abrüstet, 
gleichzeitig die Rolle des moralischen Präzeptors spielen -  und wenn ja, 
kann er es auch?

A n die Arbeit -  Wohlfahrt fü r  Wohlverhalten?

Bei seinem Amtsantritt hatte Clinton den Abschied vom »Wohlfahrtsstaat, 
wie wir ihn kennen« angekündigt. Daß ausgerechnet ein demokratischer 
Präsident diesen Paradigmenwechsel vollzog, ist eine Ironie der Geschich­
te und gewissermaßen das innenpolitische Pendant zum China-Besuch 
Richard Nixons 1972. Daß damals ein lupenreiner Antikommunist Mao 
die Hand schüttelte und auf Entspannung setzte, machte die republikani­
schen Falken sprachlos. Er zwang sie ebenso zur Anerkennung der daraus 
folgenden Politik, w ie jetzt die Demokraten ihrem Präsidenten beim Wag­
nis eines radikalen Umbaus der öffentlichen Wohlfahrt folgen müssen, 
ohne daß auch nur in Umrissen erkennbar ist, wohin die »Reform« führen 
kann und ob sie diesen Ehrentitel jemals verdienen wird. Trotz der unüber­
sehbaren Mängel und Risiken folgte der linke Flügel der Demokraten -  
Jesse Jackson, Edward Kennedy, Mario Cuomo und, in diesem Zusam­
menhang, Daniel Moynihan, und mit ihnen der gesamte Wahlparteitag 
dem Präsidenten in den dritten Akt der Sozialreform -  die Wohlfahrtsre­
form. Die mit ihr verbundenen Probleme sind vielleicht am symptoma­
tischsten, wir wollen sie daher ausführlicher betrachten.

Das im Sommer 1996 verabschiedete Wohlfahrtsgesetz hat zwei Facet­
ten: Devolution und »Workfare«. Workfare bezeichnet die Überführung 
von Sozialhilfeempfängern in reguläre, ggf. staatlicherseits geschaffene 
Arbeitsverhältnisse, Devolution die Umwandlung von Bundesprogram­
men in sog. block grants, d.h. in Pauschal-Zuweisungen an die Einzelstaa­
ten, denen die konkrete Verwendung der Mittel freisteht -  unter Ein­
schluß beträchtlicher Kürzungen. Diese Selbstentmachtung des Bundes­
staates stellt den demokratischen N ew  Deal auf den Kopf und ist ein 
Meilenstein der republikanischen Revolution. Im Erfolgsfall brächte sie
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eine historisch zu nennende Revision der Sozialpolitik, im (derzeit wahr­
scheinlicheren) Fall des Scheiterns droht hingegen ein Desaster. Der Kon­
greß hat das von Bill Clinton zweimal mit einem Veto belegte, am 31. Juli 
1996 aber doch unterzeichnete Gesetz als historischen Wendepunkt gefei­
ert; doch bisher kann man nur sagen, daß es ein ungedeckter Wechsel auf 
die Zukunft Amerikas ist.

Kritiker müssen freilich vorab anerkennen, daß die konservative Kritik 
am Wohlfahrtsstaat den Finger auf eine wirkliche Wunde legt: Er ist erstens 
immer schwerer finanzierbar, zweitens hat sich die Lage der amerikani­
schen Armutsbevölkerung im überkommenen System der Sozialfürsorge 
nicht verbessert, und drittens können funktionierende Wohlfahrtseinrich­
tungen ihre Klientel abhängig machen und damit ungewollt Phänomene 
von Armut, Devianz und Diskriminierung verewigen, die auszumerzen sie 
angetreten waren. Dogmatische Verteidiger der »Wohlfahrt, wie wir sie 
kennen«, hatten zu diesen neuralgischen Punkten meist wenig zu sagen 
und bauten sie kontinuierlich aus. Die neu-demokratische Devise staatli­
cher Intervention lautete dagegen: cut & invest statt tax & spend. Auf die 
Sozialpolitik bezogen: Armut und Abhängigkeit sollen erst gar nicht ent­
stehen, denn Vorbeugen ist besser als heilen. Die Crux herkömmlicher 
Wohlfahrt ist, daß sich kurzfristige Ubergangshilfen in Notlagen zur 
Daueralimentierung auswachsen und die Kinder von Sozialhilfeempfän­
gern ebenfalls als solche enden, so daß sich das Phänomen der intergenera­
tional poverty entwickeln kann.

In Bill Clintons Wahlkampfmanifest von 1992 »Putting People First« 
hieß es dazu programmatisch, soziale Unterstützung solle alle Bedürftigen 
»binnen höchstens zwei Jahren mit den Mitteln für Ausbildung, berufliche 
Qualifikation und Kinderbetreuung ausstatten, damit sie den Zyklus der 
Abhängigkeit durchbrechen können«. Diese Umstellung -  paycheque 
statt welfare cheque -  impliziert zum einen, daß sich jeder arbeitsfähige 
Amerikaner durch eigene Arbeit materiell über Wasser halten kann -  was 
angesichts der bestehenden Mindestlöhne und des segmentierten Arbeits­
markts offensichtlich nicht der Fall ist. Zum anderen entwickelte Clinton 
gegen die übliche Praxis der Sozialfürsorge -  die mechanische Ausgabe 
von Schecks und Gutscheinen an Anspruchsberechtigte, um die man sich 
nicht weiter kümmert und die sich ihrerseits zu nichts verpflichtet fühlen 
-  das Konzept des N ew  Covenant, ein auf kommunitaristischen Ideen 
basierender Gesellschaftsvertrag, der das Reziprozitätsmuster von Geben 
und Nehmen in sozialen Gemeinschaften auf den Wohlfahrtsstaat über­
trägt. Individuelle Rechte sollten nur im Austausch gegen soziale Ver­
pflichtungen bestehen. Das hieß zum Beispiel: Beschäftigungslose erhalten 
Schecks nicht ohne (Bereitschaft zur) Gegenleistung in Form von Arbeit, 
und Wohlfahrtsempfänger, die als Kriminelle oder Drogenkonsumenten
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auffallen, verwirken ihren Anspruch auf Unterstützung. Ferner sollen 
Sozialtransfers zeitlich limitiert werden, also nicht dauerhafte Existenz­
grundlage werden -  eine »zweite Chance« und kein way o f life, wie sich 
Clinton ausdrückte. Sozialhilfe sollte damit wieder ihrem eigentlichen Sinn 
entsprechen, nämlich einzig den Übergang aus außergewöhnlichen Le­
benslagen und unverschuldeten Notlagen zu erleichtern und -  nicht zu 
vergessen -  jedem Bürger die Teilnahme am öffentlichen Leben zu er­
möglichen. Denn Wohlfahrtsempfänger sowie Gruppen mit niedrigem 
Einkommen (also die überwiegend demokratische Klientel) sind mit einer 
Wahlbeteiligung um 30 Prozent vom politischen Leben weitgehend ausge­
schlossen, während sich Besser- und Bestverdienende zu über zwei Drittel 
an Wahlen beteiligen -  eine Schere, die sich in den 80er und frühen 90er 
Jahren noch weiter geöffnet hat. Soziale Marginalisierung führte also zu 
einem de facto-Verlust der politischen Bürgerrechte.

Dieses Projekt sozialer Reintegration in die Arbeitswelt und der Wie­
dereingliederung in den body politic der Republik war, gemessen an unzäh­
ligen Pseudo-Issues heutiger Wahlkämpfe, ein echtes Thema und entsprach 
überdies den Überzeugungen einer mit dem Zustand der öffentlichen 
Sozialfürsorge immer unzufriedeneren Mehrheit. Clinton hätte es, wie er 
selbstkritisch einräumte, aus psychologischen Gründen vor die Gesund­
heitsreform setzen und sich damit zunächst als neu-demokratischer Ver­
fechter eines »schlankeren Staates« profilieren müssen, bevor er mit dem 
Health Care Plan als alt-demokratischer Advokat von »Big Government« 
in Verruf geriet. Der Sache nach war jedoch die von ihm gewählte Reihen­
folge geboten. Denn solange schlechtverdienende Amerikaner unzuläng­
lich gegen Krankheit abgesichert waren, machte es wenig Sinn, ihnen den 
Notausgang garantierter Sozialhilfe zu versperren. Als der Präsident mit 
Health Care Schiffbruch erlitten hatte, legte er die groben Züge einer 
Wohlfahrtsreform vor, die nicht weniger Geld gekostet und weniger sozia­
le Sicherheit gebracht, sondern -  jedenfalls dem Anspruch nach -  mehr 
Bundesmittel für ein dichteres soziales Netz, Arbeitsbeschaffung und Aus­
bildung verausgabt hätte. Clinton gab zugleich 69 waivers, also Blanko­
vollmachten, an 41 Einzelstaaten aus, die sozial- und arbeitspolitisch expe­
rimentierten, darunter der »Modellstaat« Wisconsin. Der Präsident nannte 
dies eine »stille Revolution« der Sozialfürsorge.

Doch die politische Dynamik der konservativen Revolution durch­
kreuzte Clintons Intentionen. Die Republikaner im Kongreß und die 
Gouverneure der Einzelstaaten übernahmen die Initiative. 1995 legte die 
neue Kongreß-Mehrheit zwei Gesetzentwürfe vor, die die Axt an das 
bundesstaatliche Sozialhilfeprogramm legten. Sie denunzierte welfare pau­
schal als Ursache einer familien- und arbeitsfeindlichen »Kultur der Ab­
hängigkeit« und der Demoralisierung der Armen durch Drogenkonsum,
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Promiskuität und Delinquenz -  nach dem Motto: blame the victims. Die 
gebetsmühlenartige Anprangerung von schwarzen welfare queens (Wohl­
fahrtsmüttern) und teenage mommies (minderjährigen Müttern) hatte 
überdies unverkennbar rassistische Untertöne. Der Personal Responsability 
Act, im November 1995 vorgelegt, war nicht von sozialpolitischer Weit­
sicht, sondern von solchen ideologischen Vorurteilen und sachfremden 
Prämissen (dem Budgetausgleich binnen sieben Jahren) geleitet. Hier ging es 
einzig darum, »to end welfare« -  ohne den Zusatz: »wie wir sie kannten«.

Hauptzielscheibe war die Familienhilfe {Aid To Families With Depen- 
dent Children, AFDC), die, nach Vorläufern zu Beginn des Jahrhunderts, 
1935 im Rahmen des N ew  Deal de facto für Witwen und ihre minderjäh­
rigen Kinder eingerichtet worden war und als Geldleistung (cash-assistan- 
ce) ausgezahlt wird, ferner die 1965 eingerichtete Krankenfürsorge (Medi- 
caid) für Personen, die AFDC-berechtigt sind, und die 1974 folgenden 
Food Stamps, d.h. Lebensmittelgutscheine, die als Sachleistungen an untere 
Einkommensgruppen ausgegeben werden. Hinzu kam noch die Blinden- 
und Behinderten-Fürsorge für alte Leute (SSI). Alle Leistungen sind, wie 
erwähnt, steuerfinanziert, was der Mehrheit der Amerikaner mißfällt, die 
offenbar nicht im Traum daran denkt, daß sie einmal in die Lage kommen 
könnte, welfare in Anspruch nehmen zu müssen.

Die Aversion hängt damit zusammen, daß sich der Personenkreis, der 
diese Geld- und Sachleistungen erhält, seit den 60er Jahren stark erweitert 
und grundlegend verändert hat. AFDC nahmen 1960 drei Millionen, Mitte 
der 90er Jahre aber knapp 14 Millionen Personen in Anspruch, darunter 
zunehmend long-term recipients über fünf und mehr Jahre. Das Pro­
gramm, das irreführenderweise »Familie« im Titel führt, zielt auf Haushal­
te, in denen ein Elternteil tot, abwesend oder physisch bzw. geistig behin­
dert ist. Die ursprüngliche »Witwen- und Waisen-Kasse« hat seit den 70er 
Jahren andere Zielgruppen und steht in einem veränderten Kontext. Zum 
einen ist die soziale Norm , daß M ütter besser daheim bei ihren Kindern 
bleiben, nicht mehr Allgemeingut, zum anderen ist der abwesende Eltern­
teil -  früher typischerweise der (im Krieg gefallene) Vater -  heutzutage 
in der Regel niemals »anwesend« gewesen, d.h. AFDC richtet sich typi­
scherweise an zerbrochene oder unvollständige »Familien«, also de facto 
an alleinstehende Mütter.

Anders als es die berüchtigte, von Ronald Reagan in die Welt gesetzte 
Legende von der »Wohlfahrtskönigin mit dem Cadillac« will, sind dies 
keineswegs überwiegend Angehörige von Minderheiten ohne Ausbildung. 
Aber zu den Langzeitempfängern zählen in der Tat eine große Zahl 
schwarzer und hispanischer Mütter, die unter der Armutsgrenze leben. 
Welfare symbolisiert mit anderen Worten die Kapitulation Amerikas im 
Kampf gegen die Armut, den katastrophalen Zustand der inner cities (der



armen Ghettobezirke) und damit ungelöste Strukturprobleme des Arbeits­
marktes. Doch die vorherrschende Disposition des amerikanischen 
Durchschnittsbürgers, das moralische Versagen Einzelner und nicht syste­
mische U rsachen in den M ittelpunkt zu  rücken, machte die A rm en selbst 
und hier insbesondere die angeblich epidemische Zunahme »illegitimer«, 
unehelich geborener und ohne Vater aufwachsender Kinder zum Skandal. 
Im Vordergrund stand also, wie in der vormodernen Armenpflege, die 
Annahme eines individuellen Verschuldens von Hilfsbedürftigkeit und die 
Sicherung der öffentlichen Ordnung und Moral.

Eine Flut schlecht recherchierter Presseartikel und ihr Echo im Kongreß 
suggerierten, an diese Zielgruppen würden unverdient und sinnlos Milliar­
den von Dollar verschleudert. Es waren aber nicht so sehr die Kosten, die 
den Kongreß Umtrieben, sondern die Wahrnehmung, in Amerikas Minder­
heiten herrsche eine Verwahrlosung Dickensschen Ausmaßes. Auf ähnlich 
vorurteils trächtigen Boden fiel die Tatsache, daß in den letzten Jahrzehnten 
zunehmend Einwanderer und deren Kinder Sozialhilfe und Lebensmittel­
gutscheine in Anspruch nehmen -  auch dies im Bruch mit der amerikani­
schen Tradition (»never took a dime«), aber ohne zu berücksichtigen, daß 
sich das »Land der unbegrenzten Möglichkeiten« längst von einer weißen 
Einwanderer- in eine farbige Gastarbeiternation verwandelt hatte, also 
ganz andere Bedingungen vorherrschen als vor 1965. Politischen »Hand­
lungsbedarf« schufen also weniger die Budgetdefizite: AFDC und Food 
Stamps beanspruchen nur einen Bruchteil des amerikanischen Sozialpro­
dukts sowie einen marginalen Teil des Sozial- wie auch Gesamtbudgets und 
waren überdies schon vor 1995 radikal zusammengestrichen worden; die 
Zahl der Sozialhilfeklienten ist seit 1993 rückläufig, und die an sie gezahl­
ten Leistungen stehen in keinem Verhältnis zu den weit teureren entitle- 
ments der Mittelschicht, zu den Subventionen für Großkonzerne und zu 
den Steuernachlässen für Großverdiener -  diese Proportionen müssen 
angesichts der aufgeheizten Debatte (nicht nur in Amerika) immer wieder 
in Erinnerung gerufen werden. Stein des Anstoßes war vielmehr die ver­
meintliche moralische Misere der Unterklasse, als deren Ursache Konser­
vative welfare aufs Korn nahmen -  als soziale Hängematte für eine du­
biose Klientel.

Diese Thematisierung der Sozialhilfe als Problem (und deren Diskredi­
tierung als Problem/ös^wg) schuf eine politische Dynamik, der sich kein 
Präsident und Kongreß mehr entziehen konnte. Die Republikaner ver­
kauften die Kürzungsprogramme, in einer nur noch bigott zu nennenden 
Rhetorik, als Beitrag zur »Rettung« arm geborener Kinder und als Jahr­
hundertreform, obwohl sie so gut wie nichts an die Stelle von Sach- und 
Geldleistungen setzten wollten als moralische Pressionen. Die Begrün­
dung des Kahlschlags im republikanischen »Contract with America« lau­
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tete im Kern, man müsse uneheliche Schwangerschaften von Teenagern 
eindämmen, indem man minderjährigen Wohlfahrtsempfängern die So­
zialhilfe wegnimmt, in ersten Versionen einschließlich medizinischer Lei­
stungen. Das Haushaltssanierungsgesetz vom November 1995 sah massive 
Einsparungen von 81, 5 Mrd. $ in einem Zeitraum von sieben Jahren vor. 
Das Gesetz fand eine Mehrheit -  die genauen Zahlen sind für das weitere 
Abstimmungsverhalten der Demokraten von Bedeutung -  von 237 zu 
189 Stimmen im Repräsentantenhaus und von 52 zu 47 im Senat. Dagegen 
legte Clinton sein Veto ein, mit der zutreffenden Begründung, diese Re­
form sei keine -  sie setze falsche sozialpolitische Präferenzen, bestrafe die 
Kinder der Armen und mache die Einwanderer zu Sündenböcken. Das 
zweite Veto folgte mit ähnlicher Begründung im Januar 1996 gegen die 
welfare bill des Kongresses, die eine Mehrheit von 245:178 bzw. 52:47 
gefunden hatte.

Als der Kongreß im Juli 1996 einen dritten Anlauf unternahm und einige 
wenige Passagen des Gesetzes abschwächte, geriet der Präsident unter 
erheblichen Druck. Seine Amtsperiode ging zu Ende, und er wollte sein 
Wahlversprechen, eine Reform der Wohlfahrt einzuleiten, nicht brechen; 
er glaubte seine Wiederwahl zu gefährden, wenn er sich gegen die Mehrheit 
der diesbezüglichen Meinungsumfragen stellte, und wäre mit einem neuen 
Veto in die von den Republikanern gestellte Falle getappt, die ihn nur zu 
gern als wortbrüchigen Alt-Demokraten hingestellt hätten, der es mit dem 
»Ende von Big Government« nicht ernst meinte. Der Präsident stand im 
Spannungsfeld unvereinbarer Ansprüche, als Sozialreformer, Parteiführer, 
Chef der Administration und nicht zuletzt als Wahlkämpfer. Es wird 
berichtet, wie er mit seinem Kabinett und Beraterstab bis zur letzten 
Minute gerungen habe, ob er das nicht seinen Vorstellungen entsprechende 
Gesetz Unterzeichen oder ein neuerliches Veto riskieren sollte. Zwei alter­
native Presseerklärungen waren von den Redenschreibern vorbereitet 
worden. Schließlich rang er sich zur Unterschrift durch -  im Konflikt 
zwischen den einmütig zur Ablehnung tendierenden po/zcy-Experten der 
Administration und den an der öffentlichen Meinung orientierten politics- 
Beratern seines Stabes entschied er zugunsten der letzteren. Er hörte auf 
die pollster (wie Dick Morris) und stellte sich gegen den sozialpolitischen 
M entor der Demokraten, Daniel Moynihan, sowie gegen die Führer der 
demokratischen Minderheit in Repräsentantenhaus und Senat. Die Endab­
stimmungen, mit denen das Gesetz in Kraft treten konnte, gingen 328:101 
und 74:24 aus, d.h. ein guter Teil demokratischer Kongreßmitglieder war 
schließlich übergeschwenkt.

Das Wohlfahrtsgesetz hat vier große Ziele: Einsparungen (zirka 55 Mrd. $ 
in sechs Jahren), Dezentralisierung, Arbeitspflicht und Umerziehung der 
Leistungsempfänger:



Die Einsparungen treffen insbesondere legale Immigranten hart (eine 
Zielsetzung, die Clinton kritisierte und mit einer neuen Mehrheit zurück­
zunehmen versprach). Jede echte Reform, die aus passiven Nutznießern 
des Wohlfahrtssystems aktive Teilnehmer des Arbeitsmarktes macht, ko­
stet im übrigen die Staaten und Städte weit mehr Geld und Personal als 
bisher, wollen sie erstens genügend private, kommunale und staatliche Arbeit 
für »freigesetzte« Sozialhilfeempfänger schaffen und zweitens deren Kindern 
ausreichend medizinische Versorgung und Kinderhorte gewährleisten.

Dezentralisierung gibt den Einzelstaaten mehr Gestaltungsspielräume, 
was theoretisch ein Beitrag zur Subsidiarität sein könnte. Freilich besitzen 
die Einzelstaaten diese Gestaltungsmöglichkeiten seit langem. Absehbar 
sind nun eher Konflikte zwischen Gouverneuren und Gemeindeverwal­
tungen bzw. Verteilungskämpfe zwischen den Staaten. In einem föderalen 
System, das nur eine schwache Verpflichtung zur »Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse« kennt, ist eine negative Abschreckungskonkurrenz zu 
erwarten, um »Wohlfahrtstourismus« abzuwehren. Gouverneure, die un­
ter Haushaltsdefiziten leiden, werden kaum der Versuchung widerstehen, 
ihre leeren Kassen auf Kosten der Bedürftigsten zu sanieren. Es ist rätsel­
haft, woher die Verteidiger der Dezentralisierung, die »Washington« als 
Seelen- und sittenlose Bürokratie anprangern, ihr Vertrauen in »Sacramen- 
to«, »Madison« oder »Austin/Texas« beziehen, die doch, egal was sie 
Vorhaben, gleichfalls »bürokratisch« agieren müssen. »Washington« steht 
jedenfalls nicht mehr im Ruf und ist auch nicht mehr in der Lage, H aupt­
akteur aktiver Wohlfahrtsreform zu sein. Die Bekämpfung der Armut ist 
damit keine nationale Aufgabe und Priorität mehr. Unter Bill Clinton 
geschah also, woran Ronald Reagan noch gescheitert war: die Föderalisie- 
rung der Sozialpolitik.

Kernstück und Prüfstein der Wohlfahrtsreform ist, ob und wie erwach­
sene Wohlfahrtsempfänger auf Dauer in den Arbeitsmarkt eingegliedert 
werden können. Clintons Konzept »two years and you work« und die 
Begrenzung des Leistungsanspruchs auf maximal fünf Jahre pro Person 
(was die Einzelstaaten weit unterschreiten dürfen) enthält ein Versprechen 
und eine Drohung. Wisconsin und Michigan, allen voran der republikani­
sche Gouverneur Tommy Thompson, flankiert durch lokale Initiativen der 
Stadt Milwaukee, das einstige Laboratorium des amerikanischen Sozialis­
mus, haben mit einem zweiten Arbeitsmarkt aus subventionierten privaten 
oder »community-service jobs« für Langzeitsozialhilfeempfänger experi­
mentiert. Der Staat übernimmt Krankenversicherung und Kindergeld aller 
Haushalte unterhalb der Armutsgrenze als eine Art Grundrente. Wiscon­
sin könnte erneut, nun in der anderen Richtung, ein Modellfall alternativer 
Sozialpolitik werden.

Ob dieser Ansatz verallgemeinerbar ist und die nächste Rezession über­
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steht, ist allerdings fraglich. Jedenfalls ist er teuer -  und riskant. Der Deal 
»welfare for work« schlägt nämlich zwangsläufig fehl, solange der Masse 
der Sozialhilfeempfänger im deregulierten Arbeitsmarkt zu wenig offene 
Stellen gegenüberstehen und staatliche Arbeitsbeschaffung kaum funktio­
niert. Die konservative Überzeugung, daß jeder, der arbeiten will, auch 
Arbeit findet, wird durch die schlichte Erfahrung widerlegt, daß selbst auf 
einen miserabel bezahlten Mcjob in einem x-beliebigen Fastfood-Restau­
rant heute schon mehr als ein Dutzend Bewerber kommen. Das würde im 
Endeffekt bedeuten: Das Gerüst der Sozialhilfe wird abgebaut, ohne daß 
ein Auffangnetz existiert -  was kein neuer, sondern der Bruch des beste­
henden Gesellschaftsvertrages wäre.

Die Wohlfahrtsreform kuriert an Symptomen herum, ohne die Krank­
heit der inner cities selbst ins Auge zu fassen. Deren Hauptproblem ist, wie 
der renommierte Harvard-Soziologe William Julius Wilson am Beispiel 
Chicagos überzeugend herausgearbeitet hat, nicht der Exzeß von welfare, 
sondern das Verschwinden von work, nicht die Arbeitsunwilligkeit der 
Armen (von Ausnahmefällen abgesehen), sondern die Unfähigkeit des 
Marktes, den (in der Regel) arbeitswilligen, aber unqualifizierten und 
marginalisierten Personen Arbeit zu verschaffen.

Das moralische Vorurteil der Sozialphilosophie von »Zuckerbrot und 
Peitsche« bricht radikal mit dem Grundsatz universal gewährter Ansprü­
che von Bürgern (und steuerzahlenden Einwanderern) an den moralisch 
neutralen Staat. Das Bemessungskriterium für Solidarität war Bedürftig­
keit, und daraus folgten Rechte, die nicht an mehr oder weniger erwünsch­
te Verhaltensweisen gebunden waren. Ausschlußgrund war einzig Miß­
brauch, wozu, in einem bestimmten Rahmen, auch kriminelles Verhalten 
zu rechnen war. Diese nur sehr lockere Koppelung von Wohlfahrt an 
Wohlverhalten wird in der amerikanischen Sozialreform nun erheblich 
gestrafft, indem erstens moralische Defizite bei jenen unterstellt werden, 
die sich der puritanischen Arbeitsethik nicht unterordnen wollen, und 
zweitens ein Ereignis wie die Zeugung eines Kindes außerhalb des Ehe­
standes als »illegitimer« Akt qualifiziert wird. Damit ist der Stigmatisie­
rung »arbeitsscheuer« Wohlfahrtsempfänger durch das nicht immer so 
gesunde Volksempfinden Tür und Tor geöffnet. Das am grünen Tisch 
konservativer Think tanks ausgeklügelte Kalkül einer disziplinierenden 
Arbeitspflicht bricht sich an der Wirklichkeit vor allem, aber nicht nur der 
schwarzen Unterklasse, die über Generationen hinweg -  weder freiwillig 
noch gar fidel -  in Vierteln lebt, in denen nicht »technische« 5, sondern 
30, 40 und mehr Prozent der Bewohner ohne Beschäftigung sind -  weil 
eben diese Viertel seit Jahrzehnten systematisch deindustrialisiert worden 
und die Segnungen der Dienstleistungsökonomie an ihnen spurlos vorbei­
gegangen sind.
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Der neoviktorianische Ansatz, der das vorliegende Reformgesetz prägt, 
besagt im Klartext, daß die soziale Misere des »Bettelstandes« an seiner 
verkommenen Moral und Gesetzlosigkeit liege, seine Notlage also selbst­
verschuldet sei. Unter dieser falschen Prämisse hat man 1834 die Bettler 
Englands in Arbeitshäuser gesteckt und zu disziplinieren versucht -  doch 
nur, um nach dem kompletten Scheitern dieser Radikal»reform« reumütig 
auf staatlich garantierte Sozialfürsorge zurückzukommen. 160 Jahre später 
wird in den Vereinigten Staaten erneut die angebliche Demoralisierung der 
»gefährlichen Klassen« durch eine ähnlich gnadenlose Remoralisierung 
korrigiert: Sozialhilfe wird künftig eingestellt, wenn M ütter unter 18 Jah­
ren nicht zur Schule gehen und nicht unter der Aufsicht einer erwachsenen 
Person leben; auch wer wegen Besitz, Gebrauch oder Verteilung von 
Drogen verurteilt ist, wird ausgeschlossen. Frauen, die den Namen des 
Vaters ihres Kindes nicht preisgeben, müssen Kürzungen um 25 % hinneh­
men, usw. Davon erhoffen sich die Reformer wundersame Effekte, für 
deren Eintreten weder historische Erfahrung noch praktische Evidenz 
sprechen. Mag sein, daß der eine oder die andere die erwartete Verhaltens­
korrektur leistet und den »Teufelskreis der Abhängigkeit« durchbrechen 
kann. Generell dürfte der Leistungsentzug aber eher eine Steigerung eben 
jener anomischen oder delinquenten Verhaltensweisen nach sich ziehen, 
die Stein des Anstoßes waren: Drogenmißbrauch, Beschaffungskriminali­
tät, Familienzerfall, Jugenddelinquenz, ferner eine Zunahme von Abtrei­
bungen und Kindesmißhandlungen. Damit würde ein weit schlimmerer 
Teufelskreis in Gang gesetzt, der an Zustände in lateinamerikanischen 
Städten erinnert.

98 Abgeordnete und 21 Senatoren verblieben deshalb im Dissens mit 
dem Präsidenten und sparten nicht mit harscher Kritik, ebensowenig wie 
das Gros der nationalen Printmedien. Selbst die konservative Washington 
Times meldete Bedenken an, von der »Wohlfahrt, wie wir sie kannten« sei 
Amerika nun zur »Wohlfahrt, wie wir sie nicht kennen« übergegangen, 
und die N ew  York Times meldete »einen traurigen Tag« für Amerikas 
Kinder. Eine beeindruckende Riege von Kritikern, darunter die katholi­
sche Bischofskonferenz und andere religiöse Gruppen, die Gewerkschaf­
ten, und alle Initiativen, die praktisch mit den unmittelbar drohenden 
Folgen des Gesetzes zu tun haben werden, waren in heller Aufregung. Die 
mitgliederstarke National TJrhan League (eine Art privater amerikanischer 
Städtetag) und das renommierte Urban Institute sehen demnächst über 
eine Million Kinder auf der Straße liegen und damit die nächste Kohorte 
delinquenter Jugendlicher heranwachsen. Die Verantwortlichen der groß­
en Ballungszentren, wo besonders viele Einwanderer und Bedürftige »auf 
Stütze« leben, wie in N ew York, Detroit oder Los Angeles, darunter auch 
der republikanische Bürgermeister von New York, Ralph Guiliani, konn­
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ten ihre Panik kaum verbergen. Sie werden immense zusätzliche Soziallei­
stungen aufwenden müssen und damit die lokale Schuldenlast, eben durch 
Austeritätspolitik ein wenig abgebaut, wieder turmhoch wachsen lassen.

Sozialpolitiker der Linken und Experten, die Clinton zur Unterschrift 
geraten hatten, taten dies eher, weil sie nicht mehr an die Existenzberech­
tigung des alten, verrotteten Sozialhilfesystems glauben, und nur in der 
vagen Hoffnung, daß auf das »Reformgesetz« eine echte Reform folgen 
wird. Die drohende »Lateinamerikanisierung« ist nur zu vermeiden, wenn 
sich die Regierungen auf allen Ebenen ihrer sozialpolitischen Verantwor­
tung wirklich stellen. Helfen mag die bewundernswerte Fähigkeit der 
amerikanischen Gesellschaft (gerade auch der großen, »kaputten« Städte) 
zur Selbstregeneration aus privater Initiative. Man kann also nur hoffen, 
daß sich Protagonisten vom Schlage eines Daniel Moynihan zusammen mit 
einer neuen Generation zu einer neuen Sozialreform aufraffen, in der eine 
staatliche Sozialpolitik neuen Typs die endemische Ungleichheit und U n­
gerechtigkeit der amerikanischen Gesellschaft zwar kaum beseitigen, aber 
vielleicht eindämmen könnte.

Niemand kann wissen, wie das Gesetz von 1996 letztlich wirken wird -  
es kommt einem Radwechsel bei rasender Fahrt gleich oder, drastischer 
noch, einem sozialen Experiment an lebenden Menschen. Von einem ame­
rikanischen »Modell« zu sprechen, wie seine neoliberalen Bewunderer in 
Europa, scheint mir bestenfalls gerechtfertigt im Hinblick auf die frappie­
rende Risikobereitschaft der amerikanischen Gesellschaft, die sich dem 
unausweichlichen Wandel weniger larmoyant stellt als das alte Europa.

Literaturhinweise

»The Era of Big Government is over!« stammt aus der »State of the Union«-Rede Clintons vom 
Januar 1996, vgl. New York Times, 31.1.1996. Die Formel »We Win! «findet sich auf dem Cover 
des neokonservativen Magazins The XTeekly Standard, 5.2. 1996.

Zum amerikanischen »Sonderweg« (nicht nur) in der Sozialpolitik vgl. jetzt Seymour M. Lipset, 
American Exceptionalism. A Double-edged Sword, New York 1996, Kap. 2 sowie

Peter Flora/Arnold J. Heidenheimer (eds.), The Development of Welfare States in Europe and 
North America, New Brunswick 1984, sowie neuerdings

William Julius Wilson, When Work Disappears. The World of the New Urban Poor, New York 
1996.

Die Situation und politische Orientierung der (weißen) amerikanischen Mittelklasse analysiert vor 
allem Stanley B. Greenberg, Middle Class Dreams. The Politics and Power of the New 
American Majority, New York 1994.

Zur amerikanischen Sozialpolitik im allgemeinen vgl. Theda Skocpol, Social Policy in the United 
States: Future Possibilities in Historical Perspective, 1996 und

dies./M. Weir/A.S. Orloff (eds.), The Politics of Social Policy in the United States, 1988 sowie 
Martin Seeleib-Kaiser, Amerikanische Sozialpolitik, Opladen 1993.



170 Claus Leggewie

Zum Scheitern der Gesundheitsreform vgl. Theda Skocpol, Boomerang: Clintons Health Security 
Effort and the Turn Against Government in U.S. Politics, New York 1996;

Paul Starr, What Happened to Health Care Reform, in: The American Prospect, Spring 1995, S. 
65-73;

Axel Murswieck, Sozialpolitik unter der Clinton-Administration, in: Aus Politik und Zeitge­
schichte, B 8-9/1996, S. 11-21.

Zur überfälligen Reform der Alterssicherung vgl. Susan A. Macmanus, Young v. Old, Generational 
Combat in the 2Ist Century, Boulder/Co. 1996;

P. Peterson, in: Atlantic Monthly, Mai 1996, S. 55-86, ferner
Matthew Miller, Uh-Oh. The Social Security Mess -  and how to fix it, in: The New Republic, 

15.4.1996, S. 20-25.



171

Dick Howard
ZWISCHEN STAAT UND GESELLSCHAFT 

Die Zukunft der Sozialpolitik in Frankreich

Wie viele seiner Aphorismen enthielt auch Marx’ Kennzeichnung der 
Franzosen als Verkörperung der politischen Nation schlechthin (die W irt­
schaft ließ er den Engländern und die Philosophie den Deutschen) genug 
Wahrheit, um mehr als ein Jahrhundert lang gültig zu bleiben. Eine Kon­
zeption von Politik, die auf der revolutionären Erfahrung von 1789 und der 
Vorstellung eines einheitlichen, internationalen Klassensubjekts beruht, ist 
spätestens seit 1989 obsolet geworden. Für die demokratischen Industrie­
gesellschaften stellt sich die Aufgabe einer Neubestimmung des Politi­
schen. Nirgends ist das Bedürfnis danach deutlicher als in Frankreich 
selbst. Das zeigen die Streiks, die das Land im November und Dezember 
1995 mehr als drei Wochen lang lähmten und die Regierung zum Einlenken 
zwangen. Während die einen darin die Geburt einer »sozialen Bewegung« 
sahen, den Sieg der Gesellschaft über den Staat bejubelten oder den Wie­
derbeginn des Klassenkampfes entdeckten, behaupteten die anderen, die 
Franzosen hätten einmal mehr bewiesen, daß sie zu politischer Reform 
unfähig seien. Die Enthusiasten gehen von einem Politikverständnis des 19. 
Jahrhunderts aus, und die Pessimisten blicken voraus in ein globalisiertes 
21. Jahrhundert. Vielleicht kann die Analyse der französischen Streiks 
denjenigen unter uns, die noch im 20. Jahrhundert leben, helfen, die poli­
tischen Optionen für das 21. Jahrhundert besser zu verstehen.

I. Die Ereignisse: Erste Eindrücke, allgemeine Interpretationen

Wie überall in Westeuropa steht auch in Frankreich der Staat vor dem 
großen Problem, sein großzügiges System der sozialen Sicherheit aufrecht­
zuerhalten, steigende Kosten im Gesundheitswesen zu finanzieren und 
Arbeit für die Bevölkerung zu schaffen, dabei aber gleichzeitig das wach­
sende Haushaltsdefizit zu beschränken und staatliche Betriebe wie Post 
und Telekommunikation zu privatisieren, um den Auflagen der Europäi­
schen Union zu genügen. Die Institutionen der V. Republik verschafften 
der Regierung dabei politische Vorteile und Selbstvertrauen, um so mehr, 
als Francois Mitterands Sozialisten zu ernsthafter politischer Reform un­
fähig waren. Die vorgeschlagenen Maßnahmen waren das, was man von 
einer Regierung der Rechten erwarten würde: sie richteten sich gegen das
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Interesse weiter Teile der Bevölkerung und waren prokapitalistisch in den 
Details.1 Doch daraus allein erklärt sich noch nicht die massive Reaktion 
der Allgemeinheit. Auch wenn man William Pfaffs lapidare Bemerkung, 
»die Franzosen sind kein fügsames Volk«, akzeptiert, rechtfertigt das nicht 
seinen Schluß, die Streiks seien »eine Phase im Kampf um die ökonomische 
und soziale Zukunft Europas -  und vielleicht auch der Vereinigten Staa­
ten.«2 Manche sahen in den Streiks eine Verteidigung der »europäischen« 
sozialen Marktwirtschaft gegen den brutalen globalen und deregulierten 
»amerikanischen« Kapitalismus. Aber eine derartige Gegenüberstellung 
reduziert die Komplexität und Vieldeutigkeit der Ereignisse in Frankreich 
und simplifiziert die politischen Entscheidungen, die dem Sozialstaat be­
vorstehen.

Es stimmt, daß die Regierung, gelinde gesagt, taktisch unfähig war. 
Jacques Chirac hatte populistische Mittel benutzt, um zuerst seinen rech­
ten Rivalen Edouard Balladur und dann im Mai 1995 seinen sozialistischen 
Widersacher Lionel Jospin zu schlagen. Seine ersten sechs Monate im Amt 
zeichneten sich einzig durch die »gaullistische« Geste der Atomtests im 
Pazifik aus. Im Spätherbst wandte er sich den inneren Angelegenheiten zu. 
Die Mehrwertsteuer wurde erhöht. Die Gehälter der Arbeiter und Ange­
stellten bei den staatlichen Unternehmen wurden eingefroren, und Pre­
mierminister Juppe sollte die weiteren Maßnahmen vorbereiten. Juppe 
konnte sich eines folgsamen Parlaments, das jede öffentliche Debatte über­
flüssig machte, sicher sein, als er am 15. November seinen Plan zur Reform 
der Sozialversicherungen und des Gesundheitswesens bekanntgab. Am 17. 
November wurden die Sanierung der staatlichen Eisenbahnen und Ände­
rungen bei den Sozialleistungen der Eisenbahner angekündigt. Am 19. 
November schlug der Wirtschaftsminister vor, den zwanzigprozentigen 
Arbeitnehmerfreibetrag abzuschaffen. Alle diese Kürzungen und Strei­
chungen wurden mit den fiskalischen Sachzwängen eines globalen Marktes 
und einer kommenden europäischen Wirtschaft erklärt (und nur beiläufig 
als Mechanismen zur Schaffung von Arbeitsplätzen, wie noch vom Kandi­
daten Chirac gefordert).

Die Regierung beging mehrere taktische Fehler. Chiracs Populismus 
erschien nun als bloße Wahlrhetorik einer ohnehin diskreditierten politi­
schen Klasse. Während sich Einzelheiten des hinter verschlossenen Türen 
ausgearbeiteten Juppe-Plans technisch verteidigen ließen, wurden sie in 
ihrer Gesamtheit brisant: Die vielfältigen Maßnahmen betrafen die Inter­
essen unterschiedlicher sozialer Gruppen und riefen einander verstärkende 
Reaktionen hervor, so daß der Eindruck einer geeinten Gesellschaft ent­
stand, die sich gegen einen arroganten Staat zur Wehr setzte. Daß Juppe 
überheblich mitteilte, er werde nicht verhandeln, sondern einer unreifen 
Öffentlichkeit die Notwendigkeit seiner Maßnahmen lediglich »erläutern«,
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verschlimmerte den Konflikt.3 Und daß der Plan sich auf die Maastrichter 
Beschlüsse berief, wurde natürlich als Affront gegen die Autonomie der 
Republik empfunden.

Die Bevölkerung reagierte zuallererst mit der Ablehnung einer Elite, die 
sich selbst diskreditiert hatte. Das war zugleich eine Ablehnung der sozia­
len Ungerechtigkeit bzw. des Klassencharakters der Maßnahmen selbst. 
Der in diesen Reaktionen enthaltene Widerspruch zwischen antielitärem 
Populismus und sozialistischem Klassenkampf war zunächst nicht deut­
lich. Die Streiks und Demonstrationen (besonders in der Provinz, wo sie 
sich zweifellos gegen die Paris-zentrierten Eliten richteten) zeugten von 
einem bemerkenswerten Gefühl der Zusammengehörigkeit und Solidari­
tät. Die Streiks bei den öffentlichen Verkehrsbetrieben, derentwegen viele 
Arbeiter lange Märsche oder gewaltige Staus auf sich nehmen mußten, 
führten nicht dazu, daß die Öffentlichkeit die Streikenden verurteilte, wie 
die Regierung hoffte. Angesichts der Demonstrationen, die einander am 
24., 28. und 30. November und dann am 5., 7., 9. und 12. Dezember folgten, 
sprachen Beobachter von einem »Mai im November«.

Aber die Euphorie eines Augenblicks, selbst wenn sie drei Wochen 
dauert, macht aus Verweigerung noch keine Politik. Die Slogans der Strei­
kenden -  »defense«, »maintenance«, »protection« -  hatten eine defen­
sive Färbung, die in den Streiks eine Reaktion auf die Modernisierung 
vermuten ließ. »Eine Bewegung«, so formulierte Edgar Morin, »die aus der 
Abwesenheit einer Zukunft geboren wurde, sieht sich aus eben diesem 
Grund der Zukunft beraubt.«4 Es gab keinen Grund anzunehmen, daß die 
Opfer, die der Juppe-Plan forderte, wieder Wohlstand und Wachstum 
bringen würden oder die Gefahr einer dauernden Deklassierung der Jun­
gen und der ethnischen Minderheiten bannen könnten. Juppes Vorschläge 
waren konjunktureller, die Schwierigkeiten des Sozialstaats aber sind 
struktureller Art.

Nichtsdestoweniger behaupteten einige Kommentatoren, Frankreich 
befinde sich in den »ersten Streiks gegen die Globalisierung.«5 Darin steckt 
mehr als ein Körnchen Wahrheit. Die Behauptung impliziert, daß die 
Bewegung (nicht die Regierung) die wahren strukturellen Probleme er­
kannt hat, und zeigt, daß es notwendig ist, dem von den Marktkräften 
angetriebenen Prozeß der europäischen Einigung eine soziale Komponen­
te hinzuzufügen. Die Deregulierung der Wirtschaft, die als unabdingbar 
zur Absicherung der Vorzüge des freien Wettbewerbs gilt, schafft lediglich 
ein Europa der Konsumenten. Sie berücksichtigt weder den Arbeiter noch 
die gesellschaftliche Solidarität.6 Doch warum sollte eine Revolte, die in 
»Europa« ein Trojanisches Pferd für das globale Kapital sieht, der Linken 
zugeordnet werden? Zahlreiche Kommentatoren warnten vor der Gefahr 
eines Populismus, dessen antielitäre Tendenz dem Front National und
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ihrem Führer Jean-Marie Le Pen in die Hände spielt, der weit geschickter 
als die meisten Linken das Feuer des Volkszorns anzufachen versteht.7

Trotzdem bleibt das Bedürfnis groß, die französischen Streiks als Vor­
boten eines erneuerten Klassenkampfs zu sehen. Die Streikenden waren 
jedoch die im öffentlichen Sektor Beschäftigten, deren Arbeitsplätze sicher 
sind (wenngleich die Gehälter niedrig sind; die demagogische Behauptung 
der Regierung, die Streiks würden von einem »privilegierten« Teil der 
französischen Gesellschaft angeführt, ist deshalb unhaltbar). Die selbster­
nannten Sprecher eines wiedererwachten Proletariats erwidern, daß es sich 
um »Stellvertreterstreiks« gehandelt habe, in denen der öffentliche Sektor 
im Namen der gesamten Klasse agiert habe. Sie behaupten, die Unsicher­
heit der Arbeitsplätze sei der Grund dafür, daß die Beschäftigten des 
privaten Sektors nicht an den Streiks teilnahmen, und sie verweisen auf 
Umfragen, nach denen nur 27 Prozent der Bevölkerung die Streiks ablehn­
ten. Diese Statistik besagt jedoch nicht, daß die anderen 73 Prozent dafür 
waren. Bestenfalls drückt sie deren Verärgerung über die Regierung und 
die Verunsicherung angesichts der eigenen Zukunft aus. So stellt Claude 
Lefort fest, man könne die Gründe für den Streik verstehen, ohne ihn 
unkritisch zu unterstützen oder eigene Hoffnungen in ihn zu setzen.8

Um die anhaltenden Versuche zu verstehen, eine politische Bedeutung 
in die französische Bewegung hineinzulesen, müssen wir zu Marx’ Be­
hauptung zurückkehren, Frankreich sei die politische Nation schlechthin. 
Das wird uns klären helfen, worum es bei Juppes Reformen tatsächlich 
ging und was an den Reaktionen darauf bedeutsam war. Es wäre zwar 
absurd, Budgetzwänge außer acht zu lassen, aber es ist ebenfalls gefährlich, 
die Wirtschaft von der Gesellschaft und der Politik zu trennen, wie das die 
Technokraten der Juppe-Regierung taten. Politik läßt sich nicht auf eine 
direkte Konfrontation von Gesellschaft und Staat verkürzen. Eine Gesell­
schaft ist kein homogenes Subjekt, das in seinen Aktionen einen einheitli­
chen Willen zum Ausdruck bringt. Eine Gesellschaft hat ihre eigenen 
Institutionen, unter denen die Gewerkschaften mit ihren finanziellen M it­
teln, ihren ausgebildeten Aktivisten und ihrem Zugang zu den Medien eine 
entscheidende Rolle spielen können. Wie sie diese Rolle auffassen, hängt 
jedoch von ihrem Verständnis des politischen Verhältnisses von Gesell­
schaft und Staat ab. Um zu zeigen, warum zwei der französischen Gewerk­
schaften, die Force Ouvriere (FO) und die Confederation Generale du 
Travail (CGT), die Streiks unterstützten, während die dritte, die Confede­
ration Frangaise et Democratique du Travail (CFDT), ihre Unabhängigkeit 
bewahrte, müssen wir zunächst den französischen Begriff des Politischen 
näher betrachten.
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II. Die »französische Ausnahme« und die französische Politik

Die moderne französische Geschichte begann 1789, als die Revolution die 
Macht im Staate ergriff und die Menschen- und Bürgerrechte ausgerufen 
wurden. Das ist es, worauf Marx in seinem Aphorismus hinaus wollte. Im 
Gegensatz zur amerikanischen Revolution, in der die Rechte des Individu­
ums über und gegen die Regierung gestellt sind, gewannen die Franzosen 
ihre Rechte, indem sie die Staatsmacht dazu benutzten, die Privilegien des 
Adels zu überwinden. Daraus erklärt sich die paradoxe Form des franzö­
sischen Egalitarismus: er beruht auf der Ablehnung jeder Art von Privileg 
und geht davon aus, daß der Staat eingreift, um jede Form von Willkür zu 
verhindern. Der Staat ist beauftragt, die Rechte des Individuums zu si­
chern. Diese Rechte werden also öffentlich bestätigt und verteidigt. Rechte 
in Frankreich sind, im Gegensatz zur anglo-amerikanischen Tradition, 
politisch. Sie beruhen nicht -  ohne Burke zu nahe treten zu wollen -  auf 
einer vorpolitischen Abstraktion namens »Mensch«. Politische Rechte 
müssen erkämpft werden, und sie müssen geschützt werden.

Die amerikanische Lehre der individuellen Rechte befürchtet, eine der­
artige Abhängigkeit vom Politischen bedeute, daß Rechte nicht absolut 
sind: Sie können verloren, manipuliert oder mißbraucht werden. Weil sie 
abhängig sind, scheinen diese politischen Rechte das demokratische Prin­
zip zu gefährden, mit dem sowohl das individuelle Recht auf Widerstand 
gegen ungerechte Belastungen als auch das Recht der Meinungsfreiheit und 
der gesellschaftlichen Entscheidungsfreiheit abgesichert sind. Die amerika­
nische Lehre vom Recht des Individuums (im Gegensatz zu den politi­
schen Rechten, die natürlich auch individuell sein können) trennt den 
einzelnen vom Staat, um dadurch seine persönliche Autonomie zu sichern. 
Von diesem Standpunkt aus erscheinen die französischen politischen Rech­
te als eine jakobinische Zwangsverordnung, die den Weg zur totalen, ja 
sogar totalitären Kontrolle freimacht. Die Franzosen erwidern darauf, daß 
staatliches Handeln den einzelnen vor der Ausbeutung durch den Privile­
gierten (z.B. den Kapitalisten) schütze. Im staatlichen Handeln liege weni­
ger Bedrohung als in partikularer Willkür (der meines Arbeitgebers z.B.), 
weil es universell ist und jeden betrifft. Die Amerikaner glauben, das 
Individuum könne durch rechtlich bindende Verträge geschützt werden, 
die im gegenseitigen Einverständnis zwischen Einzelpersonen geschlossen 
werden, und die Aufgabe des Staats sei lediglich, für die Einhaltung solcher 
Verträge zu sorgen. Das Ergebnis ist nicht bloß eine prozeßsüchtige Ge­
sellschaft, in der die Rechte des einzelnen in letzter Instanz von gerichtli­
chen Entscheidungen abhängen (die möglicherweise Verträge zwischen 
ungleichen Partnern für gültig erklären). Diese Auffassung der privaten 
Rechte tendiert dazu, antipolitisch zu sein.9
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Die französische Form der politischen Rechte bedarf jedoch einer wei­
teren Stufe. Der Gedanke eines Service publique wird eingeführt, um auf 
zweifache Weise zu garantieren, daß das Verhältnis des Staates zum einzel­
nen allgemein und gleich ist. Zum einen umfaßt der Service publique 
öffentliche Bedienstete, deren Verpflichtung auf das Gemeinwohl durch 
verschiedene Mechanismen gesichert ist. Dazu gehören das meritokrati- 
sche Auswahlverfahren, die Arbeitsplatzgarantie und die Ausführung der 
Aufgaben des Service publique auf rational-bürokratische Weise -  gemäß 
den Gesetzen, die von den Vertretern des gesamten Volkes erlassen werden. 
Zum anderen umfaßt der Service publique die Bereiche des gesellschaftli­
chen Lebens, die alle Bürger angehen. Vereinfacht heißt das, daß es Berei­
che der »öffentlichen Versorgung« gibt, deren Verwaltung dem Staat ob­
liegt. So gesehen ist der Service publique die Vollendung des republikani­
schen Systems in Frankreich, wie es sich seit den revolutionären Anfängen 
entwickelt hat.10

Diese dreistufige Konstruktion der französischen Konzeption der poli­
tischen Rechte macht verständlich, warum die Streikbewegung gegen Jup- 
pes Plan so einmütig begrüßt wurde. Kürzungen bei den staatlichen Eisen­
bahnen und die Privatisierung der Post wurden als Angriff auf den Service 
publique empfunden. Auch die Änderungen der Rentenregelung für öf­
fentlich Bedienstete und die Privatisierungen bzw. das Auslagern bestimm­
ter Produktionsprozesse auf Zulieferungsfirmen zur Verminderung des 
Defizits wurden als Bedrohung des Service publique angesehen. Darum 
behauptete der »Appel des intellectuels en soutien aux grevistes«, in Pierre 
Bourdieus Worten, die Streiks seien Ausdruck »des Widerstands gegen die 
Zerstörung einer zivilisatorischen Errungenschaft, die aufs engste mit dem 
Service publique verbunden ist -  die republikanische Gleichheit der 
Rechte (...)«. Das technokratische Ökonomieverständnis, das sich in Jup- 
pes Verteidigung seiner Vorschläge niederschlug, ist nichts anderes als ein 
Angriff auf die historischen Symbole, auf denen die Tradition der politi­
schen Rechte in Frankreich beruht. In diesem Sinne -  und nicht im Sinne 
eines im Klassenkampf potentiell geeinten Proletariats -  handelten die 
Streikenden tatsächlich »stellvertretend« für die gesamte französische Ge­
sellschaft.11

Die republikanische Tradition in Frankreich verlangt einen Staat, der 
sich gegenüber Gesellschaft und sozialem Wandel neutral verhält. Die 
Gesellschaft hingegen kann sich des Staates bemächtigen und ihn für ihre 
Zwecke benützen (z. B. um neue Rechte zum Schutze der Privatsphäre 
einzuführen). Hier liegt der Ursprung der französischen Vorstellung vom 
Kampf der Gesellschaft gegen den Staat, deren Wurzeln also nicht nur 
marxistisch sind. Das bedeutet, daß die Franzosen, im Gegensatz zur 
amerikanischen Vorstellung der vorpolitischen und individuellen Rechte,
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die dem Begriff der entitlements zugrunde liegen, von den droits acquis 
sprechen, Rechten, die erworben, in einer Auseinandersetzung erkämpft 
wurden. Juppes Vorschlag, das Pensionsystem zu ändern und das Gesund­
heitswesen umzubauen, wurde darum als Angriff auf bereits erkämpfte 
Errungenschaften gesehen. Unabhängig davon, ob sie berechtigt oder not­
wendig waren, schienen Juppes Reformen den Interessen des Klassenfein­
des zu dienen (der, so wird unausgesprochen vorausgesetzt, die Kontrolle 
im Staat hat). Das ist eine zusätzliche Erklärung für die Reaktionen der 
Öffentlichkeit und ein weiterer Grund dafür, daß selbst die, die nicht am 
Streik teilnahmen, ihn doch unterstützten. Und noch ein Faktor spielte 
hier eine Rolle. Zum französischen Politikbild gehört auch die Überzeu­
gung, daß das politische Ziel der Gesellschaft die Sicherung ihrer Autono­
mie ist: der Schutz der Freiheit, sich nach eigenen Prinzipien entwickeln zu 
können und sich nicht äußerer Beeinflussung durch den Staat beugen zu 
müssen.12

Die Widersprüchlichkeit in diesem Bild von Politik führt zu der Frage 
nach der vermittelnden Instanz, die es erlaubt, den gesellschaftlichen Ge­
gensätzen Ausdruck zu verleihen und die bestehenden Kräfteverhältnisse 
umzusetzen. Hier lassen sich nun die Gewerkschaften ins Spiel bringen. 
Welche Rolle sie übernehmen könnten, läßt sich zeigen, wenn wir ein 
letztes Element des historischen Erbes betrachten, auf dem das politische 
Leben Frankreichs beruht.

Die Vorstellung der gesellschaftlichen Selbstorganisation fand ihren in­
stitutionellen Ausdruck im System der französischen Sozialversicherung. 
Dieses wurde in der Zeit nach der siegreichen Resistance eingerichtet und 
aus den Beiträgen der Arbeiter (und Arbeitgeber) finanziert, die deshalb 
auch die Verwaltung der Sozialversicherung kontrollieren.13 Heute führen 
jedoch die hohe Arbeitslosenquote, die hohe Lebenserwartung und die alles 
verschlingenden Gesundheitskosten dazu, daß diese Art der Eigenfinanzie­
rung nicht mehr möglich ist. Gesellschaft und Arbeiterklasse können nicht 
mehr einfach gleichgesetzt werden (wenn dies überhaupt je möglich war). 
Zwar würden sich zusätzliche Gelder über eine Erhöhung der Sozialversi­
cherungsbeiträge gewinnen lassen, doch hätte das eine Verschlechterung 
der Beschäftigungssituation zur Folge. Darum schlägt der Juppe-Plan vor, 
die Krankenversicherung dem Fiskus unterzuordnen und auf diese Weise 
sicherzustellen, daß alle Steuerzahler, nicht nur Arbeiter und Arbeitgeber, 
ihren Beitrag leisten. Damit sollte der Betrag verringert werden, den der 
Staat zur Deckung des Defizits der Versicherung aufbringen muß, und 
zugleich gewährleistet werden, daß alle Bürger in gleichem Maße von ihr 
profitieren. Aber Juppe fügte hinzu, die Konsequenz sei, daß das Parla­
ment, der Repräsentant aller Bürger Frankreichs, die Durchführung des 
Plans übernehmen werde. Hier liegt der (opportunistische) Grund für den
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Widerstand der Gewerkschaftsführer gegen den Plan: wegen der niedrigen 
Mitgliederzahlen ist die Finanzkraft der Gewerkschaften von der Kontrol­
le über die Verwaltung des Sozialversicherungssystems abhängig!

III. Die Gewerkschaften und die Zukunft der Politik

Welchen Stellenwert hatte im Kontext der Streikbewegung das Problem 
der, wie es die Franzosen nennen, exclusion, des Ausschlusses eines Teils 
der Bürger aus dem zivilen Leben? Tendenzen zu einer solchen Spaltung 
der Gesellschaft finden sich nicht nur in Frankreich. »Schlanke« Unterneh­
men, die mit einer hochqualifizierten Belegschaft hohe Profite auf den 
Exportmärkten erzielen, schaffen eine wachsende Schicht von (oft jungen 
oder ethnischen Minderheiten angehörenden) Arbeitslosen. Die Regierun­
gen versuchen mit einer ganzen Reihe von Maßnahmen, dem Problem 
beizukommen: befristete, oft staatlich subventionierte Arbeitsverträge, die 
die sozialen Nebenkosten der Arbeitgeber senken, Umschulungsprogram­
me für Jugendliche oder Arbeitslose, deren Betriebe ihre Produktion ins 
Ausland verlegten, vorzeitiger Ruhestand, der Platz für neue Arbeitskräfte 
schaffen soll. Jede dieser Maßnahmen geht von der Annahme aus, daß 
Arbeitslosigkeit nur vorübergehend auftritt, daß sie konjunkturell und 
nicht strukturell bedingt ist. Die frühere sozialistische Regierung (unter 
Michel Rocard) war mit ihrem Recht auf ein staatliches Minimaleinkom­
men einen Schritt weiter gegangen -  schon der Name des RMI (revenu 
minimum d ’insertion-, Minimaleinkommen zur (sozialen) Einbindung) 
deutet auf den Kern des Problems. Für die französische republikanische 
Tradition stellen die exclus, die Ausgeschlossenen, eine Herausforderung 
dar, die weit darüber hinausgeht, sie vor Hunger und N ot zu bewahren: Es 
geht darum, daß jeder Bürger ein Recht darauf hat, der Gesellschaft als 
anerkanntes Mitglied anzugehören. Wenn sich die Ausgeschlossenen nicht 
mehr als vollwertige Bürger fühlen, werden sie zu einer Bedrohung für den 
sozialen Zusammenhalt der Republik.14

Der Ausschluß der Ausgeschlossenen aus der Streikbewegung unter­
streicht deren defensive Merkmale und erklärt, warum es Alain Touraine 
in einem kürzlich erschienenen Buch ablehnt, von einer sozialen Bewe­
gung zu sprechen.15 Die Gewerkschaften taten, so könnte man sagen, was 
man von Gewerkschaften erwartet. Sie vertraten ihre Mitglieder und war­
ben neue, indem sie die Wirksamkeit ihrer Aktionen demonstrierten. Ent­
sprechend der französischen Tradition verteidigten sie die Autonomie der 
Gesellschaft und die erworbenen Rechte ihrer Mitglieder. Im Falle der 
CGT, die eng mit der Kommunistischen Partei verbunden ist, ließ sich das 
auch mit einer antikapitalistischen Analyse begründen. Im Falle der FO 
boten die demagogischen Mätzchen eines Marc Blondel (der von der
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Unterstützung der Trotzkisten abhängig ist) nur abgestandene Rezepte. 
Das Wachstum solle durch steigenden Verbrauch angekurbelt werden, der 
sich mit der Rückkehr der Vollbeschäftigung einstellen würde. Die Verän­
derungen in der Weltwirtschaft wurden dabei genauso ignoriert wie die 
Herausforderung, die die Ausgeschlossenen für das Weiterbestehen einer 
auf Arbeit basierenden Gesellschaft darstellen.16 Die Schwäche beider Po­
sitionen mag ein Grund dafür sein, daß die Mitgliederzahlen der Gewerk­
schaften zwischen 1970 und 1980 von 22,3 auf 17,5 und 1990 auf 9,8 
Prozent der Beschäftigten fielen.

Die dritte große französische Gewerkschaft, die CFDT, weigerte sich, in 
den unkritischen Beifall für die Bewegung einzustimmen. Nicole Notat, 
die Generalsekretärin, wies darauf hin, daß die Reform des Gesundheits­
wesens in Wahrheit zentrale Punkte aus den Vorschlägen der CFDT selber 
übernahm. Sie legte Wert darauf, sich von anderen Teilen des Juppe-Plans 
zu distanzieren, erklärte aber ihre Bereitschaft zum Dialog, den der über­
hebliche Premierminister ablehnte. Als sich die Streikbewegung ausbreite­
te, wurde die CFDT mit ihrer Weigerung, als bloßes Sprachrohr einer 
ungerecht behandelten Gesellschaft zu dienen, zur Zielscheibe der Kritik 
ihrer Mitglieder und der Streikenden. Zu diesem Zeitpunkt organisierte 
und veröffentlichte die Zeitschrift Esprit einen Aufruf, der zum Brenn­
punkt (und Schreckgespenst) der weiteren Debatte wurde.17

Der Esprit-Aufruf vertrat die Ansicht, daß die Vorschläge zur Reform 
des Gesundheitswesens eine produktive Alternative darstellten zu der 
spezifisch französischen Verkürzung der Politik auf die Konfrontation von 
Gesellschaft und Staat. Außerdem seien diese Vorschläge ein Anfang, die 
Lage der Ausgeschlossenen zur Kenntnis zu nehmen. Der Aufruf kritisier­
te die Grundidee, die Sozialleistungen ausschließlich von den Beiträgen der 
Arbeiter und Arbeitgeber abhängig zu machen. Die Entscheidungen über 
die Sozialleistungen in die Verantwortung des Parlaments zu stellen, mache 
sie zu einer allgemeinen und politischen Angelegenheit statt zu einer Sache 
zwischen Beschäftigten und Arbeitgebern. Wenn nicht nur Arbeiter und 
Angestellte, sondern alle Bürger Beiträge zahlen, hieße das darüberhinaus, 
daß soziale Sicherheit ein politisches Recht jedes einzelnen Bürgers wäre. 
Darin käme jene republikanische Solidarität zum Ausdruck, die das RMI 
nicht herstellen konnte, weil es zu sehr den Charakter eines Almosens 
hatte. In einer späteren Erklärung zu ihrem Aufruf18 betonten die Heraus­
geber von Esprit, sie hätten sich die Überwindung des alten Gegensatzes 
zwischen den zwei linken Lagern erhofft: Während das eine Lager von der 
Verallgemeinerung einer Marxismus-ähnlichen Geschichtsphilosophie 
ausgehe, die in der sozialen Revolution die einzige Lösung erblickt, hebe 
das andere die (utopische) Selbstverwaltung der Gesellschaft hervor. Die 
Herausgeber kritisierten zwar das Klassenvorurteil in Juppes Reformver­
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sion, betonten jedoch, daß sein Plan implizit die Rolle des Staates als 
Garant für gesellschaftliche Solidarität anerkenne. Darin zeichnete sich ein 
Ende jener dichotomen Politikanschauung ab, die Reformen in Frankreich 
einen Riegel vorschob, während sie die Träume vom grand soir, dem 
Vorabend der Revolution, am Leben hielt.

Natürlich verurteilten die selbsternannten Tribunen der Arbeiterklasse 
den Esprit-Aufruf und den Klassenkompromiß der CFDT. Aber das Ein­
lenken der Regierung war kein Zeichen für ihren Sieg oder ein Beweis ihrer 
Hellsichtigkeit. Die Probleme, die der Juppe-Plan lösen sollte, bleiben 
bestehen. Mit Hilfe seiner Parlamentsmehrheit begann der Premiermini­
ster, die Änderungen stückweise zu realisieren. Die Maßnahmen stellen 
einen Rückschritt dar. Ein Bericht in der N ew  York Times vom 25. April 
1996 beschrieb Juppes Gesundheitsreform als »eine gallische Fassung des 
HM O«, der amerikanischen Health Maintenance Organization. Voraussa­
gen für die Zukunft belegen, daß sich die Wohlhabenden über die bloße 
Minimalabsicherung für Gesundheit und Alter hinaus privat versichern 
werden, und sich so der Abstand zwischen arm und reich und das Problem 
der Ausgeschlossenen vergrößern wird. An der immer noch bestehenden 
Unzufriedenheit in der Gesellschaft könnten sich neue soziale Konflikte 
entzünden. Denn die Vermittlung zwischen dem Sozialen und dem Politi­
schen, auf deren Notwendigkeit und Chance der Esprit-Aufruf hinweisen 
wollte, fand nicht statt. Dies könnte der populistischen Demagogie von Le 
Pens Front National neuen Stoff liefern und den Unm ut über das politische 
Leben, den die Streiks ausdrückten, weiter schüren.

Kann die CFDT die notwendige Vermittlung zwischen Gesellschaft und 
Staat leisten? Auf dem Gewerkschaftstag im Januar 1996 mußte sich die 
Führung interner Kritik stellen, die vor allem von Vertretern aus den 
Bereichen der Erziehung, der Eisenbahn und der Post kam. Sie fühlten sich 
offensichtlich dadurch vor den Kopf gestoßen, daß die Gewerkschaft auf 
ihrer Unabhängigkeit bestand.19 Einige Vertreter forderten einen außeror­
dentlichen Kongreß, auf dem die Rolle der Führung zur Diskussion ge­
stellt werden sollte; dagegen sprachen sich aber 70 Prozent der Delegierten 
aus. Andere vertraten die Meinung, daß auf dem Höhepunkt der Ereignisse 
eine Vollversammlung hätte einberufen werden sollen, um den Mitgliedern 
Gelegenheit zu geben, an den Entscheidungen der Gewerkschaftsführung 
mitzuwirken -  als ob die gewählten Führer einem imperativen Mandat 
unterlägen. Dieser Ruf nach einer Art direkter Demokratie, der eine Rück­
kehr zum Gesellschaft-contra-Staat-Bild bedeutet hätte, wurde allgemein 
abgelehnt. Trotz ihrer Verluste in der Hitze des Gefechts hat die CFDT 
inzwischen bei Wahlen in den Betrieben wieder an Boden gewonnen. Die 
CFDT hat zwar eine mögliche innere Krise abgewendet und eine äußere 
Krise gemeistert, doch sagt das noch nichts über ihr zukünftiges Programm
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(und ihre Politik). Der Gewerkschaftstag bestätigte das Selbstverständnis 
der CFDT als einer Gewerkschaft, die eine Politik der Vorschläge vertritt 
(syndicalisme de propositions), und hielt daran fest, daß ihre Rolle weder 
darin bestehe, Regierungsprogramme mitzubeschließen, noch »privile­
gierter Partner«20 zu sein. Vielmehr sei die CFDT »ein anspruchsvoller und 
schwieriger Gesprächspartner«. Sie solle eher eine »Gewerkschaft der 
Mitglieder« als eine »Gewerkschaft der Demonstrierenden« sein. Damit 
wird eine Reformstrategie bestätigt, die Ende der siebziger Jahre unter dem 
Begriff des »renouveau syndical« entwickelt worden war. Der damalige 
Generalsekretär Edmond Maire beschrieb diese Strategie im September 
1980 als den »Versuch einer radikalen Umwandlung der Gesellschaft im 
täglichen Ringen um bessere Bedingungen für die Arbeiter. Dies bedeutet 
eine permanente Auseinandersetzung mit den Unternehmern und Mana­
gern. Die CFDT ist selbstverständlich bereit, die ökonomischen Gegeben­
heiten zu berücksichtigen. Sie ist willens, Vorschläge zu formulieren, und 
offen dafür, bestimmte soziale Errungenschaften zu überdenken. Dabei 
darf es jedoch keine Zweideutigkeiten geben. Ein >Ja< dazu, der Realität ins 
Auge zu sehen. Aber um sie zu ändern, nicht um sich mit ihr abzufinden.« 
»Renouveau syndical« bedeutet, daß die Gewerkschaften die Vermittlung 
zwischen Gesellschaft und Staat bzw. Politik übernehmen. Die Streiks in 
Frankreich zeigen jedoch, daß diese Strategie davon abhängig ist, ob sich 
auf der politischen Ebene ein Partner finden läßt. Wenn dieser Partner 
fehlt, wird die CFDT in Zukunft Schwierigkeiten haben.

Die Regierung rechtfertigte den Juppe-Plan mit der Begründung, der 
französische Staat sei nicht in der Lage, autonom zu handeln. In Wahrheit 
kapitulierte sie vor den vorgeblich unüberwindlichen Kräften der Welt­
wirtschaft und den Bedingungen für die europäische Integration (ein­
schließlich des außenpolitischen Ziels, ein vereinigtes Deutschland in 
Schach zu halten). In der Tradition von 1789 behauptete eine streikende 
Gesellschaft die Souveränität der Nation gegenüber den politischen Eliten, 
die sich ihr entfremdet hatten. Es scheint, als sei der »erste Streik gegen die 
Globalisierung« der letzte einer vergangenen Epoche der souveränen N a­
tionalstaaten gewesen. Aber wir haben die Gefahr allzu großer Vereinfa­
chung bereits gesehen. Die Gesellschaft kann den Staat nicht einfach erset­
zen. Daß ich, wie Paul Thibaud anmerkt, den Regenschirm aufspanne, 
wenn es regnet, bedeutet nicht den Verlust meiner Autonomie. Diese 
Freiheit verliere ich erst, wenn meine Entscheidung, den Schirm zu öffnen, 
von der Zustimmung anderer abhängt.21 Daß es tatsächlich Entwicklungen 
zum globalen Markt gibt, bedeutet nicht, daß damit die Politik, die die 
Gesellschaft eines bestimmten Landes verfolgt, auf einen einzigen Weg 
festgelegt wäre. Einerseits kann der Sozialstaat nicht weiter den Mustern 
des 19. Jahrhunderts folgen, andererseits zeigt der »Streik gegen die Glo­
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balisierung«, daß es nicht gelingen kann, eine neue Solidarität zu schaffen, 
wenn die Institutionen der Bürgergesellschaft nicht an der öffentlichen 
Diskussion über die möglichen Formen dieser Solidarität beteiligt sind.

Der Marxsche Aphorismus, die Franzosen seien die politische Nation par 
excellence, wird von den Streiks zugleich bestätigt und in Frage gestellt. Die 
französische Diskussion, die sich zwischen dem 19. und dem 21. Jahrhundert 
rückwärts in die Zukunft bewegt, geht alle fortgeschrittenen Industriegesell­
schaften an. Die Hoffnungen von Esprit und der CFDT liegen paradoxerweise 
in der Erwartung, daß die Kräfte der Globalisierung es unmöglich machen 
werden, weiter die alten, ausgetretenen Wege zu gehen. Wie schwierig jedoch 
die Erfindung einer neuen Politik ist, läßt sich an einem Widerspruch zwi­
schen den Positionen der beiden Protagonisten zeigen. Um das Problem der 
Ausgeschlossenen zu bekämpfen und neue Arbeitsplätze vor allem für 
Jugendliche zu schaffen, schlug der Gewerkschaftsrat der CFDT die Ein­
führung der 32-Stunden-Woche vor. Damit wird vorausgesetzt, daß sich 
die Gesellschaft weiterhin als Arbeitsgesellschaft definiert. Dagegen beton­
te Esprit, daß man sich von einer Politik, die auf Arbeit basiert, wegbewe­
gen müsse, hin zu einer Politik, die auf der Solidarität der Bürger beruht. 
Die Erneuerung der republikanischen Tradition, deren symbolische Kraft 
all jene demonstriert haben, die den Streik unterstützten, muß institutio­
nalisiert werden. Andernfalls wird sie sich in der Klassenkampfrhetorik 
von Bourdieus »Appel des intellectuels en soutien aux grevistes« (oder in 
deren national-populistischer Deformation) erschöpfen.

Die Bürger sind weder mit dem Staat identisch, noch sind sie durch sein 
Handeln definiert. Und der Staat ist nicht mit den Eliten identisch, die für 
sich in Anspruch nehmen, zum Wohle der Bürger und kraft eines Wissens 
zu regieren, das den Bürgern nicht zur Verfügung steht. Bürger sind 
autonome Individuen, die sich in und durch Aktionen zusammenschlie­
ßen. Der politische Partner, den die reformierte CFDT braucht, kann also 
von der »Gewerkschaft der Mitglieder« geschaffen werden, die an die Stelle 
der »Gewerkschaft der Demonstrierenden« tritt und eine »Politik der 
Vorschläge« entwickelt. Adressaten dieser Vorschläge sind zunächst ande­
re Teilnehmer am demokratischen Prozeß. In einem zweiten Schritt wen­
den sich die Individuen an den Staat, den sie als repräsentativ legitimiert 
voraussetzen müssen, wenn ihre Vorschläge mehr als ein demonstrativer 
Protest sein sollen. Diese Quadratur des Kreises -  oder dialektische Auf­
hebung, für diejenigen, welche die Rhetorik des 19. Jahrhunderts bevorzu­
gen -  ist das paradoxe Ergebnis, wenn eine Nation die ökonomischen 
Globalisierungstendenzen anerkennt und trotzdem die Rolle des souverä­
nen politischen Akteurs behalten will.

Aus dem Englischen von Stephan Wetzel
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Anmerkungen

1 Vgl. dazu die schonungslose Kritik an den Regierungsvorschlägen im Dossier von Le Monde 
Diplomatique, Januar 1996, S. 8-13.

2 International Herald Tribüne, 15. Dezember 1995. Zitiert nach Claude Julien, »Reformes«, 
»modernite«, »globalisation« ... vers l’explosion des mots pieges, in: Le Monde Diplomatique, 
Januar 1996, S. 10-11.

3 Man sollte dazu allerdings anmerken, daß jedesmal, wenn er diese Haltung, die an Margaret 
Thatchers Umgang mit den Bergarbeiterstreiks erinnert, wieder bestärkte, die Börsenkurse 
und der Franc stiegen. Jedesmal, wenn er nachzugeben schien, kehrte sich die Richtung um.

4 Edgar Morin, L’avenir en marche vers le passe, in: Liberation, 19. Dezember 1995.
5 Eric Israelewicz in Le Monde, 7. Dezember 1995. Vgl. dazu auch die Bemerkungen von 

William Pfaff und das oben, Anm. 1, zitierte Dossier.
6 Vgl. z.B. Gerard Wormser, Crise et mediation: Les intellectuels dans le mouvement du 

decembre 1995, in: CFDT aujourd’hui, Nr. 119, Mai/Juni 1996, S. 41-55, und Joel Roman, 
Recompositions en profondeur, in: Esprit, Januar/Februar 1996, S. 189-191.

7 Vgl. z.B. Claude Lefort, La fin des dogmes, zuerst in Le Monde, Nachdruck in Esprit, 
Januar/Februar 1996. Vor kurzem nahmen die Esprit-Herausgeber in einer Auswertung der 
Literatur nach dem Streik auf diesen Punkt wieder Bezug. Vgl. L’electrochoc de novembre-de- 
cembre 1995, premiers diagnostiques, Juni 1996, S. 185-194.

8 Vgl. Lefort, La fin des dogmes, a.a.O.
9 Vgl. die Argumente von Ingeborg Maus gegen diese amerikanische Demokratiekonzeption. 

Ich diskutiere sie in meinem Artikel Just Democracy, in: Constellations, Bd. 2, Nr.3, S. 333-353 
(erscheint im Januar 1997 deutsch unter dem Titel »Demokratie als Gerechtigkeit« in der 
Zeitschrift Berliner Debatte).

10 Alternativ dazu ließe sich argumentieren, daß die politische Begründung der Rechte solange 
aufrechterhalten werden kann, wie die staatliche Intervention für kontinuierlichen Fortschritt 
sorgt. Das Problem ist heute jedoch, daß nach zwei Jahrzehnten der wirtschaftlichen Stagna­
tion und ohne Aussicht auf Erneuerung die Hoffnung auf den Fortschritt vergeblich ist. Vgl. 
Jacques Donzelot, L’avenir du social, in: Esprit, März 1996, S. 58-81.

11 Der »Appel des intellectuels« wurde von Pierre Bourdieu initiiert und in Le Monde vom 15. 
Dezember 1995 veröffentlicht. Er sollte ein Gegenangriff auf den vorhergehenden Aufruf sein, 
der von der Monatszeitschrift Esprit ausging, und in Le Monde (2./3. Dezember 1995) unter 
dem Titel »Pour une reforme de fond de la securite sociale« veröffentlicht worden war. Die 
Positionen beschrieben die beiden möglichen Haltungen in der französischen Linken. Auf den 
Esprit-Aufruf werde ich weiter unten im dritten Teil zurückkommen. Beide Aufrufe sind bei 
Jean-Pierre Le Goff und Alain Caille, Le tournant de decembre, Paris 1996, im Anhang 
veröffentlicht -  zusammen mit einer Liste der Unterzeichner.

12 Zwischen diesem Autonomiestreben der Gesellschaft und der Vorstellung von den politischen 
Rechten besteht nicht nur ein kleiner Widerspruch. Das erklärt, warum bis vor kurzem die 
Arbeiterklasse -  im weitesten Sinne -  sich weniger um die Früchte der Freiheit als um die 
Vorteile der Gleichheit kümmerte. Das galt nicht nur für die Bewegungen, die sich auf Marx 
beriefen. Die französischen Arbeiterbewegungen im 19. Jh. waren aus eben diesem Grunde im 
allgemeinen radikal-gewerkschaftlich oder genossenschaftlich angelegt.
Der scheinbare Widerspruch zwischen den beiden Elementen des französischen Republika­
nismus läßt sich jedoch leicht lösen, wenn man erkennt, daß die befürchtete politische 
Intervention bestimmten Interessen folgt. Sie geht nämlich von einem Privileg aus, das diesmal 
nicht innerhalb der Gesellschaft präsent ist, sondern in einem Staat, der von ihr getrennt ist 
und vom Kapital dominiert wird. Daher die Gefahr einer Regierung der Technokraten.

13 Die politische Logik, die zur Schaffung des französischen Sozialversicherungssystems führte, 
wird brillant analysiert bei Nicoles Dufourcq, Les impasses de la Securite sociale, in: Esprit, 
März 1996, S. 82-104. Dufourcq verweist auf die Wurzeln dieser Haltung, die in der Durk- 
heimschen Schule der Soziologie hegen. Dürkheim war schließlich ein überzeugter Republi­
kaner und beschäftigte sich mit den Quellen gesellschaftlicher Solidarität in einer sich moder­
nisierenden Welt. Er war davon überzeugt, daß seine neue Wissenschaft sich allein auf die 
Französische Revolution stützen könne.
Man muß auch darauf hinweisen, daß es im Klima des Kalten Krieges zu einer Allianz 
zwischen der antikommunistischen (und anfänglich vom CIA finanzierten) Gewerkschaft FO
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und den Arbeitgebern kam, die dazu führte, daß viele Funktionen de facto von dieser 
Gewerkschaft eingenommen wurden. Die Stärke der kommunistisch geführten CGT sollte 
dabei allerdings nicht unterschätzt werden -  vor allem nicht in den verstaatlichten Bereichen.

14 Die andere Seite der Medaille ist die wachsende Ungleichheit zwischen den Reichen und dem 
Rest der Gesellschaft. Zwar wächst dieser Graben in Frankreich, doch ist er kaum mit der 
Situation in den Vereinigten Staaten vergleichbar. Nichtsdestoweniger wurde dieser Aspekt 
des Problems der Ausgeschlossenen von der Streikbewegung und denen, die sie unterstützten, 
hervorgehoben. Vgl. weitere Einzelheiten im oben, Anm. 1, zitierten Dossier von Le Monde 
Diplomatique. Eine Kritik des RMI findet sich bei Alain Caille, Vers un nouveau contrat 
social? in: Le Goff und Caille, Le tournant de decembre, a.a.O.

15 Z.B. schreibt Touraine: »Ebenso wie eine kollektive Aktion zur Verteidigung partikularer 
Interessen oder eine, die ein kulturelles Gegenprojekt vorschlägt, das die Gesellschaft völlig 
umkrempeln würde, so ist auch eine kollektive Aktion, die nur verweigert, sehr viel begrenzter 
als eine soziale Bewegung.« Vgl. Touraine e.a., Le Grand Refus. Reflexions sur la greve de 
decembre 1995, Paris 1996, S. 50.

16 Blondel versuchte mit seiner Taktik, auf dem Gebiet der CGT zu wildern. Jean Dubois zeigt 
in seiner nuancierten Analyse der Streikbewegung (Decembre 1995: Un mouvement polyse- 
mique, in: Projet, Nr. 245, Frühjahr 1996), warum diese Taktik scheitern muß.

17 Vgl. oben, Anmerkung 11.
18 Autour d’un appel, in: Esprit, Januar/Februar 1996, S. 167-174, besonders S. 169.
19 Der Bericht über den Kongreß, dem auch die folgenden Informationen entnommen sind, ist 

veröffentlicht in: CFDT aujourd’hui, Nr. 118, März/April 1996.
20 Damit wird auf Angriffe gegen die CFDT während des Streiks angespielt, ihre Strategie gründe 

auf dem Wunsch, in eine Partnerschaft mit der Regierung einzutreten und eine, wie es die 
Franzosen nennen, »deutsche« Gewerkschaftspolitik zu verfolgen.

21 Paul Thibaud, L’Europe par les nations (et reciproquement), in: Jean-Marc Ferry et Paul 
Thibaud, Discussion sur l’Europe, Paris 1992, S. 16 f.
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Uwe Engfer
ZWISCHEN TRANSFORMATION UND EINHEIT 

Enttäuschte Erwartungen auf dem ostdeutschen Sonderweg

In politischer Öffentlichkeit und Wissenschaft wird der ostdeutsche Son­
derweg der Transformation, d.h. die Übernahme eines »ready made state« 
(Richard Rose), seit geraumer Zeit äußerst kontrovers beurteilt. Das liegt 
nicht zuletzt am jeweils angelegten Vergleichsmaßstab. Einerseits kann 
man den Blick auf den Startpunkt des dramatischen gesellschaftlichen 
Umbruchs richten, dann wird man Ostdeutschland als postkommu­
nistisches Reformland mit anderen mittel- und osteuropäischen Transfor­
mationsländern vergleichen. Aus dieser Perspektive betrachtet erscheint 
die ehemalige D D R in vieler Hinsicht als Beispiel für eine gelungene 
Transformation. Andererseits kann man das Ziel des angestrebten sozialen 
Wandels, die »Vollendung der deutschen Einheit« zum Maßstab nehmen. 
Dann fragt man, wie sehr sich Wirtschaftskraft, Lebensstandard, Mentali­
täten und praktizierte Demokratie in Ostdeutschland schon dem west­
deutschen Vorbild angenähert haben. Aus diesem Blickwinkel erscheint 
Ostdeutschland in schlechtem Licht: H ier herrschen skeptische Diagnosen 
vor, die mit Begriffen wie »Einheitsfrust«, (wirtschaftlicher) »Absturz 
Ost« und »Wiederaufbau der Mauer in den Köpfen« operieren. Die wider­
sprüchlichen Situationseinschätzungen provozieren eine naheliegende 
Frage: Könnte es sein, daß die spezifischen Erfolgsfaktoren des deutschen 
Sonderwegs der Transformation gleichzeitig die Ursachen für langfristige 
Blockaden auf dem Weg zur Einheit sind? Ich versuche im vorliegenden 
Beitrag zu zeigen, daß es gute Gründe gibt, diese Frage zu bejahen. Die 
schnelle Transformation Ostdeutschlands durch Angliederung an West­
deutschland hat Startvorteile mit sich gebracht, aber sie hat auch zu 
Folgeproblemen geführt, die die »Vollendung der Einheit« langfristig ge­
fährden. Ostdeutschland droht zwischen Transformation und Einheit auf 
halbem Wege stecken zu bleiben, und viele unerfüllte Erwartungen und 
verbreitete Enttäuschungen der Ostdeutschen werden vor diesem H inter­
grund verständlich. Ich stütze mich in meiner Argumentation im folgen­
den teils auf neuere Ergebnisse der deutschen sozialwissenschaftlichen 
Transformationsforschung, teils auf eigene empirische Analysen im Rah­
men des vom Institut für die Wissenschaften vom Menschen geleiteten 
SOCO-Projekts.1
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Der deutsche Sonderweg: die außengesteuerte Transformation

Eine der Erfolgsbedingungen für die unvergleichliche Schnelligkeit des 
institutioneilen Umbaus Ostdeutschlands war die Tatsache, daß die O st­
deutschen schon wenige Monate nach dem Sturz des alten Regimes die 
Entscheidungsgewalt über Abfolge und Reichweite der Reformen in die 
Hände externer politischer Akteure gaben, indem sie der Bundesrepublik 
Deutschland beitraten. Gemäß den Bestimmungen der Vertragswerke 
wurden zwischen 1990 und 1993 praktisch uno actu alle Komponenten des 
westdeutschen Verfassungs-, Wirtschafts- und Verbändesystems auf 
Ostdeutschland übertragen. Die wechselseitigen Blockaden zwischen 
ökonomischer und demokratischer Reform, die unter dem Stichwort vom 
»Dilemma der Gleichzeitigkeit« als Charakteristika postkommunistischer 
Transformationsprozesse identifiziert worden sind (vgl. Elster 1990, Offe 
1994a), konnten dadurch im ostdeutschen Sonderfall souverän ignoriert 
werden. Die Ostdeutschen erhielten zeitgleich soziale Marktwirtschaft 
und parlamentarische Demokratie. Innerhalb von drei Jahren ersetzten 
Märkte mit freier Preisbildung, Anbieterkonkurrenz und unbeschränkter 
Weltmarkteinbindung die Planwirtschaft. Das zentralistische politische 
System wurde durch eine föderale Gliederung mit kommunaler Selbstver­
waltung und neuer Aufgabenverteilung zwischen Legislative, Judikative 
und Exekutive ersetzt. Das westdeutsche Parteienspektrum und Verbän­
desystem, die Tarifautonomie und das System der gegliederten Sozialversi­
cherungen wurden in der gleichen kurzen Frist übertragen.

Das alles könnte den Anschein erwecken, hier wäre ein ausgefeilter 
sozialtechnischer Master-Plan und ein konsistentes ökonomisches Pro­
gramm verwirklicht worden. Dies war jedoch nicht der Fall. Sozialwissen­
schaftliche Analysen haben überzeugend deutlich gemacht, daß der hastige 
Institutionentransfer im Gegenteil Ausdruck von Rationalitätsdefiziten 
und unangemessener Problemvereinfachung war (vgl. Lehmbruch 1995, 
Czada 1994, Landfried 1995) und daß die wirtschaftspolitische Strategie 
inkonsistent und von Illusionen geprägt war (vgl, Wiesenthal 1995, 
Sinn/Sinn 1993). Nicht ein der Komplexität der Umbruchsituation ange­
messenes Programm, sondern zwei Ängste auf westdeutscher Seite diktierten 
die Logik der Transformationsschritte: zum einen die Angst vor un­
erwünschten Debatten über gesellschaftlichen Reformbedarf im neuen Ge­
samtdeutschland, zum anderen die Angst vor Migrationsbewegungen infolge 
des Wohlstandsgefälles zwischen Ost und West. Bei den externen Akteuren 
dominierte nicht das Motiv uneigennütziger Solidarität, sondern das der 
rationalen Interessenverfolgung in einer potentiell bedrohlichen Situation.

Plötzlich in die Lage versetzt, eine nahezu unbekannte Gesellschaft in 
eigener Regie reformieren zu müssen, entwickelten die Regierung und die
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organisierten Interessen Westdeutschlands eine starke Präferenz für den 
Erhalt des Status quo. Anders als in vergleichbaren Reformländern war der 
enorme Zeitdruck, unter den die Transformation gesetzt wurde, nicht ein 
Mittel, um vollendete Tatsachen zu schaffen, die der Rückkehr des Alten 
Vorbeugen sollten. Diese Gefahr war angesichts der weitreichenden Ver­
drängung der alten Eliten aus den Entscheidungspositionen und wegen der 
fehlenden staatlichen Souveränität Ostdeutschlands ausgeschlossen. Der 
entfachte Zeitdruck sollte vielmehr verhindern, daß unerwünschte De­
batten über das Bewahrenswerte der DDR, über »dritte Wege« und über 
die Reform westdeutscher Institutionen in Gang kommen. So wurden 
auch diejenigen Merkmale des westdeutschen »wohlfahrtsstaatlichen Re­
gimes« (Esping-Anderson) unverändert übertragen, die vor dem Fall der 
Mauer Gegenstand heftigster Reformdiskussionen waren. Den Ostdeut­
schen wurden auch dort Änderungen zugemutet, wo sie mit dem in der 
DD R Aufgebauten zufrieden waren, und wo die Überlegenheit west­
deutscher institutioneller Arrangements höchst umstritten war. Funktio­
nieren konnte der schnelle Umbau nur deshalb, weil die finanziellen Lasten 
vom Westen getragen wurden, und weil zur Besetzung der neuen Positio­
nen westdeutsche Experten bereit standen, die eine übergangsweise oder 
dauerhafte Tätigkeit in Ostdeutschland als berufliche Chance ansahen.

Auch die Logik der wirtschaftlichen Reformen folgte keinem verallge­
meinerbaren Konzept, sondern war Ausdruck der Rationalitätskriterien 
und Illusionen externer Akteure, denen die Situation in Ostdeutschland 
weitgehend unbekannt war. Obwohl die wirtschaftliche Umstellung in 
kürzester Frist stattfand, entsprach sie nicht dem Muster der klassischen 
Schocktherapie (vgl. Wiesenthal 1995). Zwar wurden schon in der ersten 
Phase der Reform nahezu flächendeckend die Preise freigegeben, Subven­
tionen abgebaut und die Betriebe unter den Konkurrenzdruck offener 
Märkte gesetzt, aber die Angst vor Ost-West-Wanderungen zwang die 
Regierung, schon in der Startphase marktwirtschaftlicher Reformen, ei­
nem Einbruch des Lebensstandards in Ostdeutschland vorzubeugen. So 
kam es zu einer historisch einmaligen Konstellation. Auf der einen Seite 
ging die Industrieproduktion des Landes von 1990 bis 1992 auf die Hälfte 
zurück, weil die Betriebe angesichts des gewaltigen Produktivitätsrück­
stands und der schlechteren Qualität der Produkte auf den neuen Märkten 
nicht mehr konkurrenzfähig waren. Andererseits stiegen im gleichen Zeit­
raum die Realeinkommen deutlich, weil die Löhne auf der Basis von 
Tarifvereinbarungen rasch angehoben wurden, und weil Rentner und A r­
beitslose in den Genuß der vergleichsweise hohen westdeutschen Sozial­
einkommen kamen. Entstehungs- und Verteilungsseite des Sozialprodukts 
konnten nur durch massive Finanztransfers von West nach O st auf diese 
historisch präzedenzlose Weise entkoppelt werden.
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Der ostdeutsche Fall einer Transformation »von außen« ist also ein 
»Erfolgsmodell« mit zwei Gesichtern: Einerseits gab es keine Zeitverzöge­
rung durch lähmende Konflikte um die Ausgestaltung des neuen Institu­
tionensystems, und die W irtschaftsstruktur wurde unter Umgehung aller 
ineffizienten Interimslösungen radikal modernisiert. Andererseits haben 
die spezifischen Merkmale der Reformpolitik (die große Eile der Transfor­
mation, die Illusionen über die finanziellen Kosten, das Ausblenden von 
Alternativen und die Dominanz westdeutscher Interessen) zu Folgepro­
blemen geführt, die immer weniger als bloße Ubergangsschwierigkeiten 
rubriziert werden können.

Dauerhafter Beschäftigangseinbrach

Von Ende 1989 bis 1993 nahm in Ostdeutschland die Zahl der Erwerbstä­
tigen von rd. 9,7 Mio. auf rd. 6,2 Mio. ab. Das war teilweise ein Resultat 
der durch die Maueröffnung in Gang gekommenen Westmigration, in 
deren Verlauf fast eine Million Menschen das Gebiet der ehemaligen DDR 
verlassen haben. Zum größeren Teil ist der Beschäftigungsrückgang jedoch 
Ausdruck des dramatischen Arbeitsplatzabbaus infolge von Betriebs­
schließungen und Rationalisierungsmaßnahmen. Zwar blieb keiner der 
großen Wirtschaftssektoren von dieser Entwicklung verschont, am stärk­
sten betroffen waren jedoch Landwirtschaft und Industrie. Im Agrarsektor 
fiel die Zahl der Arbeitsplätze von rd. 900 Tsd. auf rd. 200 Tsd.; in der 
Industrie ging die Beschäftigtenzahl von rd. 4 Mio. auf rd. 2 Mio. zurück. 
Obwohl ein Rückgang der Beschäftigung (als Kehrseite erfolgreicher 
Wirtschaftsmodernisierung) allgemein erwartet wurde, hat das Ausmaß 
der Arbeitsplatzverluste die politisch Verantwortlichen überrascht und seit 
1992 zu Korrekturen an der eingeschlagenen Wirtschaftspolitik gezwun­
gen. Entgegen den ursprünglichen Absichten mußten für den Erhalt »in­
dustrieller Kerne« strategisch wichtige Betriebe subventioniert werden, 
und das überkommene Instrumentarium der westdeutschen A r­
beitsmarktpolitik mußte erweitert werden.

Das 1992 einsetzende Wachstum der ostdeutschen Wirtschaft war im 
wesentlichen »jobless growth«. Die Zahl der Arbeitsplätze stagniert bis 
heute in etwa auf dem Niveau von 1992. Die Hoffnungen auf ein zweites 
»Wirtschaftswunder«, auf die schnelle Entfaltung einer endogenen Wachs­
tumsdynamik, haben sich nicht erfüllt. Der Strukturwandel hat zwar, wie 
erwartet, zur Ausweitung des Dienstleistungssektors geführt, aber hier 
wurden gerade einmal die rationalisierungsbedingten Arbeitsplatzeinbußen 
kompensiert. Die Zuwächse in der Industrie gehen fast ausschließlich auf 
das Konto des Baugewerbes. Der Wirtschaftsaufschwung in dieser Bran­
che ist jedoch ein vorübergehendes Phänomen, denn er wird gespeist aus



westdeutschen Transferzahlungen, deren Ende absehbar ist. Teils handelt 
es sich um einmalige Zuschüsse für Infrastrukturinvestitionen (Straßen­
bau, Bahnanlagen, Wasserwirtschaft und Umweltsanierung), teils um steu­
erbegünstigte Kapitalanlagen für Bezieher hoher Einkommen. Mit dem 
Auslaufen der Steuervergünstigungen 1997 wird der Bauwirtschaft ein 
krisenhafter Einbruch prognostiziert.

Das Schicksal einer schweren Beschäftigungskrise teilt Ostdeutschland 
mit einigen anderen ostmitteleuropäischen Reformländern. Insbesondere 
in Polen und Ungarn hat die wirtschaftliche Transformation in vergleich­
barem Umfang zum Entstehen von Arbeitslosigkeit geführt. Ein Sonder­
fall ist in dieser Beziehung nur die Tschechische Republik, die ein Be­
schäftigungsniveau erhalten konnte, das auch in den Staaten der OECD 
ohne Beispiel ist. Aus Tabelle 1 wird ersichtlich, daß die unvorbereitete 
Öffnung der Märkte und die schnelle Modernisierung der Wirtschaft in 
Ostdeutschland insgesamt zu den größten Belastungen geführt hat. Jeder 
zweite Haushalt hat Bekanntschaft mit Arbeitslosigkeit machen müssen, 
und 1995 war fast in jedem dritten Haushalt eine Person arbeitslos. Eine 
Besonderheit Ostdeutschlands ist die außergewöhnlich hohe Arbeitslosig­
keit von Ehepartnern. Die Leidtragenden der Beschäftigungskrise sind vor 
allem die Frauen, sie stellen rd. zwei Drittel aller Arbeitslosen.
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Tabelle 1
Belastung der Haushalte durch Arbeitslosigkeit (in %)

D CZ SK H PL

Nach 1990 gab es einen Fall von Arbeitslo­
sigkeit im Haushalt 52 25 38 46 38
Zur Zeit gibt es im Haushalt einen Fall von 
Arbeitslosigkeit 30 7 17 24 23
Haushaltsvorstand ist arbeitslos 15 2 6 12 10

(Ehe)partner ist arbeitslos 
(nur Haushalte mit (Ehe)paaren) 24 3 8 10 11

Nim mt man die Beschäftigungssicherheit als Maßstab, wird deutlich, daß 
Ostdeutschland alles andere als ein privilegierter Sonderfall der Transfor­
mation ist. Vor dem Hintergrund der hohen Wertschätzung, den die Betei­
ligung am Erwerbsleben in der DD R genoß, wird die Unzufriedenheit und 
die verbreitete Zukunftsangst verständlich. Vielen Betroffenen ist in den 
letzten drei Jahren klar geworden, daß das Arbeitsplatzdefizit ein dauer­
haftes Charakteristikum der neuen Marktwirtschaft ist. Nach dem Ende 
der Transformation folgt kein neuer Aufschwung, sondern die sozialstruk­
turelle Verfestigung der Erwerbslosigkeit, die die Gesellschaft in Gewinner 
und Verlierer spaltet. Zu den Verlierern zählen dabei in erster Linie dieje-
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nigen, deren Lebensstandard von politischen Entscheidungen über die 
Höhe der Sozialeinkommen abhängig wird: Dauerarbeitslose, Jüngere, die 
Warteschleifen im Bildungssystem einlegen müssen, und ältere Arbeitslo­
se, die die Zeit bis zum Rentenalter überbrücken müssen. Zu den Verliere­
rinnen rechnen sich nach allem, was aus Umfragen bekannt ist, aber auch 
viele Frauen, die in der unfreiwilligen Rolle als Hausfrau zwar vielleicht 
versorgt, in ihrer Lebensplanung aber gescheitert sind.

Prekärer Lebensstandard

Die trotz der Beschäftigungskrise vergleichsweise positive Beurteilung der 
gesellschaftlichen Veränderungen nach 1990 steht in engem Zusammen­
hang mit der weit verbreiteten Erfahrung eines deutlichen Anstiegs des 
Lebensstandards. Mit der Einführung der DM und den raschen Zuwäch­
sen der Realeinkommen konnten viele der vom alten Regime nicht befrie­
digten Konsumwünsche erfüllt werden. In keinem anderen der hier 
betrachteten Länder gab es in vergleichbarem Umfang Verbesserungen bei 
der Ernährung und Kleidung, bei der Ausstattung mit Kraftfahrzeugen 
und Haushaltsgeräten. Das schon zu früheren Zeiten relativ hohe Kon­
sumniveau konnte nachhaltig gesteigert werden, so daß heute in vielen 
Bereichen fast das Ausstattungsniveau Westdeutschlands erreicht ist. Der 
Sonderstatus Ostdeutschlands unter den Reformländern wird nirgends so 
spürbar wie beim Vergleich der Konsumveränderungen. Zum Beispiel 
ernähren sich nur 2% der ostdeutschen Haushalte heute schlechter als 
früher; in Polen, Ungarn und der Slowakei sind es dagegen 31-36%. 
Während sich in Ostdeutschland nur bei 2% die Kleidung verschlechterte, 
berichten in Polen, Ungarn und der Slowakei zwischen 39 und 48% solche 
Einbußen. Anders als in den mittelosteuropäischen Reformländern, deren 
Transformationsprozeß von Inflation und Realeinkommensverlusten be­
gleitet war, und in denen nur eine Minderheit sich die neue Warenfülle 
leisten konnte, wurde die Angebotsverbesserung im Konsumgüterbereich 
in Ostdeutschland unmittelbar als Steigerung des Lebensstandards wirk­
sam -  zumal viele der früheren Mangelwaren nun zu wesentlich niedrige­
ren Preisen zu haben waren.

Allein bei den Wohnkosten gab es in Ostdeutschland kräftige Preisstei­
gerungen durch Mieterhöhungen und die Verteuerung der Energie. Den­
noch zählen auch die Veränderungen im Bereich Wohnen eindeutig zu den 
positiven Erfahrungen der Transformation. 31 % der ostdeutschen Haus­
halte berichten von Verbesserungen der Wohnbedingungen, nur 8% muß­
ten Verschlechterungen hinnehmen. In den anderen Transformationslän­
dern dagegen liegt der Anteil der Gewinner auf diesem Gebiet nur zwi­
schen 11% und 14%; in Polen, Ungarn und der Slowakei gibt es zudem
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mehr Haushalte mit Einbußen als mit Zugewinnen. Die ostdeutschen 
Haushalte profitierten zu einem erheblichen Anteil nicht nur dadurch, daß 
sie mit eigenen Mitteln die Haushaltsausstattung vervollständigen und 
notwendige Renovierungen vornehmen konnten, sondern vor allem da­
durch, daß sehr schnell westdeutsche Finanztransfers flössen, mit denen 
Investitionen zur Modernisierung des Baubestands, zur Verbesserung des 
Wohnumfelds und zum Ausbau der Infrastruktur getätigt werden konn­
ten. Z. B. erhielten 38 % der Haushalte zwischen 1990 und 1994 erstmals 
einen Telefonanschluß.

Die westdeutschen Reformakteure haben (auf dem Gebiet der Tarifpo­
litik und im System der sozialen Sicherung) eine gezielte Einkommenspo­
litik betrieben. Sie hat bewirkt, daß 1995 die Einkommenssituation der 
ostdeutschen Haushalte trotz der dramatischen Beschäftigungskrise ver­
gleichsweise stabil erscheint (vgl. Tabelle 2). N ur ein Fünftel der Haushalte 
hat Schwierigkeiten, mit dem Einkommen auszukommen, vier von zehn 
Haushalten geben sogar an, recht gut mit dem verfügbaren Geld auskom­
men zu können. Genauso positiv ist die Situation sonst nur noch in der 
Tschechischen Republik, die von Arbeitslosigkeit bisher weitgehend ver­
schont geblieben ist. In Ungarn ist der Anteil der Haushalte, in denen das 
Einkommen nicht ausreicht, um den Lebensstandard zu halten, mehr als 
doppelt (47%) so hoch. In Polen sind gar 60% der Haushalte in dieser 
Bedrängnis. Auch im Vergleich mit der Zeit vor der Wende schneidet 
Ostdeutschland am besten ab. Seit der Einführung der Marktwirtschaft ist 
es in Ostdeutschland und in Tschechien für rd. ein Drittel der Haushalte 
schwieriger geworden, mit dem Einkommen zurecht zu kommen, in den 
anderen drei Ländern ist es jeweils deutlich über die Hälfte der Haushalte.

Tabelle 2
Wie die Haushalte mit dem Einkommen auskommen (in %)

D CZ SK H PL

1995: Mit Schwierigkeiten: 21 23 33 47 60
es geht gerade so: 38 40 44 40 27
gutes Auskommen 412 36 23 13 13

Seit 1990 ist das Auskommen 
schwieriger geworden: 32 35 52 60 54

In allen Ländern zeigt sich ein ähnliches Muster der sozialstrukturellen 
Verteilung von Gewinnern und Verlierern. Überall profitieren die Selb­
ständigen und die besser qualifizierten Angestellten und Akademiker (so­
fern sie ihren Arbeitsplatz nicht verloren haben) überproportional von der 
Umstrukturierung der Einkommenshierarchie. Dieser Effekt ist sicher 
weder unerwartet noch zufällig; denn ist ja gerade das Ziel marktwirt­
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schaftlicher Reformen, eine stärker qualifikationsbezogene Einkommens­
differenzierung und das Entstehen von Gewinneinkommen zu fördern. 
Ein Sonderfall ist Ostdeutschland hier insofern, als die Ungleichheit der 
Einkommen weniger ausgeprägt ist als in den anderen Reformländern. 
Zwei Faktoren sind dafür verantwortlich. Einerseits gibt es in O st­
deutschland deutlich weniger »neue Reiche« und dementsprechend auch 
eine geringere Konzentration der Einkommen im oberen Bereich. Ande­
rerseits wird die Einkommenssituation in Ostdeutschland in erheblichem 
Ausmaß durch Transfereinkommen stabilisiert. Die Renten spielen dabei 
die wichtigste Rolle.

Die Übertragung des westdeutschen Systems der Rentenversicherung 
hat erheblich zum Anstieg des Lebensstandards beigetragen. Im wesentli­
chen wurden die Ostrentner so behandelt, als hätten sie während ihres 
Erwerbslebens die gleichen Ansprüche angesammelt wie die westdeut­
schen Beitragszahler. Durch die in der DD R typischen kontinuierlichen 
Erwerbsbiographien und die hohen Erwerbsquoten kamen besonders die 
Frauen in den Genuß relativ hoher Rentenansprüche. Da Minimalrenten 
außerdem um Sozialzuschläge aufgestockt wurden, und die Höhe der 
Renten dynamisch an die Lohnsteigerungen gekoppelt wurde, partizipier­
ten die Rentnerhaushalte in vollem Umfang an den allgemeinen Einkom­
menssteigerungen. Durch diese Einkommenspolitik ist die Altersarmut in 
Ostdeutschland nahezu verschwunden. Legt man 60% des durchschnittli­
chen Pro-Kopf-Einkommens als Armutsschwelle an, dann leben in O st­
deutschland nur 5% der Rentnerhaushalte in Armut. Sonst liegt diese 
Quote zwischen 13% (in Tschechien) und 22% (in der Slowakei).

Ausgeschlossen von der insgesamt positiven Entwicklung des Lebens­
standards während der ostdeutschen Transformationsphase waren aller­
dings die Opfer der Beschäftigungskrise. Der Grad der negativen Betrof­
fenheit hängt dabei wesentlich davon ab, in welchen Haushaltskontext die 
Arbeitslosigkeit einer Person eingebunden ist. Eine durchschnittliche 
Einkommensposition können Haushalte knapp halten, wenn die haus­
haltsführende Person ein Markteinkommen bezieht und eine A r­
beitslosenunterstützung hinzu kommt. Dies ist jedoch nicht die Mehrzahl 
der Arbeitslosenhaushalte. Größer ist die Zahl der Haushalte, in denen der 
Haushaltsvorstand oder sogar noch eine weitere Person arbeitslos ist. In 
diesen Haushalten sind die Lohnersatzleistungen nicht ausreichend, um 
den Anschluß an den Lebensstandard zu halten. Am problematischsten ist 
die Situation in den Haushalten von Alleinerziehenden. Unvollständige 
Familien in Ostdeutschland sind seit 1990 sogar schlechter gefahren als 
vergleichbare Haushalte in den ärmeren Transformationsländern.

Die insgesamt vergleichsweise positive Entwicklung der Einkommen 
und des Lebensstandards in Ostdeutschland kann nicht darüber hinweg­
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täuschen, daß in beiden Bereichen noch eine große Lücke zu Westdeutsch­
land klafft. Das Haushaltsnettoeinkommen liegt weiterhin rd. ein Viertel 
unter dem westdeutschen, und das durchschnittliche Privatvermögen der 
Haushalte (sowie das daraus erzielte Einkommen) ist deutlich geringer. 
Zudem scheint die schnelle Anhebung der Einkommen während der 
Transformationsphase heute zu einem Hemmschuh für die weitere Ent­
wicklung zu werden, so daß sich eher eine Zementierung des Ost-West­
Gefälles als eine Einebnung abzeichnet. Ökonomen sehen im schnellen 
Lohnanstieg den Kardinalfehler der Einheit. Die Hochlohnpolitik habe 
in der Vergangenheit die Deindustrialisierung verursacht und wirke ge­
genwärtig als wirksame Blockade gegen in- und ausländische Investitio­
nen. Die Arbeitgeber leisten heute erbitterten Widerstand gegen die weite­
re Lohnangleichung und scheuen sich nicht, wegen dieses Konflikts die 
Strukturen des deutschen Tarifvertragssystems zur Disposition zu stellen 
(Tarifflucht aus den zentralen Verbänden).

Ähnliche Folgeprobleme hat der massive Einsatz der westdeutschen 
Sozialversicherungssysteme heraufbeschworen. Die als kurzfristige Abfe­
derung von Transformationsproblemen gemeinten Solidartransfers erwei­
sen sich zunehmend als Dauerlast, die die Funktionsfähigkeit der sozialen 
Sicherungsnetze insgesamt zu gefährden beginnt. Unter Sozialeinkommens­
beziehern in Ost- und Westdeutschland wächst der Zweifel, ob die Sozial­
leistungen in Zukunft noch gesichert sind. Die Frage der künftigen Finan­
zierbarkeit des westdeutschen Sozialstaatsmodells wird nicht nur aufge­
worfen, sondern immer häufiger von den verantwortlichen Politikern auch 
negativ beantwortet. In immer schnellerer Folge wurden 1994 bis 1996 
Einschnitte in das soziale N etz vorgenommen. Das Rentenalter wurde 
heraufgesetzt, Frühverrentungen erschwert, die Lohnersatzleistungen bei 
Arbeitslosigkeit wurden eingeschränkt, Regelungen über zumutbare A r­
beit wurden verschärft, und die Sozialhilfe wurde gekürzt. Einsparungen 
bei Mitteln für aktive Arbeitsmarktpolitik, die in Ostdeutschland beson­
ders wirkungsvoll war, werden die Arbeitslosigkeit künftig ansteigen las­
sen. Die durch die unterschiedliche Betroffenheit von der Beschäftigungs­
krise verursachten Spaltungen in der Gesellschaft werden durch die Sozial­
politik nicht mehr gekittet, sondern in dem Maße verschärft, wie man die 
Opfer des Arbeitsmarkts zu Verursachern der Krise der sozialen Siche­
rungssysteme stempelt.

Vor dem Hintergrund der aktuellen Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik 
müssen den Ostdeutschen die Anfangserfolge der Einkommenspolitik und 
die moderate Ausweitung des Massenkonsums als Akt westdeutscher 
Hochstapelei erscheinen. Nach dem M otto »goods first, bads later« w ur­
den Geschenke dargebracht, von den sich hinterher herausstellt, daß sie 
noch nicht bezahlt sind. Je mehr die Rückwirkungen der Osttransfers in
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Westdeutschland spürbar werden, desto stärker gerät auch die in den ersten 
Jahren der Transformation nahezu ohne politische Konflikte praktizierte 
Solidarität der westdeutschen Beitrags- und Steuerzahler ins Wanken. Die 
Tatsache, daß der Konsum in Ostdeutschland zur Hälfte außenfinanziert 
ist, kann zum Sprengsatz für das Projekt der deutschen Einheit werden.

Folgeprobleme der Privatisierung

Auch im Fall der Privatisierungspolitik besteht die Gefahr, daß die Erfolge 
einer schnellen Transformation in langfristige Blockaden für den Anglei­
chungsprozeß auf dem Weg zur Einheit Umschlagen. Der Sonderweg der 
ostdeutschen Transformation bei der Übertragung von Eigentumsrechten 
vom Staat auf Private bestand darin, daß der weitaus größte Teil des 
Produktivvermögens der DD R durch eine zentrale quasi-staatliche H ol­
ding, die »Treuhandanstalt«, an Investoren verkauft wurde. Dazu bediente 
man sich nur in Ausnahmefällen (im Rahmen der »kleinen Privatisierung«) 
der Auktion. Die Regel waren öffentliche Ausschreibungen mit individu­
ellen Vertragsverhandlungen über den Kaufpreis und die vom privaten 
Investor nach Eigentumsübertragung zu erfüllenden Auflagen (z.B. im 
Hinblick auf Arbeitsplatzgarantien, Investitionszusagen und künftige U n­
ternehmensstruktur). Daneben wurde ein beträchtlicher Teil des durch 
Enteignung an den Staat gefallenen Produktivvermögens auf dem Wege der 
Restitution privatisiert. Alternativen zur gewählten Privatisierungsstrate­
gie, insbesondere die Möglichkeit einer breiten Streuung des Kapitalbesit­
zes z.B. durch Ausgabe von Vouchers an die Bevölkerung der DDR, 
wurden von der westdeutschen Regierung nie ernsthaft erwogen.

Betrachtet man die Privatisierung nur unter den formalen Gesichts­
punkten der Schnelligkeit und Irreversibilität von Eigentumsübertragun­
gen, war die Strategie der Treuhandanstalt ein voller Erfolg. Innerhalb 
kürzester Frist wurden die Unternehmen oder Betriebsteile, die Gewinn 
abzuwerfen versprachen, an private Investoren veräußert, die Betriebsko­
sten verlustbringender Fabriken wurden nur so lange durch Finanz­
übertragungen aus Westdeutschland bestritten bis die Betriebe liquidiert 
werden konnten. Abgesehen von wenigen Ausnahmen, die durch 
öffentlichen Protest oder strukturpolitsche Interventionen erzwungen 
wurden, wurden alle Formen von Dauersubvention, gemischtwirtschaft­
lichen Eigentumsverhältnissen oder ähnlichen Zwischenstadien auf dem 
Weg zum Privateigentum vermieden, und der ganze Prozeß verlief (wie­
derum abgesehen von wenigen kriminellen Ausnahmen) auf der Basis 
rechtsstaatlicher Legitimation und öffentlicher Transparenz.

Da Ostdeutsche in aller Regel weder das prozedurale und marktwirt­
schaftliche Know-how noch das Kapital besaßen, um erfolgreich als poten­
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tieller Investor aufzutreten, hatte die Privatisierung meist ebenfalls einen 
Elitenwechsel zur Folge. Westliche Eigentümer und Manager übernahmen 
die ostdeutsche Wirtschaft. N ur 5% des ostdeutschen Industrievermögens 
sind in den Händen von Ostdeutschen geblieben, 85% sind westdeutsch, 
und der Rest ist an ausländische Investoren gegangen (Misselwitz 1996, S. 
67). Insgesamt hatten die Privatisierungspolitik und die schnelle Marktöff­
nung, d.h. der Wegfall von Barrieren gegen das Einströmen von westlichen 
Waren und Dienstleistungen, damit den Effekt, daß sich in Ostdeutschland 
nur eine vergleichsweise kleine Unternehmerschicht aus der ansässigen 
Bevölkerung entwickeln konnte. Die Unterschiede im Gründungs­
geschehen werden in Tabelle 3 deutlich.

Tabelle 3
Betriebsgründungen in Haushalten mit Haushaltsvorständen 
im Erwerbsalter (bis 60) (in %)

D CZ SK H PL

Betriebsgründungen vor 1990 3 2 3 12 8
Betriebsgründungen nach 1990 9 25 21 19 13
in Zukunft geplante Gründungen 3 10 12 10 5

Die Daten zeigen nicht nur die unterschiedlichen Freiräume, die der Pri­
vatwirtschaft in Ungarn und Polen einerseits und der DD R und der CSSR 
andererseits vor dem Umbruch zugestanden wurden, sie vermitteln vor 
allem ein Bild von der völlig divergenten Dynamik, die sich nach 1990 in 
den Transformationsländern entwickeln konnte. Der Anteil der Haushalte, 
die unternehmerisch aktiv geworden sind, ist in allen Ländern doppelt so 
groß wie in Ostdeutschland. Auch wenn man berücksichtigt, daß es sich 
vielfach nur um Formen des Nebenerwerbs handelt, wird doch ein viel 
aktiverer gesellschaftlicher Umgang mit neuen Gewerbefreiheiten und 
Marktchancen sichtbar. Die sozialstrukturelle Ausdifferenzierung neuer 
Erwerbsformen und der damit verbundenen Interessen verläuft überall leben­
diger als in Ostdeutschland, wo der schnelle Transfer von etablierten Struktu­
ren und überlegenen Akteuren ein autonomes Experimentieren mit den neuen 
Freiheiten im Keim erstickt hat. Entgegen aller öffentlichen Rhetorik, die die 
Vorzüge des freien, innovativen Unternehmertums beschwört, scheint die 
Praxis der wirtschaftlichen Transformation in Ostdeutschland die Ausbil­
dung solcher Mentalitäten eher zu behindern als zu fördern.

Außerdem hat die de facto Übernahme der ostdeutschen Wirtschaft 
durch den Westen maßgeblich zum Gefühl beigetragen, »kolonisiert« w or­
den zu sein (vgl. Brie 1995). Die neu etablierten Interessengegensätze 
zwischen Kapital und Arbeit verquicken sich unheilvoll mit der Gesell­
schaftsspaltung in West- und Ostdeutsche. Die Ergebnisse der Privatisie­
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rungspolitik führen so nicht zum Abbau, sondern im Gegenteil zur Ver­
stärkung von Handlungsorientierungen, die als typisch für staatssozialisti­
sche Gesellschaften hervorgehoben worden sind: die Dominanz von Re­
produktionsinteressen (vgl. Tatur 1994). Der Unterschied ist nur, daß heute 
nicht der sozialistische Staat, der Akkumulationsinteressen systembedingt 
nur halbherzig wahrgenommen hatte, als Gegner fungiert, sondern real 
existierende westdeutsche Kapitalisten. Beispiele für solche Konflikte und 
ihren Beitrag zur Ausbildung einer kollektiven underdog-Identität in O st­
deutschland finden sich täglich in der Presse. Zugespitzt wird die Situation 
noch durch restitutionsbedingte Ungerechtigkeiten und Konflikte. In aller 
Regel sind ja auch die Alteigentümer Westdeutsche, denn viele bürgerliche 
Familien hatten schon in den 50er Jahren -  freiwillig oder vertrieben 
durch die vielfältigen Diskriminierungen -  die D D R verlassen. Unter den 
gegebenen Umständen kann sich eine Vermögensbildung aus Kapitalerträ­
gen in Ostdeutschland kaum entwickeln, die Erträge der ostdeutschen 
Marktwirtschaft verschärfen im Gegenteil die materiellen Unterschiede in 
Westdeutschland. Dies ist ja auch ein wesentlicher Grund für die Konser­
vierung der egalitären Einkommensverteilung im Osten: die großen Ge­
winner sind im Westen zu suchen.

Politische Marginalisierung

Die größten Anfangserfolge bei der Transformation Ostdeutschlands sind 
zweifellos bei der Errichtung der Demokratie zu verzeichnen gewesen. Die 
Auflösung der staatlichen Strukturen der DD R ermöglichte nicht nur den 
schnellen Aufbau eines demokratischen Institutionensystems auf der Basis 
des Grundgesetzes, sondern vor allem auch die restlose Zerschlagung des 
alten Repressionsapparates und die vollständige Entmachtung der belaste­
ten politischen Eliten. Die während des Vereinigungsprozesses aufflam­
menden Debatten über eine größere Verfassungsreform im neuen Gesamt­
deutschland verliefen bald im Sande, weil schnell unumstößliche Fakten 
geschaffen wurden und weil die Transplantation des westdeutschen politi­
schen Systems von einer breiten Zustimmung in der ostdeutschen Bevöl­
kerung getragen wurde. Der Eindruck einer komplikationslosen Über­
tragbarkeit der westdeutschen Strukturen der Interessenaggregation und 
Konfliktaustragung wurde noch dadurch verstärkt, daß sich überraschend 
schnell ein dem westdeutschen Vorbild entsprechendes Parteienspektrum 
etablierte und sich Länderregierungen weitgehend gemäß der altbekannten 
Koalitionsarithmetik konstituierten. Die PDS als Nachfolgeorganisation 
der sozialistischen Einheitspartei konnte in der Transformationsperiode 
nie einen ähnlichen Platz einnehmen wie die gewendeten Kommunisten in 
anderen Reformstaaten.
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Mit Beginn der ökonomischen Krisenerscheinungen wurden jedoch 
Zweifel laut, ob spezifisch ostdeutsche Interessen im neuen Institutionen­
system angemessen repräsentiert und genügend durchsetzungsfähig sind 
(vgl. Abromeit 1993). Die Liste der Repräsentationsdefizite ist lang; die 
»Vertretungslücke« läßt sich auf allen Ebenen des Staatsaufbaus und allen 
sektoralen Politikfeldern nachweisen. In allen Verfassungsorganen auf 
Bundesebene sind die Ostdeutschen zwangsläufig in der Minderheit, dar­
über hinaus sind sie aber meist noch nicht einmal proportional zu ihrem 
Bevölkerungsanteil repräsentiert. Das gleiche gilt für die Parteien, die 
Gewerkschaften und andere große Mitgliederverbände. Alle Versuche zur 
Organisation autonomer Vertretungsinstitutionen für die spezifischen Be­
lange der ostdeutschen Teilgesellschaft blieben aufgrund der Widerstände 
der etablierten Interessen in ersten Ansätzen stecken. Auch in der Länder­
kammer sind ostdeutsche Interessen strukturell in der Minderheit, zumal 
das Kartell der reichsten Westländer sich eine Veto-Position einräumen 
ließ, um sich gegen Ansprüche der armen Bundesländer zu wappnen. Bei 
vielen politischen Entscheidungen, besonders in der jüngsten Vergangen­
heit, ist klar geworden, daß die politische Marginalisierung Ostdeutsch­
lands keine latente Gefahr, sondern manifeste Realität ist. Die Konflikte 
werden in dem Maße zunehmen, wie sich die ostdeutsche Wirtschaftsmi­
sere über den Weg des Finanzausgleichs zwischen den Bundesländern in 
dramatischen Sparzwängen in den Westländern bemerkbar macht.

Angesichts dieser Marginalisierung wundert es nicht, daß in vielen Be­
obachtungen eine große Distanz der Ostdeutschen zum neuen politischen 
System sichtbar wird. In Umfragen gibt es heute weiterhin eine große 
Diskrepanz zwischen Ost- und Westdeutschen im Hinblick auf die Zufrie­
denheit mit der Demokratie, und das Einverständnis mit dem politischen 
System der Bundesrepublik nimmt nur geringfügig zu (vgl. Zapf/Habich 
1995). Dagegen steigen die Identifikation mit sozialistischen Ideen sowie 
die Wertschätzung der sozialen Sicherheiten und der Kriminalitätsabwehr 
im alten System wieder an. Die Mitgliederzahl der ostdeutschen Gliedor­
ganisationen von Westparteien stagniert auf niedrigstem Niveau. Ostdeut­
sche organisieren sich nur sehr schleppend in politiknahen Verbänden und 
den Netzwerkstrukturen der neuen sozialen Bewegungen des Westens. 
Und die PDS hat bei allen Wahlen der letzten Jahre kräftig zugelegt und ist 
zur drittstärksten politischen Kraft in den fünf neuen Bundesländern und 
im wiedervereinigten Berlin geworden. Sie hat die offensichtlichen Reprä­
sentationsdefizite geschickt genutzt und sich zum Sprachrohr der Opfer 
des Transformationsprozesses und der allgemeinen Interessen der ostdeut­
schen Teilgesellschaft gemacht.
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Postume DD R-Identität

Mit Blick auf deutliche Verbesserungen des Lebensstandards und das bei 
einer starken Minderheit der Ostdeutschen anzutreffende Gefühl, die ei­
gene soziale Position seit 1990 verbessert zu haben, werden die vielen 
Anzeichen für Politikverdrosssenheit meist mit einer time-lag-Hypothese 
zu erklären versucht: Zuerst entwickelt sich der Wohlstand, und dann erst 
wird sich auch die Zufriedenheit mit den neuen demokratischen Verhält­
nissen einstellen. Wie bei den Westdeutschen nach dem Krieg brauche es 
eben viel Zeit bis die Sozialisation in einem totalitären Herrschaftssystem 
durch neue Erfahrungen und Lernprozesse ihre Prägekraft verliert, und die 
Menschen beginnen, die zivilgesellschaftlichen Institutionen der pluralisti­
schen Demokratie mit Leben zu erfüllen. Es ist im Falle Ostdeutschlands 
sicher bislang nicht zu entscheiden, ob diese Hypothese zutrifft oder nicht. 
Bezweifeln möchte ich jedoch die Behauptung, daß der ostdeutsche Son­
derweg der Transformation einer solchen Entwicklung dienlich war. Es 
besteht vielmehr Grund zur Annahme, daß die politische Unzufriedenheit 
eine Reaktion auf Verlauf und Ergebnisse der Transformationspolitik 
selbst ist, und daß die neuen Erfahrungen eher geeignet sind, alte Mentali­
täten zu verfestigen als sie abzubauen. Im Hinblick auf die Akzeptanz von 
Marktwirtschaft und Demokratie waren viele der im Transformationsprozeß 
getroffenen Entscheidungen kontraproduktiv.

Im Rahmen des Diskurses über die Zivilgesellschaft ist an Systemen 
sowjetischen Typs vor allem kritisiert worden, daß die intermediären ge­
sellschaftlichen Institutionen zerstört wurden, und an ihre Stelle die D i­
chotomie von alles bestimmendem Staat einerseits und atomisierten Indi­
viduen andererseits getreten war. Selbstbewußte Interessenartikulation 
und persönliche Autonomie wurden unterdrückt, und Folgebereitschaft 
gegenüber den Herrschenden und soziale Gleichmacherei wurden geför­
dert. Kritische Analysen versuchen in diesem Zusammenhang zu zeigen, 
wie sich unter diesen Bedingungen eine charakteristische politische Kultur 
ausgeprägt hat. Als deren Hauptmerkmale werden genannt (vgl. Offe 
1994b, Stompka 1993 und 1996, Smolar 1996): Etatismus, verstanden als 
Anspruchshaltung, in allen Belangen vom Staat versorgt zu werden; perso- 
nalistisches Politikverständnis, d.h. Denken in Freund/Feind-Kategorien 
und die populistische Sichtweise von Politik als Dichotomie von »denen 
da oben« und »wir hier unten«; Kurzfristigkeit von Zeithorizonten infolge 
des mangelhaften Vertrauens in die Funktionsfähigkeit institutioneller Ar­
rangements. Je weiter solche Mentalitäten verbreitet sind und je länger sie 
sich halten, desto schwerer würden demokratische Institutionen nach 
westlichem Muster Wurzeln schlagen. N un ist mit diesen kritischen Ein­
schätzungen zur Situation der Demokratie in post-kommunistischen Län-
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dem  eher ein Forschungsprogramm Umrissen als ein gesicherter 
Erkenntnisstand wiedergegeben, aber im Falle Ostdeutschlands scheint 
doch einiges dafür zu sprechen, daß genau solche politischen Haltungen 
durch die Erfahrungen mit den von externen Akteuren errichteten Struk­
turen bestärkt werden. Vieles erscheint wie die Wiederkehr des Vergange­
nen unter anderem Vorzeichen. Auch im heutigen Ostdeutschland sind die 
Bürger infolge der wirtschaftlichen Probleme wieder abhängig von Ent­
scheidungen einer Politik, auf die sie nur unzureichend Einfluß nehmen 
können. Wieder geben Eliten den Ton an, die ihre Positionen aufgrund von 
Rekrutierungsprozessen zweifelhafter Legitimität gewannen. Wieder wird 
»von oben«, d.h. heute »vom Westen«, erwartet, daß ein neuer Menschen­
typ entstehen soll. Weit verbreiteten westdeutschen Vorurteilen zufolge 
stehen die Ostdeutschen kollektiv im Verdacht, entweder durch unent­
schuldbare »Systemnähe« ihre Vorteile gesucht zu haben, oder vom System 
entmündigt und zur Unfähigkeit für das moderne Leben erzogen worden 
zu sein.

Vor diesem Hintergrund wird eine Gegenreaktion verständlich, die 
Misselwitz (1996) als »Wiedergeburt eines ostdeutschen Wir-Gefühls« 
(S.26) beschreibt. Infolge der Begleitumstände des Vereinigungsprozesses 
entstehe eine »in dieser Form vielleicht nie dagewesene Identifikation der 
Ostdeutschen mit der DDR«. Es ist nicht* schwer, sich auszumalen, zu 
welchen politischen Konflikten eine solche Wiederbelebung der mentalen 
Erbschaften des alten Systems führen wird, wenn gleichzeitig die Tages­
ordnung der westdeutschen Politik immer stärker von Bestrebungen ge­
prägt wird, die wohlfahrtsstaatlichen Eingrenzungen der freien Marktkräf­
te zu lockern und die Verantwortlichkeit des Staates für einen hohen 
Beschäftigungsstand und für soziale Sicherheit zu beschneiden.

Anmerkung

1 Im  Rahmen des IWM-Forschungsprogramms Social Costs o f Economic Transformation 
(SOCO) wurden 1994/95 parallel in fünf ostmitteleuropäischen Transformationsländern 
(Ostdeutschland, Polen, Slowakei, Tschechien, Ungarn) jeweils rd. 1000 Haushalte zu ihren 
Erfahrungen während der Transformationsperiode befragt. Erste Ergebnisse des Teilprojekts 
zur Situation in Ostdeutschland sind als workingpaper des IWM erschienen (vgl. Engfer 1995)
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Peter Esterhazy
EUROPA: W ENN ALLES GUT GEHT

Motto
Aufgabe: Drei Sätze über Europa.
1. Europa besteht heute darin, daß man ersucht wird, drei 
Sätze über Europa zu schreiben, demnach wäre Europa 
die Erinnerung an Europa, der Schatten eines Schattens, 
zum Beispiel. 2. Der vorangegangene Satz war der erste 
Satz, dieser hier ist der zweite und der nächste wird der 
dritte sein. 3. Wenn alles gut geht.

Wer spricht, und woher? Auf diese gewaltige, herrliche, reiche, nieder­
trächtige Frage, wer ich nun eigentlich bin, versuche ich jetzt natürlich 
keine Antwort zu finden -  dieses Unterfangen würde den Rahmen des 
Abends sicherlich sprengen.

Doch wir wollen, gewissermaßen als Arbeitshypothese, von der kühnen 
Behauptung ausgehen, daß ich Europäer bin. Von nun an sollte ich eigent­
lich schweigen, es ist ja gar nicht angebracht, einen Europäer nach seinem 
Europäertum zu befragen, denn der Ärmste ist es mit Haut und Haaren, 
steckt bis über beide Ohren darin, ist hoffnungslos Europäer, zum Euro­
päertum verurteilt. Wir befinden uns innerhalb eines Raumes, den wir von 
außen anschauen möchten. Doch wir könnten uns daran gewöhnen, mit 
Worten über Worte zu reden. Schreibe schön und zier dich nicht, könnte 
ich leicht mißverständlich Danilo Kis zitieren.

Um mich großer Worte zu bedienen: Das menschliche Denken (gibt es 
auch ein anderes?) liebt das Paradoxe. Allenfalls der an Aristoteles geschul­
te europäische Verstand ist zutiefst vom Paradoxen beunruhigt und ver­
zichtet lieber darauf. Ich will und könnte mich auch nicht in die von Gödel 
beherrschten Regionen der mathematischen Logik verirren und darf nur 
ganz oberflächlich bemerken, wie bedrückend Gödel ist, wie sehr wir ihn 
beiseite schieben möchten, vor allem seine Behauptung, die etwa so lautet: 
daß wir in jedem widerspruchsfreien System zwangsläufig zu einer Be­
hauptung gelangen, die in diesem System unentscheidbar, weder wahr 
noch falsch ist; wenn also jede Behauptung quasi in Ordnung ist, dann ist 
das System nicht widerspruchsfrei. Das dürfte wohl reichen. Allmählich 
sind schon die letzten Mittel des Bluffens erschöpft.

Warum ich mich in all diese Fragen verstricke? Um herauszufinden, wie 
weit die Kompetenz des Europäers in Sachen Europäertum reicht. Denn 
im Gegensatz zum Obenstehenden könnte man sehr wohl behaupten, daß
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gerade ein Europäer es vermag, über sich selbst, über Europa zu sprechen, 
denn gerade er sollte irgendeine Vorstellung von sich selbst haben, in 
besseren Zeiten gar eine Vision -  und diese Reflexivität wäre das sine qua 
non des Europäertums. Der Europäer lebt mit einem Spiegel. Ist das das 
Terrain der Eitelkeit? Eher das holprige Gelände der Selbsterkenntnis.

Die zweite Hälfte der eingangs gestellten Frage -  das Woher? -  wirft 
eine bemerkenswerte topologische Frage auf: Hat Europa einen Rand? 
Denn hierzulande, in Ungarn, sind wir andauernd darum besorgt, ob wir 
noch Europa sind oder nicht, ob wir anschlußfähig sind oder nicht, ob man 
uns Europa geraubt hat oder nicht. Die Streitigkeiten darüber werden auch 
in diesem Jargon geführt: Du bist kein Europäer, ich aber bin einer!

Nach dieser Auffassung ist Europa ein vornehmes, erlesenes Ding, der 
europäische Geist ist subtil und distinguiert, ein bißchen wie eine prüde, 
etwas affektierte alte Tante, die auf Etikette hält (Ethik ist kein Thema in 
diesen vornehmen Kreisen), die uns ermahnt, wenn wir nicht artig essen, 
wenn wir schmatzen, in der Nase bohren oder Nägel kauen. Politisch ist 
dieser Gedankengang unschwer zu deuten, denn falls ein armes Land von 
sich behauptet, es sei europäisch, bedeutet das: Ihr mögt uns, bitteschön, 
getrost euer Geld geben, wir schwören bei Gott, daß wir nicht mehr 
sündigen und sogar alle zur Sünde verführenden Gelegenheiten meiden 
werden, die Zinsen hingegen rechtzeitig tilgen und fortan auch die öffentli­
chen Toiletten sauber halten werden. Der Ausdruck »Europa« oder gar 
»europäisches Haus« bedeutet genau so viel -  und kein Haar mehr.

Europa ist offenbar nicht gut und auch nicht schlecht. Europa ist eben, 
daß es »ist«, das, was hier ist. Europa kann weder geraubt noch zurückge­
geben werden. Und wenn es dennoch geraubt wurde, dann ist das, was an 
seiner Stelle blieb, Europa. Mit anderen Worten: Es gibt nicht etwas, das 
wir erreichen müßten, sondern es gibt dieses Ganze, in dem wir uns 
befinden, und es stellt sich die Frage (das wäre der Einsatz, das Risiko und 
die Chance der neuen Zeit): Wzs ist das Ganze?

Um auf das topologische Problem zurückzukommen: Von Europas 
Rand oder seiner Peripherie ließe sich erst dann sinnvoll sprechen, wenn es 
einen Nicht-Rand, sprich: eine Mitte gibt. Wenn wir wirklich wüßten, was 
die Postmoderne ist -  und nicht Teil ihres Wesens wäre, daß wir ihre 
Substanz nicht kennen und auch gar nicht kennenlernen möchten - , erst 
dann könnten wir von der Zentrumslosigkeit sprechen, von der Welt als 
einer Provinz oder, mit den Worten des Dichters (ja, wer war es nur?) 
sagen, die Welt habe kein Herz. Vor ihm soll nämlich jemand behauptet 
haben, New York sei das Herz der Welt.

Wenn ich von Florenz nach Budapest reise, denke ich doch nicht, daß 
ich am selben O rt bin, und es erfaßt mich ein leichter Zweifel, ob mein 
ständiges Zuhause Europa ist. Ich kann aber auf eine Weise nach Ungarn
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reisen, daß ich über Ungarn genau so denke wie eben noch über Florenz. 
Aus dieser Sicht ist Europa vor allem überfüllt, übersättigt mit Zeit und 
Geschichte; Europa ist etwas Zuviel, ist Reichtum, Geschichte und zusam­
menhängende Rede, Konversation und Pourparler.

Ich fühle mich wie eine in Ungarn bekannte Witzfigur, der kleine M o­
ritz, dem vor allem jenes GEWISSE einfällt, weil mir früher oder später 
unweigerlich der Roman einfällt (das GEWISSE freilich auch, wobei ich 
nicht einmal sagen würde, daß ich ein Doppelleben lebe).

Europa ist wie der Roman. Von dem, was ein Roman ist, haben wir 
allerhand Vorstellungen, persönliche und kollektive. Und auch den Roman 
können wir gut oder schlecht definieren (als freundlicher Mensch möchte 
ich das den lieben Kollegen hier jedoch lieber ersparen), doch was immer 
wir über ihn denken mögen, wir müssen stets wissen, daß ein jedes neue 
Buch die Definition des Romans erneuert, erweitert. Ab sofort nennen wir 
etwas anderes einen Roman. Jeder neue Roman fügt der Definition seine 
eigene, zuweilen winzig kleine Neuheit hinzu. Auf dieselbe Weise wurde 
im Lauf der Zeiten auch Europa erweitert.

Möglicherweise gilt für den Roman -  ich weiß es nicht, und solange ich 
den, den ich gerade schreibe, nicht beendet habe, kann ich es auch gar nicht 
erfahren - , daß auch der Roman saturiert ist, daß kein Weg mehr weiter­
führt; die Definition Europas ist gewiß nicht weiter zu vervollständigen. 
Sie wurde in diesem Jahrhundert dermaßen vervollständigt, daß hier nun 
wirklich nichts weiter geht. Damit will ich freilich nicht sagen, daß wir am 
Ende angelangt wären. Es geht nicht weiter, aber das Ende ist nicht da. Tot, 
aber nicht gestorben.

Wir sagten soeben, der Europäer lebe mit einem Spiegel. Doch ist es 
lange her, daß dieser Spiegel sprechen konnte und zum Beispiel sagte 
»wunderschön bist du, schöne Königin, aber Scheewittchen ist noch viel 
schöner als du«. Daraus ließen sich dann allerlei Schlüsse ziehen (Ankauf 
von Äpfeln usw.).

Unsere Spiegel schweigen. Vor unseren Visionen bekamen wir mit gu­
tem Grund Angst. Wir neigen unser Haupt, schauen mit strengem Blick 
vor unsere Füße, damit wir nicht stolpern. Wir haben schließlich recht, 
doch meinten wir zu wissen, daß Europäer sein ein erhobenes Haupt 
bedeutet. Wie ist dieser neue Europäer (wie wird er sein?). Wie ist der 
Faust, der sich fürchtet, weil er sich vorm GROSSEN fürchten muß?

Was immer auch die Grundfrage dieser Zusammenkunft war und Euro­
pas ist, und was immer meine persönlichen Kenntnisse darüber sein mö­
gen, die wirklich europäische Antwort lautet zur Zeit: Ich weiß es nicht.

Wenn alles gut geht.

Aus dem Ungarischen von Matthias Esterhazy
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Leszek Kolakowski
LAIENPREDIGT ÜBER CHRISTLICHE WERTE

Diejenigen unter uns, die des Lesens mächtig sind, erinnern sich hoffent­
lich, was Jesus dem Pharisäer antwortete, als dieser ihn fragte, welches 
Gebot das wichtigste sei: Du sollst den Herrn, deinen Gott, lieben mit 
ganzem Herzen, mit ganzer Seele und mit all deinen Gedanken. Ein zwei­
tes Gebot aber, so sagte Jesus -  und darüber sollten wir nachdenken - , 
komme dem ersten gleich: D u sollst deinen Nächsten lieben wie dich 
selbst.

Und Sie erinnern sich vielleicht auch, daß wir im Stillen beten sollen, daß 
wir Almosen geben sollen, ohne daß andere es sehen, daß wir die Frau 
unseres Nachbarn nicht begehren, unsere Nächsten nicht verdächtigen, 
unseren Feinden vergeben und uns um irdische Güter nicht sorgen sollen. 
Sie erinnern sich, wie Jesus den Teufel verjagte, als dieser ihn mit den 
Herrlichkeiten des irdischen Reichs in Versuchung führen wollte. Und 
schließlich entsinnen Sie sich vielleicht der Worte des Apostels Paulus, der 
sagte, daß wir die im Glauben Schwachen freundlich aufnehmen sollen; der 
ebenfalls sagte, daß selbst wenn er mit Engelzungen redete, wenn er weis­
sagen könnte und wüßte alle Geheimnisse und hätte alle Erkenntnis und 
allen Glauben, so daß er Berge versetzen könnte, und hätte die Liebe nicht, 
so wäre er ein tönendes Erz oder eine klingende Schelle. Manche erinnern 
sich vielleicht auch an die Worte des Heiligen Augustinus: Liebe und tue 
ansonsten, was du willst.

Doch weder der Apostel Paulus noch der Heilige Augustinus haben 
jemals über »christliche Werte« gesprochen, und das ist verwunderlich. 
Indes war es vielleicht nicht wichtig, weil sie diese Werte ja demonstrierten, 
wenn sie ihrem Volk predigten, wenn sie es lehrten, gut und böse zu 
unterscheiden, wenn sie erklärten, wie man das Seelenheil erlangt, und 
wenn sie immer wieder forderten, man solle Gott und seinen Nächsten 
bedingungslos lieben. Sind etwa diese Gebote des Evangeliums und der 
Väter gemeint, wenn von »christlichen Werten« die Rede ist? In diesem Fall 
müßte man annehmen, daß jene, die christliche Werte in einer Verfassung 
verankert sehen wollen, die der Staat dann durchzusetzen hätte, auch mit 
ihrer genauen Ausformulierung einverstanden wären: Der Staat soll dafür 
sorgen, daß seine Bürger Gott und ihre Nächsten lieben, im Stillen beten, 
sich um irdische Güter nicht allzu sehr kümmern, die Frau ihres Nächsten 
nicht begehren, usw.
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Aber sie wissen sicherlich, daß das unmöglich ist, daß jeder sich mit einer 
solchen Forderung der Lächerlichkeit preisgäbe, und zwar aus verschiede­
nen Gründen. Die wichtigsten Gebote des Evangeliums beziehen sich auf 
die »Herzen« der Menschen, auf die Gefühle und den Glauben, auf eine 
Wirklichkeit also, in der man nichts mittels Gesetzen ge- oder verbieten 
kann und in der man keine Mittel besitzt, das Fehlen einer Haltung zu 
bestrafen, die zwar Gott bekannt, aber für die Menschen nicht sichtbar ist. 
Ist jedoch von den »christlichen Werten« die Rede, so geht es um Taten, 
geht es darum, sich auf die Verfassung berufen zu können, um in der Lage 
zu sein, bestimmte Gesetze zu erlassen, die neben den schon existierenden 
Verboten neue einführen, welche Gefängnisstrafen nicht nur für Mord, 
Diebstahl, Raub, Vergewaltigung usw. androhen, sondern auch für die 
Mißachtung bestimmter christlicher Werte.

Was für Werte sind das? Wir können es uns denken. An erster Stelle steht 
selbstverständlich die Abtreibung. Niemand wird behaupten, es handele 
sich dabei um eine Belanglosigkeit, die es nicht wert wäre, erörtert zu 
werden, und andererseits ist es klar, daß der Standpunkt der Kirche sich 
hierzu nicht ändern wird. Ich habe keineswegs vor, mich auf die Schwie­
rigkeiten einzulassen, die mit dieser Frage verbunden sind. N ur eine Be­
merkung sei gestattet. Das Argument, daß über moralische Fragen nicht 
abgestimmt werden könne, ist nicht stichhaltig, denn die Frage ist nicht, ob 
Abtreibung eine löbliche Tat ist oder nicht, sondern, ob und nach welchen 
Regeln sie strafbar sein sollte. Es geht also um die Festlegung von Gesetzen. 
Und in einem nichttotalitären Staat kann das Gesetz nur durch Abstim­
mung im Parlament oder durch ein Referendum Geltung erlangen.

Zweitens die Empfängnisverhütung. Ich habe bisher von niemandem 
den Vorschlag gehört, den Verkauf von Pille und Kondom gesetzlich zu 
verbieten. Aber warum eigentlich nicht, wenn Empfängnisverhütung -  
wie wir hören -  zu verdammen ist? Für ein solches Gesetz würden viele 
stimmen, unter anderem diejenigen, die darauf hoffen, mit dem illegalen 
Import solcher Mittel ein Vermögen zu verdienen; die Folgen wären mit 
denen der Prohibition in Amerika vergleichbar -  das Verbrechen blüht, 
und der Gesetzgeber blamiert sich.

Es wurde bisher auch nicht die Forderung laut, daß man die Ehebreche­
rinnen und Ehebrecher steinigen sollte -  schließlich liegt niemandem an 
einer Entvölkerung seines Landes. Aber auch hier kann man fragen -  
warum eigentlich nicht? Ehebruch ist doch eine schwere Überschreitung, 
wie w ir wissen, eine Sünde, die zum Himmel schreit. Sollten wir also 
den Ehebrechern nicht die Köpfe abschlagen? N icht, daß jemand dies 
verlangen würde, ich sage nur, daß sich eine solche Maßnahme mit der 
Berufung auf in der Verfassung verankerte christliche Werte begründen 
ließe.
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Soviel zum Sex. Und was ist mit Habgier, Neid, Trunksucht, Völlerei, 
Lüge? Der Trunksucht sollte man sicherlich entgegenwirken -  aber nicht, 
weil sie unchristlich, sondern weil sie schädlich ist. Doch das Gesetz kann 
hier nur wenig ausrichten (außer in besonderen Fällen wie Trunkenheit am 
Steuer). Die Kirche hat sicherlich das heilige Recht, nicht nur die Sünden 
zu verurteilen, die die Mehrheit, zumindest theoretisch, als Sünden emp­
findet -  Habgier oder Neid etwa -  sondern auch die Pille und das Kon­
dom, selbst wenn bekannt ist, daß das Volk sich aus diesen Verboten nicht 
viel macht. Es ist nicht an mir zu entscheiden, wieviel Energie die Seelsorge 
gegen Habgier und Neid und wieviel sie gegen die Pille aufwenden sollte. 
Aber daraus, daß dies oder jenes moralisch verwerflich ist, folgt noch nicht, 
daß es auch gesetzlich verfolgt werden müßte. Die Unterscheidung zwi- 

. sehen moralischer und rechtlicher Ordnung ist in jedem nichttotalitären 
System natürlich und zwingend; und daß ein Gesetz, das allgemein gebro­
chen wird, kein gutes Gesetz ist, das wußte bereits Cicero.

Natürlich ist es nicht sinnvoll zu fordern, der Staat solle sich in Bezug 
auf die Unterscheidung zwischen Gut und Böse neutral verhalten. Die 
Bischöfe, die diese Forderung kritisieren, haben zweifellos recht. Die U n­
terscheidung ist in jedem Begriff von Gerechtigkeit und auch in der Ge­
setzgebung implizit enthalten. U nd der Staat ist ja auch für die Schulen 
verantwortlich, in denen die Kinder diese Unterscheidung lernen sollen. 
Deshalb ist es richtig, vom Staat zu verlangen, für all die ehrwürdigen 
Dinge Sorge zu tragen, die das Leben erträglich machen -  das menschli­
che Leben, die Familie, den Glauben an die Würde des Menschen, den 
Respekt für Unterschiede, Toleranz. All diese Dinge sind mit dem Chri­
stentum gut vereinbar. Und obwohl es keinen Streit darüber gibt, daß 
Vergewaltigung schlecht ist und Nächstenliebe gut, so sind in anderen 
Fragen Auseinandersetzungen doch denkbar.

In den Augen der Bischöfe ist es gut, regelmäßig zu beichten, und nicht 
gut, sich vor der Beichte zu drücken. Sie fordern jedoch nicht vom Staat, 
die Beichte gesetzlich einzuführen. Der Staat benötigt keine »christlichen 
Werte« als gesetzesgenerierende Formel, denn eine solche würde vor allem 
dazu dienen, das Gesetz auf jene Bereiche der Unterscheidung von Gut 
und Böse auszudehnen, die kontrovers sind. Und das würde der Intoleranz 
und Repression Vorschub leisten. Woher wiederum die Unterscheidung 
von Gut und Böse rührt, das muß weder der Staat noch das Gesetz 
entscheiden. Beide müssen und dürfen auch nicht behaupten, sie rühre von 
Gott, denn das festzustellen, ist der Gesetzgeber nicht in der Lage. Die 
kirchliche Lehre, zumindest die wichtigsten theologischen Schulen, aner­
kennen auf der anderen Seite, daß G ott ein gewisses Wissen um diese 
Unterscheidung in die menschliche Seele eingeschrieben hat, so daß wir 
unabhängig vom Glauben Kenntnis davon haben können.
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Analoge Argumente gelten auch für den nächsten Bereich, in dem sich 
Gesetze auf christliche Werte berufen können (können, aber nicht sollen, 
wie ich meine): die Zensur. Die Zensur von Worten und Bildern, die die 
Kirche als beleidigend oder als sittenwidrig erachtet. Die Kirche hat selbst­
verständlich das Recht zu verlangen, daß das Gesetz sie vor schmähenden 
Angriffen schützt, aber eine Entscheidung in dieser Sache muß den weltli­
chen Gerichten überlassen bleiben. Andernfalls wäre die Kirche Ankläger, 
Partei und Richter in einem. N ur die weltlichen Gerichte können im 
Einzelfall entscheiden, ob die Kirche auf unzulässige Weise beleidigt wor­
den ist, und sie können natürlich nicht davon ausgehen, daß jedwede 
Kritik, die sich gegen die Kirche, den Bischof, die Religion richtet, oder 
jede Leugnung der Existenz Gottes für die Kirche ein Martyrium darstellt 
und strafbar sein muß, denn sonst würden wir in einem ideologischen Staat 
leben wie in der Stalinzeit.

Das Episkopat hat kürzlich einen Film verurteilt, der seiner Meinung 
nach die Kirche und die Priester verunglimpfte. Angenommen, dies wäre 
der Fall, dann müßte man doch fragen, was das Ziel einer solchen Verur­
teilung sein soll. Die Bischöfe wissen ja, wie wir alle, daß so etwas die 
wirksamste Werbung darstellt. (Wieviel Menschen haben die Bücher von 
Salman Rushdie nur infolge des Todesurteils gelesen, das die iranischen 
Fanatiker gegen ihn verhängt haben; und wieviele Menschen haben »Spy- 
catcher«, das Buch über die Geschichte der britischen Abwehr, nur deshalb 
gelesen, weil Frau Thatcher unklug genug war, den Import des Buches nach 
Großbritannien zu verbieten!) Wenn der Zweck der Verurteilung also 
nicht darin bestehen kann, die Zahl der Rezipienten zu verringern, denn 
man weiß ja, daß das Gegenteil der Fall sein wird, worin soll er dann 
bestehen? Da nicht die Wirksamkeit einer solchen Maßnahme das Anlie­
gen zu sein scheint, fürchte ich, daß hier nur das Gefühl, »etwas getan zu 
haben« wichtig ist, die bürokratische Genugtuung also.

Was die Zensur im Bereich der Sittlichkeit betrifft, so hege ich gewiß 
keinerlei Sympathie für Pornographie. Aber es ist hoffnungslos, wirksame 
Gesetze gegen die Pornographie einzuführen, und es wird immer hoff­
nungsloser. Das betrifft nicht nur die Frage der Pornographie. Die Fort­
schritte in der Kommunikationstechnik machen eine Zensur heute un­
durchführbar.

Man schreibt in letzter Zeit viel über die kulturellen Folgen des Internet. 
Viele sind der Meinung, daß die blitzartige Entwicklung dieser Technolo­
gie totalitären Regimen -  ob kommunistisch wie China oder religiös wie 
der Iran -  in absehbarer Zukunft den Garaus machen werden. Es wird 
einfach keine Möglichkeit mehr geben, die Menschen vom globalen Kom­
munikationsnetz abzuschneiden. Man kann den Gebrauch von Geräten 
zum Empfang von Satellitenfernsehen polizeilich verbieten, aber diese
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Verbote werden immer weniger durchsetzbar sein; und an das Internet 
angeschlossene Computer werden zumindest in Ländern mit einem mini­
malen Bildungsniveau immer breiter zugänglich werden. Eine Zensur -  
gleich, ob kommunistisch, islamisch oder katholisch -  wird unter solchen 
Bedingungen nicht mehr funktionieren. Die Kirche wird also unter der 
Prämisse wirken müssen, daß es keine technischen Mittel gibt, die Gläubi­
gen vor unerwünschten Quellen der Propaganda, Einflußnahme und In­
formation zu bewahren. Wer welche Informationen nutzt, ist Sache seiner 
freien Wahl.

Es hat keinen Sinn, darüber zu jammern, daß irgendeine katholische 
Zeitschrift nicht gelesen wird, während andere, nichtkatholische gelesen 
werden. Man kann nur darüber nachdenken, wie zu bewerkstelligen wäre, 
daß eine katholische Zeitschrift Vertrauen und Sympathie und nicht Lan­
geweile und Widerwillen auslöst. Gegen den Teufel -  in welcher Gestalt 
auch immer -  zu wettern, ist wirkungslos. Der Teufel weiß besser, was er 
tun soll, und die Kirche kann ihn nur mit Mitteln bekämpfen, die unserer 
Kultur Rechnung tragen, so wie sie ist. Unsere Zivilisation hat furchtbare 
Seiten, aber die Kirche kann und wird nur das Wort dagegen setzen können 
und nicht das Schwert.

Machen wir uns also nichts vor: Es wird keine Zensur geben -  nicht, 
weil sie schlecht ist, sondern weil sie undurchführbar geworden ist. Die 
Menschen werden wählen -  nicht, weil sie die notwendige Urteilskraft 
besitzen, sondern weil es sich nicht vermeiden läßt zu wählen.

Christliche Werte gehören jedoch aus grundsätzlicheren Überlegungen 
nicht in die Verfassung. »Christliche Werte«, das ist kein Begriff aus der 
Sprache des Glaubens, sondern aus der Sprache der Soziologie oder der 
Ethik. Daß weder der Apostel Paulus noch der Hl. Augustinus von 
»christlichen Werten« sprachen, ist, wie schon bemerkt, verständlich, denn 
wenn man davon spricht, spricht man gleichsam von außen. Bei denjeni­
gen, die christliche Werte in den Gesetzen anmahnen, kann man sich des 
Verdachts nicht erwehren, sie wollten aus dem Christentum eine Ideologie 
machen, und das ist das Christentum ganz entschieden nicht. Christliche 
Werte in der Verfassung würden nicht die weltlichen Institutionen evange- 
lisieren, sondern das Christentum heidnisch machen.

In Bezug auf Polen ist es natürlich und notwendig, daß die Präambel der 
Verfassung die Bedeutung unterstreicht, die die religiöse Tradition und die 
Kirche in der Geschichte der polnischen Nation haben. Doch die Forde­
rung nach gesetzlicher Verankerung der christlichen Werte ist heidnisch 
und ideologisch. Kaiser Konstantin hat die heidnischen Tempel zerstört 
und auf diese Weise zum Triumph des Christentums beigetragen, aber eines 
Christentums ganz spezieller Art: als herrschende Ideologie. Wie dem auch 
sei, eine Wiederholung seines Werks ist nicht möglich, weil das Christen­
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tum nicht von den Anbetern des Baal oder des Zeus, sondern von den 
Anbetern des Geldes bedroht wird, und die Tempel des Geldes zu zerstö­
ren, das müßte einer erst mal wagen.

Eine weitere Gefahr rührt daher, daß die Auslegung der Gesetze Sache 
der weltlichen Institutionen ist, die von wechselnden politischen Kräften 
beherrscht werden. Das könnte schließlich dazu führen, daß die politi­
schen Parteien, die gerade an der Macht sind, darüber entscheiden, worin 
die »christlichen Werte« bestehen und worin nicht, wodurch wir durch die 
H intertür bei der erastinischen Häresie landen würden, die es gerade zu 
vermeiden galt. (Zur Erinnerung: Der protestantische Theologe Erastus 
aus dem 16. Jhdt. wollte der weltlichen Macht die volle Rechtssprechung 
in kirchlichen Fragen überantworten.) Ein gut geschulter Dialektiker wird 
zudem immer nachweisen können, daß alles, was den Herrschenden gerade 
gefällt, ganz bestimmt in Übereinstimmung mit den christlichen Werten 
steht, so zum Beispiel der Kommunismus; ich könnte selbst eine solche 
Beweisführung antreten.
Es gibt nichts, das besser, nichts, das mitreißender und verehrungswürdi­
ger wäre, als der Ruf Jesu Christi, und nichts steht uns besser an, als uns zu 
schämen, daß nur so wenige diesem Ruf folgen. Daraus ergibt sich selbst­
verständlich nicht, daß alle Mittel, die die Kirche über Jahrhunderte ange­
wandt hat, um ihn lebendig zu halten, einschließlich Verfolgung und 
Zensur, gut gewesen wären. Ich wiederhole: Eine Zensur wird es nicht 
geben, einen christlich ideologischen (besser gesagt pseudochristlichen) 
Staat wird es auch nicht geben. Die barbarischen Mittel, die verschiedene 
Abspaltungen des Islam anwenden, sind in unserer Welt nicht akzeptabel, 
darüberhinaus ist ihre Wirksamkeit langfristig äußerst zweifelhaft.

Das Christentumi muß also auf der Grundlage der Prämisse wirken, daß 
es nicht in der Lage ist, der heutigen Zivilisation ein Ende zu machen. Und 
diese Zivilisation beruht auf der nicht ausgesprochenen Übereinkunft, daß 
das Vergnügen das höchste, wenn nicht das einzige Gut ist. Doch das kann 
das Christentum auf keinen Fall hinnehmen, wenn es sich nicht selbst den 
Todesstoß versetzen will. Es wird deshalb, nicht zum ersten Mal, »gegen 
die Welt« sein, und es wird nur unter dieser Bedingung überleben. Es gibt 
aber zwei Wege, auf denen sich das Christentum zu Tode bringen könnte: 
Entweder, indem es sich der bestehenden Zivilisation anpaßt, nur weil es 
sie gibt (und es scheint solche Strömungen zu geben), oder umgekehrt, 
indem es versucht, sich mit Hilfe von gesetzlichem Zwang durchzusetzen.

Daraus folgt aber ganz und gar nicht, daß die Kirche »sich nicht in die 
Politik einmischen« solle, wie die Herrschenden des kommunistischen 
Regimes zu sagen pflegten. Die Kirche hat das Recht wie alle anderen auch, 
sich in die Politik einzumischen und dabei nicht nur ihre eigenen Vorstel­
lungen über die Einrichtung des irdischen Staates zu propagieren, sondern
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auch bestimmte politische Parteien und Personen zu unterstützen und 
andere zu bekämpfen. Aber sie muß zur Kenntnis nehmen, daß sie dann 
auch nach politischen Maßstäben beurteilt wird. Sie wird ihr Anliegen 
nicht befördern, sondern eher ihre Glaubwürdigkeit verlieren, wenn sie zu 
suggerieren versucht, daß man diesen oder jenen Kandidaten wählen sollte, 
weil »Gott es so will«. Was Gott von den Menschen will, wissen wir aus 
dem Evangelium, wir wissen jedoch nicht, wen Gott aus welchen Gründen 
in einer bestimmten politischen Situation begünstigen würde. Wenn die 
Kirche aber am politischen Spiel teilnimmt -  auch wenn keine Geistli­
chen für das Parlament kandidieren -  dann muß sie auch politische Nie­
derlagen in Kauf nehmen.

Bei den letzten polnischen Parlamentswahlen rief das Episkopat dazu 
auf, Parteien zu wählen, die »christliche Werte« unterstützen. Diese Partei­
en wurden dabei zwar nicht explizit genannt, welche gemeint waren, war 
aber einem Teil der katholischen Presse zu entnehmen, und ohnehin waren 
sie allgemein bekannt. Das Ergebnis: Bei einer Wahlbeteiligung von etwa 
50% stimmten 10% (d.h. ca. 5% der gesamten Wählerschaft) für diese 
Parteien. Was heißt das nun für Polen, könnte man fragen, haben wir 95% 
Katholiken oder eher 5%? Aber diese Frage geht von einer falschen Vor­
aussetzung aus. Der Katholizismus ist graduell, so wie die Loyalität gegen­
über der Kirche graduell und differenziert ist. Das Ergebnis der Wahl zeigt 
nicht, daß es in Polen 5% Katholiken gibt, sondern daß das Volk sich aus 
den politischen Empfehlungen der Kirche wenig macht. Das wäre kein 
Unglück, wenn nicht noch etwas anderes dazu käme: Je mehr die Men­
schen sehen, daß die Kirche in politische Spiele verstrickt ist, desto eher 
tendieren sie dazu, sie als einen politischen Organismus wahrzunehmen, 
und damit das Christentum seiner Inhalte zu entleeren.

Ja, wir kennen die traditionelle Unterscheidung von Politik als Kampf 
um die Macht und Politik als Sorge um das Gemeinwohl, aber zahlreiche 
und lange Erfahrungen haben diese Unterscheidung in der Wahrnehmung 
der Menschen verwischt. Und die meisten politischen Kräfte sagen doch 
unentwegt dasselbe: Es gehe ihnen nur um das Gemeinwohl, nicht um die 
Macht. Das ist die Realität, die wir vorfinden. Man kann das bedauern, aber 
es ist schwer, sie zu ändern.

Die Frage des politischen Einflusses der Kirche hängt letztendlich mit 
der Art und Weise zusammen, wie moralische Lehren von Forderungen 
nach Repression unterschieden werden. Um auf Polen zurückzukommen: 
Die Kirche hat das Recht zu verkünden, die Pille sei eine schlimme Sünde, 
aber man kann davon ausgehen, daß die Polen kein System wollen, in dem 
es strafbar wäre, die Pille zu nehmen, und sie haben den Verdacht, daß die 
Kirche, oder zumindest ein Teil der Kirche, genau so ein System anstrebt.

Papst Gelasius hat vor 1500 Jahren in seinem berühmten Brief an Kaiser
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Anastasius seine Lehre von den zwei Schwertern formuliert. Wenn das 
geistliche Schwert der Kirche auch die materielle Oberhand über das 
weltliche Schwert des Staates bekommen will und Gesetze erläßt, so wird 
es verlieren. Das ist nicht weiter schlimm, denn es sollte verlieren. Wichtig 
ist nur, daß damit nicht auch das Christentum verliert. Ich glaube aber 
nicht, daß es verlieren wird.

Wie wir alle wissen, wird es zur Zeit einer schweren Prüfung ausgesetzt, 
und zwar nicht wegen der Verfolgungen, denen Christen in China, im 
Sudan und in einigen anderen muslimischen Staaten ausgesetzt sind. Nein, 
es ist die eigene Unfähigkeit, das Wort in einer Weise zu verkünden, die es 
lebendig werden ließe, die das Gewissen erreichen, es durch Vorbild und 
Glauben öffnen würde, insbesondere unter jungen und gebildeten Men­
schen. Dennoch glaube ich, daß das Christentum gerettet wird. Aber 
Heilige, nicht Bürokraten werden es retten, gute Menschen, nicht aufge­
blasene Hasser, engagierte Gemeinschaften von Gläubigen, die sich am 
Rande der Kirche oder außerhalb (wenn auch nicht allzu weit entfernt) von 
ihr befinden.

Wir können auch nichts dagegen ausrichten, daß alles, was ein Priester 
tut, der Kirche angelastet wird, daß ein Priester, der die Menschen von sich 
wegstößt, sie auch von der Kirche wegstößt. Dennoch glaube ich, daß diese 
wunderbare und ungeheure geistige Energie, deren Eruption einst das 
Christentum entstehen ließ, durch all die Wechselfälle seines Schicksals 
stets wirksam war, selbst in den schlimmsten Augenblicken.

Nein, man soll mir hier nicht von der Inquisition, von den Kreuzzügen, 
den Scheiterhaufen, dem Index, nicht von Hus und Galilei erzählen. Ich 
weiß das alles, und ich sage mitnichten: »Das sind alte Geschichten, es 
lohnt nicht, ständig an sie zu erinnern«. Das Erinnern lohnt sehr wohl, 
denn es ist unsere Geschichte, also ein Teil von uns. Ich sage auch nicht: 
»Nun ja, die Kirche hat jeweils die Sitten ihrer Zeit übernommen, und die 
waren nicht immer die besten«, denn die Kirche hat ihre Zeit geprägt, oder 
mitgeprägt, und ist mithin für sie verantwortlich, umso mehr, je mehr 
Macht sie hatte. Und ihre Aufgabe war es, wenn nötig, ihre Zeit herauszu­
fordern. Ich behaupte auch nicht hegelianisch, daß selbst dort, wo das 
Christentum mit Feuer und Schwert vorgegangen ist, es immerhin Barba­
renstämme zivilisiert habe, historisch gesehen zu deren eigenem Vorteil; 
denn es gibt keine Methode, um in solchen Dingen Gewinn und Verlust zu 
berechnen.

Ich meine aber, daß selbst die Scheiterhaufen mehrdeutig waren. Neben 
allen politischen und privaten Motiven war auch echte Sorge um die 
Erlösung der Seele im Spiel. Nein, ich wünsche mir keine Rückkehr zu 
solchen Gepflogenheiten, zumal sie mir selbst nicht bekommen würden, 
aber ich möchte dem Offensichtlichen auf den Grund gehen, und dabei
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wird sich, so glaube ich, stets zeigen, daß das Offensichtliche gar nicht so 
offensichtlich ist, daß die Welt tatsächlich vieldeutig und kompliziert ist, 
daß überall eine »zweite Wahrheit« existiert.

Der große Innozenz III., ein eiserner Papst, ein Theokrat und ein 
politisches Genie, hat, noch bevor er den päpstlichen Thron bestieg, ein 
kleines Büchlein geschrieben, in dem er ein sehr altes Thema behandelt: 
»De miseria humanae conditionis«. Heute scheint die Kirche dieses Thema 
vergessen zu haben. Es scheint, als ob sie sich ihrer Zeit anverwandeln 
wollte, indem sie uns suggeriert, es werde auf der Welt immer lustiger.

Dieser Meinung bin ich aber keineswegs, und ich wage sogar zu behaup­
ten, daß es die Aufgabe der Kirche ist, dem Beispiel von Papst Innozenz 
III. zu folgen und vom Elend des menschlichen Schicksals zu sprechen, 
selbst auf die Gefahr hin, sich lächerlich zu machen oder sich dem dummen 
Vorwurf auszusetzen, die Kirche kenne das Leben nicht. Amen.

Aus dem Polnischen von Anna Leszczynska
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